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Protokoll

iiber die 8. Sitzung vom 21. Oktober 1992

Beginn: 10.01 Uhr

Priisident Dr. Hopmeier: Meine Damen und Herren! Ich
erdffne die 8. Sitzung des 11. Landtags von Baden-Wiirt.
temberg.

Urlaub fir heute habe ich den Herren Abg. Alfred Haas
und Dr. Puchta erteilt.

Dienstlich verhindert ist Herr Verkehrsminister
Schaufler,

Meine Damen und Herren, eine Zusammenstellung der
Eingidnge liegt Thnen vervielfiltigt vor. -~ Sie nehmen
davon Kenntnis und stimmen den Uberweisungsvorschli-
gen zu.

Im Eingang befinden sich:

1. Mitteilung der Landesregierung vom 21. September 1992 - Ent-
wicklungspolitische MaBnahmen im Zeitraum 1989 bis 1990 -
Drucksache 117568

Uberweisung an den Wirtschaftsausschuf3
2. Schreiben des Wirtschaftsministeriums vom 30. September
1992 - Wohnungsbau 1993 - Bericht und Leitlinien zur Woh-

nungsbauférderung

Uberweisung an den Wirtschaftsausschu und federfithrend an
den Finanzausschufl

3. Mitteilung des Rechnungshofs vom 17. August 1992 - Denk-
schrift 1992 zur Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung des Landes

Baden-Wiirttemberg mit Bemerkungen zur Landeshaushalts-
rechnung 1990 — Drucksache 11/406

Uberweisung an den Finanzausschul

*

Wir treten in die Tagesordnung ein,

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung aufl:

Aktuelle Debatte — Entwicklung und Perspektiven des Wirt-
schaftsstandortes Baden-Wiirttemberg — beantragt von der
Fraktion der SPD

Das Prisidium hat fiir die Aktuelle Debatte eine Gesamt-
dauver von 30 Minuten festgelegt. Die Redezeit der Regie-

rung wird darauf nicht angerechnet. Fiir die einleitenden
Erklirungen der Fraktionen und fiir die Redner der zwei-
ten Runde gilt eine Redezeit von jeweils 5 Minuten.

Das Wort erteile ich Herrn Abg. Weyrosta,

Abg. Weyrosta SPD: Herr Prdsident, meine verehrten Da-
men, meine Herren Kollegen! In einer Studie einer inter-
nationalen Kommission steht, wir sotlten die Hoffnung
nicht aufgeben, dafi Probleme, die von Menschen geschaf-
fen worden seien, auch von Menschen geldst werden kdnn-
ten. Die beste Methode, sich darauf vorzubereiten, besteht
also darin, es zu tun.

Bei vielen Menschen verstirkt sich ein Gefiihl der kollekti-
ven Verantwortungslosigkeit, der Riickzug ins Private. Die
zuriickgelehnte Langeweile in einer Zuschauerdemokratie
hat Platz gegriffen, und wir Politiker tun uns schwer, die
Dinge so glaubwiirdig zu beschreiben, dafi sie die Men-
schen auf der StraBe begreifen und daran glauben, dal wir
die Dinge im Griff haben.

Wenn man heute die Wirtschaftszeitungen aufschlégt, liest
man Uberschriften wie ,,Land steht vor Konjunkturab-
schwung®, ,, Talfahrt im Sidwesten®, ,,Wachstum im Siid-
westen unter 2 %", Die Ursachen fir diese Probleme wer-
den weitgehend auf finanzielle und strukturelle Engpiisse
oder auf das Fehlverhalten von Menschen und Institutio-
nen zuriickgefiihrt.

Doch nach meiner Auffassung liegen die Ursachen tiefer,
Es mangelte bisher an ordnungskonformer Politik, und der
Politik mangelte es an ordnungspolitischer Orientierung.
Diese Ordnung kann, meine ich, kein wertfreies, soziales
Gebilde sein, weil der Mensch Subjekt sein mull und nicht
Objekt sein darf. Soziale Probleme in dieser Ordnung, die
unvermeidbar erscheinen, sollten nicht nur im nachhinein
korrigiert werden. Besonders in der Wirtschaftspolitik
kommt es nach meiner Meinung vielmehr darauf an, ihre
Entstehung durch eine Korrektur an der Quelle zu verhin-
dern.

Es ist unbestritten, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren: Korrekturen in Systemen lassen sich leichter bei knap-
pen Kassen als im Uberschwang von miihelosen Erfolgen
vornehmen. Deswegen haben wir jetzt eine groBle Chance
in unserem Land. So erscheint mir die stindige Festsiel-
lung baden-wiirttembergischer Spitzenpolitiker, wir hétten
bisher iiber unsere Verhiltnisse gelebt, zu kurz gegriffen.

(Abg. Oettinger CDU: Wen meinen Sie?)
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r Weyrosta)

- Lesen Sie doch die Zeitungen. Sie wissen es doch selbst.

Was heilst denn das? Wir haben iber unsere Verhiltnisse
gelebt.

{Abg. Oettinger CDU: Wen meinen Sie? - Abg.
Kuhn GRUNE: Spdri und Teufel, oder wie? —
Abg. Weimer SPD: Kuhn und Déring!)

Wer hut denn {ber seine Verhdltnisse gelebt? Wer trigt
denn die Verantwortung dafiir, daBl wir iiber unsere Ver-
hiltnisse gelebt haben? Welche Verhilinisse sind es denn,
iber die wir hinausgeschossen sind?

{Abg. Oettinger CDU: Fiir wen sprechen Sie? -
Zuruf des Abg. Weimer SPD)

Es ist zum probaten Mittel der Agitation mancher Politiker
im Land geworden, so zu reden, um ein schlechtes Gewis-
sen bet seinen Bewohnern zu erzeugen. Aber, meine sehr
verehrten Damen und Herren und Herr Kollege Oettinger,
keine Hektik und keine Aufregung heute morgen. Jetzt, wo
wir allzufrith gezogene Wechsel friiherer Regierungen ein-
zuldsen haben, ist es doch kaum zu vermitteln, dal} wir tig-
lich 8,7 Millionen DM Zinsen fiir unsere Schulden bezah-
len missen, obwohl wir unsere Hausaufgaben nicht erle-
digt haben.

{(Zuruf des Abg. Fleischer CDU)

Die Wohnraumversorgung ist ein Trauma geworden. Die
Langzeitarbeitslosigkeit erfiillt uns mit Sorge. Die Ver-
kehrsbedienung scheint ungeldst.

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Wer ist dafiir ver-
antwortlich?)

— Die Frage habe ich doch gestellt, Herr Kollege Déoring.

{Abg. Dr. Déring FDP/DVP:; Aber ich will von
Thnen die Antwort!)

- Ich gebe auch die Antwort darauf: Niemand kann sich
aus dieser Verantwortung schleichen. Wir alle haben dies
zu verantworten. Deswegen miissen wir jetzt auch gemein-
sam sehen, daB wir das Schiff wieder flott bekommen.

(Beifall bej der SPD - Abg. Renz GRUNE: Alle?)

Wir sind gezwungen, mit dem Vorschlaghammer wichtige
Investitionen fiir die Entwicklung im Land kleiner zu klop-
fen. Die Konjunktur knickt ein, Depressionen machen sich
breit. Aber ich bin viel zu optimistisch, um jetzt ein Lied
iiber unser Land zu singen, als wiéren wir in einer hoff-
nungslosen Situation. Das Umgekehrte ist der Fall. Wir
miissen jetzt Eckpunkte und Linien beschreiben, an denen
wir uns festmachen kdnnen. Niemand soll sagen, man ha-
be es nicht gewuBt. Selbst weise Ratschlige, die aus Jena
heriiberwehen, sind meiner Meinung nach reichlich depla-
ziert.
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(Abg. Weimer SPD: Ja, da ist etwas dranl)

Wir alle hatten nicht die Einsicht und die Kraft, in siehen
fetten Jahren die Ricklagen fir folgende sieben magere
Jahre zurickzulegen.

{Abg. Drexler SPD: Soist es! — Abg. Hauk CDU:
Es sind schon elf!)

- Ach! Sie kennen doch den Unterschied zwischen Sprich-
wortern und arithmetischen Zahlenreihen. Ich halte Sie je-
denfalls fiir so intelligent, weil Sie auch so aussehen.

(Vereinzelt Heiterkeit)

Aber niemand - ich wiederhole das; das ist ganz wichtig -
kann sich aus der Verantwortung schleichen; die Regieren-
den sowieso nie und die Opposition auch nicht, denn
NutznieBer waren viele. So bleibt es Zynismus, von
schwierigen Zeiien zu reden, mit arroganter Ignoranz iiber
die Alltagssorgen Normalverdienender und auch der So-
zialhilfeempfénger hinwegzuschreiten und von schwierigen
Zeiten in Baden-Wiirttemberg auf hohem Niveau zu reden.
Das ist der Situation, in der wir uns befinden, nicht ange-
messen. Nein, jetzt ist die Zeit fir erbarmungslose Be-
standsaufnahmen. Wirklichkeitsnahe Ehrlichkeit ist ge-
fragt. Die Menschen in diesem Land miissen wissen, wohin
es geht. Sie missen sich auf uns verlassen kdnnen.

Was ist zu tun? Was fehlt? Was kostet dies? Wo ist das
Geld dafiir? Was mul} zuriickstehen? Wie lange miissen
wir die Probleme vor uns herschieben? Schwerpunkte miis-
sen iiberzeugend angeboten werden.

(Abg. Bitikofer GRUNE: Haben Sie auch Ant-
worten parat?)

- Langsam, langsam! In der Opposition 146t sich das leicht
sagen. Das weill ich aus Erfahrung, Herr Kollege. Kom-
men Sie einmal in die Regierung, dann reden Sie mit ande-
ren Zungen.

{Abg. Biitikofer GRUNE: Ich sehe, wie schwer es
Ihnen fillt! - Unruhe — Glocke des Prisidenten)

Aber Gott sei Dank hat dies nicht stattgefunden.

(Abg. Kuhn GRUNE: Nua, Herr Weyrosta, das
haben Sie aber auch schon anders gesagt!)

- Ich weil3. Ich wuBte, dal} ich Sie mit diesem Wort aufre-
ge, Herr Kollege Kuhn.

(Abg. Schlauch GRUNE: Man soll den Tag nicht
vor dem Abend loben, Herr Kollege! - Anhalten-
de Unruhe - Glocke des Prisidenten)

Prisident Dr, Hopmeier: Ich darf um Ruhe bitten.

Abg. Weyrosta SPD: Klarheit und Wahrheit - -
(Anhaltende Unruhe)

— Was fiir eine Aufgeregtheit am frithen Morgen!

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Sie wecken uns ge-
rade! — Zuruf: Wir sind wach!)
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fWeyrosta)

Pakete sind zu schniiren, Zeitpline anzusteuern und Ziele
zu beschreiben. fch sage es Thnen: Es ist wieder Pionier-
geist gefragt. Die Verantwortung mul} etabliert werden.
Die Menschen miissen sich dazu bekennen, daf} es sich
lohnt, in diesem Land zu leben. Es muB sie umgekehrt so-
gar mit Stolz erfiillen, in schweren Zeiten die Verantwor-
tung zu {ibernehmen und das Schiff wieder flott zu ma-
chen.

{Beifall bei Abgeordneten der SPI»)

Es regnet uns ganz schdn in die Bude, meine sehr verchrten
Damen und Herren. Wer will das leugnen?

{Unruhe)

Das Solidarpaket fiir die neuen Bundeslidnder ist zu schnii-
ren. Wer will sich da ausnehmen? Der Zusammenbruch
der Ostmirkte muBl Gberwunden werden. Den neuen An-
forderungen des Binnenmarktes mull begegnet werden.
Der dkologische Umbau der Volkswirtschaft

(Beifall des Abg. Drexler SPD)

mul} geschehen, um internationale Marktfithrerschaft mit
neuen, mit intelligenten Produkten im Sinne der Erhaltung
unserer Umwelt zu gewinnen.

(Zuruf von den GRUNEN)

Das Hereinschwappen vieler Menschen iiber die Grenze ist
aufzufangen, und neue Mirkte sind in Sidostasien zu ge-
winnen. Dazu brauchen wir jeden im Lande, meine sehr
verehrten Damen und Herren. Jammern und Wehklagen
niitzt nichts. Politik, Wirtschaft, Gewerkschaften, Wissen-
schaft und Kommunen miissen ran.

Eine solche vorausschauende Wirtschaftspolitik in einer
zunehmend komplizierter werdenden Umwelt erfordert die
stindige Einrichtung von ,,Denkfabriken*. Bedrohliche
Entwicklungen konnen dort erkannt und GegenmaBnah-
men eingeleitet werden. Die neuen Technologien oder
Schliisseltechnologien haben eine neue Produktionswelt
geschaffen. Wir haben uns darauf einzurichten.

Natiirlich sind die Politiker nicht die leitenden Angestell-
ten der Wirtschaft; aber man kann mit uns rechnen, wie
wir auch auf die Wirtschaft bauen. Rahmenbedingungen,
von denen immer die Rede ist, entstehen nur dann, wenn
man korrespondiert, Folgen abschitzt und Vertrauen er-
zeugt. Die enge Verzahnung der globalen Wirtschaftspoli-
tik mit der gezielten Branchenpolitik ist deshalb von zen-
traler Bedeutung.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, man kann, wie
der Kollege Kuhn, den Kopf schiitteln, wenn man die Si-
tuation im Lande beschreibt,

(Abg. Kuhn GRUNE: Ich schiittle den Kopf we-
gen Threr Rede!)

um nicht Hoffnungslosigkeit ausbrechen zu lassen, son-
dern vielmehr konkretes Handeln einzufordern. Dies ist in

5 Minuten Redezeit zu Beginn der Aktuellen Debatte si-
cherlich nicht mdglich,

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Das merken wir ge-
rade’)

aber Gefiihle massen vermittelt werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir sind nicht
das Gelobte Land, aber um den Weg zur Wiedergewin-
nung der Stabilitit, des Fortschritts und der Gerechtigkeit
haben wir uns zu bemiihen.

Ich danke Thnen dafiir, daB Sie mir zumindest am Anfang
zugehort haben.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der
CchuU)

Priisident Dr. Hopmeier; Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Oettinger.

(Zuruf des Abg. Biitikofer GRUNE)

Abg. Qettinger CDU: Herr Priisident, verehrte Kolleginnen
und Kollegen! Wer die Situation des Standorts Baden-
Wiirttemberg fiir Arbeitspldtze und Wirtschaft im Oktober
1992 zeichnet, muB von zwei grundsatzlichen Betrachtun-
gen ausgehen: erstens der konjunkturelien, zweitens der
strukturellen.

Konjunkturell sind wir eingebettet in einen weltweiten Ab-
schwung der Wirtschaftsentwicklung, in einen volligen Ab-
falt der wirtschaftlichen Entwicklung in Osteuropa, und
wir haben im Grunde genommen mit zwei Jahren Zeitver-
zbgerung jetzt cin Ergebnis, wie es in den USA, in Frank-
reich, in England, in Italien vorgezeichnet war. Hoffen
wir, daB wir nicht erst wieder zwei Jahre spiter aus dem
konjunkturellen Abschwung herauskommen. Dazu kdnnen
wir unseren Beitrag leisten.

Strukturell ist Baden-Wiirttemberg innerhalb des Standorts
Deutschland wie kein anderes Bundesland exportabhén-
gig: Maschinenbau, Fahrzeugbau, Elektrotechnik, chemi-
sche Industrie. Dies heifit — und dies sage ich auch mit
Blick auf die Zahlen von heute —, daB wir immer dann,
wenn Auftrige vom Ausland in Baden-Wiirttemberg an-
kommen, stirkere konjunkturelle Entwicklungen nach
oben hatten und haben und immer dann, wenn der Export
stockt, uns etwas schwerer als andere Regionen tun.

(Zuruf des Abg. Kuhn GRUNE: Logisch?)

Insofern sehe ich auch mit Gelassenheit das, was uns an
aktuellen Zahlen vorgelegt wird:

(Abg. Kuhn GRUNE und Abg. Dr. Doring FDP/
DVP: Gelassenheit!)

Abschwung in einem MaBe, der andere Bundeslinder
iibertreffen mag, mittelfristig ebenso Chancen auf Aui-
schwung in einem iiberdurchschnittlichen MaBe, Tun wir
doch nicht so, wenn wir andere Regionen betrachten, als
ob der Standort Baden-Wiirttemberg im besonderen ge-
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{Oettinger;

fihrdet sei. In Miinchen liduft die Diskussion um die Sor-
gen der Raumfahrt, der Luftfahrt und der Riistungsindu-
strie. In Frankfurt wird der Bereinigungsprozeli im Dienst-
leistungsbereich bei den Banken erst noch kommen. New
York kann auch dort einmal landen. Und im Ruhrgebiet
ist doch nach wie vor der Kohlepfennig ein erheblicher
Wirtschaftsfaktor, den wir in Baden-Wiirttemberg in nicht
geringem Male bezahlen. Ich glaube, daB der Standort Ba-
den-Wiirttemberg auch weiterhin besondere Chancen in
Europa haben kann.

{Zuruf von den GRUNEN: Kann!)

Sieben Faktoren sind dazu aus der Sicht der CDU-Frak-
tion notwendig.

Erstens: Die Produkte, die wir herstellen, sind in Qualitit
und Technologie nach wie vor an der Spitze, aber sie sind
zu teuer. Wenn Produkte zu teuer sind, muBl man die Ko-
stenfaktoren priifen,

{Abg. Schlauch GRUNE: Vielleicht auch einmal
die Produkte priifent)

die lauten: Unternehmensbesteuerung, Lohnkosten und
Lohnnebenkosten. Meine Fraktion ist bereit, dort, wo sie
bei der Senkung von Unternehmensteuern eifen direkten
Bettrag leisten kann, direkt mitzuwirken, und dort, wo sie
indirekt die Verantwortung tragt, auf die Geséllschaft ein-
zuwirken, damit sich Lohn- und Lohnnebenkosten nicht
mehr {iber, sondern unter dem Produktivititszuwachs ent-
wickeln.

(Beifall bei der CDU — Abg. Biitikofer GRUNE:
Nehmen Sie einmal Thre Scheuklappen ab!)

Zweitens: Die Bildung mul sich verstirkt dem Arbeits-
markt und der Wirtschaft von morgen stellen. Nicht daB
wir zu viele Studierende hitten, nicht daB wir zu tange fiir
alle ausbilden, aber wir richten uns in unserer Schule und
Hochschule zuwenig auf die Erfordernisse des Arbeits-
markts von morgen ein. Der Humanismus ist das eine,
aber ich bekenne, daB wir Bildungspolitik stirker unter
dem Gesichtspunkt ,,Ausbildung fiir den kiinftigen Ar-
beitsmarkt™ gestalten miissen.

(Beifali bei der CDDU)

Drittens: Die Verwaltungs- und Behdrdenwege sind zu
lang und uniiberschaubar. Verwaltungsreform in allen Be-
reichen, Deregulierung in allen Bereichen und Verkiirzung
von Zeitabldufen erscheinen uns notwendig. Es darf nicht
sein, daB Investoren aus den USA in Straburg oder in Ba-
den-Wiirttemberg ihr Geld fiir Arbeitspldtze anlegen wol-
len, es in StraBburg aber zwei Jahre friiher investieren kdn-
nen und deswegen dort und nicht bei uns Arbeitsplitze
aufbauen.

(Beifall bei der CDU)

Yiertens: Wir brauchen Mut flir neue Wohnflichen, wir
brauchen Mut fir neue Gewerbeflichen. Ich bin gespannt,
verehrter Herr Wirtschaftsminister, ob die Sklerose
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(Zuruf von den GRUNEN: Das ist der dkologi-
sche Umbau!)

in allen Teilen ihrer Partei iiberwindbar ist. Wir werden se-
hen, ob wir bei der Neuausweisung von Gewerbegebicten
in den Kommunalparlamenten Mehrheiten hinbekommen
werden.

(Beifall bei der CDU)

Fiinftens: Wir kdnnen eine ordentliche Bilunz unserer For-
schungspolitik ziehen. Baden-Wiirttemberg liegt weiterhin
in der Grundlagenforschung vorn, Baden-Wiirttemberg
liegt weithin vorn in der Zusammenarbeit von Wissen-
schaft und Wirtschaft bei der Schaffung kiinftiger Arbeits-
plitze. Wir werden auch bei schwierig werdenden Haus-
haltsberatungen im Bereich Forschung und Entwicklung
nicht sparen, sondern hier unseren Stand und unsere
Schwerpunkte erhalten wollen.

Und dann, liebe Kolleginnen und Kollegen, kann man ge-
nerell sagen: Wir miissen Zeitverluste anfholen, wir miissen
Standortentscheidungen schneller als in der Vergangenheit
treffen.

{Abg. Fleischer CDU: Sehr richtig!)

Ich begriiBe mit Nachdruck, dafi der Fiughafen jetzt ge-
baut wird.

(Abg. Wieser CDU: Endlich?)

Ich begriifie mit Nachdruck, daB der Flughafen als wichti-
ger Faktor fiir den Wirtschaftsstandort Baden-Wiirttem-
berg eine breite Akzeptanz bekommt.

(Zuruf des Abg. Schlauch GRUNE)

Aber woran liegt es denn, daf} der Flughafen nicht fertig,
sondern erst am Anfang seiner Bauphase ist? Das liegt
doch nicht an der CDU-Fraktion. Es liegt doch an anderen
Kriften in unserer Gesellschaft, dal wir viele Jahre ge-
glaubt haben, ein weiterer Ausbau unserer Infrastruktur sei
nicht mehr notwendip.

(Beifall bei der CDU - Zuruf von den GRU-
NEN)

Dieses Parlament und alle Verantwortlichen werden gut
beraten sein, notwendige Entscheidungen fir die kinftige
Infrastruktur im Energiebereich, im Verkehrsbereich, im
Bereich der Entsorgung

(Zuruf von den GRUNEN)

friithzeitig zu treffen, denn jedes Jahr einer Verzdgerung ist
ein Jahr, welches dem Standort Baden-Wiirttemberg scha-
det.

Ein letzter Punkt: Die Bio- und Gentechnologie und die
diesbeziigliche Gesetzgebung haben gezeigt, dall wir nicht
auf einer Insel der Seligen leben, sondern daB wir die Ge-
setzgebung anderer Linder beobachten miissen. Was niitzt
es uns, wenn im Bereich Gentechnik und Biotechnik in al-
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len anderen Lindern geforscht und produsiert wird und
wir uns zu stark selbst beschrinken und dadurch unsere
Forscher und Arbeitsplitze in die USA abwandern?

(Beifall bei der CDU)

Wir miissen die Konkurrenzfihigkeit auch so sehen, dal}
wir uns nicht mehr Beschrinkungen des Standards zumu-
ten konnen, als dic Nachbarn im europdischen Ausland
und in der Welt sich aufzuerlegen bereit sind.

Ein letzter Gedanke: Betrachten wir unseren Standort Ba-
den-Wirttemberg differenziert, und reden wir ihn nicht
schlecht.

(Abg. Dr. Doring FDP/DVP: Machen wir!)

Deutsche haben die fatale Neigung, in zu starken Pendel-
schlagen zu reagieren: entweder iibermiflig schén zu zeich-
nen oder aber desastrds darzustellen. [ch sehe den Standort
Baden-Wiirttemberg differenziert mit strukturellen Proble-
men. Ich sehe den baden-wiirttembergischen Standort vor
der Aufgabe, sich aus einem reinen Produktivbereich in
den Dienstleistungsbereich zu entwickeln, aber ich sehe ihn
in einer guten Konkurrenz zu allen Regionen Europas. Wir
sind weiterhin auf einer soliden Haushaltsgrundlage fahig,
Baden-Wiirttemberg vorne zu halten.

{Beifall bei der CDU)

Priisident Dr. Hopmeier: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Rapp.

Abg. Rapp REP; Herr Prisident, meine Damen und Her-
ren! Wenn wir uns heute Gber den Wirtschaftsstandort Ba-
den-Wiirttemberg unterhalten, dann sollten wir nicht ver-
gessen, dal es in diesem Lande doch sehr viele Klein- und
Mittelbetriebe gibt, die in der Vergangenheit in der Politik
sehr oft zu kurz gekommen sind. Als einer von vielen klei-
nen Selbstindigen in Baden-Wirttemberg habe ich in
zwolf Jahren die Erfahrung gesammelt, da zwar sehr viel
von Mittelstand gesprochen wird, aber dal} selten einer,
der dariiber spricht, auch weill, wovon er spricht.

{Beifall bei Abgeordneten der Republikaner)

Auf jeden Fall sollten wir uns alle im klaren dariiber sein,
daB es nicht die Grofien und die Multis sind, die in diesem
Land in der Vergangenheit die meisten Menschen beschaf-
tigt und die meisten Steuern bezahlt haben, sondern es wa-
ren eben die Klein- und Mittelbetriebe. die immer zu den
besten Zahlern gehért haben.

(Beifall bei den Republikanern)

In der letzten Zeit belasten wir durch mehrere Faktoren
den Wirtschafisstandort Baden-Wirttemberg. Wir erleben
seit Sommer 1991 cinen kontinuierlichen Auftragsriick-
gang in Baden-Wiirttemberg. Das heifit, scit die Spuren
Lothar Spiths in Baden-Wiirttemberg verwischen, geht es
auch mit der Wirtschaft bergab. Mit Hetzparolen, interna-
tionale Konzerne wollten sich in Baden-Wiirttemberg nicht
mehr ansiedeln, weil in Rostock oder anderswo ein paar
wildgewordene Verriickte auf Auslidnder tosgehen, will sich
nun die Landesregierung aus der Verantwortung stehlen

und die Schuld méglicherweise auch noch den Republika-
nern zuschieben.

Nein, meine Damen und Herren, es sind zum Beispiel die
Baupiatzpreise — Herr Qettinger hat das vorhin richtiger-
weise gesagt —, es sind die ewigen Verfahren fir Baugesu-
che, die die Investoren ins Ausland treiben und nicht hier-
bleiben lassen.

(Beifall bei den Republikanern)

Das ist vollig richtig erkannt. Herr Oettinger, wenn Sie so
in threr Fraktion und Regierung auch handeln, wie Sie
hier geredet haben, dann werden Sie von unserer Seite kei-
nen Widerspruch finden.

Aber es kommt noch etwas hinzu, meine Damen und Her-
ren. In den letzten Jahren hat man sich hier im Lande dar-
an gewdhnt, stindig das Auto zu verteufeln, und jetzt, wo
die Autoindustrie einmal in einer kleinen Krise ist, stellt
man erst fest, wie wertvoll doch diese Industrie vor allem
fliir den mittleren Neckarraum war und auch in Zukunft
sein wird.

{Beifall bei den Republikanern)

Das Ziel ,,Aufbau Ost" wird genauso unscharf definiert
wie der Begriff Mittelstand, und noch keiner in Bonn weiB,
was er damit sagen will. Zwangsanleihe, Solidarititszu-
schlag, Steuererhdhungen sowie Vorschlige und Diskus-
stonen ohne Ende verunsichern die Wirtschaft, verunsi-
chern die Investoren.

{Beifall bei den Republikanern)

In schwierigen Zeiten, meine Damen und Herren, erwarten
die Biirger zu Recht, dal} der Staat bei sich selbst spart. Ich
glaube, das, was wir hier in Baden-Wiirttemberg einsparen
wollen, ist zuwenig, denn ich habe das dumpfe Gefiihl, daB
die Einsparungen, die wir hier vornehmen, per Nachtrags-
haushalt wieder auf uns zurfickkommen und daB am
Schlul} iiberhaupt nichts eingespart ist. So halten wir zum
Beispiel eine Energieagentur fir iberflissig. Das ist eine
reine Kostenbeschaffungsstelle, [ch glaube nicht, dafl wir
50 etwas brauchen.

(Beifall bei den Republikanern)

Es ist vielleicht nicht unbedingt die richtige Zeit, heute und
hier Giber alle Schularten und Bildungsginge zu sprechen.
Ich will aber deutlich machen, dali} sich etwas oder einiges
iandern muB. Die Bildungspolitik darf doch nicht derart in
die Sackgasse fihren, dalB es letztendlich nur noch Akade-
miker gibt und es an allen Ecken und Enden an Facharbei-
ternn fehlt. Wenn weiterhin hauptsichlich das Gymnasium
und das Hochschulstudium geférdert werden, wihrend die
anderen Schularten mit teilweise merkwiirdigen Aufwer-
tungsstrategien versehen werden, kann man sich das zu-
kiinftige Ergebnis leicht vorstellen: Die Wirtschaft erhilt
zu viele Hochschulabsolventen, die sie nicht mehr unter-
bringen kann, und der Facharbeitermangel wird noch gro-
Ber, so daB wir nicht mehr in der Lage sind, das selbst zu
produzieren, was wir weiterverkaufen wolien.

{Beifall bei den Republikanern)
337
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{Rapp)

Das Problem liele sich eigentlich sehr rasch losen, wenn
an der Hochschule nur diejenigen studierten, die auch die
Befihigung dazu mitbringen.

{Zurufe von der SPD)

Aber 25 Y% Studienabbrecher zeigen, dall eben auch Unbe-
fahigte auf diesen Studienplitzen sitzen.

(Beifall bei den Republikanern)

Meine Damen und Herren, der Export mull weiter ausge-
baut werden,

{Zurufe von der SPD: Wie?)

und die Republikaner werden alle verniinftigen Mafinah-
men der Landesregierung dazu unterstiitzen. Wir sollten
uns jedoch nicht vormachen, daB3 wir alle die absoluten
Exportkdnige sind. Es ist heute schon hiiufig so, dal} viele
Produkte, die wir ins Ausland exportieren, vorher als
Roh-, Einzel- oder Zubehdrteile importiert wurden und
nur veredelt weiterverkauft werden. Das heildt, unsere Um-
satzzahlen sehen am Ende immer doppelt so hoch aus, wie
sie eigentlich sind.

Es ist natiirlich nicht méglich, bei der Hohe unserer heuti-
gen Lohne, Lohnnebenkosten und Sozialleistungen alles
noch in diesem Land zu produzieren und konkurrenzfahig
auf den Weltmarkt zu bringen. Dariiber sind wir uns im
klaren. Aber es wire mehr moglich, als maglich ist.

Unsere Energie, die wir zum Produzieren brauchen, ist ei-
ne der teuersten in Europa. Hier kommt noch - der Wirt-
schaftsminister ist gerade nicht da; er kommt sicher gleich
- eine neue Verunsicherungsvariante der SPD dazu: Als
Oppositionspartei war man gegen Obrigheim, als Regie-
rungspartei ist man auf einmal daftr.

(Abg. Drexler SPD: Sie haben heute morgen nicht
zugehdrt!)

Ich frage mich, ob Herr Spéri eines Tages, wenn er wieder
in der Opposition sein wird, dafiir oder dagegen ist. Kann
er uns das vielleicht heute schon sagen?

(Beifall bei den Republikanern - Abg. Drexler
SPD: Nicht zugehort!)

- Ich habe wohl zugehért und bei der Abstimmung aufge-
paliit.

Deutschland und somit Baden-Wiirttemberg stellt in der
Umweltpolitik die hdchsten und teuersten Anspriiche an
die Wirtschaft.

(Abg. Bebber SPD: Aha, jetzt kommt es!)

[Das ist auch richtig so. Versdumt wurde natiirlich, diese
Umweltbestimmungen auf Furopa auszudehnen.

(Abg. Mogg SPD: Wie denn?)

Es gibt SPD-Oberbiirgermeister, zum Beispiel in Heidel-
berg, Ulm und Esslingen, die ihren Dreck nach Frankreich
karren lassen. Unternehmer hingegen missen die teuren
Kosten hier tragen und miissen vor Ort entsorgen.
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Zum Schiull moéchte ich noch auf die Besteverung der Un-
ternehmen kommen. Die Gewerbesteuer scheint mir nicht
mehr in ein europdisches Wirtschaftskonzept zu passen. Sie
mul} ersatzlos gestrichen werden. Auch miissen in einer
wirtschaftlich kurzlebigen Zeit die Zeitrdume fir Investi-
tionsgiiter halbiert werden; die Abschreibungszeit von acht
Jahren, manchmal sogar von zehn, ist viel zu lang. Es be-
steht keine deutlich erkennbare Handlungsbereitschaft der
Landesregierung. In einer solch schwierigen Zeit wie jetzt
halten wir sie fiir zwingend erforderlich. Die Probleme der
Klein- und Mittelbetriebe sind oft ganz andere, als Sie
glauben.

(Lachen bei der SPD)

- Sie brauchen nicht zu lachen, Herr Kollege. Schauen Sie
sich einen Betrieb an, dann wissen Sie, was das heifit.

{Beifall bei den Republikanern — Zuruf des Abg.
Drexler SPD)

Wenn Sie von diesen Betrieben ein paar Lasten wegneh-
men, werden Sie feststellen, dal Sie sichere Partner haben
und daB es vor allem mit den Klein- und Mittelbetrieben in
Baden-Wirttemberg wieder vorwirtsgehen kann.

(Beifall bei den Republikanern)

Priisident Dr. Hopmeier: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Renz,

Abg. Renz GRUNE: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Ich mdchte die heutige Diskussion um den Wirt-
schaftsstandort Baden-Wiirttemberg dazu nutzen, zwei,
wie mir scheint, wesentliche Aspekte zu beleuchten. Wir
haben es nicht nur mit einer konjunkturellen Krise zu tun,
und daher kénnen wir den Wirtschaftsstandort nicht nur
mit konjunkturpolitischen Instrumenten sichern. Alarmsi-
gnale kommen von nobelsten Adressen. Die Krise betrifft
den industriellen Kernbereich des Landes, den Fahrzeug-
bau, den Maschinenbau, die Elektrotechnik. Im Kern steht
die Wirtschaft des Landes vor einer tiefgreifenden Struk-
turkrise.

Ich mochte dies am Beispiel des Autos erldutern — typi-
sches Beispiel eines Produkts, das durch veriinderte Rah-
menbedingungen zum problemverursachenden Produkt
geworden ist und sein Versprechen nicht mehr einlésen
kann; denn auch schlanker und billiger produzierte Autos
werden im Stau stehen. Darin liegt das Problem, kaum in
den Lohnnebenkosten.

Wenn der Wirtschaftsminister verlautet, die Zinsen seien zu
hoch und die Wechselkurse zu beweglich, dann ist das alles
nicht falsch. Aber diese Aussagen liegen auf der Ebene, gu-
tes Wetter sei gut filr den Fremdenverkehr, und sie treffen
damit nicht den Kern der Probleme. Die Zeiten sind vor-
bei, in denen die Politik mit scheinbar bewihrten Mittein
der baden-wiirttembergischen Wirtschaft eine Perspektive
sichern kann. Sondermiillverbrennung, Subventionierung
des Energieverbrauchs iiber niedrige Preise und ihnliches
Umweltdumping und noch mehr StraBenbau und Flichen-
verbrauch machen die Wirtschaft nicht fit fiir die Zukunft.
Das sind im Grunde genommen nichts anderes als Erhal-
tungssubventionen fiir Altindustrien.
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fRenz)
{Beifall bei den GRUNEN)

Wetthewerbsfahig wird nicht sein, wer die Probleme ver-
dringt und hofft. Wetthewerbsfihig wird vielmehr sein,
wer aus den Problemlagen marktfdhige Produkte macht.

Ich komme zuriick zur Automobilindustrie. lThre Zukunft
liegt nicht beim Auto, sondern bei der Produktion von Sy-
stemldsungen zur Erlangung einer auch dkologisch und so-
zial vertridglichen Mobilitit. Wir brauchen &ffentliche Ver-
kehrssysteme, die intelligent und flexibel auf die Bediirf-
nisse der Menschen reagieren. Die Zukunft liegt also in der
optimalen Kombination offentlicher Verkehrsmittel und
méoglicherweise kleinerer Autos, die, wenn iliberhaupt Sta-
tussymbole, dann Statussymbole fiir hohe Umweltvertrig-
lichkeit sind. Diese Produktlinie kann sich nur entwickeln,
wenn die Politik eindeutige Rahmenbedingungen setzt und
finanzielle Mittel mobilisiert, um die Umstellung zu be-
werkstelligen.

{Beifall bei den GRUNEN)

Die Gritnen haben fiir die Ballungsriume Baden-Wiirttem-
bergs - Sie kennen das vielleicht - die Einfiihrung einer
Nahverkehrsabgabe vorgeschlagen, die all jene zu bezah-
len hiitten, die im Ballungsraum Auto fahren - fahren,
nicht ein Auto besitzen. Diese Abgabe soll zweckgebunden
fiir innovative MafBinahmen im Bereich &ffentlicher Ver-
kehrssysteme eingesetzt werden. Allein in Stuttgart kdmen
so jiahrlich fast 200 Millionen DM zusammen. Dies ist ein
Vorschlag, wie in Baden-Wiirttemberg jenseits von Mal-
nahmen auf der Bundesebene der Strukturwandel eingelei-
tet werden kdnnte.

Dieses Beispiel, meine Damen und Herren, folgt einer
Handlungsmaxime: Wer die Umweltvertriiglichkeit zu
Hause installiert, der kann sie auch weltweit verkaufen.
(Okologie ist kein Luxus, wie uns auch jetzt wieder einige
hier weismachen wollen,

{Abg. Sieber CDU: Wer?)

sondern eine notwendige Investition zur Sicherung kiinfti-
ger Wettbewerbsfihigkeit.

{Beifall bei den GRUNEN)

Die Politik mub3 die Bedingungen zur Verwirklichung ab-
fallarmer und energiesparender, kurz: 6kologisch vertrigli-
cher Produkte und Produktionsverfahren schaffen.

Lean production darf nicht nur als Herausforderung zur
Rationalisierung von Arbeitsabliufen verstanden werden,
sondern sie muf} auch clean sein. Das bedeutet, dal} die
Rationalisierung der Verschwendung von Stoffstrdmen in
der gesamten Produktion konsequent mit umgesetzt wer-
den muB. Clean production wird zum Wettbewerbsfaktor
der Zukunft: da kénnte ich wetten,

Meine Damen und Herren, die Ansirengungen der Politik
miissen sich daran crientieren, die dkclogische Blindheit
der Marktwirtschaft zu Uberwinden. Dies erreichen wir
aber nur durch eine konsequente Foérderung des dkonomi-
schen Strukturwandels, das heiflt durch eine konsequente
Verteucrung des Produktionsfakrors Umwelt, klare inno-

vationsfordernde Vorgaben, die 6kologische Kosten zu be-
triebswirtschaftlichen Faktoren machen, und durch Anrei-
ze, die es den Unternehmen ermdglichen, durch Unter-
schreitung von Grenzwerten zusitzliche Kostenvorteile zu
erlangen.

Wenn es gelingt, diese Herausforderungen anzunehmen
und aus den Schwichen frei nach Steinbeis die Stirken
von morgen zu machen, dann hat Baden-Wiirttemberg gu-
te Chancen, dem Schicksal einer Krisenregion zu entrin-
nen.

(Lebhafter Beifall bei den GRUNEN)

Priisident Dr, Hopmeier: DDas Wort erteile ich Herrn Abg.
Dr. Déring.

Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Herr Prisident, meine Da-
men und Herren! Der Wirtschaftsminister wollte gern die
Debatte tUiber den Wirtschaftsstandort Baden-Wiirttem-
berg, die jetzt heute auch beantragt worden ist. Es ist auch
richtig, daB sie gefithrt wird. Herr Minister Spdri, ich will
nicht verhehlen, dal3 wir von unserer Seite aus den Ein-
druck haben, daB Sie einen ordentlichen und sehr vorzeig-
baren Start hingelegt haben. Aber, Herr Spéri, ich glaube,
es ist an der Zeit, dal} Sie jetzt einer Vielzahl von Ankiindi-
gungen folgen, ein gutes Stiick konkreter werden, Ich glau-
be, daf} Sie die Vielzahl von Aulerungen, die Sie in der
Vergangenheit und zuletzt auch heute wieder in einer Zei-
tung gemacht haben,

(Abg. Weimer SPD: Bei Threm Subventionsab-
bau!j

in ein umfassendes Standortsicherungskonzept einflieBen
lassen missen.

Es stehen verschiedene Andeutungen von Ihnen im Rau-
me. Ich will einmal gerade aus dem Heutigen zitieren und
Ihnen deutlich machen, wo es fehlt: daB Sie konkreter wer-
den, daB} Sie sagen, was tatsdchlich unter dem Strich damit
gemeint ist, wenn Sie zum Beispiel heute davon sprechen,
es miiBten Eingriffe in Leistungsgesetze und in Leistungen
erfolgen. Dann miissen Sie nachliefern und sagen, welche
Eingriffe Sie tatsédchlich konkret ansprechen. Wenn Sie da-
von sprechen, daB wir in diesem Land neue Strukturen
schaffen missen, zum Beispiel im Bereich der Finanz-
dienstleistungen, dann sollten Sie sagen, was Sie mit diesen
neuen Finanzdienstleistungen haben wollen, ob das eine
neue Debatte beziiglich einer Bankenfusion geben soll oder
was dies tatsichlich in diesem Bereich ergeben soll.

Unbestritten ist ja, dal es im Dienstleistungsbereich einen
nicht libersehbaren Nachholbedarf gibt. Aber wenn Sie ihn
mit einem Stichwort andeuten, dann muB er auch konkreti-
siert werden, dann mul} auch gesagt werden, wie das unter
der Strich aussehen soll.

Sie sprechen an einer anderen Stefle davon, Herr Minister
Spori, daf} der Standort Baden-Wiirttemberg, der Standort
Deutschland - ich zitiere Sie hier wirklich - klar zu teuer
ist. Das ist meine Meinung auch - natiirlich ist er zu teuer.
Aber an verschiedenen konkreten Stellen tragen Sie zu wei-
teren Verteuerungen bei. Ich darf Sie an Thre Vorstellun-
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‘Dr. Doring)

gen, an lhr Modell zur Pflegeversicherung erinnern. Das
wird natiirlich eine weitere Verteuerung des Standorts brin-
gen.

(Abg. Oettinger CDU: Das ist auch Thr Modell!)

Wir sind der Meinung, dall wir dies eben in einer Losung
hitten machen sollen, bei der es nicht zu weiteren Steige-
rungen der Lohnnebenkosten kommt.

(Beifall bei der FDP/DVP - Zustimmung bei der
Cbu)

Von diesen Dingen wird der Bereich, den Sie angespro-
chen haben, betroffen.

{ Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP und des
Abg. Bloemecke CDL)

Und, Herr Minister Spori, es wire an der Zeit, ¢s wire jetzt
wirklich arg an der Zeit, deutlich zu machen. wie Sie ei-
gentlich lhr Pflegeversicherungsmaodel! finanzieren wollen.
Sie miissen jetzt langsam einmal der Wirtschaft deutlich
machen, wo dann die Kompensationsleistungen herkom-
men. Hier ist bisher Sendepause.

Der nichste Punkt, auf den wir in der Diskussion, wenn es
um den Wirtschaftsstandort Deutschland, aber auch kon-
kret um Baden-Wiirttemberg geht, warten: Mehrfach wird
von Thnen an unterschiedlichen Stellen davon gesprochen.
daB die Unternehmensteuerreform dringend ist und daB
sie unbedingt kommen mull. Wo ist Thre Bundesratsinitia-
tive? Wo ist Thre konkrete Bundesratsinitiative mit Blick-
richtung Unternehmensteuerreform zur Entlastung der
Unternehmen in Deutschland und damit zur Steigerung ih-
rer Wettbewerbsféhigkeit? Ich kann nicht sehen, wo sie ist,
meine Damen und Herren; ich kann es nicht sehen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP und der
Republikaner)

Wir haben an anderer Stelle Andeutungen aus lhren Rei-
hen heraus: Innovationen und Innovatives sind dringend
notwendig. Uberhaupt keine Frage, natiirlich sind sie not-
wendig. Aber, Herr Kollege, wenn wir den Bereich, den Sie
angesprochen haben, sehen, halte ich es fiir nicht ganz
richtig, wenn Sie den Ansatz machen, in die Richtung zu
gehen, das Auto als solches weiterhin zu verteufeln. Ich
glaube, dal} das der falsche Weg ist; Sie missen es ¢her in-
telligenter machen. Da brauchen Sie die innovativen Anre-
gungen, die in Teilen bei Thnen sichtbar waren, denn nach
wie vor ist es so, daB jeder vierte Arbeitsplatz von der Au-
tomobilindustrie und von der Automobilproduktion ab-
héngig ist.

Wo aber sind die konkreten innovativen Ansitze bei Wirt-
schaftsminister Spori? In welchen Bereichen sind sie sicht-
bar? Ich kann sie nicht erkennen, was die Verkehrspolitik
angeht: ich kann sie nicht erkennen im Bereich der moder-
nen Abfallwirtschaft, die Sie zu Recht auch angesprochen
haben: ich kann sie auch nicht erkennen im Bereich einer
modernen Energiepolitik mit einer Verbesserung des Ein-
satzes der regenerativen Energie. Dieser innovative Bereich
wird bei Thnen bisher bestenfalls angedeutet, er wird nicht
konkretisiert.
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Und schlieBlich: Was ist denn, Herr Spori, Herr Maurer,
aus Ihren Forderungen nach mehr Instrumenten im Sinne
einer dkologischen Marktwirtschaft in der baden-wiirttem-
bergischen Wirtschaftspolitik geworden? Da werden Sie
schon freundlicherweise noch ein biBchen mehr nachlegen
miissen als allein die Sache mit der Mineraldlsteuer und
der Abschaffung der Kfz-Steuer. Dies allein Woche fiir
Woche zu predigen und zu sagen: ,,Hier kommt der dkolo-
gische Umbau der Industriegesellschaft; wir packen es an™,
15t zuwenig, Herr Spdri. Es mull mehr kommen, wenn Sie
an dieser Stelle tatsiachlich Ansitze haben wollen.

(Abg. Kuhn GRUNE: Recycling-Presseerkli-
rung! - Zuruf des Abg. Schrempp 5PD)

- Seien Sie doch nicht so aufgeregt. Sie kdnnen das doch
noch in weiten Teilen in lhren Reden von vor einem drei-
viertel Jahr selbst nachlesen. Aber ich verstehe eine gewisse
Aufregung bei Thnen, wenn Sie hier eine Debatte beantra-
gen und dann aufler viel Politlyrik wirklich nichts zu bieten
gehabt haben.

(Beifall bei der FDP/DVP und den GRUNEN
sowie lebhafter Beifall bei den Republikanern)

Wir haben, meine Damen und Herren - -

(Abg. Schrempp SPD: Sie miissen einmal schau-
en, wer mehr Beifall klatscht! - Heiterkeit bei der
SPD)

- Herr Schrempp, ich kann nur sagen: Dafiir kann ich jetzt
wirklich nichts. Ich habe gesehen, meine Fraktion hat ap-
plaudiert. Vielen Dank.

{Zuruf des Abg. Schrempp SPD)

l.assen Sie mich noch auf einen weiteren Punkt kommen,
wo meiner Meinung nach noch Versdumnisse da sind.

{Abg. Weimer SPD: Herr Déring!)

— Herr Weimer, nachher. -~ Auch Sie sprechen an verschie-
denen Stellen — und ich glaube, Herr Oettinger hat es auch
sehr deutlich gemacht - davon, daB es eine Notwendigkeit
gebe, Verfahren zu beschleunigen, dal3 wir schauen mil3-
ten, daB es eben nicht so elend lang braucht, bis man bei
uns zum Beispiel eine Fabrik errichten kann. Aber dann
miiBten Sie auch einmal Ansitze zeigen, wo konkret Sie
deregulieren wollen. Es reicht mir nicht aus, zu sagen, wie
Sie das machen, Herr Oettinger: Ich hoffe, dai} wir dann
auch die Mehrheit in den Kommunalparlamenten dafiir
bekommen. Sie diirfen nicht nur auf die Mehrheiten in den
Kommunalparlamenten warten, sondern miissen konkrete
Deregulierungsansitze bringen.

(Abg. Qettinger CDU: Sie waren doch dagegen! -
Dem Redner wird das Ende seiner Redezeit ange-
zeigt)

- Heilt das, dafi meine Zeit abgelaufen ist?

Priisident Dr. Hopmeier: Sie kdnnen noch ein bifichen re-
den. Ich war auch bei anderen sehr grofiziigig.
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Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Danke schon. Das ist mir vor-
hin auch aufgefallen.

(Abg. Biitikofer GRUNE: Sie sind gerade so
schén eingeplaudert!)

Vielleicht darf ich an der Stelle jetzt noch einen Punkt mit
einbringen, der mir aufféllt. Ich weill, dal der bei Thnen
vor allem schrecklich unbeliebt ist, aber trotzdem sage ich
lhnen: Sie werden - und es wird nicht allzu lange brauchen
- der FDP/DVP-Fraktion in bezug auf ihre Vorschlige zur
Privatisierung mit wehenden Fahnen nachlaufen.

(Beifall des Abg. Pfister FDP/DVP - Lachen bei
der SPT)

Ste werden nicht daran vorbeikommen, in diesem Hause
endlich die Privatisierungsvorschliage der FDP/DVP kon-
kret aufzunehmen, weil Sie gar keinen anderen Weg aus
der Situation finden werden.

Lassen Sie mich noch auf eines eingehen. Ich lese leiden-
schaftlich gerne Zeitung. Gestern hat es mich aber wirklich
wieder schier aus dem Zugabteil geworfen, als ich da lesen
mufite, dall Ministerprisident Teufel bei der IHK offen-
sichtlich verkiindet hat — ich darf das wortlich zitieten ~:

Als eines der wichtigsten Ziele fiir die Verbesserung
der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen in' Baden-
Wiirttemberg hilt Teufel die Konsolidierung der 6f-
fentlichen Haushalte. Sparen sei Voraussetzung fir ei-
ne weitere notwendige Senkung der Zinsen.

{Abg. Haasis CDU: Halten Sie das fiir falsch?)

Das ist richtig. Und dann bringen Sie zweimal hintereinan-
der ¢inen Haushalt mit 5 % Zuwachsrate und zweimal hin-
tereinander mit mehr als 2 Milliarden DM Verschuidung
und behaupten, das sei gespart.

(Abg. Haasis CDU: Wo wollen Sie noch mehr
sparen? - Zurufe von der SPD}

Herzlichen Gliickwunsch! Sparen sieht anders aus.

(Abg. Haasis CDU: Wo wollen Sie noch mehr
sparen?)

- Sie werden Augen machen, was fiir Sparvorschlige wir
lhnen zur Konsolidierung des Haushalts vorlegen.

{Lachen bei der CDU und der SPD)

Sie konnen nicht auf der einen Seite davon reden, dab ge-
spart werden miisse, damit die Zinsen nicht davonliefen,
und das ganze Land damit verkohlen, daB3 Sie jdhrlich
mehr als 2 Milliarden DM Schulden machen und behaup-
ten, jetzt hiiten Sie michtig gespart. So nicht! Damit kom-
men Sie nicht heraus.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Priisident Dr. Hopmeier: Das Wort erteile ich dem Herrn
Ministerprisidenten.

Ministerprisident Teufel: Herr Prisident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich méchte ein Wort aufgrei-
fen, das Herr Kollege Weyrosta in die Debatte cingefiihrt
hat. Er sprach davon, wir sollten eine wirklichkeitsnahe
Bestandsaufnahme machen. Ich glaube, genau darum geht
es: Die Fakten sehen und werten und daraus dann die rich-
tigen Schliisse zichen.

Ich mochte beginnen mit dem Einfithrungssatz aus dem
jiingsten Memorandum zur Sicherung des Standorts Ba-
den-Wiirttemberg, das uns die Industrie- und Handelskam-
mern Baden-Wiirttembergs fiir diese Legislaturperiode zu-
gestellt haben. Dieser Satz lautet:

Baden-Wiirttemberg ist auch Anfang der neunziger
Jahre ein leistungsfahiges Bundesiand und ein hervor-
ragender Wirtschaftsstandort.

(Abg. Dr. Dﬁing FDP/DVP: Unbestritten!)

- Es ist ja sehr viel wert, wenn aus der Opposition auf ei-
nen solchen Satz der Zuruf kommt, das sei unbestritten.

(Beifall des Abg. Kurz CDU)
Es ist mir sehr wichtig, das einmal festzuhalten.

Ein Zweites mochte ich sagen: Die Standortgunst ist kein
Datum, kein naturgesetzlicher Zustand; sondern die ein-
mal erworbene Position mul im internationalen Standort-
wettbewerb immer wieder neu verdient werden. Das gilt
nicht nur fir ¢inen einzelnen Betrieb oder fiir eine einzelne
Branche, sondern wir haben es mehr und mehr auch mit ei-
nem Wettbewerb der Standorte zu tun. Deswegen sind wir
in dieser Sache auch in der Landespolitik gefragt, und die
heutige Debatte findet zu Recht und auch zum richtigen
Zeitpunkt statt.

Wir haben einerseits — auch das sollte man sehen — auf ei-
nem schr hohen Vorjahresniveau im ersten Halbjahr 1992
in Baden-Wiirttemberg noch ein Wachstum von 2,7% -
weit iiber dem Durchschnitt der Bundeslinder von 1,9 9.

(Abg. Renz GRUNE: Quantitaliv!)

Andererseits lesen wir alle tidglich Hiobsnachrichten in den
Zeitungen: 10 500 geplante Entlassungen bei Daimler-Benz
bundesweit, Abbau von 12 000 Arbeitsplitzen schon in den
letzten 20 Monaten bei Bosch bundesweit, IBM erste Rate
2 000, Porsche 1 850. Diese Liste a6t sich leider um viele,
viele Einzelmeldungen erginzen. Uber die Entlassungen
bei mittelstindischen Betrieben und Kleinbetrieben steht
ohnehin nichts in der Zeitung, sie sind aber von gleicher
nachteiliger Auswirkung auf die beschifligten Arbeitneh-
mer. Dies 165t bei den Arbeitnebmern in unserem Land
Unsicherheit aus, und dies muf} natiirlich auch die Politik
herausfordern.

Wir haben es auch mit einem Auftragsriickgang im verar-
beitenden Gewerbe zu tun. Der Vergleich vom August 1992
zum August 1991: minus 13 %, bei Auftragseingéngen aus
dem Ausland minus 19 %,; im einzelnen: beim Strallenfahr-
zeugbau minus 16 %, beim Maschinenbau minus 14 %, in
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der Elektrotechnik minus 29 %, Kein Zweifel, wir sind in
einem konjunkturelien Tief.

Hinzufiigen muB man - ich habe vorgestern ein Dreistun-
dengespréch mit allen Prisidenten und Hauptgeschiftsfiih-
rern der Industrie- und Handelskammern unseres Landes
gefiihrt —, daB die Situation sehr differenziert gesehen
wird, sehr differenziert nach Branchen und auch sehr diffe-
renziert nach einzelnen Betrieben. Es gibt auch in Bran-
chen, die auBerordentlich betroffen sind, wie dem Maschi-
nenbau oder dem Werkzeugmaschinenbau, Betriebe, die
voll ausgelastet sind. Woher kime denn auch sonst noch
ein Wachstum, insgesamt gesehen, in unserem Land?

Ich halte es fiir sehr wichtig, die Griinde dafir zu analysie-
ren, denn es sind ganz und gar unterschiedliche Begriin-
dungen genannt worden. Die einen sprechen von einer tie-
fen Konjunkturkrise, die anderen sprechen von einer tiefen
Strukturkrise. Das ist natiirlich ein elementarer Unter-
schied, weil die Diagnose Grundlage f§iir die Therapie ist.

Was sind die Griinde? Ich sehe externe Griinde, und ich
sehe hausgemachte Griinde. Zu den externen Griinden:
Wir haben es mit einer Kumulation von Negativbedingun-
gen zu tun: Ausbleiben des Aufschwungs in den Vereinig-
ten Staaten von Amerika, tiefe Rezession in Grolbritan-
nien. starker Nachfrageriickgang bei unseren Haupthan-
deispartnern,

{Abg. Kuhn GRUNE: Bundesbank!)

und zwar seit Jahren. Es ist doch logisch, dal3 davon das
exportstirkste Land der Europiischen Gemeinschaft, die
Bundesrepublik Deutschland, und innerhalb der Bundesre-
publik Deutschland das exportstirkste Land, Baden-Wiirt-
temberg, zuerst betroffen sind. Wir wiren schon vor Zwel
Jahren gleichermaBen wie unsere Nachbarldnder betroffen
gewesen, wenn wir durch die Wiedervereinigung Deutsch-
lands nicht eine verstiarkte Binnennachfrage, die viele Ent-
wicklungen von auBen iiberlagert hat, gehabt héitten. Auch
das mull man einmal festhalten. Denn die Einheit Deutsch-
lands wird bei uns in diesen Monaten nur unter dem Ge-
sichtspunkt der Lasten und Opfer diskutiert. Wir haben
durch die Wiedervereinigung Deutschlands auch positive
Auswirkungen auf unsere Konjunktur gehabt.

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der
SPD und der FDP/DVP)

Ein weiterer EinfluB von aufen: Wir haben praktisch einen
totalen Zusammenbruch des Markts in Osteuropa. Vorhin
hat ein Redner gesagt, man miisse den Export nach Ost-
europa wieder aufbauen. Wer sich einmal die Mihe macht,
zu fragen, woher der Zusammenbruch der Miirkte kommt
— ich war in diesen Lindern —, der mul feststellen: Er
kommt daher, daB iiberhaupt keine Devisen vorhanden
sind, daB keine Kaufkraft vorhanden ist, um auf unseren
Mirkten Auftrige zu erteilen.

Sie wissen, was mit Hermes-Biirgschaften versucht worden
ist. Man ist gerade dabei, Produkte zu verschenken. Den-
noch ergibt sich keine gesteigerte Nachirage.

Wir haben internationa! und vor allem auch bei uns ein
sehr hohes Zinsniveau, Wenn gesagt wird, die Forderung
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nach Zinssenkungen durch unseren Wirtschaftsminister sei
genauso selbstverstindlich, als wenn man gutes Wetter fiir
Fremdenverkehrsgebiete fordere, dann kann ich nur sagen:
Sie ist aber fiir die Wirtschaft von grofiter Bedeutung.
Denn ein Prozentpunkt an Zinsen macht 10 Milliar-
den DM aus. Wenn die Bundesbank in der Lage wire, die
Zinsen um einen Prozentpunkt zu senken, stiinden der
Wirtschaft 10 Milliarden DM zur Verfiigung.

(Beifall bei der CDU und der SPD)

Das ist weit mehr als das, was wir mit einer Unternechmen-
steuerreform zustande bringen konnen. Das mull man
doch einmal aussprechen.

Weitere Auswirkungen: Wir haben faktisch schon vor der
Krise des europiischen Withrungssystems vor drei Wochen
in den letzten anderthalb Jahren eine Aufwertung der
D-Mark gegeniiber dem Dollar und dem Yen - das wird
meistens iibersehen - von 20 % gehabt. Nun soll mir ein-
mal jemand erkldren, wie ein Unternehmen eine solche
Auswirkung von auBen kalkulieren und verkraften soll.

Die Folge: ,,Wir haben weltweit eine fast krisenhafte Inve-
stitionsschwiiche™, sagte einer der fithrenden Unternehmer
unseres Landes vor wenigen Tagen.

Nun muB doch jeder sagen, daB die Mdglichkeiten des Ge-
gensteuerns bei einem solchen Konjunktureinbruch, der
von auBen verursacht ist, denkbar gering sind. Wir haben
auch keine — darin besteht offenbar ebenfalls Ubereinstim-
mung - Milliardenbetrige mehr zur Verfiigung, um Kon-
junkturprogramme aufzutegen, sofern sie iiberhaupt etwas
nutzen wiirden. Die Landespolitik hat schon gar keine In-
strumente, um effektiv dagegenzuhalten.

Prisident Dr. Hopmeier: Herr Ministerprasident, gestatten
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Deuschle?

Ministerpriisident Teufel: Bitte sehr.

Abg. Deuschle REP: Herr Ministerprésident, Sie hatten
vorhin festgestellt, daB bereits eine Senkung des Zinssatzes
um einen Prozentpunkt etwa 10 Milliarden DM ausmache.
Geben Sie mir in meiner Annahme recht, daf3 Thre Politik
der Nachtragshaushalte sicher nicht zu diesem Ziel bei-
trigt?

Ministerprisident Teufel: Der Nachtragshaushalte?

(Abg. Deuschle REP: Ja!)
Das Thema ,,Haushalt kann man ruhig vorwegnehmen.
Denn auch Herr Kollege Déring hat vorhin davon gespro-
chen, es wirden Haushalte vorgelegt, die keine Sparhaus-

halte seien. Lieber Herr Kollege Doring, Sie sollten sich
einmal mit den Fakten befassen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Wir haben erstens fiir 1993 und fiir 1994 Einsparungen in
Héhe von weit iiber 1 Milliarde DM vorgesehen.
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Zweitens: Wenn auch von FDP-Seite auf Bundesebene ge-
sagt wird, der Bund, der mit einem Haushaltswachstum
von 2,5 % fahre, sei vorbildlich und die Linder ligen weit
dariber, dann kann ich nur sagen: Schauen Sie sich doch
wenigstens einmal die Struktur des Bundeshaushalts und
die Struktur der Linderhaushalte an.

{Abg. Schoning FDP/DVP: Das wissen wir doch
alles!)

- Das ist ein Eingehen mit Fakten und Argumenten auf
das, was vorhin gesagt worden ist.

Wir haben im Bundeshaushalt einen Personalkostenanteil
von 13 %, Wir haben in den Linderhaushalten einen Perso-
nalkostenanteil von 40%. Bei einer linearen Lohnerhd-
hung durch Tarifvertrage mit Abschliissen von 6 bis 7Y%,
kdnnen Sie doch in einem Landeshaushalt ein Wachstum
von 2,5 % schon dann nicht mehr einhalten, wenn Sie nur
diesen Aspekt der linearen Tariflohnsteigerung nehmen.
Das mufl man, meine ich, beriicksichtigen.

Dennoch bleibt es selbstverstindlich richtig, daB wir in
den néchsten Jahren auf jeder politischen Ebene Sparhaus-
halte fahren miissen, um der Deutschen Bundesbank eine
andere Zinspolitik zu ermdglichen,

{Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Re-
publikaner)

Ich bin dankbar, wenn ich in diesem Haus nicht nur fiir
diese allgemeine Aussage Unterstiitzung bekomme — die
bekommt man leicht —, sondern wenn ich auch dann Un-
terstiitzung bekomme, wenn es um die konkreten Einspa-
rungen geht. Ich werde Sie daran erinnern, wenn Sie bei
den Haushalisplanberatungen anstelle von Einsparungs-
vorschlidgen weitere Aunsgabensteigerungen beantragen
sollten. Dann werde ich Sie an Thren Beifall von jetzt erin-
nern, meine Damen und Herren.

{Beifall bei der CDU)

Nun sollte man nicht nur auf die externen Griinde verwei-
sen, so wichtig sie sind, sondern man sollte die hausge-
machten Ursachen fiir die gegenwirtigen Schwierigkeiten,
in denen wir uns befinden, genauso offen ansprechen.

Meine Damen und Herren, ich sage: Im internationalen
Vergleich mit den Landern, mit denen unsere Wirtschaft
konkurriert, arbeiten wir zu kurz und produzierea wir zu
teuer.

{Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Das sind Fakten, die ich in allen Einzelheiten belegen
kunn, was ich jetzt allein wegen der Zeiteinschrinkung, die
eine Aktuelle Debatte gebietet, nicht tun mochte.

(Abg. Renz GRUNE: Aber was ist das fiir eine
Perspektive?)

Wir haben in Deutschland eine tatséchliche jihrliche Ar-
beitszeit von | 500 Stunden, in den USA eine jihrliche Ar-
beitszeit von 1 850 Stunden und in Japan von mehr als
2 100 Stunden.

Zu den Fragen nach den Kosten hat einer der fiihrenden
Unternehmer unseres Landes, Herr Dr. Bierich, vor weni-
gen Tagen in einem Interview mit der ,,Siiddeutschen Zei-
tung® gesagt, Japan habe Kostenvorteile von 25 %, gegen-
iiber vergleichbaren Branchen bei uns in der Bundesrepu-
blik. Dies hat er belegt.

Meine Damen und Herren, man sollte nicht abstrakt von
Strukturkrisen reden, sondern man sollte dann schon nach
den Ursachen forschen.

(Abg. Renz GRUNE: Genau!)
Wir haben eine Kostenkrise.

(Beifall bei der CDU und des Abg. Deuschle
REP)

Unsere Wirtschaft hat nicht etwa einen technologischen
Riickstand. Baden-wirttembergische und deutsche Pro-
dukte sind nicht nur weltmarktfahig, sondern auch welt-
marktfiithrend.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Re-
publikaner)

Aber wir konnen mit den Kosten nicht mehr mithaiten.
Deswegen miissen wir bei den Kosten ansetzen. Die Wirt-
schaft setzt bei den Kosten an und strebt - mit der Folge
von Entlassungen — Kostenreduzierungen an, und wir
miissen uns der Kosten annehmen, die wir der Wirtschaft,
beispielsweise im Bereich der Lohnnebenkosten, auferle-
gen.

(Beifall bei der CDU und des Abg. Deuschle
REP)

Die dffentliche Hand ist gefordert beirn Thema Maschi-
nenltaufzeiten. Die Maschinenlaufzeiten sind in anderen
EG-Lindern durchschnittlich um ein Fiinftel linger als in
Deutschland. Das ist auch ein Faktor, der unsere Wirt-
schaft belastet, und ein Thema, dessen wir uns annehmen
milssen.

Lieber Herr Kollege Weyrosta, Sie haben einen Politiker
angesprochen, der gesagt habe, daBl wir iiber unsere Ver-
haltnisse lebten. Sie hitten ihn ruhig nennen kénnen. Ich
bin dieser Politiker. Sie haben meinen Vortrag vor zwei Ta-
gen bet der Industrie- und Handelskammer gehért. Ich be-
kenne mich zu dieser Aussage und méchte sie auch begrin-
den, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Die o6ffentliche Hand in der Bundesrepublik Deutschland
- ich habe im gleichen Vortrag dasselbe gesagt, was ich
hier sage ~ und auch wir in Baden-Wiirttemberg haben uns
in einer Zeit der Hochkonjunktur mit sprudelnden Steuer-
einnahmen in den letzten zehn Jahren zu hoch verschuldet.

(Zuruf: Ja, Sie!)

- Das ist herrlich: mit dem Finger zu zeigen. Aber Sie soll-
ten daran denken: Wenn Sie mit dem Finger zeigten, dann
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hat ein Finger auf mich gezeigt und vier Finger auf Sie
selbst, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU - Abg. Wieser CDU: So ist
es, genau 5o ist es!)

Das soliten Sie bedenken, und zwar deshalb, weil die Op-
position bei jeder Haushaltsplanberatung in diesem Haus
ausgabenwirksame Antrige mit Betriigen in Milliardenho-
he in der Summe gestellt hat, die die Verschuldung in unse-
rem Land noch weiter ausgeweitet hitten. Das will ich nur
einmal sagen.

{Beifall bei der CDU)

Uber die Verhiltnisse leben heifst fiir mich auch, Tarifver-
trige mit Steigerungen abzuschlieBen, die ither dem Pro-
duktivitdtszuwachs liegen. Die letzten beiden Tariferhé-
hungen waren héher als der Produktivititszuwachs, und
im Osten sind die Tarife doppelt so hoch wie die Produkti-
vitiit.

(Beifall des Abg. Deuschle REP)

Es steht in jedem Lehrbuch der Volkswirtschaft, daB das
nicht gutgeht. Sie kdnnen sich auch mit jedem Unterneh-
mer unseres Landes, der in den neuen Bundesldndern inve-
stiert, unterhalten; er wird Thnen nachweisen, daf3 das
nicht gutgeht.

Meine Damen und Herren, eine weitere Ursache: Unsere
mittelstindische Wirtschaft hat eine zu geringe Eigenkapi-
talausstattung; das heilit, wir steuern zu viele Finanzmittel
weg, die dann fir Investitionen fehlen.

(Beifall des Abg. Bloemecke CCDU)
Das heiidt fiir mich, daB} wir die Unternehmensteuern
{Abg. Dr. Doring FDP/DVP: Richtig!)

und auch die Spitzensteuersitze senken miissen. Meine Da-
men und Herren, die Landesregierung wird in ihrem
Standortsicherungsprogramm dazu ganz konkrete Vor-
schlidge machen.

Eine weitere Ursache: Wir strapazieren unser soziales Netz
immer stirker, anstatt es auf seine Effizienz hin zu priifen

(Unruhe ~ Glocke des Prisidenten}
und den Zuwachs der Lohnnebenkosten zu begrenzen.
(Beifall des Abg. Kurz CDU)

Ich sage ganz offen: Ein Scharlatan wire, wer hier hintre-
ten und sagen wiirde, dal man im Bereich der Lohnneben-
kosten zu wesentlichen Kiirzungen kommen kdnne. Wer
die Entwicklung der Transplantations-, der Apparatemedi-
zin, die steigenden Pflegekosten sieht, der weill, daB es
nicht zu einer Reduktion der Krankenkassenbeitrige kom-
men kann. Wer die Situation der Arbeitslosigkeit in unse-
rem Lande und vor allem in den neuen Bundeslindern
sieht, der weiB}, dal} es nicht zu einer Reduktion der Beitra-
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ge zur Arbeitslosenversicherung kommen kann. Wer die
demographische Entwicklung in unserem Land sieht, der
weill, daB die Beitrige zur Rentenversicherung in den
ndchsten Jahren nicht failen, sondern eher steigen werden,
Deswegen ist aber jeder verpflichtet, dann, wenn er neue
Instrumente erfindet, zu sagen, wie sie finanziert werden
sollen.

(Beifall bei der CDU - Abg. Dr. Déring FDP/
DVP: Darauf warten wir!)

Ich bekenne mich zur Einfithrung einer Pflegeversiche-
rung, weil das Risiko der Pflege bei iiber 4 000 DM Kosten
monatlich vom einzelnen

(Abg. Wieser CDU: Nicht mehr tragbar ist!)
nicht mehr getragen werden kann,
(Beifall bei der CDL)

Aber dann miissen wir uns Gedanken dariiber machen, ob
derzeit Risiken des einzelnen versichert sind, die er heute,
im Jahre 1992, selber tragen kann, Risiken, die moglicher-
weise in den finfziger Jahren nicht vom einzelnen getragen
werden konnten, aber in einer verinderten Situation getra-
gen werden kénnen.

(Beifall des Abg. Bloemecke CDU)

Das heiBt fiir mich, es muB ein voller und dauerhafter fi-
nanzieller Ausgleich fiir die Einfilhrung der Pflegeversiche-
rung geschaffen werden.

Meine Damen und Herren, wir haben auch bei unseren In-
frastrukturen und Rahmenbedingungen noch einige Defi-
zite, die wir beheben missen. Baden-Wiirttemberg — und
hier sehe ich unsere Hausaufgabe - mul} eine offensive
Standortpolitik betreiben. Wenn Sie sich die Koalitions-
vereinbarung und meine Regierungserklirung anschauen,
werden Sie feststellen, dal dies die allererste Aufgabe ist,
die sich diese Landesregierung vorgenommen hat: die Si-
cherung des Standorts Baden-Wiirttemberg, die Sicherung
von Arbeitsplétzen fiir die heute Beschiftigten und fiir die
kommende Generation. Dies heilit aber: Arbeitsplitze
miissen auf Dauer wettbewerbsfihig sein. Deswegen kann
nicht jeder einzelne Arbeitsplatz erhalten werden: einige
werden in der vor uns stehenden schwierigen Phase unab-
wendbarer Rationalisierungen leider eingespart werden
miissen.

Zweitens: Schwierige Konjunkturphasen machen scho-
nungslos strukturelle Schwichen einzelner Unternehmen
und eines ganzen Standorts sichtbar.

(Zuruf von den GRUNEN)

Deswegen haben wir einen Kabinettsausschul) ,,Standort-
sicherung® eingesetzt, und wir werden im Laufe des Mo-
nats November ein Sofortprogramm fitr kurzfristig um-
setzbare EinzelmaBnahmen vorlegen.

(Abg. Wieser CDU: Sehr gut!)
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Ich halte auch foigende EinzelmaBBnahmen fir notig, die
ich jetzt nur in Uberschriften nennen mdchte:

Eine Flexibilisierung der Arbeitszeiten, die wir selbstver-
stindlich mit den Tarifpartnern. also auch mit den Arbeit-
nehmervertretungen, abstimmen miissen.

Den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur. Ich habe nicht oh-
ne Grund im letzten Jahr in Baden-Wurttemberg ein Ver-
kehrsministerium eingerichtet. Es hat sich allein schon
durch die Nahverkehrsmillionen, die wir in Bonn zusitz-
lich gewonnen haben, und durch unsere Fortschritte bei
der Fortschreibung des Bundesverkehrswegeplans in den
letzten anderthalb Jahren gelohnt.

Wir brauchen eine schnelle Anbindung der Unternehmen
an die Forschungsergebnisse, die in unserem Land vorbild-
lich sind. Der Prisident der Industrie- und Handelskam-
mer Mittlerer Neckar sagte vor zwei Tagen wartlich: Ande-
re Lander sind beim Thema Technologietransfer heute an
dem Punkt, an dem wir in unserem Land schon vor zehn
Jahren gewesen sind. Wir haben hier einen Vorsprung vor
anderen Lindern. Wir miissen uns auf die Aus- und Wei-
terbildung konzentrieren, auf eine Verkiirzung der Stu-
dienzeiten, auf eine stirkere Ausrichtung aufl die Bediirf-
nisse der Praxis. Wir miissen die Motivation zu einem le-
benslangen Lernen, zur Weiterbildung verstirken. Wir
brauchen eine Gleichwertigkeit der beruflichen Aushildung
im dualen System mit der allgemeinen Ausbildung. Unser
duales System ist im WeltmaBstab vorbildlich. Wir miissen
es auf der Hohe der Zeit halten.

{Beifall bei der CDU)

Wiihrend andere einsparen, sparen wir im Bereich der Be-
rufsakademien und Fachhochschulen nicht ein, denn dann
wiirden wir Saatgut vervespern.

{Beifall bei Abgeordneten der CDU ~ Abg. Wie-
ser CDU: Sehr gut!)

Wir wollen aber auch heute Saatgut ausbringen, damit wir
nicht nur von dem ernten kénnen, was andere vor uns ge-
siit haben, sondern damit die, die nach uns kommen, auch
von dem ernten konnen, was wir heute sden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU - Abg. Renz
GRUNE: Landwirtschaft als Vorbild!)

Wir haben fiir die nichsten sechs Jahre ¢in 756-Millionen-
DM-Programm fiir Lehre und Forschung an den Universi-
titen aufgelegt.

Baden- Wiirttemberg ist — das mochte ich dem Sprecher der
Griinen sagen, der dieses Thema angesprochen hat - unter
allen 16 Bundeslindern fithrend in Umweltiechnologien.
Wir sind auch fiihrend in Umweltvorschriften.

{Abg. Sieber CDU: Und in der Umwelttechnik! -
Zuruf des Abg. Buchter GRUNE)

Aber das geht zunehmend zu Lasten unserer Wirtschaft,
die zu Recht nicht fordert, dal3 unsere Umweltstandards
gesenkt werden, sondern die zu Recht fordert, daB die Um-

weltstandards, die in Baden-Wilrttemberg gelten, auch in
anderen Landern eingefiihrt werden, mit denen unsere
Wirtschaft konkurriert.

(Beifall bei der CDU — Abg. Buchter GRUNE:
Sie diirfen uns wirklich dafiir loben!)

Meine Damen und Herren, wir brauchen eine Beschleuni-
gung der Genehmigungsverfahren. Dies ist ein Kernpunkt
der Verwaltungsreform, die die neue Landesregierung in
dieser Legislaturperiode angehen will,

Herr Ddéring, wenn Sie fragen, was es bedeutet, den
Dienstleistungsstandort Stuttgart zu stirken, darf ich sa-
gen: Das bedeutet beispielsweise, dald wir aus der Not ¢ine
Tugend machen. Ich halte es fiir einen Unfug, daBl die EG
uns vorschreibt, die Gebidudebrandversicherungsanstalten
aufzuldsen. Aber wenn wir sie denn aufldsen miissen, dann
wollen wir ein modernes Finanzdienstleistungsunterneh-
men als Nachfolgeeinrichtung schaffen.

{Beifall des Abg. Kurz CDU)

Das bedeutet beispielsweise, daB wir uns darum bemiihen,
daB sich die beiden grofien Energieversorgungsunternch-
men in unserem Land zusammenschlieBen. Aber wir tra-
gen dies nicht auf offenem Markte aus. Ich habe da die
zwei vergeblichen Anlaufe zu einem ZusammenschluB von
groBen Bankinstituten in Baden-Wiirttemberg in den letz-
ten Legislaturperioden im Auge. Wenn Sie iiber ein Thema
nichts in der Zeitung lesen, dann heilit das noch lange
nicht, daB sich die Landesregierung nicht mit ihm be-
schiiftigt. Ich habe in den letzten Wochen ¢in halbes Dut.
zend Gespriche zum Thema ,,Energieversorgungsunter-
nehmen** gefiihrt, und wir werden Thnen rechtzeitig ein Er-
gebnis vorlegen. Diese Landesregierung diirfen Sie an ih-
ren Taten méssen, meine Damen und Herren.

{Abg. Kuhn GRUNE: Abgrenzung zu frither,
oder?)

Ich halte die Liosung der Sondermiillproblematik fiir be-
sonders wichtig. Wir haben dazu ein Konzept vorgelegt.
Baden-Wiirttemberg und die deutsche Wirtschaft stehen
derzeit vor gewaltigen Herausforderungen. Wir haben eine
Durststrecke durchzustehen. Wir miissen Strukturen auf
Vordermann bringen. Wir miissen aber auch sehen, dafB3
die Ausgangsbasis fiir unser Land im Lindervergleich und
im internationalen Vergleich trotz allem gut ist. Wir haben
eine Bildungsinfrastruktur und eine Forschungsinfrastruk-
tur, die sich sehen lassen kénnen. Die jlingste Statistik des
Patentamts in Miinchen - zwei Wochen alt — weist auf das
Jahr 1991 bezogen aus, dall Baden-Wiirttemberg nach wie
vor mit riesigem Abstand zu allen anderen Bundeslindern
die meisten Patentanmeldungen beim Deutschen Patent-
amt in Miinchen hatte.

(Abg. Renz GRUNE: Patente sind doch nicht
Sondermiill!)

Das ist der Humus, auf dem eine weitere gute wirtschaftli-
che Entwicklung gedeiht. Ich nehme an, daB Sie nichts da-
gegen haben. AuBlerdem niitzt es iiberhaupt nichts, wenn
man Zahlen und Fakten anschnauzt. Zahlen und Fakten
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sollte man akzeptieren und zur Grundlage der eigenen Po-
litik machen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Wir haben in unserem Land im mittelfristigen Trend gute
Entwicklungschancen. Deswegen gibt es keinen Grund zur
Resignation und zur Lethargie, aber viele Griinde, jetzt
kraftvoll und gemeinsam zuzupacken. Wir sollten die
schwierige Konjunkturphase als Chance nutzen, gut zu
bleiben, wo wir stark sind, und besser zu werden, wo sich
Schwiichen zeigen.

Meine Damen und Herren, ich halte fur richtig, was heute
in einem Kommentar im Wirtschaftsteil der ., Stuttgarter
Zeitung™ steht.

{Abg. Oettinger CDU: Genau!)

Auch dies sollten wir uns bei allen Schwierigkeiten. in de-
nen wir stehen, vor Augen fithren. Ich darf wenige Sitze
aus diesem Kommentar zitieren:

Auch gibt es wohl das eine oder andere, das verbessert
werden muB - die psychologische Wirkung dieser
stindigen Klagen iiber Schwichen des. Sidwestens
kdnnte jedoch durchaus kontraproduktiv sein. Dies
zumal in einer konjunkturellen Abschwungphase, in
der die Aussichten fiir das nichste Jahr héchst unsi-
cher sind und fihrende Wirtschaftsforscher ihre Vor-
hersagen herunterkorrigieren. Es besteht die Gefahr,
daB3 manche die voribergehende Schwiche des Sid-
westens fdlschlich als tiefgreifende Strukturkrise fehl-
interpretieren, dall zuviel Schwarzmalerei den Inve-
storen die Stimmung grindlich verdirbt. Aus einer er-
warteten Abkihlung nach dem {berhitzten Boom der
deutschen Einheit kdnnte dadurch eine frostige Eiszeit
werden.

(Abg. Oettinger CDU: Vollig richtigh

Meine Damen und Herren, auch dies sollten wir uns vor
Augen fiihren. Ich pliddiere dafiir, daB wir weder gesund-
beten noch krankreden, sondern realistisch von der Wirk-
lichkeit ausgehen und dort Hand anlegen, wo wir zustan-
dig sind, und dort unsere Hausaufgaben machen, gleichzei-
tig aber auch auf unsere Wirtschaft vertrauen, die schon
aus ganz anderen Konjunkturtilern wieder zu neuem
Hoch gekommen ist.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der SPD
~ Abg. Qettinger CDU: Sehr richtig!)

Prasident Dr. Hopmeier: Nach § 82 Abs. 4 unserer Ge-
schiftsordnung haben die Herren Abg. Kuhn und Dr. Dé-
ring um das Wort gebeten. Das Wort erteile ich zunéchst
Herrn Abg. Kuhn,

Abg. Kuhn GRUNE: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Ich freue mich, Herr Ministerprisident, iber zwei
Aspekte Ihrer Rede; das will ich vorausschicken. Der eine
ist, dal3 Sie inzwischen bereit und in der Lage sind, zuzuge-
ben, daB wir tatsichlich Probleme haben. Ich will daran

346

erinnern, dal} Sie im Wahlkampf, wenn Sie jemand darauf
hingewiesen hat, dal3 wir vor einem Einknick bei der Kon-
junktur stehen, das immer als Schlechtrednerei und bei der
SPD als sozialistische Agitation abgetan haben und ein-
fach leugnen wollten. Dies ist nun anders. Daruber kann
man sich freuen. Das Problem ist natiirlich, ob es nicht
besser gewesen wire, Sie hitten es schon vor einem halben
Jahr eingesehen, denn je frither man mit Remeduren, mit
MabBnahmen einsetzen kann, um so mehr kann man eben
auch erreichen,

Der zweite Punkt, der mich gefreut hat, ist, daBl Sie doch
klar gesagt haben, daB wir zwar sowohl eine Konjunktur-
krise haben als auch eine Krise — —

{Abg. Maurer SPD unterhilt sich mit dem Prisi-
denten.)

- Es tut mir leid, Herr Pridsident, aber wenn im Hinter-
grund Herr Maurer noch Geschiftsordnungen interpre-
tiert, kann man sich schwer konzentrieren.

DaB Sie, Herr Ministerprisident, gesagt haben, es sei mehr
als eine Konjunkturkrise, es gebe Hausgemachtes und
Fremdverschuldetes, finde ich sehr richtig. Ich meine, wir
sollten unsere MaBnahmen oder die Moglichkeiten, die wir
iiberhaupt haben, auch nach der Frage ausrichten: Was ist
fremdverschuldet, wo konnen wir also sehr wenig tun, und
was ist wirklich hausgemacht, wo gibe es also Moglichkei-
ten fiir die Politik, im Lande und auch auf Bundesebene et-
was zu tun?

Zunichst ist richtig: Wir haben ¢ine Konjunkturkrise. Aber
ich glaube, es wire vollig falsch, wenn man jetzt nur mit
klassischen Instrumenten gegen die Konjunkturkrise vor-
gehen wiirde, und zwar aus dem einfachen Grund, wie es
Herr Qettinger im Unterschied zu thnen, Herr Teufel, rich-
tig gesagt hat: Wir haben halt auch eine Strukturkrise, und
iiber diese miissen wir auch reden. Wenn wir also nur die
klassischen Instrumente Zinssenkung, Steuersenkung -
von Herrn Spori fir die Unternehmensteuern mehrfach
vorgeschlagen —, Steigerung der Nachfrage auf dem Bin-
nenmarkt einsetzen wiirden oder, was man oft bei Kon-
junkturkrisen macht, was Sie aber nicht so gerne horen, ei-
nen Regierungswechsel vornehmen wiirden, dann wiirde
man, glaube ich, das eigentliche Element dieser Krise ver-
fehlen, ndmlich ihre Strukturen. Herr Spori zieht jetzt
durchs Land und pladiert fiir Zinssenkungen. Zusammen
mit Dieter Hundt von Gesamtmetall sagt er jetzt, die Um-
weltschutzbelastungen seien zu hoch, wihrend er im Wahl-
kampf bei keinem Satz die Okologisierung der Wirtschaft
vergessen hat. Sie haben schon nach wenigen Monaten vor
dem notwendigen &kologischen Strukturwandel kapitu-
liert.

(Beifall bei den GRUNEN)

Herr Ministerprisident Teufel weil als wirtschaftspoliti-
sche und strukturpolitische Antwort bei seinem Porsche-
Besuch nichts Besseres, als vorzuschlagen, bei der Polizei
nachzufragen, ob noch ein paar Porsche bendtigt wiirden.
Das ist nichts anderes als Keynesianismus im Polizeibe-
schaffungswesen, aber jedenfalls keine weitsichtige, die
Struktur beriicksichtigende Wirtschaftspolitik.
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{Beifall bei den GRUNEN)

Stecken wir in einer Strukturkrise? - Meiner Meinung
nach ja. Worin besteht sie? — Fiir Sie besteht sie in der
Kostenstruktur, daB wir gegeniiber anderen Lindern bei
den Kosten grofie Nachteile haben. Das stimmt, wenn man
zum Beispiel an Japan oder auch an die Lander im siidost-
asiatischen Raum denkt. Aber glauben Sie denn wirklich,
Herr Teufel, dafl man durch eine Kostensenkungspolitik in
der Bundesrepublik mit Monatslohnen von 400 DM oder
500 DM in Korea konkurrieren kann? Bei Senkungen kdn-
nen wir vielleicht mit Frankreich, England oder der
Schweiz konkurrieren, aber doch nicht mit Lindern wie
Korea. Das heilt: Die Politik der Kostensenkung in dieser
Situation verfehlt das eigentliche Problem, nidmlich, daB
wir mit den Lindern in Fernost und vielen anderen Lin-
dern um neue Produkte konkurrieren. Wir kdénnen die
Strukturkrise nur iiberwinden, wenn wir uns fragen, wel-
che Produkte und Produktionsverfahren uns heute fehlen,
mit denen wir in finf, sechs Jahren Mirkte der Zukunft er-
6ffnen kénnen.

(Beifall bei Abgeordneten der GRUNEN)

Dabei haben Sie, Herr OQettinger und Herr Teufel, mir die
Frage der Okologie zu sehr heruntergespielt. Eine ganze
Reihe von Produkten und Produktionsweisen — denken Sie
an die Abfallproblematik — wird kurzfristig, aber vor allem
mittel- und langfristig auf dem Weltmarkt nicht mehr Be-
stand haben, weil alle industrielle Metropolen, die die
Hauptimporteure von baden-wiirttembergischen Produk-
ten sind, durch die Umweltprobleme die gleichen Schwie-
rigkeiten haben wie wir. Deswegen miissen umweltfreund-
liche Produkte produziert werden.

Herr Teufel, Sie haben angefihrt, wir stiinden bei der Um-
welttechnik an der Spitze. Zwei Gegenbeispiele hierzu:
Beim Solarauto stehen wir nicht an der Spitze. Hier haben
die baden-wiirttembergische und die bundesrepublikani-
sche Automobilindustrie die Entwicklung der Zukunft ver-
schlafen, und zwar nicht, weil man hier faul ist oder an so
etwas nicht denkt, sondern weil die verkehrs- und energie-
politischen Rahmenbedingungen nicht gestimmt haben.
Die politische Seite ist auf ¢in energie- oder schadstoffar-
mes Auto nicht eingegangen, und deswegen bestanden In-
vestitionsunsicherheiten.

Das zweite Beispiel ist die Solartechnik. Siemens will in
der Bundesrepublik eine Solartechnologie-Produktionsan-
lage im Investitionswert von 200 Millionen DM bauen.
Siemens zogert noch immer, weil nicht sicher ist, ob die
bundesrepublikanische Energiepolitik einen Markt fiir die-
se Produkte schaffen wird.

Das ,,Tausend-Dicher-Programm*, von dem der Minister
immer erzihlt, schafft diesen Markt nicht, weil jeder, der
Solarzellen produzieren will, ldngerfristig denken mufS. Er
weill nicht, ob nach Ende des Programms ein Absatzmarkt
vorhanden sein wird oder nicht. Langfristige Absatzmirkte
werden nur durch eine Verinderung der energiepolitischen
Rahmenbedingungen geschaffen, also durch eine systema-
tische Begiinstigung der Solartechnik.

Herr Qettinger, Sie wissen, dafl die Solarenergie vor allem

in Lindern der Dritten Welt und in Schwellenldndern eine
wahnsinnige Exportmdglichkeit darstellt. Hier werden
durch fehlende Rahmenbedingungen wirtschaftliche Ex-
portmdglichkeiten systematisch unterbunden.

Ein drittes Beispiel ist die Abfalltechnologie. Sie wissen
vielleicht, daB3 die franzdsische Paribas-Bank eine Studie
gemacht hat, in der der Markt der neuen Abfalltechniken
untersucht wurde. Hier wurden nicht nur Filtertechniken,
sondern auch neue Produkte, neue Produkttechniken und
neue Werkstoffe einbezogen. Die Studie kam zu dem er-
staunlichen Ergebnis, daB im Jahr 2000 dieser Markt euro-
paweit jihrlich 70 Milliarden US-Dollar ausmachen wird.
Das ist {ibrigens mehr als der gesamte Umsatz des Daim-
ler-Benz-Konzerns, damit wir nur einmal iber die GréBen-
ordnungen Bescheid wissen, Gber die hier geredet wird.

Diese Studie von Paribas bat auch untersucht, welche Be-
triebe, weilche Konzerne in Europa diesen Markt unter sich
aufteilen werden. Erstaunlich ist: Darunter sind zwei in der
Bundesrepublik, aber keiner in Baden-Wirttemberg., So-
viel, Herr Ministerprisident, zu lhrer Aussage, Baden-
Wiirtternberg sei in allen umwelttechnischen Bereichen an
der Spitze. Dies ist einfach falsch, und es ist faisch, weil wir
die Rahmenbedingungen in unserem Land nicht richtig ge-
setzt haben.

(Beifall bei den GRUNEN)

Noch eine Bemerkung zu Threr Politik der Kostensenkung:
Herr Leibinger - Herr Sieber, héren Sie zu! -

{Abg. Sieber CDU: Ich hére zul)

hat einmal richtig gesagt — ich zitiere sinngemill —: Was
niitzen mir Stevererleichterungen, wenn mir der Weltab-
satz fiir meine Produkte fehlt! - Genau in dieser Situation
stehen wir heute. Wenn ich nicht mehr die Produkte habe -
und das wiire ein schadstoffarmes Auto, das wire vor al-
lem &kologisch besser erzeugte Mobilitit iiber dffentliche
Verkehrssysteme anstatt durch das Auto —, dann kann ich
nicht exportieren und den Standort langfristig nicht si-
chern. Ich glaube, dies fehlt in Baden-Wiirttemberg.

Ich sage [hnen auch, warum es fehlt: Es fehlt im Kern
nicht, weil Sie etwa nicht willéns wiiren, weil Sie dies nicht
auch hitten erkennen koénnen, sondern es fehlt, weil Sie
die Rahmenbedingungen in der Verkehrspolitik, in der
Energiepolitik, bei fortschrittlichen Abfalltechniken, im
Umwelischutz in Betrieben, bei Themen wie Produktli-
nienanalyse, bei einer industriellen Produktion, die auf Er-
kenntnis und Erfassung der Stoffstrome aufbaut, nicht ge-
setzt haben, meine DDamen und Herren,

(Beifall bei den GRUNEN)

und hartnickig Lobbyisten fir die alten Strukturen sind,
die uns die wirtschaftliche Zukunft kosten werden.

(Beifall bei den GRUNEN)
Ich halte iiberhaupt nichts — Herr Ministerprisident, da

stimme ich lhnen voll zu - vom Schlechtreden unseres
Wirtschaftsstandorts, und zwar aus dem einfachen Grund,
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weil in diesem Wirtschaftsstandort geniigend technisches
Know-how, geniigend Fiahigkeiten wiren, wenn wir nur
die Rahmenbedingungen dnderten, um wirklich einen gro-
Ben Schritt nach vorn zu tun. Herr Weyrosta hat vollig
recht: In solchen Krisen, die Strukturkrisen sind, besteht
natiirlich die Hoffnung, wenn man die Krise erkennt und
bereit ist, zu analysieren, was los ist, die Maglichkeit, die
Grundlage fiir einen wirtschaftlichen Erfolg fur die Zu-
kunft zu legen. Nur: Was der Herr Ministerprisident ge-
sagt hat, schien mir sehr wenig von dieser neuen Struktur

erkennen zu lassen. Das war eigentlich die Verwaltung ei-
nes Status quo.

Nun haben Sie natiirlich ganz recht: Wenn ich den Status
quo retten will und nichts anderes, wenn ich keine Visio-
nen nach vorne habe, dann handeln Sie véllig richtig,
wenn Sie sagen: ,,[Da missen wir da ein biBBchen Kosten
senken, da miissen wir dort ein biBchen Kosten senken.*
1ch bin nicht gegen das Kostensenken, damit Sie das nicht
faisch verstehen, aber ich glaube, das erfalt die Dimension
und die Tiefe der Krise, vor der wir stehen, nicht.

Deswegen mache ich ein paar konkrete Vorschlige.

Erstens: Wir signalisieren unserer Wirtschaft, dal3 wir
wirklich die Strukturkrise erkennen, und schaffen neue
Rahmenbedingungen, Die brauchen gar nicht martialisch
Zzu sein. Wir sagen einfach, Energiepreise wiirden sich ver-
tevern. Mit der Zeit werden wir mit dem technischen
Know-how, das wir hier haben, erreichen - und die Wirt-
schaft wird es uns danken -, daB etwa stromeinsparend
produziert wird.

(Zuruf von den GRUNEN: Ganz genau!)

Daimler-Benz geht nicht richtig auf den Markt fiir Block-
heizkraftwerke — und es ist ein klassisches Feld eines Auto-
mobilkonzerns, Motoren hierfir zu produzieren —,

(Abg. Sieber CDU: Nein!}

weil die energiewirtschaftlichen Rahmenbedingungen
nicht bestehen.

(Beifall bei den GRUNEN - Zuruf des Abg. Flei-
scher CDU)

Zweitens — Herr Fleischer, horen Sie zu! ~: Wir nutzen die
Vorteile, die wir in Baden-Wiirttemberg, Herr Ministerpri-
sident, dank [hres Vorgingers tatsichlich haben, zur Ent-
wicklung neuer Techniken. Wir haben ja mit der Steinbeis-
Stiftung tatsichlich ein hervorragendes Instrument, schnell
neue Techniken, die es in der Forschung bereits gibt, im
Markt zu implantieren. Nur: Wir missen jetzt auch dafir
sorgen, daB im Bereich der neuen Zukunftstechniken und
nicht nur bei der Mikroelektronik und Medizintechnik, wo
die Hauptschwerpunkte der Steinbeis-Stiftung liegen, Neu-
es passiert.

Beispiel: Uns fehlen in Baden-Wiirttemberg Technologie-
zentren, in denen neue Abfalltechnologien, neue Verwer-
tungstechniken ausprobiert und schnell in die Wirtschaft
hineingebracht werden. Ich sage noch einmal: Dies ist nur

dann méglich, wenn wir die Rahmenbedingungen wirklich
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so setzen, daB in Baden-Wiirttemberg Abfallvermeidung
und -verwertung ganz vorne steht, nicht nur nachher in
den Abfalldebatten, sondern auch praktisch in der Wirt-
schaftspolitik; denn Abfallpolitik, meine Damen und Her-
ren, ist nichts anderes als Wirtschaftspolitik.

(Beifall bei den GRUNEN - Abg. Fleischer
CDU: Wirtschaftspolitik ist auch nicht nur Ab-
fallpolitik!)

_ Herr Fleischer, Sie kdnnen ja nachher rausgehen, wenn
Ihnen noch etwas Besseres einféllt als dieser Zwischenruf.

(Abg. Sieber CDU: Das kann er leider nicht!
Aber es stimmt trotzdem!)

Zum AbschiuB mochte ich Ihnen sagen: Ich glaube, dal
wir wirklich in dieser Krise eine Chance haben. Dies setzt
voraus, dalb wir alle zusammen nach den neuen Strukturen
fragen und nicht hergehen, wie Sie es in lhrer Rede getan
haben, und die alten Strukturen durch MaBnahmen der
Kklassischen Konjunkturpolitik stabilisieren, die wir - und
da bin ich erstaunt, weil Sie das ja gesagt haben - SOWieso
nicht in der Hand haben.

Eine Sache hitten Sie vielleicht Giber die Bundesregierung
ein biBchen mehr in der Hand, und das will ich zum Ab-
schluB noch sagen, namlich die wiahrungspolitik der Bun-
desbank, die ja dank den Interventionen der Bundesregie-
rung keineswegs mehr so unabhingig ist, wie sie sein sollte.
Ich kann nur sagen: Die Zins- und Wihrungspolitik in den
letzten Jahren hat natiirlich schon im Export wirklich zu
Problemen gefiihrt, denn man kann einfach politisch kein
Interesse an der Schwiichung der Wihrungen haben, in de-
ren Gebiete wir exportieren. Da milssen Sie einmal in
Bonn bei Thren Kolleginnen und Kollegen und auch bei
den Kollegen der FDP, die da mitverantwortlich sind, an-
fragen. Diese Wihrungspolitik hat uns viel gekostet, aber
ich meine, wir sollten uns auf den Strukturwandel im Lan-
de konzentrieren.

Die Chancen sind gut, und ich bitte Sie, Herr Ministerpri-
sident, die Augen zu dffnen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Prisident Dr. Hopmeier: Ebenfalls nach § 82 Abs. 4 der
Geschiiftsordnung erteile ich Herrn Abg. Dr. Doring das
Wort.

Abg. Dr. Déring EDP/DVP; Herr Prisident, meine Damen
und Herren! Wie der Vorredner darf auch ich ausdriicklich
anerkennen, Herr Ministerprésident, daB Sie in dieser De-
batte zum Wirtschaftsstandort Baden-Wiirttemberg erst-
mals auf Schonreden verzichtet haben. Ich fand es vom
Ansatz her vollig richtig, daB Sie eingerdumt haben, daf}
wir in einer Reihe von Problemen stecken. fch wiirde aber
auch noch einmal deutlicher unterstreichen wollen: Auch
von seiten der Opposition hat niemand das Gegenteil ge-
tan; niemand von uns hat den Standort schlechtgeredet,
weil es in der jetzigen Situation grundverkehrt wiire, hier
noch weitere Wehklagen anzustimmen und ihn weiter
schlechtzureden.
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Herr Kuhn hat eine ganze Reihe von auBerordentlich
wichtigen Aspekten im innovativen Bereich erwihnt. Aber,
Herr Kuhn, Sie diirfen nicht so tun, als ob zum Beispiel im
Bereich der Umwelt- und Energiesteuer gar nichts passie-
ren wiirde. Sie wissen, daB der Einsatz fiir eine weitere Ver-
teuerung der Energie weit verbreitet ist, daB3 wir das Wort
CO,-Steuer ja nicht nur im Munde fiihren, sondern daB es
hierzu konkrete BeschiuBlagen gibt. Sie wissen es aus der
letzten Sitzung des Wirtschaftsausschusses: Ein entschei-
dender Unterschied bei der CQ,-Steuer ist nun einmal der,
dal} Sie fiir einen nationalen Alleingang eintreten und wir
eben nicht, und zwar deswegen nicht, weil wir keine zu-
sdtzliche Belastung unserer Wirtschaft haben wollen, eine
zusétzliche Belastung, die nur zum Schaden der hiesigen
Wirtschaft und damit auch zum Schaden der Arbeitsplitze
ausgehen kdnnte,

Ich wehre mich auch ein Stiick weit dagegen, daB Sie von
Threr Seite aus diese Kostenaspekte arg beiseite wischen,
daB Sie sagen, die Unternehmensteuerreform sei gar kein
s0 furchtbar wichtiges Thema. Natiirlich ist es sogar eines
der entscheidenden Themen, daB endlich eine Steuetre-
form in Gang kommit, die eine klare steuerliche Entlastung
der Unternchmen bedeutet. Es muB von unserer Seite aus
auf den Weg gebracht werden, eine Steuerreform durchzu-
fithren; ich habe es vorhin schon angesprochen. Wir war-
ten auf die Bundesratsinitiative der Landesregierung fiir ei-
ne Unternchmensteuverreform, die die reinvestierten Ge-
winng steuerlich anders behandelt ais die entnommenen.

Herr Ministerprisident, ich muB noch einmal auf zwei,
drei Punkte lhrer Ausfithrungen eingehen. Bezeichnend
war — und das sehe ich ganz selbstverstindlich genauso —,
dafl Sie mehrfach noch einmal auf die Lohnnebenkosten
eingegangen sind. Aber die Frage ist halt nach wie vor
nicht beantwortet: Warum haben Sie Ihr bis zum 5. April
1992 vertretenes Pflegeversicherungsmodell aufgegeben?
Warum haben Sie es aufgegeben? Es ist ein Bestandteil
dessen, auch wenn es lhnen nicht behagt. Es kommt als
Teil dazu, weil es nun einmal die Lohnnebenkosten bela-
stet, und zwar in nicht unerheblichem Ausmal. Sie sind
auch heute wieder die Antwort auf die Frage schuldig ge-
blieben, wie Sie es denn jetzt konkret finanzieren wollen.

Der niichste Punkt ist: Die Lohnnebenkosten miissen her-
untergehen, ganz klar, aber Sie miissen sagen, wie Sie den
Ausgleich finanzieren wollen. Die Unternehmensteuerre-
form muB kommen; wir warten auf Ihre Bundesratsinitiati-
ve. Wir wollen den gespaltenen Steuersatz.

Der nichste Punkt: Es ist gar keine Frage, es gibt eine aus-
driickliche Anerkennung der allermeisten Bereiche der Bil-
dungseinrichtungen, die wir im Land Baden-Wiirttemberg
haben. Bezeichnenderweise haben Sie nur den Berufsschul-
bereich ausgeklammert.

(Minister Dr. Spéri: Nein, den hat er erwihnt!)

Der Berufsschulbereich ist der Bereich, zu dem wir erst vor
kurzem, erst vor wenigen Tagen einen Bericht der Betriebe
bekommmen haben, die den Berufsschulen keine guten
Noten gegeben haben, weil sie zu hohen Unterrichtsausfall
haben. Wenn Sie allerdings mit uns der Meinung sind -
und das werden Sie ja wohl sein —, dal der gesamte Ausbil-

dungsbereich eine auBerordentlich wichtige Rolle spielt,
wenn es um die Qualifizierung unserer jungen Leute und
um die Qualifizierung der Arbeitsplatze geht, dann kénnen
Sie den Bereich nicht cinfach ausklammern wollen. Es geht
nicht nur um den Bereich der Berufsschulen, sondern auch
darum: Wo ist die Qualifizierungsoffensive? Wo sind die
Weiterbildungsmaéglichkeiten, auf die wir dringend ange-
wiesen sind? Auch die sind meiner Meinung nach bisher
von lhnen nicht in ausreichendem Umfang zur Verfiigung
gestellt worden.

Wir werden uns - das sage ich, weil Herr Weyrosta mehi-
fach nachdriicklich von der Verantwortung gesprochen hat
- {iberhaupt nicht davonstehlen. Wir gehen mit hinein in
die Verantwortung, aber wir erwarten auch eine Mehrbe-
teiligung von seiten der Landesregierung, wenn s darum
geht, diese Standortsicherungsprogramme zu erarbeiten.
Nur, da reicht es nicht aus, Herr Ministerprisident, wenn
Sie sagen: ,,BloB weil Sie das nicht in der Zeitung lesen,
heifit das noch lange nicht, daB wir da nichts machen. Wir
machen da schon irgendwo etwas, und so brockenweise
wird vielleicht einmal ein Stiick weit davon erzihlt." Sie
sollten jetzt von lhrer Seite aus - es ist, glaube ich, Zeit ge-
nug gewesen - lhre Standortsicherungsprogramme kon-
kretisieren. Sie miissen sie umfassend auf den Tisch legen.
Sie miissen deutlich machen, an welchen Stellen Sie wofiir
eintreten.

Stichwort Arbeitszeit. Natiirlich ist die Flexibilisierung der
Arbeitszeit ein enorm wichtiges Thema. Das ist gar keine
Frage. Die Maschinenlaufzeiten sind ein enorm wichtiges
Thema, Aber wo sind die Kommentare des Wirtschaftsmi-
nisters dazu, wenn wir in der vergangenen Woche von ver-
schiedenen Gewerkschaftsseiten aus horen, die 35-Stun-
den-Woche sei noch lange nicht das Ende der Fahnenstan-
ge, es miisse die 30-Stunden-Woche angepeilt werden. Da
vermisse ich, daB sich der Wirtschaftsminister des Landes
Baden-Wiirttemberg zu Wort meldet und kiar und deutlich
sagt, daB es nicht stindig mit Arbeitszeitverkiirzungen wei-
tergehen kann. Das Gegenteil wird vielmehr der Fall sein
miissen. Wir werden sehen miissen, dall wir eine Arbeits-
zeitverlingerung, eine Lebensarbeitszeitverlingerung hin-
bekommen,

(Abg. Oettinger CDU: Gilt das auch im Lehrerbe-
reich?)

Die Unterschiede sind genannt worden. Wir hinken
500 Stunden im Jahr hinterher. Das ist mit eine Standort-
frage,

Herr Kuhn, es ist nicht ganz redlich, wenn Sie sagen: Bei
Thren Bemiihungen, da ein paar Kosten zu senken, kénnen
Sie bei den 400-DM-Léhnen in anderen Lindern iiber-
haupt nichts erreichen.

(Abg. Renz GRUNE: Sondern?)

Sie miissen doch einmal sehen, daB mit die Hauptkonkur-
renten nicht die Linder sind, bei denen die 400-DM-L&hne
die Regel sind. Wenn Sie die gesamten westlichen Indu-
strienationen sehen, wenn Sie Japan sehen, werden Sie
doch nicht sagen wollen, daB das Linder seien, wo wir mit
solchen Lohnen zu konkurrieren hétten. Vielmehr haben
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wir bei uns in Europa selber eklatante Unterschiede in den
Kosten. Es geht darum, diese Unterschiede abzubauen. Da
miissen Sie mehr machen als das, was Sie bisher ausgefiihrt
haben.

{Beifall bei der FDP/DVP)

Priisident Dr. Hopmeier: Das Wort erteile ich Herrn Wirt-
schaftsminister Dr. Spéri.

Wirtschaftsminister Dr. Spori: Herr Prisident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Ich bin eigentlich trotz aller
Divergenzen in dieser Debatte sehr froh, daB die Lagebe-
urteilung sehr differenziert ausfallt und dab sich hier eine
differenzierte Ausgangsanalyse durchzusetzen scheint. Die
Richtung ist auf der einen Seite die: Wir sind uns dariiber
einig, daB Baden-Wiirttemberg heute in Europa mit seinem
Wohlstandsniveau, mit seiner &konomischen Leistungs-
kraft ganz an der Spitze steht. Auf der anderen Seite hat
dieses Land aber gegenwirtig nicht nur eine kleinere
Wachstumsdelle zu verkraften. Dies scheint mir das diffe-
renzierte Fazit in der Analyse zu sein.

Wir sollten uns hier nichts vormachen: Die Prognosen des
Jahreswirtschaftsberichts, Herr Déring, sind inzwischen
simtlich Makulatur. Wir konnen Sie alle in den Papier-
korb werfen. Wir haben es bei aller Differenziertheit in der
Lagebeurteilung in diesem Land wirklich mit einem ausge-
wachsenen Abschwung zu tun, der auch immer stirker auf
den Arbeitsmarkt durchschtigt. Es sind nicht nur die Zah-
len von einzelnen Firmen, die der Herr Ministerprdsident
hier eben genannt hat. Dieser Abbau an Beschiiftigung
wird sich nach den jetzt bereits bekanntgewordenen Fir-
menplanungen bis tief in das nichste Jahr hinein fortset-
zen. Auch die Kurzarbeit wird nach der Voranmeldung der
Firmen im Oktober noch einmal ansteigen. Darauf miissen
wir uns in unserer politischen Konzeption realistischerwei-
se ausrichten.

Deswegen sage ich: Kein Zweifel, wir stehen, ausgehend
von einer sehr guten Position, von einer wirtschaftlich star-
ken Position, in Baden-Wiirttemberg vor einer sehr schwe-
ren wirtschaftlichen Belastungsprobe. Es wire falsch - das
ist auch richtig —, diese Belastungsprobe in diesem Lande
nur auf konjunkturelie Phinomene zu reduzieren. Es sind
im wesentlichen drei Ursachenbereiche, die sich gegenwir-
tig {iberlagern und die die baden-wiirttembergische Wirt-
schaft belasten.

Der erste Bereich ist die genannte weltweite konjunkturelie
Lihmung, vor allem im Investitionsgiiterbereich. Es ist
ganz klar, logisch, erwartbar und folgerichtig, daB eine
weltweite Lihmung der Investitionsgiterkonjunktur auf
Baden-Wiirttemberg iiberdurchschnittlich durchschlagen
muB, lieber Kollege Oettinger, was Sie ja zu Recht festge-
stellt haben. Insofern kann mich der fiberdurchschnittliche
Riickgang bei der Auftragsentwickiung, zum Beispiel im
Auslandsbereich, iiberhaupt nicht Gberraschen, ebensowe-
nig diejenigen, die vergangene Konjunkturzyklen beobach-
tet haben.

Der zweite Punkt ist, dal} wir es in den nichsten Monaten
und Jahren auch in diesem Land mit sehr schweren Bela-
stungen aus der ungeldsten Frage des Aufbaus Ost zu tun
haben. Das wird uns durch eine zunehmende Mittelverla-
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gerung belasten, und es wird uns auch weiterhin im Rah-
men der Finanz- und der Geldpolitik belasten. Diese Mit-
telbeanspruchung ist eine wesentliche Ursache fiir die heu-
tigen hohen Zinsen und damit auch fiir die Déimpfung un-
serer Investitionsgiiterkonjunktur.

Meine Damen und Herren, ich méchte noch einen dritten
Punkt nennen; ich bin sehr dankbar, daB darauf eingegan-
gen worden ist. Neben der Konjunktur, neben dem Zu-
riickschlagen der Folgewirkungen des Aufbaus Ost ist ein
dritter Faktor genannt worden, den wir ganz konkret dis-
kutieren miissen. Das sind Schwiichen in der strukturellen
Entwicklung, die auch in unserer Wirtschaft vorhanden
sind - das heiBt, alles Gute ist noch steigerbar, auch wenn
man Stirken hat -, und es sind vorhandene Standort-
schwichen, die unsere internationale Wettbewerbsfiahigkeit
in den letzten Jahren ausgehdhlt haben.

Ich warne aber vor einer weitverbreiteten Fehleinschat-
zung, was die konjunkturelle Abschwungbewegung an-
langt. Wir hatten jetzt in der Bundesrepublik und in Ba-
den-Wiirttemberg cinen fast zehnjihrigen Boom, meine
Damen und Herren, und wir sollten deshalb die Tatsache
eines konjunkturellen Abschwungs fiir sich allein genom-
men nicht dramatisieren. Wenn nach zehn Jahren ein sol-
cher Konjunkturabschwung kommt, besteht noch keinerlei
AnlaB zur Standortlarmoyanz. Wir hatten niemals in der
Wirtschaftsgeschichte einen endlosen Konjunkturauf-
schwung, und wir werden ihn auch niemals haben, auch
nicht in Baden-Wiirttemberg. Deswegen: keine Dramatisie-
rung des konjunkturetlen Abschwungs.

Meine Damen und Herren, eine Belastung, die eine groBe
Rolle spielt — das sollte man nicht unterschitzen -, sind
natiirlich Politikbereiche, die gegenwirtig nicht auf die
konjunkturelle Situation abgestimmt sind. Ich nenne als
Beispiel etwas, was in der Debatte noch gar nicht ange-
sprochen worden ist: die v6llig chaotische Abgaben-, Steu-
er- und Zwangsanleihendebatte auf Bundesebene, die ei-
nen verheerenden psychologischen Flurschaden anrichtet.

(Beifall der Abg. Birgit Kipfer und Maurer SPD)

Ich spreche da alle Parteien an, weil alle daran beteiligt
sind. Diese Debatte muB schnellstmdglich beendet werden.

Wer ehrlich ist, meine Damen und Herren, kann niemals
versprechen - und er sollte sich davor hiiten, so etwas zu
versprechen —, daB es in alle Ewigkeit keine Steuer- und
Abgabenerhhung gibt. Aber eine solche Debatte kann
man nicht ungeordnet monateiang laufen lassen, ohne dafl
sie zu einem Ergebnis fihrt,

(Beifall eines Abgeordneten der CDU)

Deswegen sage ich: Der psychologische Flurschaden dieser
Debatte, auch die negative Auswirkung auf die Steuerein-
nahmen unserer Haushalte ist langst grofer als die mogli-
che Einnahmewirkung der [nstrumente, die hier diskutiert
werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der
SPD)
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Der zweite Punkt, in dem die Politik nicht auf die konjunk-
turelie Herausforderung abgestimmt ist, sind die geld- und
finanzpolitischen Strategien auf nationaler und internatio-
naler Ebene. Ich kann nur eines sagen: Die Geld- und die
Finanzpolitik waren weder national noch international im
letzten Jahrzehnt so unabgestimmt wie jetzt, in dieser Zeit
eines Konjunkturabschwungs. Das ist sehr gefdhrlich.

{Lachen des Abg. Gustav-Adolf Haas SPD)

Fiir die Exportwirtschaft in Baden-Wiirttemberg bedeutet
das fiir sehr viele Firmen, die jetzt noch hervorragende Ab-
satzerfolge auf Auslandsmirkten haben, daB sie aufgrund
der Abwertung der wichtigsten Partnerwihrung in eine un-
geheure Kosten-Ertrags-Klemme gekommen sind und viele
Millionen zuschieBen missen.

Deshalb sage ich: Es ist dringend notwendig, zu einer bes-
seren Koordination von Geld- und Finanzpolitik zu kom-
men. Der unterschwellige Konflikt zwischen Bundesbank-
politik und Finanzpolitik ist sehr gefdhrlich fiir unsere wei-
tere konjunkturelle Entwicklung.

Nun zur Rolle der Bundesbank. Herr Kuhn hat die Rolle
der Bundesbank angesprochen. Mich kann niemand in der
Verteidigung der Autonomie der Deutschen Bundesbank
ibertreffen. Die Autonomie der Bundesbank steht, Herr
Kuhn, selbstverstindlich nicht zur Disposition; das ist ein
ganz klares Wort.

Aber was jetzt in erster Linie not tut - das mufl man sagen
-, ist eine abgestimmte Zinssenkungspolitik mit den ande-
ren Staaten in der sogenannten G-7-Gruppe. Die Bundes-
bank ist zwar autonom, sie schwebt aber nicht in einem
luft- und kritiklosen Raum. Das heiBt, man darf zur geld-
politischen Wirkung, die gegenwirtig ausgelost wird, im-
merhin etwas sagen und kommentieren.

(Abg. Sieber CDU: Das darf man! Natiirlich!)

Ich meine, die Bundesbank hat die Gefahren durchaus er-
kannt. Sie hat gestern bei ihren Wertpapier-Pensionsge-
schiften zum ersten Mal die Ziigel — im Zusammenhang
mit den Zinsen - leicht losgelassen. Aber dies muf sich in
den nichsten Monaten in einer Senkung der Leitzinsen,
die stirker als diejenige Mitte September ausfallen muf,
fortsetzen.

Unsere gegenwirtigen Leitzinsen — der Diskontsatz betrigt
8,25 Y, — stehen in der Geschichte der Bundesrepublik auf
einem Rekordniveau. Wir hatten in keiner konjunkturellen
Abschwungbewegung — weder in den siebziger Jahren
noch zu Beginn der achtziger Jahre - ein solches Rekord-
zinsniveau. Das geht nicht zusammen. Rekordzinsniveau
auf der einen Seite und Abschwichung der Investitionsgii-
terkonjunktur auf der anderen Seite: Dies mul} sich dn-
dern.

Ich habe in den letzten Monaten immer davor gewarnt, die
Bundesbank zum Priigelknaben der wirtschaftspolitischen
Diskussion zu machen. Aber ich muB jetzt sagen: Wenn die
gegenwiirtig betriebene Zinspolitik weiter durchgehaiten
wird, wenn diese nicht stiirker korrigiert wird, wire das ge-
nau unter dem Gesichtspunkt der Staatsverschuldung kon-

traproduktiv, weil darunter die Einnahmen der oftentli-
chen Haushalte leiden und die Kredite noch héher wiirden.

(Abg. Sieber CDU: Es ist genau umgekehrt! Die
Ausgaben miissen herunter!)

— Herr Kollege Sieber, jetzt kommen wir zu dem entschei-
denden Punkt. Meine Damen und Herren, natirlich kén-
nen wir die Last nicht allein auf die Bundesbank abwilzen.

(Abg. Sieber CDU: Sol)

Die Finanzpolitik mul den Freiraum fiir die Lockerung
der Geldpolitik, die ich gerade angesprochen habe, schaf-
fen. Da geht es um die grofie Kunst, die steigenden finan-
ziellen Anforderungen des Aufbaus Ost in Einklang mit
der Begrenzung der Nettokreditaufnahme der dffentlichen
Haushalte zu bringen. Dazu, meine Damen und Herren, ist
ein nationaler Seolidarpakt dringend erforderlich.

Die Schweden haben uns das vorexerziert. ich kann nur sa-
gen: Hut ab vor dieser Anstrengung der Opposition und
der Regierung in Schweden. Sie haben es geschafft, ein
strukturelles Defizit von zig Milliarden Kronen zu beseiti-
gen und dennoch - im Gegensatz zu unserer gegenwirtigen
Politik - die Mittel fiir die Arbeitsmarktbeschaffungsmaf-
nahmen zu erhéhen. Das ist ein nachahmenswertes Bei-
spiel.

Wir sollten die Signale, die die IG Metall auf ihrem letzten
Gewerkschaftstag in diese Richtung gegeben hat, nicht
iiberhéren. Diese Signale sollten positiv aufgenommen
werden, Herr Déring. Ich bin der Uberzeugung, daB sich
die deutschen Gewerkschafien - von diesem Signal her ge-
sehen — in eine groBe Kraftanstrengung, in eine Solidarak-
tion, wie ich sie geschildert habe, einbringen werden. Aber
man darf - auch als Wirtschaftspolitiker - in der Offent-
lichkeit nicht so agieren, dafl man den Gewerkschaften
dies fast unméglich macht.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Sieber CDLU)

Meine Damen und Herren, es ist unbestreitbar: Wir sind
an der Spitze, aber wir miissen ganz konkret politisch for-
mulieren, wohin wir in der Wirtschaft Baden-Wiirttem-
bergs gehen. Wir sind in den Ministerialapparaten nicht
kliiger als Unternehmer und Manager. Aber wir miissen ei-
ne Vorsteltung, eine Vision haben, wohin der Struktur-
wandel in diesem Land geht, wenn der Verlust von Ar-
beitsplitzen auf der anderen Seite langfristig wieder ausge-
glichen werden soll.

Ich méchte lhnen, weil manche hier Fragen gestellt haben,
konkrete Antworten darauf geben, wo Strukturpolitik den
Strukturwandel flankierend unterstiitzen und neue Mérkte
erschlieBen mufl, die bisher nicht wahrgenommen und
nicht ausgelotet werden.

Erstes Beispiel, ganz konkret — dariiber ist heute iiberhaupt
nicht gesprochen worden, obwahl es sich um eine existen-
tielle industriepolitische Frage handelt —: Baden-Wiirttem-
berg muB Produktionsstandort der modernsten Logik-
Chips-Technologie werden.

(Beifall des Abg. Kdder SPD)
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Meine Damen und Herren, dies ist ganz entscheidend.
Wenn wir nicht Produktionsstandort der modernsten Lo-
gik-Chips sind, dann werden wir zunehmend unser gesam-
tes Know-how an die Hersteller von Logik-Chips abgeben
miissen. Das heiBt, wir werden unseren Know-how-Vor-
sprung verlieren. Deswegen begriiBe ich es, daB ein fiihren-
des baden-wiirttembergisches Unternehmen - ¢ine grofe
Automobilfirma - die Zeichen der Zeit erkannt hat und ge-
nau in diesen Bereich hineingehen und Logik-Chips auf
modernstem technologischem Niveau produzieren will.
Dies soll auch in Zusammenarbeit mit anderen ange-
stammten Herstellern in diesem Bereich vorgenommen
werden.

Herr Kuhn, das ist ein Punkt, den Sie angesprochen haben.
Das ist ein konkretes Stiick Diversifikation, das notwendig
ist. Denn wenn Sie diese Betriebe heute besuchen - Be-
triebshesuche wiirde ich hier nicht abqualifizieren; es tut
unheimlich gut, wenn man — -

(Abg. Kuhn GRUNE: Es kommt darauf an, was
man da macht!)

- Ja. - Aber wenn Sie zum Beispiel diesen Hersteller, der
in der Offentlichkeit oft geschlagen wird, besu¢hten, dann
kdnnten Sie sich dariiber informieren, daB dott lingst er-
kannt wurde, dal3 die Firma kiinftig nicht nur auf Automo-
bile und auch nicht nur auf neue Okomobile setzen kann,
sondern daB sie in ganz andere Produkte hinein muB wie
zum Beispiel in die Produktion dieser Logik-Chips.

(Abg. Kuhn GRUNE: Ich schon, nur diese Poli-

tik nicht! Das ist der Unterschied! — Gegenruf des

Abg. Sieber CDU: Die Politik muf3 das auch ak-
zeptieren, Herr Kollege!)

Meine Damen und Herren, wir werden durch die Techno-
logiepolitik auch dafiir sorgen miissen ~ das werde ich im
Rahmen unserer Gemeinschaftsinitiative mit den Unter-
nehmen und Gewerkschaften und mit dem Maschinenbau
vereinbaren und angehen —, dall der einheimische Markt
fiir solche Logik-Chips verbreitert wird, weil er gegenwir-
tig nicht grofl genug ist. Solche Chips werden zwar gegen-
wirtig eingebaut, aber sie werden extern bezogen. Unsere
Maschinenbauer beziehen immer mehr Elektronikteile ex-
tern aus dem Ausland und verlieren dadurch immer mehr
Wertschdpfung. Das ist eine wesentliche Ursache fir die
Strukturkrise. Genau dies ist konkrete Strukturanalyse,
Herr Déring, und konkrete Technologiepolitik, die an sol-
chen Problemen ansetzen mull. Danach haben Sie gefragt,
und darauf gebe ich lhnen ganz konkret cine richtungwei-
sende Antwort, wo unsere Wirtschaft hinzugehen hat und
wo wir Marktkrifte unterstiitzen miissen.

Zweiter Punkt: Wir werden in einem Bereich eine filhrende
Marktstellung erringen, der hier ebenfalls noch nicht ange-
sprochen worden ist. Wir haben in der letzten Zeit eine
sehr fundierte Forschungsinfrastruktur im Bereich der Mi-
krosystemtechnik aufgebaut. Das heilit, wir haben die
15. Fakultat zur Mikrosystemtechnik in Freiburg beschlos-
sen. Wir haben lnstitute und Forschungsaktivititen aufge-
baut, Wir werden auch das Kernforschungszentrum Karls-
ruhe auf die Mikrosystemtechnik umstrukturieren. Dies ist
dringend notwendig. Diese Mikrosystemtechnik ist genau
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eine solche Technologie, die die Japaner noch nicht fiih-
rend beherrschen. Wir haben die groBe Chance, mit dieser
Branche am Weltmarkt fiihrend zu sein, wenn wir auf die-
sem Weg weiter voranschreiten. Das wird auch in den
nichsten Monaten und Jahren ein Ziel der Technologie-
politik sein.

Der dritte Punkt ist die Umwelttechnologie. Ich finde es
immer wieder reizend, wenn ein Popanz auflgestellt wird
und man da draufhauen kann.

(Zuruf des Abg. Renz GRUNE)

Ich finde es reizend, wenn man einen Popanz aufstellt und
behauptet: ,,Der und der hat das gesagt*’, und derjenige das
gar nicht gesagt hat. Dann kann man da kriftig draufhau-
en. Herr Kuhn, der Herr Ministerprisident hat, als er die
fihrende Position Baden-Wiirttembergs im Bereich der
Umwelttechnologien angesprochen hat, keineswegs be-
hauptet, daB wir in allen Bereichen der Umwelttechnologie
fithrend seien, wie Sie hier gesagt haben.

(Abg. Kuhn GRUNE: In den drei wichtigsten
sind wir nicht fiithrend, Herr Kollege!}

- Ich will Thnen gerade ein entgegengesetztes Beispiel dazu
geben, — Es ist richtig, daB zum Beispiel Nordrhein-West-
falen — ein Land, das in diesem Haus oft negativ apostro-
phiert worden ist — bei den nachgeschalteten Umwelttech-
nologien, die Emissionen nachgeschaltet reinigen und Bo-
den, Luft und Wasser sanieren, an der Spitze liegt. Aber ¢s
ist genauso richtig - das beziehe ich jetzt auf die Aussage
des Ministerprdsidenten -, daB Baden-Wiirttemberg er-
stens mit 25 %, Produktionsanteil der fithrende Produzent
und Anbieter von Umwelttechnologien ist.

Zweitens: Baden-Wiirttemberg ist bei den nachgeschalteten
Technologien nicht fiihrend, aber bei der integrierten Um-
welttechnik. Wir sollten diese Stirke nicht leugnen, son-
dern daran ansetzen. Wir werden unsere Technologiefdr-
derung genau auf die integrierte Umwelttechnik konzen-
trieren, weil Umweltschiden durch eine solche Technolo-
gie und eine Politik, die durch diese Technologie Emissio-
nen verhindert, vermieden werden.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Seimetz CDU
— Abg. Kuhn GRUNE: Recht zih gerade!)

- Nein, nein. Wir sind im Bereich der integrierten Umwelt-
technologie, was Mef-, Schalt- und Analysetechnik an-
langt, der fithrende Anbieter, Herr Kuhn. ~ Wir wollen uns
dabei nicht nur auf Landesférdermittel beschrinken, son-
dern wir wollen uns in Zukunft auch stirker auf die Mittel
der EG konzentrieren, darauf, daB unsere Firmen in die-
sem Zusammenhang an EG-Mittel herankommen. Es ist
uns vor kurzem gelungen, fiir baden-wiirttembergische Fir-
men ein Férderprogramm fiir die Anwendung dieser inte-
grierten Umwelttechnologien zu &ffnen.

Ein weiterer Punkt - ich wei3, daf} das sehr konkret ist,

{Abg. Sieber CDU: Die Wahrheit ist immer kon-
kret')
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aber das Konkrete ist durchaus etwas mihselig — betrifft
die Exportstirke.

(Zuruf des Abg. Biitikofer GRUNE)

Wir dirfen unsere starke Stellung mit 60 % Exportanteil in
manchen Firmen nicht als Ruhekissen nutzen. Unser
Maschinenbau und auch andere Firmen haben zwar einen
riesigen Exportanteil, aber wir miissen sehen, daf} gerade
diese starken Branchen im kieinen und mittleren Unter-
nehmensbereich groBe Schwierigkeiten haben, gegenwartig
auf die expansivsten Weltmirkte zu kommen. Herr Doring
hat dazu auch eine Anfrage eingebracht. Nur hat er heute
wohl vergessen, daB ich ihm darauf rechtzeitig eine kon-
krete Antwort gegeben habe. Genau auf diesem Markt ha-
ben wir zusammen mit den Industrie- und Handelskam-
mern als neue Regierung ein neues Forderprogramm fir
kleine und mittlere Unternehmen aufgelegt, Herr Doring.

{Beifall des Abg. Gustav-Adolf Haas SPD)

Wir werden einen Stiitzpunkt fiir mittelstandische Maschi-
nenbauer in Singapur schaffen und in Taiwan oder in Siid-
korea Gleiches tun. Das sind konkrete Aktividdten, Das ist
unser ASEAN-Farderprogramm und unser Japan-Forder-
programm. !

Herr Kollege Déring, wir hatten nur etwas mehr als
100 Tage Zeit, aber wir haben konkrete Férdermalinahmen
in diesem Bereich jetzt schon im Anlaufen. Es geht éinfach
darum: Wenn wir in dieser Auseinandersetzung, die Kon-
rad Seitz, ein Parteifreund von lhnen, strategisch so tref-
fend beschrieben hat, Erfolg haben wotlen, missen wir mit
unseren Exportforderungsaktivititen dazu beitragen, dal
baden-wiirttembergische Hersteller im ASEAN-Markt und
auch auf dem japanischen Markt genauso unangenehm of-
fensiv angreifen, wie dies die Japaner hier bei uns tun.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der
Cbu)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ganz konkret
zum Dienstleistungssektor: Natiirlich kann man immer
wieder die Statistik zitieren, weil der Industriesektor stark
ist; logischerweise muf} der tertidre Sektor statistisch einen
kleineren Anteit haben. Wir haben in den letzten Jahren
hier aufgeholt, aber es gibt Defizite bei den Finanzdienst-
leistungen, die angegangen werden miissen. Ier Herr Mi-
nisterprisident hat das angetippt.

Wir verhandeln gegenwirtig, Herr Déring, nicht auf dem
offenen Markt. Daran sind frihere Formationen geschei-
tert. Wir verhandeln gegenwirtig ganz konkret dariiber,
neue leistungsfihige Formationen am Dienstleistungs-
markt in Baden-Wiirttemberg zu schaffen. Ich kann Ihnen
sagen, daB wir Strukruren neu ordnen werden, so, wie sich
dies andere vor zehn Jahren vergebens vorgenommen ha-
ben. Wir haben jetzt eigentlich aus der Not ein billchen
Glick gemacht, indem wir den Wegfall der Gebiude-
brandversicherungsmonopole nutzen, um diese Neustruk-
turierung voranzubringen. Das heifit, wir brauchen grofiere
und leistungsfahigere Einheiten im Bereich der Finanz-
dienstleistungen, wenn wir auf dem europdischen Markt,

auf dem dann freie Konkurrenz bei den Finanzdienstlei-
stungen herrschen wird, konkurrenzfihig sein wollen.

Meine Damen und Herren, ich bin der festen Uberzeu-
gung, daB wir die wirtschaftlichen Herausforderungen, die
hier beschrieben worden sind, meistern werden. Der Mini-
sterprasident hat hier wichtige Bereiche genannt, die der
Kabinettsausschul3 ,,Wirtschaftsstandort Baden-Wirttem-
berg* angehen wird. Ich mbochte nur noch einen Hand-
lungsbereich ganz konkret hervorheben.

Wir brauchen zur Bewiltigung dieser dreifachen Heraus-
forderung, die ich genannt habe — konjunkturell, Aufbau
Ost und strukturelle Probleme -, auch einen neuen Grund-
konsens zwischen Staat, Unternehmen und Gewerkschaf-
ten. Wir kénnen nicht die Japaner im Detail kopieren.
Aber eines miissen wir lernen: Solche Herausforderungen
sind nicht ohne eine gemeinsame Kraftanstrengung dieser
drei Pole in der Wirtschaft zu meistern.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Abg. Kuhn
GRUNE: Beifali des Abg. Weimer! — Abg. Wei-
mer SPD: Nein, es waren mehrere!)

Hier, Herr Déring, sind wir auf der nationalen Ebene noch
nicht so weit. Wir sind auf der Landesebene vorangegan-
gen. Wir haben hier konkrete Ergebnisse. Wir haben auf
Landesebene inzwischen die Gemeinschaftsinitiative
. Wirtschaft und Politik* in Gang gebracht, im Gegensatz
zur Situation im Bundeswirtschaftsministerium zum Bei-
spiel. Ich wire froh, wenn dort so etwas gegenwiirtig statt-
finden wirde.

Diese Gemeinschaftsinitiative soll Staat, Gewerkschaften
und Unternehmen bei der Lésung von Strukturproblemen
in einzelnen Branchen an einen Tisch bringen. Wir haben
ganz konkret im September ein erstes Spitzentreffen zwi-
schen Wirtschaftsminister, Gewerkschaftsvertretern und
Unternehmensvertretern im Bereich der Metallbranche ge-
habt. Hier haben wir nicht nur geredet und anschiiefiend
gesagt: Wie schén war es, daB wir zusammengetroffen
sind. Wir haben vielmehr ein integriertes Handlungskon-
zept verabschiedet, und zwar ein Handlungskonzept, das
die Qualifizierungsoffensive im Bereich der Metallbranche
voranbringen soll. Das heiBt, hier haben wir unsere An-
strengung in der Fortbildungspolitik als Land Baden-
Wirttemberg in eine gemeinsame Kraftanstrengung einge-
bracht.

Warum? Es wurde hier sehr viel Uiber Kosten diskutiert,
und Sie haben auch iiber Kosten gesprochen. Herr Déring,
schauen Sie sich die Analysen einmal ganz genau an. Dann
sehen Sie, wo die Kostenprobleme in Baden-Wiirttemberg
liegen. Natiirtich zahlen wir hohe Lohne. Aber eines diir-
fen Sie nicht vergessen: Schauen Sie sich McKinsey und
die Ergebnisse einer Analyse iiber die Kostenvorteile der
Japaner an. Die haben herausbekommen, daf zwei Drittel
der heutigen Kostenvorteile der Japaner und der Anbieter
aus Stidostasien auf bessere Betricbsorganisation, bessere
Arbeitsabldufe und bessere Arbeitsorganisation zuriickzu-
fithren sind.

(Abg. Kuhn GRUNE: Und Unternehmenskul-
tur!)
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- Andere Unternehmenskultur. Wir konnen nicht alles
nachmachen, was die Japaner tun, Herr Kuhn. Man mu0
aber ganz klar sehen, wo die Ursachenbereiche beim Ko-
stenniveau liegen. Deswegen sage ich: Wenn Ste wirklich
Lean production und Lean management haben wollen,
dann brauchen wir eine Qualifizierungsoffensive, weil die
Qualifizierungsanforderungen an die Beschiftigten im Be-
reich dieser Lean production weit hoher sind als bei der
bisherigen Zerstiickelung unserer Produktionsabliufe,

(Abg. Kuhn GRUNE: Auch die Mitsprachemég-
lichkeiten fiir die Beschiiftigten miissen groBer
werden!)

- Das Verantwortungsniveau bei der Gruppenfertigung
und damit auch die Mitsprache; aber nicht nur die Mit-
sprache, sondern auch die Mitgestaltung der Beschiiftigten
ist weit hoher, Herr Kuhn,

(Abg. Kuhn GRUNE: Jawoh!, auch die Mitge-
staltung!)

Das wirkt sich produktiv auf den Arbeitsablauf aus.
(Beifall des Abg. Weimer SPD)

Wir kommen hier vom sogenannten Tayloristhus, der im-
mer stirkeren Zerlegung der Produktionsprogesse in der
Vergangenheit, weg. Das heil3t, wir haben wieder ganzheit-
lichere Fertigungsmethoden und deswegen dié Qualifizie-
rungsoffensive in Baden-Wiirttemberg.

Herr Déring, Sie haben doch nach den Daten und den
konkreten Taten gefragt. Wir werden das fortsetzen, wir
weiten diese Initiative aus. Wir werden strategische Allian-
zen zwischen dem Land Baden-Wiirttemberg, Unterneh-
men und Gewerkschaften auch in anderen Bereichen, wo
es jetzt not tut, bilden, zum Beispiel im Bereich der Zuliefe-
rer. Wir werden am 30. Oktober ein solches Spitzentreffen
haben und fiir den Zuliefererbereich am 30. Oktober auch
ein integriertes Handlungskonzept vom Land Baden-Wiirt-
temberg und von Unternehmens- und Gewerkschaftsseite
verabschieden. Das gleiche ist fiir den Maschinenbau in
Vorbereitung. Insofern ist die Gemeinschaftsinitiative
Wirtschaft und Politik, meine Damen und Herren, in Ba-
den-Wirttemberg das gegenwiirtiz bundesweit erste funk-
tionierende Modell einer Gemeinschaftsinitiative von
Staat, Gewerkschaften und den Unternehmen zur Lésung
von Strukturproblemen. Ich glaube, es wiire gut, wenn wir
dieses Modell sehr bald auf Bundesebene iibertragen wiir-
den, wo ja andere schon linger in der Regierungsverant-
wortung sind als die hier amtierende Regierung, Herr Dé-
ring.

Wir miissen uns auch dariiber im kilaren sein, daB die vor
uns liegenden Monate recht schwierig werden, aber so, wie
in der Zeit des Abschwungs jetzt die Unternehmen gewisse
Strukturschwichen angehen und wie gewisse Schwichen
auch im Gemeinkostenkoérper angegangen werden, so hat
der Staat, das Land Baden-Wiirttemberg jetzt auch eine
enorme Handlungschance, in diesem Abschwung vorhan-
dene Schwichen bei der Standortsicherung, bei der Enfra-
strukturpolitik stirker anzugehen. Das ist auch eine grole
Handlungschance, weil aus diesem Abschwung heraus ein
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Handlungsdruck fir uns als Wirtschaftspolitiker und gene-
rell als Politiker in diesem Land entsteht.

Ich bewerte daher den Konjunkturabschwung hier in die-
sem Land neben den negativen Folgen, die sicherlich bitter
sind, auch als einen WarnschuB3 vor den Bug dieser Wohl-
standsregion, eines Landes, das immer noch an der Spitze
der Wirtschaftsregionen in Europa steht, das sich aber aus
dieser Situation heraus zu einer neuen, groBen Kraftan-
strengung aufraffen muB.

Wir haben alle zusammen - Herr QOettinger, das sollte man
nicht auf Parteten reduzieren, das ist eine parteiiibergrei-
fende Mentalitit geworden ~ in der Phase des Booms von
fast zehn Jahren beobachten kdnnen, daB man immer
mehr gedacht hat, Wohlstand und Wohlstandszuwachs in
diesem Land seien ein purer Selbstldufer, zu dem man in-
frastrukturpolitisch oder standortpolitisch nicht mehr viel
beitragen mufl. Das ist ein iiberparteiliches Phinomen. Ich
wiirde auf einzelne Infrastrukturbereiche nicht mit Schuld-
zuweisung eingehen. Wenn Sie das Problem des Sonder-
miills ansprechen, kénnen Sie die Verantwortung dafiir,
dal hier 20 Jahre nichts geschehen ist, nicht auf die Oppo-
sition der friheren Jahre reduzieren, lieber Kollege Qettin-
ger. Aber wir kdnnen jetzt gemeinsam, wenn wir die sterile
Schuldzuweiserei {iberwinden, Standortdefizite, die in
Jahrzehnten entstanden sind, angehen. Wir werden in we-
nigen Monaten nicht das aufarbeiten, was versiumt wor-
den ist, aber wir werden in unserem Sofortprogramm zur
Standortsicherung Entscheidungen treffen und den Fahr-
plan - das ist das Entscheidende — dieser Infrastrukturpro-
jekte und Standortverbesserungen ganz konkret verbind-
lich festlegen. Auf diese Verbindlichkeit, meine Damen
und Herren, wartet die Wirtschaft schon lange vergebens.
Das ist entscheidend fiir ein neues Vertrauensklima zwi-
schen Wirtschaft und Politik.

Das gilt auch fiir die Unternehmensteuerreform. Wir ha-
ben dazu die Eckdaten vorbereitet. Herr Déring, ich kann
Sie beruhigen: Wir sind ganz exakt im Timing. Wir werden
diese Eckdaten fiir eine Bundesratsinitiative, wie wir es an-
gekiindigt haben, zusammen mit dem Standortsicherungs-
programm am 24. November einbringen. Wir haben diesen
24, November schon vor einigen Monaten ganz konkret fi-
xiert, und wir werden diesen Termin einhalten.

{Beifall bei der SPD))

Meine Damen und Herren, eines hilft uns bei der Durch-
setzung von I[nfrastrukturen, zum Beispiel bei Trassen oder
auch bei neuen Messestandorten, wenn wir da entscheiden
miissen. Es lag ja in der Vergangenheit nicht an den Politi-
kern, daf} gewisse Infrastrukturdefizite aufgetreten sind. Es
gab auch unheimlich viel Veriinderungsfeindlichkeit in die-
ser Wohlstandsgesellschaft.

(Abg. Sieber CDU: O jal)

Hier beobachte ich einen starken BewuBtseinswandel, der
uns unterstiitzen wird.

(Abg. Oettinger CDU: Den beobachten wir
auch!)
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Jetzt im Abschwung wird die Erkenntnis, meine Damen
und Herren, um sich greifen, daB man auch die Kehrseite
von Infrastrukturen akzeptieren mulB3, wenn man von den
Vorteilen wichtiger Infrastrukturen wirtschaftlich profitie-
ren will. Diese Erkenntnis wird sich stirker durchsetzen.
Wir miissen den Menschen eindringlich bewufBtmachen,
daf} unsere Wohlistandsposition in Baden-Wiirttemberg oh-
ne unbequeme Entscheidungen auf diesem Gebiet gefihr-
det ist.

Meine Damen und Herren, wir stehen in Baden-Wiirttem-
berg wirtschaftlich zwar vor schwierigen Monaten, wir
miissen diese Herausforderungen aber trotz aller Belastun-
gen auch als heilsamen Handlungsdruck in der Politik be-
greifen, mit dem wir die wirtschaftliche Wohlstandssklero-
se dieses Landes, die sich teilweise angesammelt hat, iiber-
winden. Hier besteht cine grofle Chance fiir die Politik,
Entscheidungen durchzusetzen, mit denen man iber Jahre
hinweg nicht weitergekommen ist. Darum bin ich sehr op-
timistisch, daB3 wir diese Abschwichungsperiode in Form
eines wirksamen Standortsicherungsprogramms positiv
nutzen koénnen, Ich bin davon iiberzeugt, dafi wir in die-
sem Land enorme dkonomische Ressourcen haben. Des-
halb werden wir diese Herausforderung durch eine gemein-
same Kraftanstrengung, durch die bereits angelaufene Ge-
meinschaftsinitiative des Landes, der Gewerkschaften und
der Unternchmen, meistern.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der
Chu)

Priisident Dr. Hopmeier: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Maurer.

Abg. Maurer SPD: Herr Prisident, meine sehr geehrten
Damen und Herren! Ich bin sehr froh dariiber, dall der
Wirtschaftsminister diese Debatte konkretisiert und baden-
wilrttembergisiert hat,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Abg. Wei-
mer SPD: Sehr gut!)

Denn der Landtag von Baden-Wirttemberg kann sicher-
lich nicht die Weltkonjunktur aus den Angeln heben. Eines
der gréBten Probleme in der Politik ist, dal man sich auf
allen moglichen Ebenen sehr philosophisch liber Dinge
verbreitet, fiir die man eigentlich nicht zustindig ist, damit
den Eindruck der Allmacht erweckt und sich hinterher
iiber die ausgeldsten Frustrationen bei der Wahlbevolke-
rung wundert. Lassen Sie uns deshalb auch in Zukunft die-
se Debatten sehr baden-wiirttembergisiert und sehr kon-
kretisiert betreiben.

(Abg. Kuhn GRUNE: Lesen Sie mal aite Reden
nach, Herr Kollege!)

- Herr Kollege Kuhn, Sie werden mir gleich zustimmen. -
Es gibt einen Bezug Baden-Wirttembergs zur Weltkon-
junktur. Die Weltkonjunktur ist eine multikulturelle Ver-
anstaltung. Der Binnenmarkt Europa, auf den wir uns stiit-
zer, ist eine Veranstaltung vieler Nationen. Darum will ich
in dieser Debatte folgendes anmerken: Wer, wie beispiels-
weise die Republikaner oder auch alle anderen, die mei-
nen, Anpassungsdruck spiiren zu missen, europafeindli-

che Parolen absondert, wer in dieser Situation Zwietracht
und HaB zwischen uns und ausldndische Mitbiirgerinnen
und Mitbiirger streut, gefdhrdet auch die Zukunftschancen
des Wirtschaftsstandorts Baden-Wiirttemberg. Das muf}
einmal deutlich gesagt werden.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Renz GRUNE
- Zurufe von den Republikanern)

Unsere Landsleute, die Schwaben und die Badener, miis-
sen wissen: Wer ihnen nachliduft, gefdhrdet konkret Ar-
beitsplatze und eigene wirtschaftliche Zukunftschancen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der
GRUNEN sowie des Abg. Dr. Déring FDP/
DVP)

Deswegen ist eine entscheidende Frage fiir die Zukunft des
Wirtschaftsstandorts Baden-Wiirttemberg und fiir die Zu-
kunft des Standorts Bundesrepublik Deutschland die inne-
re Stabilitidt unserer Gesellschaft. In Rostock und in Wis-
mar ist in ein paar Wochen mehr Investitionsbereitschaft
zerstort worden, als zehn glinzende Wirtschaftsminister in
Jahren wieder hinbekommen kénnen. All das muB in diese
Debatte einbezogen werden.

(Abg. Biitikofer GRUNE: Auch da kénnen Sie

ruhig baden-wiirttembergisieren! Nicht immer

mit dem Finger auf andere zeigen! Es gibt genug
im eigenen Haus aufzurdumen!)

- Warum regen Sie sich denn auf, Herr Butikofer? Ich
dachte, Sie wiren in diesem Punkt auf meiner Seite.

Wir sollten gemeinsam alles dafiir tun, dali die demokrati-
sche Stabilitit dieser Gesellschaft, dieses Landes und das
staatliche Gewaltmonopol und stabile Strukturen gewihr-
leistet sind. Das ist sehr viel entscheidender fur den Stand-
ort Baden-Wiirttemberg als vieles andere.

(Beifall bei der SPID und des Abg. Sieber CDU)

Kollege Doring hat viel iiber das Sparen geredet. Auch das
Stichwort ,,Solidarpakt™ ist gefallen. Wir stehen vor
schwierigen Haushaltsberatungen, bei denen wir vertei-
lungspolitische Entscheidungen treffen miissen. Lassen Sie
mich deswegen an dieser Stelle eines anmerken: Man sollte
nicht wohlfeile Geschenke verteilen. Wer beispielsweise,
Herr Kollege Daring, Steuersenkungen — auch etwa eine
Senkung der Gesamtbelastung — an die Adresse der Wirt-
schaftsunternehmen in Deutschland verkiindet, ist meines
Erachtens nicht serids. Wir befinden uns in einer so gefihr-
lichen finanzpolitischen Situation, und wir operieren so
am Rande, dal} wir alle Intelligenz auf das Finden von auf-
kommensneutralen LOsungen bei der Verschiebung von
Strukturen und Gewichten verwenden sollten. Aber wer
hier mit dem Fiillsack rumzieht und so tut, als ob der Staat
in dieser Situation Geld zu verteilen hitte, liegt falsch.

{(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Wer macht denn
das?

-~ Ich sage das nur; denn Sie reden immer nur iiber die eine
Seite der Medaille. Sie reden immer nur iber die Senkung
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von Kostenbelastungen, ohne zu sagen, wo das auf der an-
deren Seite in den Staatshaushalten wieder ausgeglichen
werden soll. Ich will dazu gleich etwas sagen.

Was die Adresse der Wahlbiirgerinnen und Wahibiirger,
der Verbraucher und Arbeitnehmer angeht: Es gab einmal
eine sehr hohe Bereitschaft zu Solidarleistungen im Zusam-
menhang mit der deutschen Wiedervereinigung. Die ist
durch Fehlentscheidungen der Politik sehr stark geschmi-
lert worden.

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Richtig!)

Jetzt sage ich Ihnen eines: Wenn nicht die Einkommens-
und Bildungseliten in Deutschiand bereit sind, bei solchen
solidarischen Anstrengungen seibst vorauszugehen, wird es
nichts werden mit dem Solidarpakt in Deutschland.

(Beifall bei der SPI} - Abg. Dr. Déring FDP/
DVP: Hort, hort!)

- Herr Kollege Déring, ich rede sehr wohl an Thre Adresse,
auch ein biBchen an die Adresse unseres Koalitionspart-
ners.

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Jetzt sind wir schon
gespannt!)

Sie sind ja hoch erfolgreich - ich habe das in Zeiten der so-
zialliberalen Koalition immer verfolgt, aber auch jetzt -
bei der Durchsetzung von Lobbyinteressen gerade sehr
starker Gruppen in der Gesellschaft. Da sehe ich die FDP
immer am erfolgreichsten.

(Abg. Kuhn GRUNE: Starker, aber kleiner
Gruppen!)

-- Starker, aber kleiner Gruppen.
(Abg. Kuhn GRUNE: Exakt!)

Deswegen sage ich das in diesem Zusammenhang an Ihre
Adresse.

Ich sage das auch an die Adresse der Union, weil sie im
Moment eine Erfahrung macht, die wir auch schon einmal
gemacht haben: Wer sich in dieser Zeit in die babylonische
Gefangenschaft der Lobbyistenpolitik der FDP begibt,

(Beifall des Abg. Gustav-Adolf Haas SPD)

der wird den Solidarpakt nicht zustande bringen, den wir
in Deutschland brauchen.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und den GRU-
NEN)

Wenn wir, Herr Kollege Kuhn,

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Wir sind fix und
fertig! - Abg. Kuhn GRUNE: Ein Blattschuf!)

iiber Unternehmensteuerreform und tber dkologische
Steuerreform reden, miissen immer beide Seiten der Me-
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daille zueinanderkommen. Das Plidoyer fiir die Belastung
tkologisch schadlicher Produkte oder etwa fiir hdhere
Benzinpreise ist so lange zu kurz, wie es nicht mit Vor-
schligen verbunden wird, wie dieses aufkommensneutral
mit Senkung direkter Belastungen fir die unteren und
mittleren Einkommen gemacht werden soll. Deswegen ist
diese Initiative des Landes zur Kraftfahrzeugsteuer sehr
beispielhaft, weil sie genau dies spiegelbildlich beschreibt.
Aber das mufl dann auch fur alle anderen Ebenen durch-
dacht werden.

Ich bin zu haben - ich bin sogar sehr dafiir, wir sind da so-
gar vorausgegangen; da hat sich nichts geéndert — fiir eine
massive Verschiebung unseres Steuersystems weg von der
direkten Belastung von Ldhnen hin zur stirkeren Bela-
stung von okologisch schiddlichen Produkten. Dafiir bin
ich zu haben. Fiir isolierte Diskussionen nur tiber die Erho-
hung von Okosteuern, ohne den Menschen zu sagen, wie
ihr Einkommensniveau auf der anderen Seite aussieht, bin
ich nicht zu haben.

(Beifall bei der SPD))

Sie kénnen mit uns — und wir wollen das auch haben — im
Land Baden-Wiirttemberg - und da kann die Landesregie-
rung in ihrem Handlungsrahmen vielleicht auch einiges be-
wegen — jede Bereitschaft zu einer Verlagerung der Ge-
wichte haben, und zwar auch unter Tabubruch fiir die So-
zialdemokratie — Lassalle wollte ja immer etwas anderes -,
weg von den direkten Steuern, hin zu den indirekten unter
dem &kologischen Vorzeichen! Aber dies muld dann unter
dem Strich den Dimensionen der sozialen Gerechtigkeit
genugen.

Wir haben im Landtag von Baden-Wiirttemberg eine Gro-
Be Anfrage eingebracht, und wir haben damit bewuBt die-
ser Regierung den Ball der dkologischen Steuerreform zu-
gespielt. Ich wilt das deutlich anmerken. Wir erwarten in
der Beantwortung dieser GroBen Anfrage auch Vorschlage
und Initiativen der Landesregierung zu der Frage, wie hier
im Land - —

(Abg. Kuhn GRUNE: Der Minister palit nicht
auf?)

— Herr Ministerprasident!

(Heiterkeit - Abg. Kuhn GRUNE: Und der Mini-

ster! - Zuruf des Abg. Auer REP - Abg. Weimer

SPD: Uberlegen Sie sich die Antwort, Herr Kolle-
ge! - Unruhe)

— Sie interessieren mich im Moment nicht sehr, liebe Her-
ren von den Republikanern.

{Zuruf des Abg. Auer REP)

Herr Ministerprasident, Sie haben sich dieses Themas in
der Vergangenheit oft angenommen. Wir erwarten von der
Landesregierung - und deswegen haben wir diese Grolle
Anfrage eingebracht - auch ¢in erneutes Bemiihen in der
Frage: Wie kann man dber Initiativen im Bundesrat, aber
auch hier im Land, zu einer solchen Verdnderung von
Priorititen in unserem Steuersystem kommen, weg von der
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ditekten Belastung hin zur Belastung dkologisch schidli-
cher Produkte, weil dies in der Tat der entscheidende
Schlissel zur Markteinfiihrung von dkologischer Hoch-
technologie ist? Der entscheidende Schliissel zur Marktein-
fihrung ist die Verdnderung der Preis- und Kostenrelatio-
nen in diesem Bereich. Deswegen sind wir hier, wo das
Land beispiethaft sein kann - mit ldeen im Bundesrat,
aber auch in eigener Zustindigkeit —, sehr gefordert und ist
auch diese Regierung sehr gefordert!

Wir werden, meine sehr geehrten Damen und Herren, in
den nichsten beiden Jahren eine Haushaltssituation be-
kommen, die schon schwierig sein wird, die wir aber ein-
mal im Abstand von vielen Jahren noch als sehr angenehm
empfinden werden. Wir kommen ab dem Jahr 1995 in ¢ine
sehr, sehr schwierige Situation. Das sollten wir offen an-
sprechen, denn wir reden ja hier {iber unsere Handlungs-
moglichkeiten.

Wir kommen insbesondere dann in eine kaum zu meistern-
de Situation, wenn sich der Bund mit seinen Vorschlagen
zum Thema Verteilung der Altlasten der Ex-DDR - Schul-
denthema - und mit seinen Vorschligen zum LAnderfi-
nanzausgleich durchsetzt. Was hier verlangt ist - das will
ich in diesem Hause ganz offen reklamieren —, ist auch ein
Stiick weit baden-wiirttembergischer Patriotismus, weil wir
uns all das, was heute an Weisem uber die notwendige
Starkung der Infrastruktur gesagt worden ist, iiber das, was
gebracht werden muli — im Ausbau des 6ffentlichen Perso-
nennahverkehrs, im Ausbau der Schienenverkehrswege, in
der Technologiefdrderung und im dkologischen Umbau —,
was in diesen schwierigen Zeiten an Innovation wichtig ist,
natiirlich abschminken kdnnen, wenn wir vom Bund unter
den Vorzeichen seiner Haushaltsmisere, auch seiner selbst-
verschuldeten Unzutrédglichkeiten hier derartig zur Ader
gelassen werden,

{Abg. Wieser CDU: Was heilt da ,,selbstverschul-
det*?)

dali wir keinen Spielraum fir die Zukunftsvorsorge mehr
haben.

Ich will da ganz Klartext reden: Es kann nicht so sein, dal3
in den Verteilungsauseinandersetzungen der kommenden
Jahre das Land Baden-Wirttemberg jeder finanzpoliti-
schen Méglichkeit beraubt wird, seine Standortsicherung
als Hochtechnologieregion iiberhaupt in Angriff zu neh-
men. Das kann nicht so sein.

(Beifall bei der SPD und der CDU - Zuruf des
Abg. Kuhn GRUNE)

Ich will das rechizeitig markieren: da sollen wir ja Seit’ an
Seit’ streiten, auch iiber unsere Landesgrenzen hinaus.

(Abg. Kuhn GRUNE: Eigentlich ist das morgen
auf der Tagesordnung, Herr Kollege?!)

Wenn das nicht die Frage nach der Zukunft ist! Wie wollen
Sie denn thre ganzen tollen Ideen hier realisieren, wenn
dies nicht geht? Wenn Theo uns vorher in die Tasche ge-
langt hat, brauchen wir hier bei den ganzen Themen, die
wir heute morgen erértert haben, gar nicht mehr anzufan-

gen. Deswegen markiere ich das mit dieser Nachdriicklich-
keit, mit der ich das jetzt getan habe.

Und es wird auch notwendig sein — noch ein offenes Wort
—, gegeniiber den Menschen und auch der Politik in den
neuen Bundeslindern vollkommen klarzumachen, dail,
wenn die Hochtechnologieregionen im alten Westen der
Bundesrepublik durch fehlende Standortmodernisierung
und durch fehlende Infrastrukturentscheidungen ihrer
Konkurrenzfihigkeit mit anderen Hochtechnologieregio-
nen in der Welt beraubt werden, dies nur kurzfristig in der
Verteilung von Finanzmitteln ein Vorteil fir die neuen
Bundeslinder ist. Mittelfristig bedeutet es das Melken der
Kithe und die Schwichung der Regionen, die mit ihrer
wirtschaftlichen Leistungskraft auch auf Jahre hinaus den
Aufschwung Ost werden finanzieren miissen.

{Abg. Weimer SPD: So ist es! Eine tote Kuh gibt
keine Milch!)

Auch dies muf bei all den patriotischen Diskussionen, die
immer wieder in diesem Zusammenhang gefiihrt werden,
klar und deutlich geschrieben werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen Sie mich
zum Schlufl etwas zu der offenkundigen Dienstleistungs-
schwiche des Landes Baden-Wiirttemberg sagen. Wir kon-
nen doch offen dariiber reden. Der Herr Wirtschaftsmini-
ster hat zu Recht auf die Notwendigkeit hingewiesen, im
Bereich der Finanzdienstleistungen das Land dringend zu
stirken. Da ist viel versdiumt worden; das ist offenkundig.

(Abg. Oettinger CDU: Na, na!)
— Doch, da ist etwas versdumt worden.

(Abg. Wieser CDU: Reden Sie doch nicht um den
Brei herum! Sagen Sie es doch einmal!}

- Wenn Sie dem Herrn Ministerprisidenten bei dem, was
er iiber die Notwendigkeit, zu handeln und weniger zu re-
den, gesagt hat, zugehdrt hétten, dann hitten Sie festge-
stellt, daBl das nicht nur in die Zukunft hinein geredet war.
Aber mehr sage ich jetzt nicht.

Wir sind in der Verpflichtung, Finanzdienstleistungen im
Lande zu bindeln. Dabei ist das Entscheidende — da bin
ich sehr erfreut, Herr Wirtschaftsminister, iiber das, was
Sie gesagt haben —, daB wir das mit baden-wiirttembergi-
schen Unternehmen tun. Die Gefahr, die ich im Dienstlei-
stungsbereich nimlich sehe, ist die, dal wir, wenn wir
nicht rasch handeln, im Dienstleistungsbereich zu verlin-
gerten Werkbdnken von Finanzkonzentrationen aullerhalb
des Landes Baden-Wiirttemberg werden. Diese Gefahr ist
relativ groB. Deswegen miissen wir in all diesen Bereichen
auf unsere eigenen Stirken und auf hier im Land ansissige
Unternchmen setzen. Sonst werden wir dieser Gefahr nicht
begegnen kénnen.

Ein letzter Punkt, der mir grofle Sorge macht, der bisher
aber noch gar nicht angesprochen wurde: Es gibt neben
den industrienahen Dienstleistungen, wo wir die gréBten
Chancen haben, Chancen, die wir entwickeln miissen, ne-
ben den Finanzdienstleistungen, wo ich die Landesregie-

357



Landtag von Baden-Wiirttemberg - 11. Wahlperiode - 8. Sitzung - Mittwoch, 21. Oktober 1992

Maurer)

rung auf dem richtigen Wege sehe, eine hohe Bedeutung
des Dienstleistungsbereichs, der sich mit dem Stichwort
Medien verbindet. Auch da will ich das heute morgen sehr
hart markieren. Ich habe den Eindruck, daB} wir im Wett-
bewerb um die Zukunft des Medienstandorts Baden-Wiirt-
temberg unertriglich weit zuriickgefallen sind. Ich habe
den Eindruck, daB die Pest in Miinchen, in Kéin, in Ham-
burg abgeht, aber nicht hier.

(Abg. Dr. Geisel SPD: Und in Berlin!)

~ Und in Berlin. - Und dies hat hohe Bedeutung fiir die
Entwicklung des Dienstleistungssektors.

{Abg. Auer REP: Das kommt daven, weil die
Ewiggestrigen drinsitzen!)

Ich sehe das aktuelle und akute Problem, daB wir, wenn
beispielsweise der einzige Kristallisationskern, den wir in
der Region Stuttgart im Prinzip hiitten, nimlich der Siid-
deutsche Rundfunk, auf diese schwierige Wettbewerbs-
situation, die er hat, so reagiert, dali dort Kameralistik ge-
macht wird, dall im wesentlichen die Verwaltungsstruktu-
ren gehalten werden, anstatt dal man in die Programmof-
fensive geht, sogar noch weiter geschwiicht werden kdénn-
ten. Das sage ich ganz offen. Ich erwarte, dal wir gemein-
sam den Versuch machen, um die &ffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten herum und auch um die privaten Mog-
lichkeiten herum, die in Baden-Wiirttemberg nicht genutzt
werden, rasch zu einer Stirkung des Medienstandorts Ba-
den-Wiirttemberg zu kommen. Das ist Uberfallig, weil die
Ziige lingst abgefahren sind.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der
CDU und der FDP/DVP)

Das ist uberféllig. Deswegen empfehle ich am Ende dieser
Debatte diese Thematik der besonderen Aufmerksamkeit
der Landesregierung, wie ich iiberhaupt uns allen empfeh-
le, da3 wir hier in Baden-Wiirttemberg nicht den Fehler
machen, den ich im Moment in der bundesrepublikani-
schen Diskussion sehe, daB nur noch iiber die Frage gere-
det wird, wer seine Lasten und seine Kosten zu Lasten wel-
cher anderen sozialen Gruppe abdriicken kann. Es wird
nur noch iiber die Frage geredet, wie der Kuchen verteilt
werden soll. Die ganze oOkonomische Diskussion in
Deutschland ist zu einer Verteilungsdiskussion geronnen,
anstatt daf3 sie zu einer Diskussion wird, wie wir neue
Chancen, neue Mirkte und Innovationen suchen.

(Zuruf des Abg. Renz GRUNE)

Wenn wir in Baden-Wiirttemberg — da haben wir eing gute
Tradition — den Weg gehen, neue Chancen, neue Mirkte
und Innovationen zu suchen, dann sind wir, ankniipfend
an die besten Zeiten unseres Landes, auf dem richtigen
Wege.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Seimetz CDU)

Priisident Dr, Hopmeier: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Oettinger.
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Abg. Oettinger CDU: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Nachdem ich heute morgen in den ,,Stuttgarter
Nachrichten* etwas (iber das Redaktionsgesprich des Kol-
legen Kuhn las,

(Abg. Renz GRUNE: War gut, gell?)

mir aber nicht ganz klar war, was er aussagen wollte, hatte
ich Hoffnung, daB die jetzige Aussprache Klarheit bringt.
Herr Kollege Kuhn, bei Thren Ausfiihrungen stellen sich
mir aber mehr Fragen als Antworten.

{Abg. Kuhn GRUNE: Das kann an Ihnen liegen,
Herr Kollege!)

Zuerst zum Auto: Was wollen Sie eigentlich?
{Abg. Dr. Geisel SPD: Ein Fahrrad!)

Einerseits sagen Sie den ,,Stuttgarter Nachrichten®™, das
Auto sei nicht das Produkt der Zukunft. Wenn dem so ist,
was bringen lhnen dann andererseits das Solarauto und
das Elektroauto, zumal diese mehr Stralenkapazitit bend-
tigen, wenn mehr Menschen sie kaufen?

(Abg. Bitikofer GRUNE: Das ist das Methadon-
Programm der Automobilindustrie!)

Ich glaube, Sie miissen sich schon dariiber klarwerden, ob
Sie das Auto in einer Gesellschaft von morgen insgesamt
fir Gberfhissig halten oder welchen Part Sie ihm zuweisen
wollen.

(Abg. Kuhn GRUNE: Ach Oettinger, das ent-
scheiden doch nicht wir im Landtag, das entschei-
den die Leute!)

Ich gehe davon aus, Herr Kollege Kuhn, daf3 Sie mit mir
der Meinung sind: In einer Marktwirtschaft, in der der
Mensch ein erhebliches MaB an Eigenverantwortung tragt,
werden wir neben allem Ausbau von 6ffentlichen Beftrde-
rungsmitteln dem Auto den Weg nicht versperren, sondern
es allenfalls sinnvoll einbauen konnen.

Deswegen mull klar sein, verehrter Kollege Kuhn: Die
Griinen miissen sich, wenn sie eine Gesamtantwort auf die
Verkehrsfragen wissen wollen, auch zu StraBlenausbau und
StraBenneubau bekennen. Ansonsten versperren sie ihren
Autos der Zukunft, Solarautos und Elektroautos, den Weg.

(Unruhe bei den GRUNEN - Abg. Renz GRU-
NE: Bei Ihnen ist das Auto Statussymbol!)

Zweitens zum Thema Jkologische Produkte. Zum wieder-
holten Male, Herr Kollege Kuhn, bringen Sie den Vorhalt,
das Land habe die dkologischen Marktchancen verschla-
fen. Ich méchte ja gar nicht behaupten, dafl wir in allen
Bereichen vorne sind. Es mag sein, daB einige Threr Bei-
spiele stimmen.

(Abg. Kuhn GRUNE: Die stimmen alle, das ist
das Problem!)
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Aber der Eindruck ist falsch und fatal zugleich. Ich méchte
behaupten — und bin gern bereit, dariiber mit Ihnen in eine
Fachdebatte einzutreten -, daBl im Vergleich mit allen Re-
gionen Europas Baden-Wiirttemberg in Umweltforschung,
Umweltentwicklung und Umweltwirtschaft vorne liegt.

Ich begriinde das: Wir sind vorne im Bereich der Sediment-
forschung. Wir haben in Baden-Wiirttemberg im Bereich
der Luftreinhaltung mit unseren europdischen Luftrein-
halteprogrammen frither und kompetenter als andere ein
Feld entdeckt und dem Markt zugefiihrt.

(Abg. Kuhn GRUNE: Warum importieren wir
dann Entstickungsanlagen aus Japan, Herr Kol-
lege? Erlautern Sie das einmal?)

Wir haben bei den Lehrstithlen von Tabasaran und Hagen-
maier in Baden-Wirttemberg fiihrende Institute im Be-
reich der Abfalltechnik.

(Abg. Renz GRUNE: Die kommen nicht weiter!)

Wir haben im Kernforschungszentrum Karlsruhe eine her-
vorragende Mannschaft, die sich im Bereich der Umwelt-
forschung sehen lassen kann. Wir haben mit Firmen wie
Ziblin und Fichtner sowohl in der Umweltprojektion und
-planung als auch in der Umweltproduktion hervorragen-
de, bundesweit filhrende Unternehmungen. Wir haben Stu-
dienplitze im Bereich Okologie, die ihresgleichen deutsch-
landweit suchen.

(Abg. Kuhn GRUNE: Oje!)

Wir haben mit dem Solar-Wasserstoff-Institut mit Sitzen in
Ulm und in Stuttgart in Baden-Wiirttemberg eine Einrich-
tung, die federfiihrend ist.

{Abg. Sieber CDU: Jawohl?)

Mir geht es um einen ganz wichtigen Punkt. Kollege Kuhn,
ich bin nicht bereit, hinzunehmen, daB Sie behaupten, wir
hitten die Zukunft des Okologiemarktes verschlafen. Wir
sind mittendrin, wir sind vornedran, kdnnen erginzen,
aber haben uns hier nichts vorzuwerfen.

{Beifall bei der CDU und des Abg. Kéder SPD -

Abg. Kuhn GRUNE: Je fter man das sagt, um

so leichter glaubt man es selber! Das ist [hr Pro-
blem!)

Zuriick zum Auto. Was Sie vorschlagen, ist ja in einigen
Bereichen nachvollziehbar. Nur miissen Sie sich klar sein:
Noch leben wir in einer Marktwirtschaft. IThre Vorschlige
sind ohne starken Staatsdirigismus nicht machbar.

(Widerspruch bei den GRUNEN - Abg. Kuhn

und Abg. Renz GRUNE:; Das stimmt {iberhaupt

nicht! — Abg. Schlauch GRUNE: Jetzt bauen Sie
einen Popanz auf!)

Ich wende mich dagegen, daB wir uns als Staat, als Land-
tag im Bereich des Okologierelevanten Marktes in Dinge
einmischen, die wir nicht allein entscheiden kénnen.

(Beifall des Abg. Wieser CDUJ)

Deswegen muB klar sein: Wenn Daimler-Benz, so Ihre Be-
hauptung, im Bereich des Elektro- und solarangetriebenen
Autos hinten liegt, dann nehme ich das hin. Aber ich kann
nicht durch LandtagsbeschluB Daimler-Benz zum Gegen-
teil auffordern.

{Abg. Kuhn GRUNE: Das will doch niemand!
Wir wollen eine andere Verkehrspolitik!)

Ich bin sicher, daB} unsere wirttembergische Energie- und
unsere wiirttembergische Autowirtschaft schnell und friih-
zeitig genug erkennen, wo sich Marktchancen ergeben.

(Abg. Renz GRUNE: Wesentlich schneller als
Siel)

Denn die Solartechnik ist eine Antriebstechnik und nicht
mehr. Das Auto drumherum mit moderner Technologie ist
und bleibt auch mit Solarantrieb ein Auto, das in Stuttgart
produziert werden kann.

Lassen Sie mich zum Kollegen Déring und seinem Leitbild
von der Polarisierung wenige Aussagen machen. Herr Kol-
lege Doring, Sie kiindigen zum wiederholten Male an, das
Land Baden-Wiirttemberg habe Nachholbedarf bei der
Privatisierung von Landesbeteiligungen. Ich frage Sie kon-
kret, wo.

Wir sind nicht an der Lufthansa beteiligt. Wir sind an Un-
ternehmungen, mit denen Landespolitik gemacht wird, be-
teiligt.

(Abg. Pfister FDP/DVP: Rothaus zum Beispiel! -
Zuruf des Abg. Schlauch GRUNE)

Wollen Sie unsere Beteiligung, unsere Eigentiimerschaft
bei der Landesentwicklungsgesellschaft aufgeben,

(Abg. Pfister FDP/DVP: Daran hat niemand ge-
dacht!)

oder sind Sie nicht mit mir der Meinung, daB die LEG ein
zentrales Institut gestaltender Landespolitik ist?

(Abg. Pfister FDP/DVP: Das hat nie jemand vor-
geschlagen!)

Ich nenne nur die gréBten Brocken. Denn wer privatisieren
will, kann nicht im Promiliebereich, sondern muf} im Pro-
zentbereich anfangen. Wollen Sie unsere Beteiligung bei
der LK B - auch ein zentrales Instrument gestaltender Lan-
despolitik — zuriickfithren? Wir wollen das nicht.

Wollen Sie unsere Beteiligungen im Bankenbereich zu ei-
nem Zeitpunkt zuriickziehen, zu dem allgemein zuerkannt
wird?: Dienstleistungsstandort Baden-Wirttemberg auf der
Kippe. Dort haben wir Méglichkeiten, mitzuwirken. Ich
meine, dall wir unsere Bankenbeteiligungen zum gegen-
wirtigen Zeitpunkt halten und nicht abgeben sollten.

Der entscheidende vierte Brocken: Wollen Sie zu einem
Zeitpunkt, zu dem iber den Energiestandort Baden-Wiirt-
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temberg entschieden wird, zu dem die Frage nach der Fu-
sion von uns gestaltet werden muB, unsere Beteiligungen
bei Badenwerk und EVS abgeben? Auch dies wollen wir
nicht.

Wenn Sie also den ,,Bierkasten Rothaus™ verkaufen wol-
len, ist das in Ordnung. Mehr als einige wenige D-Mark er-
wirtschaften Sie damit nicht. Bauen Sie keinen Popanz auf,
als kdnnte man mit Privatisierung eine grundsitzliche Um-
kehr der Finanzpolitik des Landes erreichen.

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der
SPD und der GRUNEN)

Ich teile die Haltung des Wirtschaftsministers, wenn er
sagt, wir bendtigten eine gesamtgesellschaftliche Anstren-
gung. Das ist vBllig richtig. Ich meine, dal3 die Regierung
einen intensiven Dialog mit Wirtschaft, mit Gesellschaft,
mit Kommunen und Gewerkschaften fortgefithrt hat.
Denn wir brauchen nicht die Ausgrenzung und keine Poli-
tik der gegenseitigen Vorwiirfe, sondern eine gemeinsame
Linie. Diese halte ich in Baden-Wiirttemberg fiir moglich.

Nur, Kollege Dr. Déring, mir scheint, wenn ich mir die
Tagesordnungspunkte von heute und morgen anschaue,
daB noch nicht iiberall begriffen ist, dall Haadlungsfihig-
keit und solides Wirtschaften notwendig sind.

Sie sagen nein zu allen Standorten der Entsorgung und sa-
gen ja zu allen Mehrkosten in den Bereichen private Schu-
len, Schulraumbau und zweigeteilte Laufbahn. Lassen Sie
uns morgen abend selbstkritisch priifen, wer an diesen bei-
den Arbeitstagen des Plenums Kosteneinsparungen vor-
schldgt und wer Handlungsfihigkeit beweist. Dann werden
Sie erkennen, da} Sie noch immer auf dem alten Dampfer
sind: Opposition fordert Mehrausgaben, die nicht finan-
zierbar sind,

(Abg. Kuhn GRUNE: FDP!)

und Opposition verhindert Entsorgungseinrichtungen, die
notwendig sind. Besinnung nicht nur bei Punkt | am Mitt-
woch, sondern durchgingig Mittwoch und Donnerstag tut
auch Thnen dringend not.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der
SPD)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Dr. Schlierer.

(Zuruf des Abg. Renz GRUNE)

Abg. Dr. Schlierer REP: Das werden Sie gleich sehen. -
Herr Prisident, meine Damen und Herren! Ich will zu die-
sem wirtschaftspolitischen Nonsens von der Weltkonjunk-
tur als multikultureller Veranstaltung nicht viel sagen.

{Abg. Schrempp SPD: Das ist auch gut so!)

Ein Faktum sollte man an der Stelle allerdings heraushe-
ben - und dies ist in den Ausfiihrungen des Herrn Mini-
sterprisidenten bereits angeklungen —: Der Auftragsriick-
gang ist seit Anfang 1991 zu beobachten. Wir haben den
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kontinuierlichen Auftragsrickgang im verarbeitenden Ge-
werbe seit einer Zeit, in der wir ganz bestimmt nicht fiir
das offentliche Klima verantwortlich zu machen sind.

(Abg. Renz GRUNE: Oh, oh, ch!)

Was soll also diese Unterstellung, daB wir hier fiir die
Weltkonjunktur verantwortlich seien?

{Abg. Schlauch GRUNE: Gehen Sie einmal aus
dem Stuttgarter Kessel heraus! Gehen Sie einmal
ins Ausland, und fragen Sie nach!)

- Ja, danach fragen wir gern. Aber eines kann ich sagen:
Ich war 1991 im Ausland, und da hat von uns niemand et-
was gewuflt, Herr Schlauch.

(Zurufe der Abg. Schlauch und Jacobi GRUNE)

Das ist ein Versuch, hier mit einer nach meiner Ansicht
recht primitiven Methode, die sich auch noch an einem an-
deren Punkt aufzeigen 14Bt, abzulenken. Wenn hier davon
gesprochen wird, dafl wir an allem schuld seien, weil wir
angeblich die Europafeindlichen seien, dann frage ich
mich: Wer stellt eigentlich fest, was europafeindlich ist?
Wenn ich das Europa nicht so will, wie es beispielsweise in
den Maastrichter Vertrigen zum Ausdruck kommt, heilit
das noch lange nicht, daBd ich ein Europafeind bin.

(Beifall bei den Republikanern)

Ich habe nur eine andere Vorstellung von Europa. Wenn
dann einer hergeht und hier den Feind markiert, indem er
sagt: ,,Der entspricht nicht meinen Vorstellungen. Damit
ist er Feind" - wértlich: ,,europafeindlich” —, dann ist das
ein Freund-Feind-Denken, das HaB erzeugt, Herr Maurer.
Sie sind der HalBerzeuger, nicht wir. Das missen Sie sich
an dieser Stelle sagen lassen.

(Lebhafter Beifall bei den Republikanern - Oh-

Rufe von der SPD — Abg. Wieser CDU: Ach wie

gut, daB niemand weiB, daB ich Rumpelstilzchen
heil3!)

Glauben Sie denn im Ernst, Sie kénnten uns anlasten, daB
die Ostmirkte zusammengebrochen sind oder daB sich die
Weltkonjunktur verdndert? Es konnte hochstens sein, daf
Sie etwas verwechselt haben. Es gibt schon Republikaner,
die vielleicht einen Einflul} auf die Weltkonjunktur haben.
Aber diese sind in Amerika. Dann missen Sie sich mit de-
nen unterhalten und nicht mit uns.

(Beifall bei den Republikanern —~ Abg. Schlauch

GRUNE: Also sag einmal! - Abg. Weimer SPD:

Ich bin kein Freund von Bush, aber das tut natiir-
lich schon weh!)

Zu dem gesamtwirtschaftlichen Klima, Qiber das heute
schon gesprochen wurde, und zu der tatsichlichen Kritik
daran, dal man etwas herbeireden kann, mdchte ich nur
anmerken, daB3 ich es schon merkwiirdig finde, wenn der
IHK-Prisident, der sich sowohl schon vor der Wahl als
auch noch danach dhnlich geduBert hat, offensichtlich die
Standortvorteile im Ausland erkannt hat und, anstatt hier
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fDr. Schiierer;

Zu investieren, seine nichsten Investitionen inzwischen in
der Schweiz und in Spanien vornimmt. Der sollte hier im
Land mit leuchtendem Beispiel vorangehen. Dann hitten
wir ¢in besseres Klima in Sachen Lavestitionen.

{Beifall bei den Republikanern - Abg. Weimer
SPD: Deutsche, kauft bei Deutschen!)

Zum SchluB noch ein Hinweis.
(Abg. Weimer SPD: Das war es schon?)

- Danach kommt noch jemand von meiner Fraktion.
Dann werden Sie noch mehr héren. - Wenn Sie schon auf
Rostock Bezug nehmen, dann sagen Sie doch bitte dazu,
daf} die relativ hohe Arbeitslosigkeit beim Klima und bei
der Atmosphére in Mecklenburg-Vorpommern eine Rolle
spielt. Dann sagen Sie bitte auch, daB das Problem darin
liegt, daB dort tatsichlich zuwenig investiert worden ist
und daB sich gerade die hiesige Wirtschaft dort nicht mit
den gréBten Lorbeeren bekridnzt hat. Wenn dort mehr in-
vestiert worden wire, hitten wir dort eine geringere Ar-
beitslosigkeit. Dann hitten Sie wahrscheinlich eine wesent-
lich stabilere Stimmung in den neuen Bundeslindern, als
wir sie derzeit haben.

(Beifall bei den Republikanern — Abg. Biitikofer
GRUNE: Arbeitslosigkeit ist kein Grund, sich
wie ein Schwein aufzufiihren!)

Meine Damen und Herren, so einfach kann man diese
Dinge nicht erkldren. Ich bin froh, dal die Sachverhalte
heute in den Ausfilhrungen des Ministerprisidenten und
auch in denen der Fraktionsvorsitzenden der CDU und der
FDP/DVP differenzierter dargestellt wurden, als Sie sie
dargestellt haben, Herr Maurer. Mit Thren holzschnittarti-
gen Thesen werden Sie nicht ablenken kdnnen. So kénnen
Sie auch nicht mit einem politisch Andersdenkenden um-
gehen, wenn Sie eine auch nur einigermafien ertrigliche
Atmosphire hier im Haus erhalten wollen.

{Beifall bei den Republikanern — Abg. Weimer
SPD: Das war doch die Wahrheit!)

Stellv., Priisident Dr. Geisel: Meine Damen und Herren,
damit ist die Runde der Fraktionsvorsitzenden abgeschlos-
ser.

Wir treten in die zweite Runde der Debatte ein, Das Wort
erteile ich Herrn Abg. Schaal.

Abg. Schaal REP: Herr Prisident, meine Damen und Her-
ren! Bevor ich zum Thema Wirtschaftsstandort spreche,
mdochte ich doch Herrn Kollegen Maurer — er ist jetzt nicht
mehr da — eine kurze Antwort geben. Der Angeklagte hat
das Recht zur Verteidigung., Herr Maurer hat nicht zuge-
hort, als Herr Minister Spdri vorhin gesagt hat - ich zitiere
ihn —, er finde es riithrend, wenn ein Popanz aufgebaut
werde; auf den kénne man dann einschlagen. Herr Kollege
Maurer soll es horen: Thre Schlammschlacht gegeniiber uns
Republikanern macht auf mich keinen Eindruck.

{Zuruf des Abg. Schrempp SPD)

Hochmut kommt vor dem Fall, wie wir alle wissen.
{Beifall bei den Republikanern)

Lassen Sie mich noch einen Satz in Thre weichen Ohren sa-
gen. Nachher kénnen Sie ja protestieren. Wir vertreten die
Interessen der Biirgerinnen und Biirger, die einen deut-
schen Pal besitzen. Das mul} auch im baden-wiirttembergi-
schen Landtag moglich sein.

{Beifall bei den Republikanern)

Die Diskussion um den Wirtschaftsstandort Baden-Wiirt-
temberg ist sehr aktuell. Das wissen wir auch. Die Schul-
den betragen 50 Milliarden DM. Jeder Biirger ist mit
20 000 DM dabei.

(Abg. Schrempp SPD: Das reicht manchmal
nicht!)

Das ist eine liederliche Finanzpolitik gegeniiber dem Biir-
ger. Diese Schuldeninflation bedeutet im Klartext die Ver-
nichtung des Ersparten.

(Abg. Schrempp SPD: So ein Blédsinn?)

Wir sollen nicht schnauzen, sagt unser Ministerprisident.
Man darf aber dagegen schnauzen, wenn ¢s so weit gekom-
men ist.

Der Betriebsratsvorsitzende von Daimler-Benz - er bzw.
die Firma Daimler-Benz wurde vom Herrn Ministerprisi-
denten vorhin auch erwihnt — meint: Neben dem Vertei-
lungskampf um das Geld gibt es inzwischen einen Vertei-
lungskampf um Arbeit. Versteckie Kurzarbeit bei Daimler,
Arbeitsplatzabbau bei IBM und Bosch, Krise bei Porsche
und Audi, Textilbetriebesterben; es kriselt landesweit und
brancheniibergreifend. Der Herr Ministerprisident sprach
von einer Durststrecke, die uns allen zusammen bevorsteht.
Schaven Sie zu, daB Sie im Land alternative Quellen
bauen.

(Abg. Schrempp SPD: Wer hat lhnen das aufge-
schrieben?)

- Ich meinte dezentralisiert. Ich habe das falsche Wort ge-
wihlt. Ich habe dezentralisierte Quellen gemeint. Ich kann
dariiber reden, was ich meine.

Der SPD-Abgeordnete Claus Weyrosta macht mit Recht
auf das Ladensterben im Einzelhandel aufmerksam. Der
Wettbewerbsdruck wird sich weiter erhéhen -

(Beifall bei den Republikanern)

dank der in Briissel eilfertig arbeitenden Harmonisierung,
Ein neues Wirtschaftswunder, Herr Wirtschaftsminister, ist
nicht in Sicht, das uns die Probleme abnehmen kénnte.

Herr Spéri im Wahlkampf: ,,Wir verstehen von der Wirt-
schaft mehr!™ Er steht nun bei den Birgern im Wort. Da
die GroBen auch weiterhin mit einem Beschiftigungsabbau
rechnen, wird sich die Lage erst verbessern, wenn die Zahl
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(Schaal)

der kleinen und mittelstindischen Betriebe wieder zu-
nimmt.

(Zuruf des Abg. Renz GRUNE)

Unternchmer investieren nach eigener Einschitzung der
zukiinftigen Chancen. Herr Dr. Schlierer hat es erwihnt.
Wenn der Prisident des Deutschen Industrie- und Han-
delstags in der Schweiz und in Spanien investiert, so weil
ich als Kaufmann, daB er rechnen kann. Dariiber machen
sich die Nachteile, mit denen unsere Betriebe gegeniiber
auslindischen Konkurrenten zu kdmpfen haben, immer
stirker bemerkbar: Die hichsten Steuersitze bei Ertrag-
steuern; Energie- und Umweltschutzkosten, Kapitalzinsen
in nicht kalkulierbarer Héhe belasten die Unternehmen.
Die Verbote und Gebote, die zu beachten sind, verscheu-
chen so manchen Investor in andere Lindeyr. Immer in
Krisen zeigen sich die Fehler und Schwichen der Vergan-
genheit. Der Herr Ministerprisident hat vorhin selbst ein
Schuldbekenntnis abgegeben. Man will ja verbessern.

Falsche Steuerpolitik, zu hohe Personalkosten im Landes-
etat blockieren sinnvolle Zukunftsinvestitionen fiir das
Land. Sie verhindern geradezu mittelstindisches Wachs-
tum, anstatt es zu fordern.

{(Unruhe)

Das Handwerk hat sich als wichtiger Faktor fiir den Ar-
beitsmarkt erwiesen.

(Anhaltende Unruhe)
~ Bitte hdren Sie zu; schimpfen konnen Sie hinterher.

Ich zitiere aus einem Brief eines Unternehmers an mich,
den ich in der letzten Woche erhalten habe:

Ich bin jetzt 62 Jahre alt und habe mein Lebtag gear-
beitet und gespart. Die Schuldenlast kann ich meinem
Sohn nicht zumuten, der in ein paar Jahren das Ge-
schift iibernehmen soll. Deshalb mdchte ich sie bitten:
Helfen sie uns. Es kann so nicht weitergehen. Jeder,
der nach Deutschland kommt, wird mit Geld unter-
stiitzt, oft so viel, wie mancher von uns nicht einmal
Rente bekommt. Deshalb bitte ich die Abgeordneten:
Helfen sie den kleinen und mittelstindischen Unter-
nehmen.

(Beifall bei den Republikanern - Abg. Bitikofer
GRUNE: Wie aus dem Marchenbuch!)

— Das ist aus einem Brief aus unserem Land und nicht aus
dem Miirchenbuch.

Wir Republikaner schlagen ein Investitionsprogramm vor,
das zinsgiinstige Kredite fiir solche Unternehmer bereit-
stellt.

(Zuruf des Abg. Renz GRUNE - Abg. Biitikofer
GRUNE: Ist die nationale Gesinnung Vorausset-
zung fiir die Kredite?)

Nach wie vor fehlen jedoch Fachkrifte. Die Regierung
mub fiir eine Verbesserung des Ansehens der Berulsausbil-
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dung sorgen. Der ,,Blaue Anton™ muf wieder zu Ehren
kommen.

(Beifall bei den Republikanern)

Das Bildungs- und Beschiftigungssystem sei verantwor-
tungsios, so meint die Wirtschaft, also nicht die Republika-
ner sind es. So steht es jedenfalls in der neuesten Jahres-
schrift der Industrie- und Handelskammer Reutlingen, die
gestern aul meinem Schreibtisch gelandet ist.

Was ich jetzt sage, wurde heute schon an dieser Stelle ge-
sagt, aber ich mdchte es wiederholen, weil ich mich freuen
wiirde, wenn hier jemand zustimmte.

Haupt- und Realschule werden zunehmend zur Rest - -
{Glocke des Prasidenten)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Herr Abgeordneter, ich muB}
Sie bitten, zum Ende zu kommen; Thre Redezeit ist abge-
faufen.

Abg. Schaal REP: Ich méchte bitten, ein klein wenig zuzu-
geben, weil es meine erste Rede ist.

(Zuruf von den Republikanern: Weiter! — Zurufe
von der CDU: Zur Kenntnis genommen!)

Berufsakademien - —
(Unruhe)

Ich gehe einen Schritt weiter: Eine Entbiirokratisierung un-
seres Rechtswesens fiir Biirger ist unausweichlich.

(Unruhe)

— Héren Sie zu. — Offenbar sind es gar nicht mehr die Ge-
setze, die eine Genehmigung behindern, sondern vielmehr
die Beamten, die vor der Verantwortung zuriickweichen
und Entscheidungen von einem Amt zum anderen und von
einem Guiachter zum nichsten abschieben. Mit den heuti-
gen Gesetzen und Vorschriften hitte es nie ein deutsches
Wirtschaftswunder gegeben.

Ein letztes Beispiel noch: Ein kleiner Gewerbegebietsaus-
weiser in meinem Wahlbezirk bendtigt 20 Gutachten,

{Zuruf des Abg. Scheuermann CDU)
bis er es zulassen kann. Hut ab vor jedem Investor,

(Zurufe von der SPD: Jawohl! SchluB! - Zuruf
von der FDP/DVP: Aufhoren!)

der dies alles mit durchficht. Sie miissen das Wohl der Biir-
gerinnen und Biirger vor die taktischen Parteiinteressen
stellen.

(Beifall bei den Republikanern — Abg. Wieser
CDU: Das merken wir jetzt! Das spiiren wir an
Threr Rede!)
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{Schaal)
— Nicht von Feuer und Wasser sprechen, sondern handeln!
{Zuruf von der SPD)

Die Regierung solite wenigstens im grofen und ganzen
von der Mehrheit des Volkes und der Biirger akzeptiert
und mitgetragen werden.

(Beifall bei den Republikanern - Abg. Renz
GRUNE: Wirtschaftspolitisch, oder?)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht mehr vor, Die Aktuel-
le Debatte und damit Punkt 1 der Tagesordnung ist abge-
schlossen.

Meine Damen und Herren, der Fraktionsvorsitzende der
FDP/DVP hat mir mitgeteilt, dall die FDP/DVP bereit
wire, den Punkt 2 der Tagesordnung heute abzusetzen.

(Abg. Wieser CDU: So, so!)

Tch gehe davon aus, daB8 Sie damit einverstanden sind. Da-
mit wiirde nach der Mittagspause der Punkt 3 der Tages-
ordnung aufgerufen werden.

Meine Damen und Herren, bevor wir in die Mittagspause
eintreten, darf ich noch darauf hinweisen, daB3 zu Beginn
der Mittagspause der Stindige Ausschufl im Eugen:Bolz-
Saal zusammentritt.

Ich unterbreche die Sitzung bis 14.00 Uhr.
(Unterbrechung der Sitzung: 12.46 Uhr)

*

{(Wiederaufnahme der Sitzung: 14.00 Uhr)

Stelly. Priisident Dr. Geisel: Meine Damen und Herren, die
unterbrochene Sitzung wird fortgesetzt.

Vor der Mittagspause habe ich mitgeteilt, dal Punkt 2 der
Tagesordnung im Einvernehmen mit der FDP/DVP-Frak-
tion heute von der Tagesordnung abgesetzt worden ist.

Ich rufe deshalb jetzt Punkt 3 der Tagesordnung auf:

Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Fraktion der FDP/
DVP - Gesetz zur Anderung des Polizeigesetzes — Drucksa-
che 11/364

Das Prasidium hat folgende Redezeiten festgelegt: zur Be-
grindung des Gesetzentwurfls 5 Minuten und fiir die Aus-
sprache 5 Minuten je Fraktion.

Wem darf ich das Wort erteilen? — Herr Abg. Kiesswetter,
Sie haben das Wort zur Begriindung des Gesetzentwurfs.

Abg. Kiesswetter FDP/DVP: Sehr geehrter Herr Prisident,
meine Damen und Herren! Nach der Mittagspause zeigt
sich, wie schnell sich der Saal fillt. Trotzdem mdchte ich
jetzt den Gesetzentwurf begriinden, der das Ziel hat, einen
Richtervorbehalt in das Polizeigesetz einzufiigen.

Am 27. Juli 1992 hat ein Rechtsanwalt eine Verfassungsbe-
schwerde gegen das baden-wiirttembergische Polizeigesetz
eingereicht. Das Bundesverfassungsgericht holt zur Zeit die
Stellungnahmen der einzelnen Behorden ein. Als verfas-
sungswidrig werden die getroffenen Vorschriften der
Datenerhebung angeschen, die in den §§ 19 bis 25 und 37
bis 46 enthalten sind.

Auch ich bin iiberzeugt, daf§ die vorgebrachten Einwinde
stichhaltig sind und dal das baden-wiirttembergische Poli-
zeigesetz gegen die Verfassung verstoBt. Die Regelung iiber
den Einsatz von Verdeckten Ermittlern soll der Uberfiih-
rung von Verbrechern oder bestehenden kriminellen Verei-
nigungen dienen oder geplante Verbrechen verhindern hel-
fen. Es handelt sich somit um strafprozessuale Vorschriften.

In dem vom Bund jetzt erlassenen Gesetz gegen die organi-
sierte Kriminalitit wird dieselbe Materie geregelt. Fiir die
Strafprozeordnung ist ausschlieBSlich der Bund zustédndig.
Nachdem der Bund von seiner Gesetzgebungskompetenz
Gebrauch gemacht hat, besteht kein Raum mehr fiir die
Zustindigkeit der Liander.

{Abg. Schrempp SPD: Das ist nicht richtig!)

Da die Landesregierung trotzdem an diesem Gesetz fest-
hilt, fordere ich den Landtag auf, wenigstens einen Rich-
tervorbehalt in das baden-wirttembergische Polizeigesetz
aufzunehmen. Der Vorschlag der Regierung, erst in zwei
Jahren iiber dieses Gesetz zu beraten, um die Erfahrungen,
die in der Zwischenzeit gesammelt wurden, mit zu verwer-
ten, ist nicht stichhaltig. Ob dieses Gesetz praktikabel ist
und ob Verdeckte Ermittler iiberhaupt den gewiinschten
Erfolg bringen oder nicht, hat mit der Frage, ob hier ein
Richtervorbehalt eingefiithrt werden soll, nichts zu tun. Der
Richtervorbehalt ist nur unter juristischen und verfas-
sungsrechtlichen Gesichtspunkten zu behandeln, Bei jedem
Eingriff der Exekutive in grundgesetzlich geschiitzie Rech-
te der Biirger, zum Beispiel Abhbren von Telefongespri-
chen, Durchsuchungen von Geschifts- und Wohnrdumen,
Beschlagnahmebeschliisse, Verhaftungen, ist immer ein
Richter eingeschaltet, der die RechtmiiBigkeit der Malnah-
me kontrolliert und sie gegebenenfalls gestattet. Dies zeich-
net den Rechtsstaat aus; dies ist die Errungenschaft unseres
Rechtsstaates. Das Vorhandensein einer solchen Kontrolle
stirkt das Vertrauen des Biirgers in eine ordnungsgemifile
Verwaltung, Fehlt ein solches Kontrollmittel, entstehen
MiBtrauen und Furcht vor einem iibermichtigen, nicht
durchschaubaren Staat. -

Verdeckte Ermittler miissen zwangsldufig mehrere grund-
rechtlich geschiitzte Bereiche verletzen. Sie betreten gegen
den Willen des Betroffenen die Wohnung und verstoflen
somit gegen Artikel 13 des Grundgesetzes. Sie erschleichen
sich das Vertrauen von verddchtigen Personen und versu-
chen diese zu bewegen, ihnen gegeniiber strafbare Hand-
lungen zu offenbaren.

(Abg. Schrempp SPD: Das ist aber iibertricben!)

Es ist niemand verpflichtet, begangene strafbare Handlun-
gen gegeniiber staatlichen Behérden ohne Belehrung einzu-
rdumen. Es ist auch niemand verpflichtet, an der Aufkla-
rung gegen sich selbst mitzuwirken. Es gilt der Grundsatz
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»Nemo tenetur”. Wir haben dieses Schweigerecht aus-
driicklich in der StrafprozefBordnung fesigelegt. Dieses
Schweigen darl auch nicht durch Tduschung, MiBhand-
lung oder Drohung gebrochen werden. Ein solches rechts-
widriges Vorgehen seitens einer staatlichen Behérde gilt
immer auch als eine Verletzung der Menschenwiirde, die in
Artikel 2 des Grundgesetzes geschiitzt ist. Die bewuBte
Tauschung ist jedoch das Mittel des Verdeckten Ermittlers.

Wenn der baden-wirttembergische Gesetzgeber aber der
Uberzeugung ist, zur effektiven Bekampfung der Krimina-
litdt miisse in diese grundrechtlich geschiitzten Bereiche
eingegriffen werden, darf dies nur unter zwei Vorausset-
zungen erfolgen. Es mufl erstens ein Verdacht gegeben
sein, daf} strafbare Handlungen von einer Person begangen
wurden oder daf} strafbare Handlungen geplant werden.
Der Einsatz muf} zweitens dem Grundsatz der Verhiltnis-
maBigkeit entsprechen. Ein Verdacht bedeutet mehr als nur
Spekulation, MutmaBung oder Ahnung. Es miissen kon-
krete, tatsichliche Anhaltspunkte vorliegen, die einen Ver-
dacht begriinden. Dies muB3 auch einem Dritten nachvoll-
zichbar sein. Er muB3 ebenfalls zu der Uberzeugung kom-
men, der Verdichtige kdnnte eine Straftat begangen haben
oder einen Plan haben, eine solche zu begeheén.

Der Polizei mufl zugemutet werden, diese konkreten An-
haltspunkte zu artikulieren und darzulegen. Erst durch ei-
nen Begriindungs- und Darlegungszwang zeigt es sich, ob
wirklich geniigend Anhaltspunkte gegeben sind und es sich
nicht nur um den Verdacht eines Verdachts handelt.

Ferner mul} geprift werden, ob der Eingriff in die grund-
rechtlich geschiitzten Rectite auch verhdltnismiBig zur vor-
geworfenen oder geplanten Straftat ist. Auch hier muB die
Abwigung nachvollziehbar sein. Der Betroffene hat aus
der Natur der Sache heraus keine Mdéglichkeit, zu priifen,
ob die gegen ihn gerichtete polizeiliche MaBnahme diesen
gesetzlichen Erfordernissen entspricht. Es ist deshalb drin-
gend notwendig, ein Kontrollorgan mit dieser Priifung zu
beauftragen. Dieses Kontrollorgan kann aber nicht der
Vorgesetzte der Polizeibehérde sein, sondern dies mufl aus-
schliefilich ein vom Staat nicht weisungsgebundener unab-
héngiger Richter sein.

Es ist mir unverstindlich, warum sich die Polizei gegen
diese Kontrolle durch den Richter so striubt.

{Abg. Schrempp SPD: Tut sie doch gar nicht!)

Wenn sie ordnungsgemif, das heiBt gesetzmiiBig, handelt,
braucht sie diese Uberpriifung nicht zu scheuen. Es ist auch
immer geniigend Zeit, einen Richter hinzuzuziehen, da der
Einsatz immer eine lingere Vorbereitungszeit benitigt.

(Abg. Schrempp SPD: Die Polizei striaubt sich gar
nicht!)

Gefahr im Verzuge besteht somit nie. Da der Richter kraft
Amtes zur Verschwiegenheit verpflichtet ist, besteht keine
Gefahr, daB dieser Einsatz vorzeitig bekannt wird. Um das
Vertrauen des Biirgers in den Rechtsstaat zu erhalten, muf}
ein Richtervorbehalt in das baden-wiirttembergische Poli-
zeirecht aufgenommen werden, und zwar sofort.

(Beifall bei der FDP/DVP)
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Stellv. Prisident Dr. Geisel: In der Aussprache erteile ich
Herrn Abg. Stribele das Wort.

Abg. Strobele CDU: Herr Prisident, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Mit grofler Sorge becbachtet die
CDU-Landtagsfraktion die zunehmende Bedrohung der
inneren Sicherheit in unserem Lande. Aus unserer Sicht
brauchen die Sicherheitsbehérden mehr rechtliche Mog-
lichkeiten, Kriminalitit effektiv zu bekimpfen. Aus unse-
rer Sicht ist nirgendwo Veranlassung zum rechtspolitischen
Riickzug vorhanden. Fiir uns hat das Schutz- und Aufkli-
rungsinteresse den hochsten Stellenwert. Der Schutz des
Biirgers hat fiir uns absoluten Vorrang.

{Abg. Schlauch GRUNE: Ja, genau)

Viele Biirger miissen am eigenen Leib erfahren, mit wel-
cher Professionalitdt Tétergruppen zum Beispiel im Be-
reich der Eigentumskriminalitit vorgehen. Wir sind der
Meinung, daB die Polizei in der Lage sein muB, ihre Kom-
petenzen unverziiglich voll und ganz auszuschdpfen. Es ist
nicht hinzunehmen, daf die Polizei mit véllig ungleichen
Mitteln gegen das optimal organisierte Verbrechen an-
kimpft. Im Kampf gegen die organisierte Kriminalitit
sind mehr polizeifreundliche Vorschriften notwendig. Wir
brauchen mehr und nicht weniger solcher Vorschriften.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Stellenwert
der polizeilichen Arbeit mull politisch noch héher angesie-
delt werden als seither. Diesen Grundsatz miissen auch je-
ne akzeptieren, welche dazu neigen, verbesserte polizeili-
che Eingriffsmdglichkeiten unter Hinweis auf den Rechts-
staat abzulehnen oder abzuschaffen. In dieser Hinsicht
braucht der Polizeibeamte drauBien vor Ort unseren Schutz
und unseren rechispolitischen Riickhalt. Ich mochie dies
fiir die CDU-Landtagsiraktion an zwei Beispielen sichtbar
machen.

Das eine ist unser volles Bekenntnis zum sogenannten gro-
en und kleinen Lauschangriff.

(Abg. Schlauch GRUNE: Das steht doch hier gar
nicht zur Debatte, Herr Kollege!)

~ Ich mdchte das aber sichtbar machen. - Wir halten dies
fiir dringend notwendig. Beim Lauschangriff mufl nicht
der Mensch mitten hinein in das Verbrechen. Wir sehen
nicht ein, dafl wir der professionellen Kriminalitit Riick-
zugsrdume fiir die Planung weiterer schwerer Verbrechen
einrdumen. Wir kommen an die Hinterminner des organi-
sierten Verbrechens, an die Drogenbosse, Waffenhindler
und Gliicksspieler auf Dauer nur heran, wenn wir unserer
Polizei das dazu erforderliche rechtliche Instrumentarium
an die Hand geben.

Nun zum zweiten Punkt, den Sie angesprochen haben. Wir
bekennen uns unumwunden dazu, daB gegen Extremisten
und organisiertes Verbrechertum weiterhin verdeckt ermit-
telt werden mufl.

(Zuruf des Abg. Schlauch GRUNE)

Beziiglich des Verdeckten Ermittlers brachten wir bei der
Novellierung des Polizeirechts unseren kiaren und eindeu-
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tigen politischen Willen zum Ausdruck, der Polizei wirksa-
me, schlagkriftige Instrumente zur vorbeugenden Be-
kiampfung der organisierten Kriminalitat an die Hand zu
geben. Wir stehen auch heute noch zu dieser Auffassung.
Fiir uns von der CDU-Landtagsfraktion ist es eine Selbst-
verstindlichkeit, dall sich Polizeibeamte an Recht und
Ordnung halten. Aus diesem Grunde halten wir es fiir die
Polizei fiir eine Zumutung, in die Rechtsvorschriften etwa
eine Bestimmung aufzunehmen, wonach Polizeibeamte
keine Straftaten vornehmen diirfen. Als Biirgermeister
wiirde ich auch nicht auf die Idee kommen, der Feuerwehr
in der Feuerwehrsatzung vorzuschreiben, sie dirfe keine
Brinde stiften.

(Beifall bei der CDU - Zuruf des Abg. Schlauch
GRUNE)

Aus meiner Sicht ist es eine Selbstverstindlichkeit, dali sich
die Polizeibeamten im Lande an Recht und Ordnung hal-
ten. Wir setzen uns dafiir ein, daB die Regelungen fiir den
Verdeckten Ermittler so polizeifreundlich wie méglich aus-
gestaltet werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben den
Innenminister beauftragt, zum neuen Polizeirecht im Ple-
num einen Erfahrungsbericht zu geben. Ich bin davon
iiberzeugt, dall dieser Erfahrungsbericht positiv ausfallen
wird. Ich darf Sie, meine Herren von der FDP/DVP-Frak-
tion, nur bitten, im rechtspolitischen Bereich nicht mehr
linger im Bremserhiduschen zu sitzen, auch in Bonn nicht
mehr linger auf die Bremse zu treten.

(Zuruf des Abg. Schlauch GRUNE)

Wir als CDU in diesem Lande werden uns weiterhin mit
atler Kraft dafiir einsetzen, daBl wir eine polizeifreundli-
chere Rechtslage erhalten. Das ist unsere Zieisetzung. Die
innere Sicherheit steht bei uns als CDU-Landtagsiraktion
an votrderster Stelle unseres politischen Wollens und
Handelns.

Ich fiige abschlieBend hinzu: Die oberste Aufgabe des
Staates ist es, fiir die dullere und innere Sicherheit der Biir-
ger in angemessener Weise Sorge zu tragen. Fiir dieses
wichtige Staatsziel werden wir weiterhin unsere volle poli-
tische Kraft einsetzen.

{Beifall bei der CDU ~ Zuruf des Abg. Schiauch
GRUNE)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Schrempp.

{Zuruf des Abg. Drexler SPD)

Abg. Schrempp SPD: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Ich will nicht in den Fehler verfallen, jetzt Gber
den Tagesordnungspunkt9 zu reden, sondern ich werde
mich auf den Tagesordnungspunkt 3 beschrinken.

(Abg. Weimer SPD: Sehr gut, Herr Kollege!)

Mit dieser Thematik, die die FDP/DVP hier wieder einge-
bracht hat, haben wir uns ja in diesem Hohen Haus schon

mehrfach, insbesondere in der letzten Legislaturperiode,
beschiiftigt.

(Abg. Kuhn GRUNE: Die FDP/DVP ist ja gar
nicht da!)

- Doch, zwei Kollegen sind da. - Wir haben am 18. Sep-
tember und am 16. Oktober vergangenen Jahres hier iiber
dieses Gesetz gesprochen. Im September 1991 - und ich sa-
ge das hier selbst, bevor es mir dann hinterher jemand an-
deres vorhilt — habe ich einen sogenannten Richtervorbe-
halt gefordert, da der Einsatz Verdeckter Ermittler doch ei-
nen erheblichen Eingriff in die Persénlichkeitsrechte dar-
stellt. In der zweiten Lesung des Polizeigesetzes im Oktober
habe ich dann dargestellt, daB der Richtervorbehalt keine
zeitliche Verzogerung zur Folge hat, und aullerdem stellt
eine derartige Einrichtung keineswegs ein MiBtrauen in die
verantwortungsvolle Fiihrung der Polizei dar, sondern das
Gegenteil wird der Fall sein, denn die Apordnung des
Richters schiitzt den Verdeckten Ermittler weiter gehend,
als dies bisher der Fall ist.

Sie sehen nun, meine Damen und Herren von der FDP/
DVP, daf} Sie mit Threm Gesetzentwurf Vorschlige der So-
zialdemokraten aus der vergangenen Legislaturperiode
wiederholen. Aber ich will mich nun etwas intensiver mit
Ihrem Gesetzentwurf befassen. Sie fordern also die Anord-
nung der verdeckten Ermittlungen durch das Amtsgericht.
Wenn Sie sich an unsere Vorschlage erinnern, so wissen
Sie, daB wir gleichzeitig immer eine Regelung der ,,Gefahr
in Verzug® einbauen wollten. Auch die Frau Datenschutz-
beauftragte Leuze hat im iibrigen zugestanden, dal} diese
Regelung eingefithrt werden mulf} und bei den eiligen Fil-
len eine Anordnung durch den Leiter des Landeskriminal-
amtes, der Wasserschutzpolizeidirektion oder einer Lan-
despolizeidirektion erfolgen kann. Diese Anordnung mufl
dann innerhalb von drei Tagen durch den Richter iiber-
prift und letztlich dann auch bestitigt werden. Dies wire
eine Regelung, die uns auch sehr verniinftig vorkime.

Im niichsten Punkt soll per Gesetz festgeschrieben werden,
dal} Verdeckte Ermittler keine Straftaten begehen diirfen.
Auch diese Forderung hatten wir schon einmal erhoben,
aber wissen Sie, wir haben da wirklich weitergedacht und
sind mittlerweile zu der Auffassung gekommen, daB} dies
wenig sinnvoll wire. Wir sind uns wohl in diesem Hohen
Haus alle einig, dafl niemand in diesem Staat Straftaten
begehen darf. Man kann dann auch nicht irgendwo rein-
schreiben, gerade in ein Gesetz nicht hineinschreiben, daf3
diese Regeln des Strafgesetzbuchs dann auch erfiillt wer-
den miissen. Es kann auch nicht angehen, dall der Staat
Straftaten sanktioniert oder gar provoziert, um Straftdter
zu iiberfiihren. Kein Beamter darf zu kriminellen Taten
ermuntert werden; auch dariiber diirfte hier Einigkeit herr-
schen. Es wiirde allien Prinzipien des Rechtsstaats wider-
sprechen, Kriminalitit erst zu erzeugen, um Kriminelle
dingfest machen zu kdnnen.

(Abg. Fleischer CDU: Das ist die eine Seite, aber
nicht die ganze!)

- Dies ist die eine Seite, Herr Kollege Fleischer. - Ich will
jetzt das Beispiel mit den Feuerwehrleuten und dem Feuer-
wehrgesetz nicht noch einmal bringen, will aber auf den
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gemeinsamen Erlafl, genauer die Verwaltungsvorschrift
des Justiz- und Innenministeriums Bezug nehmen. Unter
dem Stichwort ,,Voraussetzungen fiir den Einsatz Verdeck-
ter Ermittler* steht da in Punkt 3: ,,Verdeckte Ermittler
diirfen keine Straftaten begehen.” Daran sollten wir uns
auch weiterhin in diesem Lande halten. Eine nochmalige
Nennung wire insofern tberfliissig.

(Abg. Fleischer CDU: Das miissen wir auch
gleich tun, sonst konnen Sie néimlich gleich ein-
packen!)

— Ja, ja, Herr Fleischer, Sie haben da eine andere Meinung;
aber Sie sind fir meine Begriffe ohnehin so weit rechts au-
Ben, dal sinnvolle Gespriache kaum méglich sind.

(Lachen bei den Republikanern — Abg. Fleischer
CDU: Ich bin nur rechts aufien, wenn Sie Mitte
sind, und das ist nicht der Fall!)

~ Ja, das ist wahr; ich lege auch Wert auf diese Feststel-
lung.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der
SPD)

Meine Damen und Herren von der FDP/DVP, Sie wollen
jetzt eine zeitliche Beschrinkung von drei Jahren einfiih-
ren. Das letzte Mal, als wir hier dariiber diskutiert haben,
haben Sie von vier Jahren gesprochen; vielleicht sprechen
Sie das nichste Mal von fiinf Jahren. Die Regelung halte
ich fir absolut falsch. Um MiBverstindnissen vorzubeu-
gen: Auch die SPD hatte eine zeitliche Beschriinkung des
Einsatzes vorgeschlagen, aber in der Sache und nicht in der
Person.

(Abg. Dr. Caroli SPD: So!)

Die Frage, ob diese enorme psychische und physische Be-
lastung einem Verdeckten Ermittler noch weiter zugemutet
werden kann, ist doch zuniichst einmal von der Person ab-
hdngig, weil es Verdeckte Ermittler gibt, die sicher nach
zwel Wochen ausgebrannt sind, und andere sind nach fiinf
Jahren immer noch einsatzfiahig. Deswegen sollte man eine
derartige Regelung nicht treffen und von hier starren Fri-
sten absehen.

Zum SchluB mochte ich darauf hinweisen — das ist auch zu
berlicksichtigen —, dall man Gesetze nicht stindig dndern
kann. Deswegen meine ich, wir sollten diesen Gesetzent-
wurf dem Innenausschuf liberweisen.

(Zuruf des Abg. Schlauch GRUNE)

Wir sollten diesen Gesetzentwurf dem Innenausschui
iberweisen und soliten den Innenminister gleichzeitig bit-
ten, einmal Ausfihrungen iber die Erfahrungen zu ma-
chen, die er mit diesem Gesetz gesammelt hat, und er sollte
dies sowohl grundsitzlich als auch in verschiedenen Berei-
chen machen.

(Abg. Fleischer CDU: Wozu stehen Sie denn
jetzt? Zur Koalitionsvereinbarung oder nicht?)
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- Herr Kollege Fleischer, es ist immer sinnvoll, Minister
anzuhdren. Das haben Sie in der letzten Legislaturperiode
ja auch gesagt, und deswegen wollen wir uns ganz gerne
darauf verlassen, was der Innenminister uns an Erfahrun-
gen hier darlegen kann, und dann sollten wir in dieser An-
gelegenheit einvernehmlich die notwendigen Konsequen-
zen ergreifen.

(Beifall bei der SPD)

Stellv. Priasident Dr, Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Dr. Schlierer.

Abg. Dr. Schlierer REP: Herr Priisident, meine Pamen,
meine Herren! Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf sollen
drei Bestimmungen des Polizeigesetzes gedndert werden,
denen gerade vor dem Hintergrund der aktuellen Krimina-
litdtsentwicklung, Giber die wir nachher noch mehr héren
werden,

{Abg. Kuhn GRUNE: Heute abend um 8§ Uhr!)

besondere Bedeutung zukommt. Mit der Einfihrung eines
generellen Richtervorbehalts bei ldngerfristiger Observa-
tion, beim verdeckten Einsatz technischer Mittel und beim
Einsatz Verdeckter Ermittler soll dem Recht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung Rechnung getragen werden.

Aufgehdngt wird diese Initiative — so zumindest die Be-
griindung der FDP/DVP - an einem Einzelfall des Einsat-
zes Verdeckter Ermitiler in Tiibingen und, wie wir vorhin
vom Kollegen Kiesswetter gehort haben, an einer Verfas-
sungsklage, iiber deren Ausgang wir heute noch gar nichts
sagen kinnen.

Es wire unserer Ansicht nach besser gewesen, die Initiato-
ren dieses Gesetzentwurfs hitten sich im Blick auf die poli-
zeiliche Aufgabe der Gefahrenabwehr zunichst einmal die
Ausgangslage klargemacht. Den Hintergrund fiir die in Re-
de stehenden Bestimmungen des Polizeigesetzes bildet un-
zweifelhaft der unaufhaltsame Kriminalititsanstieg in den
letzten 20 Jahren, der mit einer Zunahme von 300 (00 Fail-
len im Jahre 1971 auf diber 523 000 Fille im Jahre 1991 im-
merhin eine deutliche Sprache spricht, wobei insbesondere
die eklatante Zunahme gemeinschidlicher Delikte im Be-
reich der Drogen-, Wirtschafts- und der allgemeinen Stra-
Benkriminalitit sowie im Bereich der politischen Gewalt-
kriminalitdt Besorgnis erregt. Besonders auffallend war da-
bei die Zunahme der organisierten Kriminalitdt, weshalb ja
inzwischen auch auf Bundesebene ein entsprechendes Ge-
setz verabschiedet wurde. Diese Zunahme der organisierten
Kriminalitit hat sicherlich auch etwas mit der kriminalgeo-
graphischen Lage unseres Landes zu tun, und sie hat inzwi-
schen ein bedrohliches AusmaB in Baden-Wiirttemberg er-
reicht.

Nimmt man hinzu, daB es der Landesregierung in den ver-
gangenen Legislaturperioden nicht einmal anndhernd ge-
lungen ist, die selbst gesetzten Ziele im Rahmen der Sicher-
heitspldne, insbesondere des Sicherheitsplans I1, zu ver-
wirklichen, dann wird deutlich, daB nicht nur die Opfer
der halben Million Straftaten, sondern auch unsere Polizei,
die uns schiitzen soll, inzwischen selbst quasi mit erhobe-
nen Hinden an der Wand stehen.



Landtag von Baden-Wiirttemberg — 11, Wahiperiode — 8. Sitzung — Mittwoch, 21. Oktober 1992

{Dr. Schlierer)

(Beifall bei den Republikanern)

wihrend die bandenmiBig begangene organisierte
Schwerstkriminalitdt in rasantem Vormarsch begriffen ist
und das hieraus erwachsende Bedrohungspotential das
Vertrauen der Biirger in die Handlungsfihigkeit des Staa-
tes untergribt, wird nun ein Antrag gestellt, bewihrtes po-
lizeiliches Instrumentarium durch praxisfremde Restriktio-
nen unbrauchbar zu machen oder gar zu verbieten.

(Zuruf des Abg. Schlauch GRUNE)

Offensichtlich scheinen Sie, meine Herren von der FDP/
DVP, aus den Augen verloren zu haben, daB die Verwirkli-
chung von Liberalitit und informationellem Selbstbe-
stimmungsrecht einen Rechtsstaat voraussetzt, der mit ei-
ner handlungsfihigen Polizei in der Lage ist, das in ihn ge-
setzte Vertrauen durch Schutz vor Kriminalitdt zu rechtfer-
tigen.

(Beifall bei den Republikanern)

Mit Threr Initiative schaden Sie aus falsch verstandener Li-
beralitit dem Biirger. Sie verhindern niamlich eine wirksa-
me Kriminalitiatsbekdmpfung, ohne die der Biirger nichts
von seiner informationellen Setbstbestimmung hat.

{Beifall bei den Republikanern)

Es gehért auch ein erhebliches Mall an Realitiitsferne da-
zu, meine Damen und Herren, den Einsatz Verdeckter Er-
mittler von einer Anordnung durch das zustindige Amts-
gericht abhingig zu machen, so wie dies in diesem Gesetz-
entwurf vorgeschlagen ist,

(Abg. Schrempp SPD: Wie ist es dann im OrgKG
geregelt?)

als ob die hohe Mobilitdt und Flexibilitat der Titer im Be-
reich der organisierten Kriminalitit nicht bekannt wire.

(Abg. Schlauch GRUNE: Wie ist das mit der
Hausdurchsuchung? Ist die auch wirklichkeits-
fremd?)

Was wollen Sie eigentlich unternehmen - Sie miifiten es ei-
gentlich auch wissen, Herr Schlauch ~, wenn zum Beispiel
am Freitag abend in einer Kleinstadt an der Landesgrenze
von der Polizei ad hoc ein Einsatz Verdeckter Ermittler ge-
maf § 24 des Polizeigesetzes beantragt wird und die hoch-
kriminelle Zielperson bei Erlal des entsprechenden Be-
schlusses, wenn dieser {iberhaupt am Wochenende moglich
ist, bereits in einen anderen Amtsgerichtsbezirk, womdg-
lich noch in ein anderes Bundesland ausgewichen ist und
dort, beispielsweise von der Wohnung eines bislang nicht
in Erscheinung getretenen Biirgers aus, die Planung und
Vorbereitung eines unmittelbar bevorstechenden gemeinge-
fihrlichen Verbrechens betreibt? Wollen Sie dann erst ein-
mal abwarten, bis Sie vielleicht am Montag oder in den
folgenden Tagen beim entsprechenden Amtsgericht eine
Anordnung bewirkt haben, anstatt sich hier - -

(Abg. Bebber SPD: So ein Quatsch!)

- Das ist kein Quatsch, Herr Kollege, sondern das basiert
ja auf konkreten Fillen. Es hat einen Fall dieser Art gege-
ben, allerdings ohne dafl dort in der Folge der konkrete
Entscheidungszwang aufgetreten wire. Aber das sind Sze-
narien, die nicht aus der Luft gegriffen sind, sondern Rea-
litdt sind.

Anstatt sich an medial aufgebauschten Einzelvorgidngen,
woran leider auch Regierungsmitglieder bisweilen nicht
ganz unschuldig sind, zu orientieren, sollten Sie sich das
aktuellere Szenario des Schmuggels von Nuklearmateriai,
wie wir es dieser Tage gehért haben, vor Augen fithren.
Soll etwa die Polizei beim Handel mit Plutonium erst ein-
mal gemiitlich abwarten, bis sie den zustindigen Amtsrich-
ter erreicht, bevor sie einen Verdeckten Ermittler einsetzt?

(Abg. Schlauch GRUNE: Was hat denn das mit
Verdeckten Ermittlern zu tun?)

v5llig realititsfern ist auch die Forderung des neuen Ab-
satzes 3 in § 24 des Polizeigesetzes. Wie wollen Sie eigent-
lich praktische Ermittlungsarbeit im Bereich der Drogen-
fahndung betreiben, wenn Sie dem Verdeckten Ermittler
die Méoglichkeit nehmen, vor dem Ankauf gréBerer
Rauschgiftmengen einen Scheinkauf vorzunehmen, der
nach dem Betiubungsmittelgesetz natiirlich schon lingst
strafbar wiire?

(Zuruf von den GRUNEN: Es ist eine Last!)

Offensichtlich wollen Sie, wie die Griinen auch, kiinftig
auf den Einsatz von Verdeckten Ermittlern bei der Be-
kampfung der Drogenkriminalitit und damit auf Fahn-
dungserfolge der Polizei in diesem Bereich verzichten.

Wir Republikaner stehen zum Instrument des Verdeckten
Ermittlers und zur taktisch-operativen Technikanwen-
dung, wie sie derzeit in den §§ 22 und 24 des Polizeigeset-
zes vorgesehen sind. Filr uns steht aus den bereits darge-
stellten Griinden in der Rechtsgiiterabwiigung der Schutz
der Biirger und der Polizeibeamten iiber dem Recht auf in-
formationelle Selbstbestimmung.

{Beifall bei den Republikanern)

Datenschutz darf nicht zum Titerschutz werden. Wir Re-
publikaner haben Vertrauen zu unserer Polizei und lehnen
daher diesen Antrag der FDP/DVP ab.

{Beifall bei den Republikanern)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Das Wort hat Herr Abg.
Schlauch.

Abg. Schiauch GRUNE: Herr Prisident, meine Damen
und Herren! Die FDP/DVP will mit ihrer Novellierung
des Polizeigesetzes den Einsatz Verdeckter Ermittler von
richterlicher Kontrolle abhiingig machen. Dies, Herr
Kiesswetter, ist in der Sache gewifl 18blich und Ihnen als
Strafverteidigerkollege natiirlich auch abzunehmen.

Das baden-wiirttembergische Polizeigesetz ist gerade in
dem Punkt ,,Verdeckter Ermittler** — wie iibrigens auch in
vielen anderen Punkten — von unbestimmten Rechtsbegrif-
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fen bestimmt, und zwar von unbestimmten Rechishegrif-
fen, die viel zu weit gefafit sind. Klare normative Regelun-
gen, wann verdeckte Ermittlungen angesagt oder angezeigt
sind, wann die Polizei solche Methoden einsetzen darf,
gibt es in diesem baden-wirttembergischen Polizeigesetz
nicht.

Ich frage mich allerdings, Herr Kollege Kiesswetter, war-
um die FDP dort, wo sie gestalten kdnnte, wo sie sogar den
Justizminister stellt, bei der Anwendung polizeilicher Ge-
heimdienstmalinahmen, wie sie der Einsatz Verdeckter Er-
mittler darstellt, genau diesen Richtervorbehalt, den Sie
hier lauthals fordern, ganz kleinlaut unter den Tisch fallen
laBt.

den GRUNEN und des
Schrempp SPD)

(Beifall bei Abg.

Ich meine das Gesetz zur Bekimpfung des organisierten
Verbrechens, bei dem Sie in der Person Ihres damaligen
Justizministers die Méglichkeit gehabt hitten, diesen Rich-
tervorbehalt einzubringen. Davon ist aber weit und breit
nichts zu sehen, Wieder einmal — und es tut mir leid, daB
ich es an Thre Adresse sagen muf}, nicht so sehr personlich,
aber an Thren Haufen,

{Heiterkeit — Unruhe - Glocke des Prisidenten)
der hier noch nicht einmal vorhanden ist -
(Abg. Walter GRUNE: Haufchen!)

ist dies eines der zahllosen Beispicle, in denen die FDP
Politik als unglaubwiirdiges Sandkastenspiel betreibt: im
Bund Richtervorbehalt nein, aber hier fordert man ihn. Es
wire verdienstvoller und auch wirksamer gewesen, wenn
in der Bundestagsfraktion diese Vorgabe gemacht worden
wire, wenn es dort also diesen Richtervorbehalt gegeben
hitte.

Die Ergebnisse in Baden-Wirttemberg beim Einsatz Ver-
deckter Ermittler haben wir ja in den letzten Wochen und
Monaten erlebt. Das Problem ist, daBl Verdeckte Ermattler
ohne jeden konkreten Tatverdacht eingesetzt werden kén-
nen, im Gegensatz zum Gesetz gegen das organisierte Ver-
brechen ohne Straftatenkatalog und zudem eben auch
noch ohne richterliche Genehmigung. Das heiBt, dal3 die
verdeckte Ermittlung im Priventionsbereich méglich ist.
Bei den Beispiclen, die Sie, Herr Kollege Schlierer, ge-
bracht haben, ist jeweils ein konkreter Tatverdacht vorhan-
den gewesen. An einem solchen Punkt kénnen Sie selbst-
verstindlich auch ohne Gefahr im Verzug und ohne rich-
terliche Genehmigung mdoglicherweise einen Verdeckten
Ermittler einsetzen. Sie haben hier einen Popanz aufge-
baut. Es geht darum, daB die Polizei in Vorfeldermittiun-
gen in eigener Regie Verdeckte Ermittler einsetzt. Das ist
verfassungsrechtlich mit Sicherheit héchst problematisch.

Herr Birzele, ich erinnere Sie daran: Sie waren in der Spiei-
casino-Affire einer der schirfsten Kritiker des Einsatzes
Verdeckter Ermittler.

(Abg. Fleischer CDU: So ist es!)
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Verdeckte Ermittler waren dabei behilflich, in Baden-
Wiirttemberg ein Netz von Spielkasinos aufzubauen. Die
Ergebnisse waren annéhernd gleich null.

Das andere Beispiel, das Sie gleich am Anfang lhrer Amts-
zeit erwischt hat - Tiibingen -, war ja auch gerade kein
glorreiches Beispiel fiir den Einsatz Verdeckter Ermittler,
Ich kann nur sagen, daBl die Liebe der verdeckten Ermiti-
lung da doch ein gutes Spiel gespielt hat.

(Abg. Fleischer CDU: Sie sollten jetzt einmal mit
den falschen Behauptungen aufhéren!)

- Vielleicht kénnen Sie das noch verbessern. -~ Ich kann
nur sagen: Der Einsatz von verdeckter Ermittlung ist ein
massiver Eingriff in die freiheitlichen Grund- und Biirger-
rechte sowie ein Eingriff in liberale Rechtsstaatsprinzipien.
Deshalb ist fiir uns der Einsatz von verdeckten Ermittlun-
gen ohnehin umstritten. Aber wenn er stattfinden mufd —
ich meine, daB er zur Abwehr organisierten Verbrechens
stattfinden kann -, muf er an konkrete normative Vorga-
ben, an einen konkreten Tatverdacht, an einen Straftaten-
katalog und selbstverstandlich auch an einen richterlichen
Beschlufl gebunden sein.

Denn machen Sie mir einmal den Unterschied klar, warum
nach heutiger Rechtslage bei einer Hausdurchsuchung ein
richterlicher Beschlufl notwendig ist, wiahrend dies beim
Einsatz Verdeckter Ermittler nicht der Fall ist.

(Glocke des Prisidenten)
~ Ich komme zum Schluf3.

Ein letztes verfassungsrechtliches Argument, Herr Birzele.
Dazu wiirde ich gern Thre Meinung héren. Wenn das Ge-
setz zur Bekdmpfung des organisierten Verbrechens den
konkreten Tatverdacht voraussetzt und gleichzeitig den
Einsatz Verdeckter Ermittier an Straftatenkataloge bindet,
dann halte ich es fiir verfassungsrechtlich héchst proble-
matisch, wenn nicht sogar fiir verfassungswidrig, wenn ei-
ne Bundesregelung durch eine Landesregelung mit einem
unbestimmten Rechtsbegriff derart ausgeweitet wird, daf
die Polizei in eigener Regie in Vorfeldermittlungen nach
ihrem Belieben Verdeckte Ermittler einsetzen kann. Solan-
ge dies nicht geklirt ist, kénnen wir uns jedenfalls mit dem
Einsatz Verdeckter Ermiitler auch in der Variante, die die
FDP/DVP vorgeschlagen hat, nicht einverstanden erkli-
ren.

(Beifall bei den GRUNEN und des Abg. Drexler
SPD)

Stellv. Prisident Dr. Geisei: Das Wort hat der Herr Innen-
minister,

Innenminister Birzele: Herr Priasident, meine Damen und
Herren! Herr Koilege Schiauch, ich will zur Vermeidung
von MiBverstindnissen zundchst darauf hinweisen, daf}
weder ich noch die SPD - auch beim Untersuchungsaus-
schufl — den Einsatz Verdeckter Ermittler abgelehnt haben.

(Zuruf des Abg. Fleischer CDU)
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‘ Minister Birzele:

Vielmehr haben wir ausdriicklich erklart, daB fiir uns Ver-
deckte Ermittler zur Aufklirung bestimmter Verbrechen
notwendig sind.

Wir haben uns im Untersuchungsausschufl auch nicht spe-
ziell mit der Frage beschiftigt, ob der Einsatz Verdeckter
Ermittler in ganz konkreten Féllen gerechtfertigt war. Die
Zielsetzung war vielmehr eine ganz andere, und das ist kri-
tisiert worden. Polizeibeamte und damit auch Verdeckte
Ermittler waren namlich bei der Einrichtung und beim Be-
trieh von Spielcasinos behilflich, obwohl sie hitten wissen
miissen, daB in diesen Spielcasinos illegale Spiele betrie-
ben worden sind. Auf diesen Teilaspekt hat sich unsere
Kritik beschriinkt. Unsere Kritik hat sich nicht generell -
Herr Kollege Schlauch, Sie wissen das - auf den Einsatz
Verdeckter Ermittler bezogen. Auch bei diesem Thema, das
sehr schwierig ist, bitte ich doch darum, die notwendige
Differenzierung vorzunehmen.

(Beifall des Abg. Schrempp SPD - Abg. Birgitt

Bender GRUNE: Das war aber nichi sehr {iber-

zeugend! - Abg. Fleischer CDLI: Aber es klingt

iberzeugend! s stimmt zwar nicht, was er sagt,
aber — -1)

- Frau Kollegin Bender, nicht jede meiner Bemerkungen,
die richtig ist, muB durch Beifall unterstiitzt werden; denn
sonst wurde ich nur noch durch Beifall unterbrochen wer-
den.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD - Abg. Jacobi
GRUNE: Jetzt sind die Jungs wenigstens wach!)

Die FDP/DVP hat in der Begriindung zu ihrem Gesetzent-
wutf auf den Einsatz der Verdeckten Ermittler in Tiibingen
hingewiesen. Herr Kollege Kiesswetter hat dies heute in
seinen Ausfihrungen nicht mehr besonders hervargeho-
ben. Offensichtlich ist er in der Zwischenzeit davon iber-
zeugt, daB dies keine tragfihige Begriindung fiir diesen Ge-
setzentwurl wire. Ich will aber der Klarheit wegen noch
einmal darauf hinweisen, daB nach der damaligen Rechts-
lage, und zwar sowohl vor dem Inkraftireten der neuen
Fassung des Polizeigesetzes als auch danach, der Einsatz
der Verdeckten Ermittler und das Einsatzkonzept rechtmi-
Big und insbesondere verhdltnismibig gewesen sind. Ich
bitte, bei einer solchen Beurteilung nicht jeweils die Krite-
rien an solche Vorginge anzulegen, die de lege ferenda aus
der Sicht der jeweiligen Kritiker entwickelt werden mis-
sen, sondern dann die tatsiichlich bestehende rechtliche La-
ge zugrunde zu legen. Deshalb sage ich noch einmal ein-
deutig: Das Vorgehen war insoweit rechtméBig und insbe-
sondere auch verhiltnismiBig.

Der Einsatz der Verdeckten Ermittler dort bezweckte die
vorbeugende Bekdmpfung schwerster Straftaten im terrori-
stischen Bereich. Der Ermittlungsauftrag war insoweit
konkret und beschrinkt. Der Einsatz war Ultima ratio, da
mit den herkdmmlichen anderen polizeilichen Ermittlungs-
methoden keine verwertbaren Erkenntnisse mehr iiber be-
vorstehende terroristische Straftaten beschafft werden
xonnten. Uberdies diente der Einsatz der Verdeckten Er-
mittler — das will ich hier in aller Deutlichkeit noch einmal
klarstellen — gerade nicht einer generellen Ausforschung
politisch engagierter Personen und Gruppen.

(Abg. Weimer SPD: Gut! Jawohl!)

Das Nihere bitte ich den Stellungnahmen des Innenmini-
steriums zu den einschligigen Antrigen der SPD und der
Griinen zu entnehmen. Soilte dann noch Aufklirungsbe-
darf bestehen, haben Sie die Gelegenteit, auch im Innen-
ausschuf ganz detailliert {iber diese Fragen zu diskutieren.

Nun komme ich zu dem vorliegenden Gesetzentwurf. Sie
sehen, meine Herren von der FDP/DVP, einen absoluten
Richtervorbehalt ohne jede Differenzierung darin vor.
Herr Kiesswetter, Sie haben dies gerade dargelegt. Da will
ich Sie doch in Erginzung dessen, was Herr Kollege
Schiauch lhnen schon vorgehalten hat, darauf hinweisen,
daB sich diese Regelung in vielen Fallen nicht mit dem Ge-
setz zur Bekampfung der organisierten Kriminalitit in
Ubereinstimmung bringen ldBt. Lhr Gesetzentwurf geht
namlich teilweise wesentlich hinter die Regelungen der
StrafprozeBordnung fGr polizeiliche Ermittiungsmafinah-
men im Rahmen der Strafverfolgung zuriick, ohne daB Sie
auch nur ansatzweise begriindet hitten, warum Sie - wenn
Sie eine differenzierte Regelung fiir erforderlich halten -
im priventiven Bereich sehr viel einschrinkendere Vorga-
ben haben.

Ich will nur auf einige Punkie hinweisen. Observation ist
eine sowohl im priventiven Bereich als auch im repressi-
ven Bereich zuldssige ErmittlungsmalBnahme, Sie fillt un-
ter § 163 Abs. 1 der StrafprozeBordnung und ist dort als
Fahndungsmalnahme ohne spezifisch geregelte Vorausset-
zungen aufgefiihrt. Das ergibt sich auch, wenn Sie den neu-
en § 100 ¢ hernehmen. Der verdeckte Einsatz technischer
Mittel bedarf nach der Neufassung der StrafprozeBord-
nung durch dieses Gesetz zur Bekampfung der organisier-
ten Kriminalitdt teilweise keiner besonderen Anordnung,
beispielsweise nicht bei der Herstellung von Lichtbildern
und Bildaufzeichnungen. Teilweise bedarf er einer Anord-
nung des Richters. Dies betrifft aber die Fille des Abhé-
rens und Aufzeichnens des nicht 6ffentlich gesprochenen
Wortes.

Ich weise ferner darauf hin, dal} bei Gefahr im Verzug eine
solche Anordnung durch die Staatsanwaltschaft und ihre
Hilfsbeamten getroffen werden kann. Sie sehen keine sol-
che Regelung vor. Auch darauf ist von den Vorrednern
schon verschiedentlich hingewiesen worden.

Nun komme ich speziell zum Einsatz Verdeckter Ermittler.
Nach der Neufassung der StrafprozeBordnung bedarf der
Einsatz ecines Verdeckten Ermittlers auBerhalb von Woh-
nungen nur der Zustimmung der Staatsanwaltschaft. Sie
setzen hier einen Richtervorbehalt ein.

Diese Zustimmung kann, falls die Staatsanwaltschaft nicht
rechtzeitig erreichbar ist, auch nachtriglich herbeigefiihrt
werden. Sie sehen eine solche Regelung nicht vor.

Ich kdénnte noch weitere Beispiele auffithren, wo sich lhr
Gesetzentwurf von der Neufassung der StrafprozeBord-
nung unterscheidet. Sie miissen schon einmal erkliren, mit
welcher Begriindung Sie derartige Unterschiede vorsehen,
insbesondere warum Sie zum Beispiel Observationsmal-
nahmen und die Herstellung von Lichtbildern von einem
Richtervorbehalt abhiingig gemacht wissen wollen.
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Dieser Gesetzentwurf, den sie hier vorlegen, pauschaliert
auch aus meiner Sicht zu stark letztlich zu Lasten der pri-
ventiven Straftatenbekdmpfung durch die Polizei; denn,
wie gesagt, Sie haben dieselbe hohe Eingriffsschwelle bei
den Eingriffsvoraussetzungen fiir sehr eingriffsintensive
MuBnahmen, beispielsweise fiir den Einsatz des Verdeck-
ten Ermittlers, wie filr weniger eingriffsintensive MafBinah-
men, beispielsweise bei der Observation. Sie sehen keine
Notkompetenz vor, und im Ergebnis wiire der Einsatz be-
sonderer Mittel der Datenerhebung bereits aus Griinden
der praktischen Handhabbarkeit weithin unméglich. Neh-
men Sie nur einmal die Herstellung von Bildern, die sich
aus ciner Augenblickssituation ergeben. Wie wollen Sie
hier mit einem absoluten Richtervorbehalt, wie Sie dies in
Ihrem Gesetzentwurf vorgesehen haben, polizeilich noch
verniinftig handeln?

Auch aus meiner Sicht und aus der Sicht der SPD - das
setze ich dazu - ist es aus Praktikabilititsgriinden ein anzu-
strebendes Ziel, die Eingriffsvoraussetzungen fiir polizeili-
ches Handeln zur Gefahrenabwehr einschlieBlich der vor-
beugenden Verbrechensbekimpfung bzw. zur Strafverfol-
gung zu vereinheitlichen. Dementsprechend haben wir
iber diesen Punkt in den Koalitionsverhandlungen sehr
ausfihrlich gesprochen und vereinbart, daB eine entspre-
chende Uberpriifung auf der Basis der Anwendung des be-
stehenden Polizeigesetzes und auf der Basis dér Novellie-
rung der StrafprozeBordnung vorgenommen werden soll;
denn nur dann 146t sich dieses Ziel wirklich efreichen. Da
miissen die MaBlnahmen aufeinander abgestellt werden.

Ich will dazu sagen: Dabei sollte nach meiner Auffassung
auch gegebenenfalls iiber andere Kontrollmechanismen
nachgedacht werden, wie wir sie zum Beispiel beim Abho-
ren von Telefongesprichen haben, also durch die Einschal-
tung parlamentarischer Gremien wie dem Gremium nach
Artikel 10 des Grundgesetzes. Man mul3 diese Fille auch
unter Praktikabilititsgriinden priifen und sich auch dar-
tiber im klaren sein, dali zur Beurteilung solcher Fahn-
dungsmafinahmen teilweise eine hohe Kompetenz durch
dauernde Beschiftigung mit diesen Themenbereichen ge-
hért, Man muid auch dariiber nachdenken, gerade wenn
priventive und repressive Malinahmen abgeglichen wer-
den sollen, wie der jeweilige Rechtsgiiterschutz herzustel-
len ist, aber nicht nur selbstverstdndlich der Rechisgiiter-
schutz des Beschuldigten, des Betroffenen, sondern auch
der Rechtsgiiterschutz derer, deren Rechtsgiiter durch
Straftaten gegebenenfalis gefihrdet werden.

(Sehr gut! bei der CDU)

Deshalb haben wir zum Beispiel in Artikel 13 des Grund-
gesetzes gerade bei dieser massiven Eingriffsmafnahme in
die Wohnung im priventiven Bereich viel geringere Ein-
griffsvoraussetzungen als im repressiven Bereich. Im re-
pressiven Bereich haben wir bisher ja keinertei Eingriffs-
moglichkeiten. Auch diese Frage mulBl sehr sorgfiltig be-
dacht werden.

Nun zu dem beantragten neuen § 24 Abs. 3; ich habe ja fiir
alles mogliche Verstindnis. Ich will mich deshalb insoweit
nur auf Thre Begriindung beziehen. Sie haben nach Ihrer
eigenen Begriindung die Uberfliissigkeit einer solchen neu-
en Bestimmung klargelegt. In Threr Begriindung heilit es
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ganz eindeutig: ,,Nach der geltenden Rechtslage diirfen als
Verdeckte Ermittler eingesetzte Beamte keine Straftaten
begehen.” Dazu kann ich nur sagen: Dem ist nichts hinzu-
zufigen.

Wenn Sie aber am Schluf} dieses Absatzes, weil es eine Dis-
kussion darliber gibt, ob man kiinfiig Verdeckten Ermitt-
lern Straftaten erlauben sollte, was ja eine Gesetzesinde-
rung voraussetzen wiirde, schreiben: ,,Nach Auffassung
der FDP/DVP-Landtagsfraktion muf} deshalb im Polizei-
gesetz eine entsprechende Regelung enthalten sein, die dies
ausschliefit”, dann ist dies, mit Verlaub gesagt, absurd.
Dann miiBten wir jede politische Diskussion sozusagen
vorsorglich durch negative Gesetzesbestimmungen ab-
schneiden. Pxal3 dies nicht sinnvoll sein kann, Herr Kiess-
wetter, davon gehe ich aus. Das sehen Sie vielleicht mittler-
weile auch ein.

Zu der Frage lhres § 24 Abs. 4, den Sie vorsehen wollen:
Eine solche Regelung kann sinnvollerweise nicht im Ge-
setz stehen, denn es hingt sehr von den einzelnen Fallsi-
tuationen ab, wie lange ein Verdeckter Ermittler eingesetzt
werden kann. Die Problematik ist aus meiner Sicht nicht so
sehr der Einsatz insgesamt im Leben eines Polizeibeamten,
sondern die Problematik ist die anhaltende Dauer in einem
Fall, also die Lange des Falls und die Gefahr, daB dadurch
der Verdeckte Ermittler selbst in Situationen gerit, die im
Rahmen einer notwendigen Dienstaufsicht und Fiirsorge-
pflicht besser vermieden wiirden.

Insgesamt, meine Herren von der FDP/DVP, ist dieser Ge-
setzentwurf eigentlich keine verniinftige Basis fiir eine
Neuregelung des Polizeigesetzes.

(Glocke des Prisidenten)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Herr Minister, gestatten Sie
noch eine Zwischenfrage des Herrn Abg, Schlauch? — Bit-
te, Herr Abg. Schlauch,

Abg. Schlauch GRUNE: Mich wiirde doch noch interessie-
ren, wie Sie dazu stehen, daf} in diesem Kompetenzkon-
flikt Bund - Land in dem Gesetz zur Bekdmpfung des or-
ganisierten Verbrechens zum Einsatz cines Verdeckten Er-
mittlers engere Voraussetzungen enthalten sind, im Land
aber das Einfallstor weitgehend offen ist, und ob Sie da
nicht eine verfassungsrechtliche Problematik sehen, so daB
daraus eine Novellierung gerechtfertigt ist.

Innenminister Birzele: Ich dachte, Herr Kollege Schlauch,
ich hitte dies in aller Deutlichkeit angesprochen. Offen-
sichtlich habe ich mich nicht ganz verstindlich gemacht.
Ich habe ja darauf hingewiesen, daB bei den Koalitionsver-
handlungen beide Koalitionspartner unterschiedliche Posi-
tionen hatten und daB8 wir uns darauf geeinigt haben, das
Polizeigesetz nach Vorliegen von Erfahrungen mit diesem
Gesetz und nach der anstehenden zusitzlichen Novellie-
rung der Strafprozefiordnung zu iiberpriifen. Ich habe fer-
ner gesagt, nach meiner Auffassung sollte schon aus Prak-
tikabilititsgriinden auch gerade aus polizeilicher Sicht
moglichst eine Gleichheit der Eingriffsvoraussetzungen
hergestellt werden. Denn es ist fiir einen Polizeibeamten ei-
ne verdammt schwierige Sache, jeweils entscheiden zu
miissen. Wenn es eindeutige Fille sind, nur priventiv, ist
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es nicht so probiematisch. Aber gerade dann, wenn repres-
sive Mafinahmen schon anlaufen, kann es fiir den Polizei-
beamten auflerordentlich schwierig sein, zu entscheiden,
ob er sich jetzt mehr im priventiven oder im repressiven
Bereich befindet. Schon aus diesen polizeilichen Praktika-
bilitdtsgriinden halte ich es fur sinnvoll, eine entsprechen-
de Ubereinstimmung, soweit mbglich, herbeizufiibren.

Ich habe aber auch dazugesetzt — das mdchte ich nochmals
betonen —: Man kann nicht nur in der Weise argumentie-
ren, dall man sagt, wenn etwas repressiv nicht moglich sei,
diirfe es praventiv auch nicht moglich sein. Ich méchte Th-
nen das am Beispiel des Artikels 13 des Grundgesetzes
deutlich zu machen versuchen. Ich sehe einen wesentlichen
Unterschied darin, ob beim Rechtsgiiterschutz zwischen
den Rechtsgiitern des potentiellen Téaters einerseits und ei-
ner anderen Person, deren Rechtsgiiter noch nicht verletzt
sind, also im priventiven Bereich, abgewogen wird. Hier
bin ich bereitl, die Rechtssphire des Téaters zugunsten des
potentiellen Opfers sehr viel geringer einzuschitzen als
zum Beispiel dann, wenn es nur - ich betone das Wort
.nur — um den Strafanspruch des Staates geht, wobei ich
diesen in keiner Weise bagatellisieren m&chte, und darum,
ob wirklich der Nachweis der Tat beweiskriftig rechts-
férmlich gefiihrt werden kann. Da ist der Rechtsschutz des
Titers héher anzusetzen. Das ist auch die Regelung, die
wir an vielen Stellen der Strafprozeflordnung haben. Des-
halb kann man nicht generell sagen, daB sozusagen die re-
pressiven Eingriffsvoraussetzungen in jedem Fall gleich
sein milssen wie die priventiven, die priventiven nicht
weiter gehen diirfen. Auch in Artikel 13 des Grundgesetzes
ist, wie gesagt, eine Differenzierung vorzunehmen.

Ich sage dazu, obwohl das nicht Thema des Tagesord-
nungspunktes ist: Man mufl auch Artikel 13 des Grundge-
setzes daraufhin ({berpriifen, ob er nicht im priventiven
Bereich viel zu weite Eingriffsvoraussetzungen zuldft und
ob es nicht zusitzlich erforderlich ist, im repressiven Be-
reich in einem sehr engen Malstab Eingriffsvoraussetzun-
gen zuzulassen.

(Beifall bei der SPD)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Das Wort hat nochmals Herr
Abg. Kiesswetter,

(Abg. Kuhn GRUNE: Jetzt sind wir aber ge-

spannt, ob Sie es noch einmal herausreiBlen, Herr

Kiesswetter! —~ Abg. Schrempp SPD: Jetzt miissen

Sie aber besser werden, sonst kann man Sie nicht
als Verteidiger nehmen! — Heiterkeit)

Abg. Kiesswetter FDP/DVP: Sie begehen doch keine straf-
baren Handlungen, oder?

(Abg. Schrempp SPD: Nein! Aber ich denke, Sie
sind nicht nur Strafverteidiger!)

- Also, Deshalb wird sich diese Gefahr nicht ergeben.

Wir haben natiirlich bei diesem Tagesordnungspunkt eine
Vermengung mit dem Tagesordnungspunkt9, und viele
Redebeitriige sind eigentlich erst heute abend, wahrschein-
lich um Mitternacht, beim Thema Mafia zu erdértern.

(Abg. Schenermann CDU: So lange bleiben wir

nicht da! - Abg. Schiauch GRUNE: Die Mafia

arbeitet vorwiegend nachts, Herr Kollege

Scheuermann! - Heiterkeit — Abg. Scheuermann
CDU: Er spricht aus Erfahrung!)

Wenn es mit dieser Geschwindigkeit weitergeht, meine ich,
daB wir um diese Zeit zu diesem Tagesordnungspunkl
kommen werden.

Deshalb méchte ich auf diesen Teil nicht eingehen, son-
dern ich méchte zu der organisierten Kriminalitdt und der
Bekimpfung der organisierten Kriminalitdt, insbesondere
zu der Privention, erst dann etwas ausfithren. Dort wird
das Thema behandelt, wieweit bei der Pravention Eingriffe
zulissig sein sollen oder nicht. Ich wiederhole noch einmal
die Begriindung, die ich hier heute gebracht habe. Ich habe
gesagt: Der Verdeckte Ermittler muB dann unter Richter-
vorbehalt gestellt werden, wenn er in Wohnungen ein-
dringt, Artikel 13 verletzt oder wenn er gegen Artikel 2 ver-
stoBt, indem er versucht, jemanden dazu zu bewegen, dal
er sich ihm offenbart. Dies ist ja in der StrafprozeBord-
nung geregelt.

Die anderen Punkte, die Sie vorgetragen haben, habe ich
in meiner Begriindung nicht gebracht. Das Prablem ist
doch, dai} der Verdeckte Ermittler nicht definiert ist. Sicher
habe ich nichts gegen eine Observation. Diese muf} durch-
aus sein, und der Polizeibeamte muB nicht mit seiner
Schildmiitze herumlaufen. Da sind wir uns, glaube ich, alle
in diesem Saal einig. Aber in dem Moment, wo er weiter
einschreitet und Grundrechte verletzt — da kann nie Gefahr
im Verzuge sein; das muB Uberlegt sein, wenn er in die
Wohnung eindringt oder wenn er sich in das Vertrauen
von jemandem einschleicht, und darum geht es, dafl er sich
in das Vertrauen einschleicht, um etwas zu erfahren —,
muf}, meine ich, der Richtervorbehalt gelten. Nur um diese
Fille geht es. Wenn Sie wollen, daB ich den Verdeckten Er-
mittler auf diesen Punkt eingrenze, dann bin ich damit ein-
verstanden. Wenn Sie das haben wollen, dann, meine ich,
mufBl man das vielleicht im Gesetzesvorschlag etwas niher
begrenzen. Aber im Prinzip meine ich — das ist das Wesen
unseres Rechtsstaates und unseres Grundgesetzes —: Wenn
Grundrechte durch die Polizei verletzt werden, darf dies
nur geschehen, wenn ein Richter das vorher gestattet. Das
ist mein Petitum hier, und nur diesen Antrag habe ich ge-
stellt und miindlich begriindet. Alles andere habe ich hier
nicht gesagt, auch wenn in der Begriindung unseres Gesetz-
entwurfes manches andere drin steht; da gebe ich Thnen
recht. Aber ich bitte Sie doch, mich beim Wort zu nehmen,
bei dem, was ich vorhin hier erdrtert habe,

(Beifall bei der FDP/DVP - Abg. Schlauch

GRUNE: Das heidt, es gilt das gesprochene

Wort! — Gegenruf des Abg. Schrempp SPD: Das
gebrochene!)

Stellv, Priisident Dr. Geisel: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Wir haben jetzt noch iiber die geschifisordnungsmifige
Erledigung dieses Gesetzentwurfs zu beschlieBen. Ich gehe
davon aus, dafl der Gesetzentwurl an den Innenausschull
zur weiteren Beratung iliberwiesen werden soll. ~ Es erhebt

- sich kein Widerspruch; es ist so beschlossen.
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Punkt 3 der Tagesordnung ist damit erledigt.
Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf:

a) Antrag der Fraktion der FDP/DVP und Stellungnahme
des Umweltministeriums - Beendigung der Raumord-
nungsverfahren fiir eine Sondermiillverbrennungsanlage
in Westernach und Hiittlingen sowie Planung eines
Sondermiillentsorgungszentrums fiir Baden-Wiirttemberg
— Drucksache 11/57

b) Antrag der Fraktion der FDP/DVP und Stellungnahme
des Umweltministeriums — Minimierung der Anzahl von
Miillverbrennungsanlagen im mittleren Neckarraum -
Drucksache 11/149

Ich rufe gleichzeitig den Anderungsantrag der Abg. Claus
Schmiedel u. a. SPD, Winfried Scheuermann u. a. CDU,
Drucksache 11/760, auf.

Das Prisidium hat folgende Redezeiten festgeiegt: zur Be-
grindung der beiden FDP/DVP-Antriige 5 Minuten und
fiir die Aussprache iiber beide Antrige gestaffelte Redezei-
ten bei einer Grundredezeit von |0 Minuten je Fraktion,

Wem darf ich das Wort zur Begrindung der FDP/DVP-
Antrige erteilen? — Herr Abg. Kiel, Sie haben sich gemel-
det. Sie haben das Wort.

Abg. Kiel FDP/DVP: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Ich méochte vorab sagen, dafl ich Allgemeinplitze
vermeiden mdchte,

(Oh-Rufe von der SPD - Beifall bei der SPD -
Abg. Kuhn GRUNE: Das war selber ein Allge-
meinplatz!)

damit wir nicht iber Millvermeidung und dhnliche Dinge,
die Allgemeingut sind, heute noch einmal sprechen miis-
sen.

Die FDP/DVP-Fraktion ist der Auffassung, daf fiir Rest-
miill, der nicht auf andere Weise umweltfreundlich ent-
sorgt werden kann, die Verbrennung vorgesehen werden
soilte. Dies gilt sowohl fiir Sondermiill als auch fiir andere
Miillarten. Natiirlich ist die Anzahl der verschiedenartigen
Verbrennungsanlagen jeweils zu minimieren; das heiit, es
diirfen nicht mehr Anlagen gebaut werden, als unbedingt
notwendig sind,

{Abg. Drexler SPD: Richtig! Steht im Gesetz!}

und zwar nicht nur aus Umweltschutz-, sondern auch aus
Kostengriinden. Zu unserem Antrag, in Baden-Wiirttem-
berg nur eine Sondermiillverbrennungsanlage zu bauen,
stelle ich deshalb folgendes fest:

Erstens: Unsere Auffassung, da fiir Baden-Wiirttemberg
zum Zeitpunkt der Fertigstellung fiir den dann noch anfal-
lenden Sondermiill eine Verbrennungsanlage ausreicht,
wird zwischenzeitlich von Fachleuten durchaus als richtig
angesehen.
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(Abg. Sieber CDU: Von wem? Sagen Sie einmal
einen einzigen! - Abg. Kuhn GRUNE: Nennen
Sie einmal vier Fachleute!)

Zweitens: Wir unterstiitzen die Landesregierung in ihrem
Bemiihen, einen Teil des im Westen unseres Bundesiandes
anfallenden Sondermiills in der Verbrennungsanlage der
BASF in Ludwigshafen entsorgen zu lassen. Wir unterstiit-
zen weiterhin, daB Verhandlungen mit Frankreich geplant
sind, um, statt eine Verbrennungsanlage fiir Sondermiill in
Kehl zu bauen, die veraltete Anlage in Strallburg in einer
linderiibergreifenden Gemeinschaftsaktion auf den Stand
der Technik zu bringen und dadurch den siidbadischen
Raum zu entsorgen.

(Abg. Scheuermann CDU: Das haben wir schon
lange probiert! — Abg. Sieber CDU: Jetzt kommt
drittens der mittlere Neckarraum!)

- Kommt gleich, nur langsam. Ich wollte nur sagen, worin
wir die Landesregierung unterstiitzen. $tort Sie das?

(Abg. Sieber CDU: Nein, im Gegenteil?)

Drittens: Flir den nicht entsorgten Teil unseres Landes ist
eine Sondermiillverbrennungsanlage in grofitméglicher
Nihe des Standortes zu bauen, der sich aus der Minimie-
rung der zu fahrenden Tonnenkilometer des Sondermiills
ergibt. Dazu ist ein neuer Suchlauf nétig,

Viertens: Wir sind der Auffassung, dafl durch den notwen-
digen neuen Suchlauf dann keine nennenswerte zeitliche
Verzdgerung eintritt, wenn bei der Standortsuche von An-
fang an anerkannte Naturschutzverbiinde zur Mitwirkung
aufgefordert werden,

(Abg. Scheuermann CDU: Die wirken immer
mit!)

weil dadurch die Gefahr langjdhriger gerichtlicher Ausein-
andersetzungen verkleinert werden kann, auch, Herr Kol-
lege Sieber, wenn Sie der Verbandsklage nicht zugestimmt
haben.

(Abg. Sieber CDU: Deswegen!)

Fiinftens: Die Raumordnungsverfahren in Westernach und
Hiittlingen, aber auch das bei der CDU und SPD selbst
umstrittene Verfahren in Kehl sind zu beenden, um nicht
unndotig weitere Mittel fiir Verfahren an Standorten auszu-
geben, die politisch gestorben sind.

Sechstens: Die FDP/DVP-Fraktion ist ferner der Auffas-
sung, daBl aufgrund vorliegender Gutachten auch die Ver-
fahren fiir eine Sondermiillverbrennungsanlage in Béblin-
gen und Sindelfingen wegen zu geringen Abstands zu
Wohnungen und Arbeitsplidtzen nicht weiterverfolgt wer-
den sollten.

Siebtens: Wenn die Landesregierung selbst nicht mehr aus-
schliefit, da} statt der bisher geplanten zwei Sondermiill-
verbrennungsanlagen nur noch eine gebaut wird, ist auf-
grund neuer rdumlicher Zuordnungen des zu entsorgenden
Gebiets das Raumordnungsverfahren sowieso erneut
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durchzufithren. Dabei werden von der Landesregierung et-
wa 18 Monate genannt. Da wir der Auffassung sind, dafl
die bisherigen Verfahren aufgrund eines vorliegenden Gut-
achtens nicht gerichtsfest sind, wird unser Vorschlag eines
neuen Suchlaufs, selbst wenn dazu ein um sechs Monate
lingerer Zeitablauf bendtigt wird, bei offenem und koope-
rativem Vorgehen letztendlich sogar der schnellere Weg
sein.

Meine Damen und Herren, der Antrag der FDP/DVP-
Fraktion auf Minimierung der Anzahl der Haus- und Ge-
werbemiillverbrennungsanlagen im mittleren Neckarraum
geht von dhntichen Uberlegungen aus. Die bisherige Ant-
wort der Landesregierung dazu befriedigt in keiner Weise.

{Minister Harald B. Schifer: Ach!)

Wir stellen erstens fest: Aufgrund der Erkenntnis von
Fachleuten aus Theorie und Praxis - ich bin gerne bereit,
sie nachher zu nennen, muB aber jetzt auf meine Zeit ach-
ten - werden hdchstens zwei zusidtzliche Miillverbren-
nungsanlagen, vermutlich aber nur noch eine zusiitzliche
Miillverbrennungsanlage zu den in Stuttgart und Goppin-
gen bereits vorhandenen bendtigt.

Nach dem Entwurf der Novellierung der TA Siedlungsab-
fall wird davon ausgegangen, dall unter der sehr weitge-
henden Voraussetzung, daB 95% der zu deponierenden
Stoffe inert sein miissen, in der gesamten Bundesrepublik
noch weitere 36 Miillverbrennungsanlagen zu den bereits
bestehenden 47 Anlagen bendtigt werden. Solite eine Lok-
kerung der strengen Auflagen an die zu deponierenden
Stoffe eintreten, wird sich diese Zahl der Verbrennungsan-
lagen noch vermindern, Das bedeutet aber, daB, sobald die
TA Siedlungsabfall voll gegriffen hat, im Durchschnitt zir-
ka | Million Einwohner - in den Ballungsgebieten cher
mehr Einwohner — iiber eine Miillverbrennungsanlage ent-
sorgt werden kodnnen. Daraus folgt, dafl in der Region
Stuttgart mit 2,5 Millionen Einwohner noch eine weitere
Miillverbrennungsaniage ausreichen miiBte.

{Abg. Sieber CDU: Ja, wenn wir sie haben!)

Drittens: Daraus ergibt sich: Die Stadt- und Landkreise
sind nicht mehr die fiir die Errichtung von groftechni-
schen Restmiillverbrennungsanlagen richtig zugeschnitte-
nen Gebietskérperschaften. Bis zum Ende der sechziger
Jahre waren die einzelnen Kommunen noch fiir die Mill-
entsorgung zustindig, Ergebnis: die grofie Zahl von Altde-
ponien mit riesigen Altlastproblemen, die wir ja alle ken-
nen. Heute miissen wir eben erkennen, dall die Kreise mit
ihren in der Region Stuttgart 250 000 bis 400 000 Einwoh-
nern nicht mehr gro8 genug sind, um die Standorte fiir die
Miillverbrennungsanlage selbst festzulegen.

Viertens: Es ist unbestritten, daB es fiir Miillverbrennungs-
anlagen eine optimale GroBe gibt, bei der die Anlage mit
erheblich geringeren Betriebskosten auskommt als zwei,
drei oder gar vier kleinere Anlagen.

{Abg. Drexler SPD: Was heil3t das?)

Diese Tatsache und die dreistelligen Millionenbetriige, die
bei Verzicht auf den Bau nicht bendtigter Verbrennungsan-

lagen gespart werden kdnnen, miissen eigentlich jedem von
uns deutlich machen, daBl man einen anderen Weg nicht
gehen darf. Alles andere wire ndmlich Verschleuderung
von Volksvermébgen und eine unverantwortliche, da unno-
tige finanzielle Belastung der Biirgerinnen und Biirger.

Deshalb bitten wir, den Antrag im Umweltausschul3 zu be-
raten, um dort moglichst einen Konsens dafiir zu erhalten,
dal} die Festlegung des geeigneten Standorts fiir eine weite-
re Miillverbrennungsanlage unter Mitwirkung der Kreise
und der Umweltverbinde dem kommunal besetzten Regio-
nalverband als Pflichtaufgabe zugewiesen wird.

{Lachen des Abg. Sieber CDU)

Diesen Vorschlag nehmen mit der heutigen Tischvorlage
auch CDU- und SPD-Kollegen auf, und ich bedanke mich
dafiir, weil das meines Erachtens der Weg ist, den wir un-
ter Umstinden gemeinsam gehen kdnnen.

Ich weise freilich darauf hin, daB diese Pflichtaufgabe oh-
ne Weisungsrecht auf den Regionalverband ibertragen
werden miiBte. Ich glaube, ich kann mir ersparen, noch
einmal auf die §§ 3 und 6 des Abfallgesetzes hinzuweisen.
Sie kennen diese selbst und wissen, daB man so verfahren
konnte.

(Glocke des Prisidenten)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Herr Abg. Kiel, gesiatten Sie
noch eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Dr. Klunzinger?

Abg. Kiel FDP/DVP: Gerne.
Stellv. Priisident Dr. Geisel: Bitte schon, Herr Klunzinger.

Abg. Dr. Klunzinger CDU: Herr Kollege Kiel, Sie haben in
Threm Eingangsstatement sechs Ziffern aufgefiihrt

(Abg. Kiel FDP/DVP: Sieben!)

und die Meinung der FDP/DVP dargelegt. Dabei haben
Sie unter Ziffer 6 angefiihrt, die FDP/DVP-Fraktion sei
der Auffassung, daB dic Verfahren in Bdblingen und Sin-
delfingen auch einzustellen bzw. herauszunehmen seien.
Ich lese nun Thren Antragstext, kann dort aber die Worte
.,Boblingen** und ,,Sindelfingen* nicht finden. Sie sind Ju-
rist, ich bin Jurist. Kénnen Sie mir verdeutlichen,

(Unruhe)
wie dieser Widerspruch intellektuell zu vereinbaren ist?
Oder ist die FDP/DVP-Fraktion bereit, diese beiden
Standorte auch offiziell in einen Antrag hineinzunehmen?

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Abg. Kiel.

Abg. Kiel FDP/DVP: Mit letzterem sind wir selbstver-
stindlich gerne einverstanden.

(Abg. Dr. Klunzinger CDU: Ich sehe aber auch
nichts im Antrag?!)
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Nur: In einem irren Sie sich, aber das macht nichts; ich ha-
be meinen gesunden Menschenverstand ndmlich nicht an
der Garderobe abgegeben: Ich bin Naturwissenschaftler,

(Beifall bei der FDP/DVP —- Abg. Dr. Klunzinger
CDU: Ach so! Das entschuldigt zwar nicht alles,
aber manches! — Heiterkeit)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: In der Aussprache erteile ich
Herrn Abg. Scheuermann das Wort.

(Abg. Sieber CDU: Jetzt zuhdren, Herr Kiel!)

Abg. Scheuermann CDU: Herr Prisident, meine sehr ver-
ehrten Pamen und Herren! Nach Ansicht der CDU-Frak-
tion ist der Antrag der FDP/DVP-Fraktion zum Raumord-
nungsverfahren fiir eine Sondermlillverbrennungsanlage
im wiirttembergischen Landesteil ein falscher Antrag zur
falschen Zeit. Falsch ist er aus vielerlet Griinden.

Zunichst mochte ich einmal auf Ziffer 2 dieses Antrags
hinweisen. Daravus ergibt sich schon, mit welcher Sorgfalt
der Antrag erarbeitet worden ist. Dort steht: ,,2. das einge-
leitete Planfeststellungsverfahren fiir Sondermiiilverbren-
nungsanlagen ... umgehend zu beenden.”” Wir alie wiren
froh, wenn wir im wirttembergischen Landesteil bereits so
weit wiren, dall wir Gber Planfeststellungsverfahren reden
kénnten.

(Zuruf von der CDU: Sehr richtig!)

Herr Kollege Kiel, Sie haben hier geredet; ich nehme an,
daB Sie auch der Vater dieses Antrages sind. Ich wiirde lh-
nen jetzt einfach empfehlen, erst einmal das Landesabfall-
gesetz und die zustdndigen anderen Gesetze zu lesen und
dann wieder Antriage zu schreiben. Dann wire es hier fir
uns um einiges einfacher.

Der Antrag ist auch noch aus einem ganz anderen Grund
falsch. Sie haben indirekt selber zugegeben, dall wir in Ba-
den-Wirttemberg zwei Anlagen brauchen,

(Abg. Schlauch GRUNE: Das ist neu bei der
FDP!)

denn Sie haben gesagt: Wir unterstiitzen die Landesregie-
rung in ihren Bemiihungen, Kapazitit in der geplanten
Anlage in Ludwigshafen zu bekommen, und wir unterstiit-
zen die Landesregierung in den bisher schon stattgefunde-
nen Verhandlungen mit Frankreich, im Raum Kehl/Stral}-
burg zu einer gemeinsamen Anlage zu kommen. Zusitzlich
zu diesen Bemiihungen, die Sie hoffentlich auch noch un-
terstiitzen, wenn sie positiv ausgehen, wollen Sie eine wei-
tere Anlage bauen, und nach allem, was Sie gesagt haben,
wohl tm mittleren Neckarraum. Wenn alles sich so erfiillt,
wie Sie es unterstiitzen, hitten wir drei Anlagen, in denen
wir Sondermiill aus Baden-Wiirttemberg verbrennen:

(Abg. Wieser CDU: Was? Eine mehr?)

eine in StraBburg, eine in Ludwigshafen und die einzige,
von der Sie ausgehen, im wirttembergischen Landesteil.
Ich stelle also fest, daBl durch Thren Antrag und vor allen
Dingen durch Thre Begriindung das Konzept der Landesre-
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gierung iiberhaupt nicht erschiittert worden ist, nimlich ei-
ne Anlage fiir den badischen Landesteil zu bendtigen und
eine fiir den wiirttembergischen Landesteil.

Die Landesregierung hat die Unterstliitzung der CDU-
Fraktion, wenn sie die Anlage im badischen Landesteil da-
durch vermeiden kann, dal} sie entsprechende Mengen in
Ludwigshafen und/oder in StraBburg verbrennen kann.

Ich méchte aber auch ausdriicklich dazusagen, daB irgend-
wann und mdglichst bald in diesemm Haus gesagt werden
muf, ob die Verhandiungen mit Rheinland-Pfalz und mit
Frankreich zum Erfolg fihren oder nicht. Wenn dann die-
se Zeit verstrichen ist — ich habe einmal von einem halben
Jahr gesprochen —, dann mub klar sein, dall das Verfahren
fiir Kehl wieder aufzunehmen ist.

(Abg. Sieber CDU: Sehr richtig!)

Also, Herr Umweltminister, wenn Sie Kehl nicht wollen,
miissen Sie lhre ganze Energie und Thren ganzen persénli-
chen Einsatz dareinlegen, dal} die Ersatzlosungen funktio-
nieren.

(Abg. Wieser und Sieber CDU: Und Thren Char-
me!)

Sonst miissen wir Sie hier an lhre eigenen Worte erinnern,

Ich darf noch einen weiteren Grund nennen, warum dieser
Antrag der FDP/DVP falsch ist. Wir wissen im Moment
iberhaupt nicht, wie sich zukiinftig die Kapazititen des zu
verbrennenden Sondermills entwickeln werden. Auch wir
von der CDU-Fraktion haben in der letzten Legislaturpe-
riode hier einen Antrag eingebracht, daB} alle Vermei-
dungs- und Verwertungsmdglichkeiten ausgeschopft wer-
den sollen und wir dann am Ende dieses Weges vielleicht
bei 30 000 oder 60000 Jahrestonnen zu verbrennenden
Sondermiills sein kdnnten. Aber seit dieser Zeit hat leider
der zu verbrennende Sondermiill nicht abgenommen, son-
dern er hat zugenommen.

(Abg. Schlauch GRUNE: Das ist aber ein
schlechtes Zeichen!)

—~ Das ist jedenfalls kein erfreuliches Zeichen, aber viel-
leicht sind die Griinde, die dahinterstecken, nicht ganz so
unerfreulich. Da spielt nimlich auch die wirtschaftlich gute
Entwicklung in den letzten Jahren eine Rolle, und das sehe
ich nicht als schlechtes Zeichen an.

(Abg. Renz GRUNE: Oh!)

Und nun, meine Damen und Herren, noch ein paar Worte
zu dem zweiten Antrag der FDP/DVP. ~ Nein, Entschuldi-
gung, ich mufl noch sagen, warum der erste Antrag auch
ein Antrag zur falschen Zeit ist. Wir beobachten in den
letzten Monaten und Jahren in diesem Landtag immer wie-
der, daB, wenn ein Verfahren fir eine Sondermiiltentsor-
gungsanlage - hier ist es das Raumordnungsverfahren fiir
den wiirttembergischen Landesteil - einen gewissen Fort-
schritt erzielt hat, in diesem Landtag irgend jemand auftritt
und sagt: Wir verabschieden uns von diesem Verfahren
und fangen wieder von vorn an. Ich meine also, wenn wir
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immer mitten im Strom die Pferde wechseln wollen, dann
kommen wir iiberhaupt nicht zum Ziel.

All diejenigen, die bei anderen Debatten zu Recht bekla-
gen, daP} wir so sehr vom Miillexport abhingen, miissen
aber dann einmal, wenn es um Anlagen und Verfahren fiir
Anlagen geht, hier konsequent sein und diirfen nicht im-
mer kurz vor ToresschluB sagen: Raus aus den Kartoffeln,
und wir fangen alles wieder von vorn an. Der erste Antrag
- ich sage es noch einmal - ist also ein falscher Antrag zur
falschen Zeit.

Nun zu dem zweiten Antrag, zu der Zahl der Miillverbren-
nungsanlagen fiir Hausmiill im mittleren Neckarraum.
Hierzu méchte ich zundchst einmal sagen, dal} hinter die-
sem Antrag die Befiirchtung steht, dall wir eventuell bei
den jetzigen Zustindigkeiten und bei der jetzigen Gesetzes-
lage im mittieren Neckarraum zu viele Anlagen bekommen
kénnten. Diese Befiirchtung ist vielleicht nicht ganz unbe-
rechtigt; aber auch nach der jetzigen Gesetzeslage gibt es
natiirlich einige Barrieren gegen eine solche Befiirchtung.

Zunichst einmal brauchen wir fiir jede Anlage ein Plan-
feststellungsverfahren. In diesem Planfeststellungsverfah-
ren muf} ganz genau - ich sage es einmal so - die Notwen-
digkeit aufgrund des Bedarfs nachgewiesen werden. Wenn
es so wire, Herr Kiel, wie Sie hier befiirchtet haben, diirfte
eigentlich schon nach heutiger Rechtslage nicht fiir jeden
Kreis in der Region Stuttgart eine Millverbrennungsanla-
ge genehmigt werden.

Zweiter Gesichtspunkt, den man hier anfihren mul}: Wir
haben die Zustindigkeit der Kreise filr die Abfallwirtschaft
beim Hausmiill. Deswegen miissen wir zunichst einmal
den Kreisen die Moglichkeit lassen, aufgrund freiwilliger
Losungen eine solche Entwicklung, wie wir sie befiirchten,
zu verhindern. Wenn ich mir einmal anschaue, wie die Ver-
einbarungen etwa bei der Miillverbrennungsanlage in
Géppingen, wie die Vereinbarungen etwa bei der projek-
tierten Miillverbrennungsanlage in Boblingen aussehen,
dann sind das ja nie Anlagen, die nur isoliert fiir einen
Kreis der Entsorgung dienen sollen, sondern immer gibt es
Kooperationsldsungen mit zumindest einem Nachbarkreis.
Ich wiirde sagen: Schon diese beiden Beispiele zeigen, daB
auch die Kreise in der Region Stuttgart die Zeichen der
Zeit erkannt haben.

Zum SchluB darf ich noch daran erinnern, daB wir schon
heute nach unserem Landesabfallgesetz die Moglichkeit
haben, wenn die Entwicklung ganz verquer lauft, durch so-
genannte Zwangsverbinde von oben die Entwicklung wie-
der in eine richtige Richtung zu lenken.

(Abg. Kuhn GRUNE: Miissen!)

Lassen Sie mich zum Schlull noch ein paar Sétze der Be-
grindung zu dem gemeinsamen Antrag der Kollegen
Schmiedel u. a. und von mir und anderen Kollegen meiner
Fraktion sagen. Eines ist natiirlich richtig: Wenn wir nur
eine Einrichtung oder e i n ¢ Korperschaft hiitten, die fiir
die technische Abfallbehandlung in der Region Stuttgart
zustindig wire, und nicht sechs, dann wire natiirlich diese
Befiirchtung von vornherein iiberhaupt nicht gegeben.

{(Abg. Sieber CDU: Oder man hitte nirgends et-
was!)

Deswegen haben der Kollege Schmiedel und ich diesen
Priifungsantrag verfaBt, um einmal fiir die Region Stutt-
gart neben den Aufgaben, die schon jetzt in der Koalitions-
vereinbarung drinstehen - Verkehr, &ffentlicher Personen-
nahverkehr, Siedlungsentwicklung —, zusdtzlich untersu-
chen zu lassen, ob nicht fiir technische Abfallbeseitigungs-
anlagen eine Ubertragung der Zustdndigkeit auf die Re-
gion giinstiger, sinnvoller, zweckméBiger wire, als sie bei
den Kreisen zu belassen.

Tch machte hier aber auch dazusagen — deswegen haben
wir nur einen Priifungsantrag gestellt —, dall dieser Pri-
fungsantrag natiirlich auf den ersten Blick sehr sinnvoll ist,
daB aber im Falle des Falles die Uberleitung der Zustin-
digkeit von den Kreisen auf die Region sicherlich ein Vor-
gang wire, der viele Schwierigkeiten in sich bergen wiirde.
Wahrscheinlich miiBte man dann nidmlich alle Verfahren,
egal in welchem Verfahrensabschnitt sie sich befinden,
wieder von vorn beginnen lassen, weil ja eine Region ein
Verfahren unter einem ganz anderen Einzugsbereich zu be-
urteilen hat, als das ein Landkreis bisher zu tun hat. Auch
aus diesem Grunde haben wir nur einen Priifungsantrag
gestellt.

Zum Schiuf3: Die CDU-Fraktion ist damit einverstanden,
daB alle drei Antrige an den Umweltausschul} iiberwiesen
werden. Dann haben wir dort noch einmal ausgiebig Gete-
genheit, uns mit den Einzelheiten zu beschéftigen,

(Beifall bei der CDU)

Stellv, Prisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Brinkmann.

(Abg. Kuhn GRUNE: Auweh! Jetzt kommt der
Oberste!)

Abg. Brinkmann SPD: Herr Prisident, meine Damen und
Herren' Um allen Irritationen von vornherein vorzubeu-
gen, Herr Kollege Kiel, vor allem wegen der nicht zutref-
fenden Behauptung, fiir Westernach und Hiittlingen gebe
es ein Planfeststellungsverfahren, und nach dem, was Herr
Kollege Scheuermann zu Kehl gesagt hat, sage ich sehr
deutlich namens meiner Fraktion: Weder in Kehl noch in
Westernach, noch in Hiittlingen wird es eine Sondermiill-
verbrennung geben.

(Beifall des Abg. Kiel FDP/DVP -~ Oh-Rufe von
der CDU - Abg. Pfister FDP/DVP: Hoppla! -
Abg. Kuhn GRUNE: Und jetzt? Sieber baB er-
staunt, Wieser bal} erstaunt, Kocalition wackelt!)

Herr Kollege Wieser, das wissen Sie auch: Der Standort
Kehl ist politisch vom Tisch, fiir Westernach und Hiittlin-
gen werden wir dasselbe erreichen.

{Abg. Schlauch GRUNE: Oh!)

Ich sage aber sehr deutlich: Notwendig, um dieses Zi¢l, das
ich gerade nannte, zu erreichen, ist erstens eine Koopera-
tion mit Rheinland-Pfalz und zweitens eine erfolgreiche
Standortsuche im mittleren Neckarraum.

{Glocke des Prisidenten)
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Stellv. Prisident Dr. Geisel: Herr Abg. Brinkmann, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abg, Sieber?

Abg. Brinkmann SPD; Bitte.
Stellv. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Abg. Sieber.

Abg. Sieber CDU: Herr Kollege Brinkmann, sind Sie be-
reit, zuzugeben, daf} das Verfahren fiir Kehl so lange aus-
gesetzt bleibt, bis definitiv ein neuer Standort gefunden ist?
Wenn ein neuer Standort nicht gefunden wird, so steht es
in den Koalitionsvereinbarungen zu lesen, wird ein ausge-
setztes Verfahren wieder aufgerufen.

(Abg. Schlauch GRUNE: Aha, so sieht’s aus!)
Stellv. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Abg. Brinkmann.

Abg. Brinkmann SPD: Ich gehe davon aus, dal} in der Ko-
alitionsvereinbarung festgelegt ist, daB3 Kehl endgiiltig vom
Tisch ist, wenn erstens eine Kooperation fiir den westli-
chen Landesteil erreicht ist

(Abg. Sieber CDU: Ja!)

und zweitens ¢in Standort im mittleren Neckarraum gefun-
den ist. Ich gehe davon aus, dafd das erste erreicht ist und
das zweite erreicht wird.

(Abg. Bloemecke CDLU: Das erste ist noch lange

nicht erreicht! - Abg. Schlauch GRUNE: Das ist

Thre Interpretation! — Abg. Bloemecke CDU: Sie

machen ja Verdrehungen! - Glocke des Prisiden-
ten)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Gestatten Sie auch noch eine
Zwischenfrage des Herrn Abg. Pfister? — Bitte, Herr Abg.
Pfister,

Abg. Pfister FDP/DVP: Herr Kollege, darf ich Sie fragen,
welche Interpretation der Koalitionsvereinbarung giiltig
ist?

(Abg. Bloemecke CDU: Es ist doch eine Unver-
schimtheit, so etwas zu sagen!)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Abg. Brinkmann.

(Abg. Schlauch GRUNE: Wer schreibt denn den
Kommentar zu dieser Koalitionsvereinbarung?)

Abg. Brinkmann SPD: Ich stelle Ihnen den Text gerne ein-
mal zur Verfiigung. Ich glaube, dann konnen wir die Un-
klarheiten beseitigen.

(Abg. Pfister FDP/DVP: Ich habe nach der Inter-
pretation gefragt!)

Ich sage es noch einmal deutlich. Es sind zwei Vorausset-
zungen: erstens Kooperation mit Rheinland-Pfalz, zwei-
tens erfolgreiche Standortsuche im mittleren Neckarraum.

Eine solche erfolgreiche Standortsuche im mittleren Nek-
karraum wird allerdings, Herr Kollege Kiel, erschwert und
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mit unndtigen juristischen Angriffspunkten belastet, wenn
man aus dem laufenden Raumordnungsverfahren zwei
Standorte vorzeitig herausbricht. Die Aufgabe der Standor-
te im lindlichen Raum, Westernach und Hiittlingen, ist
unseres Erachtens untrennbar mit einer Standortfindung
im mittleren Neckarraum verbunden. Wer den besorgten
Menschen in Hohenlohe und im Ostalbkreis eine sichere
Perspektive ohne Sondermiillverbrennung geben will, der
darf das laufende Raumordnungsverfahren nicht gefihr-
den. Das Raumordnungsverfahren, wenn es einmal begon-
nen hat, mufl man zu Ende fiithren, um auf diese Weise
Rechtssicherheit zu schaffen, einen sicheren Standort im
mittleren Neckarraum zu finden und dann die beiden an-
deren Standorte aufgeben zu kdnnen.

Ich muf in diesemn Zusammenhang noch einmal die Koali-
tionsvereinbarung zitieren, in der es heiBt, daB die lindli-
chen Standorte Westernach und Hiittlingen aufgegeben
werden, sobald eine konkrete Festlegung auf einen Stand-
ort im mittleren Neckarraum méglich ist.

Fir unsere Fraktion war die Zentralitiéit bei der Suche nach
einem Standort immer von entscheidender Bedeutung.
Dies ist fiir mich der Hintergrund, um zu sagen: Standort-
suche im mittleren Neckarraum ja, aber konkrete Realisie-
rung in Westernach oder Hiittlingen nein. Ich sage sehr
deutlich, daBl das nicht unbedingt Béblingen oder Sindel-
fingen bedeuten muB.

(Abg. Sieber CDU: Sondern?)

Denn schlieBlich steht in der Koalitionsvereinbarung auch:
..Die Landesregierung wird in diesem Bereich weitere
Standortalternativen in die Priifung einbeziehen.” Wir
werden wahrscheinlich in den néchsten zwei Jahrzehnten
ohne eine Sondermiillverbrennung nicht auskommen,
wenn es auch unser Ziel ist, ein mdglichst giftmillfreies
Baden-Wirttemberg zu schaffen. In der Zwischenzeit wer-
den wir die thermische Behandlung brauchen. Aber - ich
sage dies auch, damit es keine falsche Interpretation gibt -
Ives kann nicht allein den Drehrohrofen bedeuten, son-
dern dies muB ein Sonderabfalltechnologiezentrum mit
fortschrittlichen Verfahren der thermischen Behandlung,
mit stofflichen Verwertungsverfahren und mit der Vermei-
dungsforschung bedeuten.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Kiel FDP/
DVP)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Herbricht,

(Zuruf von der SPD)

- Mir lag keine Wortmeldung vor, Ich habe bereits dem
Herrn Kollegen Herbricht das Wort erteilt. Ich schlage vor,
daB wir zunichst diese Runde durchfiihren und daB Sie
dann drankommen, Herr Abgeordneter.

{Abg. Kuhn GRUNE: Das ist ja Zickzack!
Abg. Herbricht REP: Herr Prisident, meine Damen und

Herren! Die in unserem Volk grassierende Politikverdros-
senheit resultiert nicht zuletzt aus dem, wie ich meine, sub-



Landtag von Baden-Wiirttemberg - 11. Wahlperiode - 8. Sitzung - Mittwoch, 21. Oktober 1992

{Herbricht)

jektiven Eindruck, daB unser Land in gewissen Bereichen
— ich sage extra: in gewissen Bereichen - nicht mehr re-
giert, sondern bestenfalls verwaltet wird.

Unterzieht man die Aktivititen und Verlautbarungen der
letzten Jahre zu den Themen ,,Sondermiillentsorgung™ und
,,Miillverbrennungsanlagen® einer kritischen Wiirdigung,
so scheint einem der Gesamtkomplex als absurdes, wenn
auch fiir den Steuerzahler teures Theater.

Fairerweise mull man feststellen, dal sich alle Beteiligten
am Miilltheater mehr oder weniger redlich um eine Lésung
des Problems bemiiht haben. Nur: Ein Zeugnis, in dem das
Wortchen . bemiiht” vorkommt, stellt eine vernichtende
Leistungsbeurteilung dar.

(Beifall bei den Republikanern)

Eines gilt es vorab klarzustellen: Auch wenn alle Parteien
mittels der interfraktionelien Sondermillkonzeption bis zu
einem gewissen Grad in die Entscheidungsfindung einge-
bunden waren, die politische Verantwortung fiir das heut-
ge Miilldebakel trigt die Partei, die in diesem Lande jahre-
lang die alleinige Regierungsverantwortung innehatte.

Wer nach dem 5. April gemeint hat, die grof3e Koalition sei
dank ihrer starken Mehrheit in der Lage, unpopuliire Ent-
scheidungen zu treffen, wurde leider eines Besseren oder
Schlechteren belehrt. Die Aussetzung des Planfeststeilungs-
verfahrens fiir den Standort Kehl - nicht aus sachlichen
Griinden, sondern wegen sogenannter politischer Sach-
zwiinge; besser wiire: Wahlversprechen - ist ein bislang
beispielioser Vorgang. Durch diese Entscheidung wurden
nicht nur 30 Millionen DM fehlinvestiert, sondern auch
finf kostbare Jahre unniitz verplant.

(Beifall bei den Republikanern — Abg. Dr. Caroli
SPD: Aha, das ist ja interessant!)

Kehl hatte — so war es vorgesehen — 1995 seine Arbeit auf-
nehmen miissen. Jetzt ist an einen badischen Sondermiill-
verbrennungsofen vor der Jahrtausendwende nicht mehr
zu denken.

Im ,,Mannheimer Morgen‘ vom 30. September 1992 lesen
wir — ich zitiere -: ,,Das Sonderabfallkonzept mull mog-
lichst schnell in die Realitit umgesetzt werden, um endlich
vom Export wegzukommen.” Von wem dieses Zitat
stammt, ob von Herrn Ministerprisident Teufel oder von
Herrn Umweltminister Schifer, erfihrt man nicht. Es heil3t
nur, sie seien sich beide einig gewesen.

(Abg. Renz GRUNE: Wissen Sie eigentlich, was
Sondermiill ist?)

~ Auf diese Thematik kommen wir vielleicht spiter noch.
Da konnen wir iiber Sondermiill noch lang und breit re-
den. Heute will ich das allgemein abhandeln.

Der geneigte Leser erfihrt weiter, daBl der im Kabinett ver-
abschiedete Plan vorsieht, fiir den badischen Landesteil in
Kooperation mit Rheinland-Pfalz und dem Elsal den
brennbaren Giftmiill jenseits der Landesgrenzen zu entsor-
gen. Das gleiche steht tibrigens - nur vornehmer verklausu-

liert — in der Steflungnahme der Landesregierung zu dem
hier zu behandelnden Antrag der FDP/DVP.

Nun mag man einwenden, ob ¢ine Verhandlung mit dem
ElsaB zu einem Ergebnis fiihre, wisse nur Frau Royal oder
der liebe Gott, und Rheinland-Pfalz sei ja schliefilich kein
Ausland. Das ist sicher richtig. Wir haben auch nichts ge-
gen eine Zusammenarbeit mit Rheinland-Pfalz. Nur darf
man dann nicht verkiinden, man wolle vom Export weg-
kommen. Exportieren heiBt nun einmal ausfiihren, und
wer seinen Sondermiiil iiber die Landesgrenzen verbringt,
der exportiert.

Als Fazit bleibt festzustellen, dal diese Landesregierung
Kehl zwar groBspurig aussetzte, ansonsten aber herumla-
viert und sich zumindest in Baden vor ihren millpoliti-
schen Hausaufgaben driicken will.

{Beifall bei den Republikanern)

Im iibrigen war der ganze Giftmiillexport nach Frankreich
meines Erachtens ein einziger dkologischer Unsinn. Er ko-
stete zwar nur ein Sechstel des deutschen Preises, dafiir wa-
ren aber die Emissionen aus den franzdsischen Schloten
auch sechsmal hoher. Wie wir alle wissen, hat der West-
wind das dann gleichm#Big nach Baden-Wiirttemberg ver-
breitet.

(Zurufe von den GRUNEN, u.a. Abg. Renz
Jetzt kommen neue Vorschlige!)

— Gut, dann war es Hausmiill. Aber die Emissionen sind
genauso — —

(Zurufe von der SPD und den GRUNEN - Zuruf
von den Republikanern: Weitermachen, Michael!
- Glocke des Prisidenten)

Ubrigens muB ich feststellen, daB Sondermull sehr wohl
verbrannt worden ist. Es hat einige Skandale mit Klinik-
miill und etlichem anderen gegeben. Es bestand ja wohl ¢i-
ne Vermengung von Hausmiill, Klinikmiill und Sonder-
miill.

{Abg. Dr. Caroli SPD: Es brennt beides! Das ist
richtig!)

— Das ist beruhigend.

Interessant erscheint uns, dafl - falls bei BASF 25 000 t pro
Jahr verbrannt werden kdnnen - plétzlich eine einzige An-
lage mit einer Kapazitit von 60 000 bis 70 000 Jahreston-
nen ausreichend sein soll. Wahrlich, wir leben anscheinend
in Kiirze im Zeitalter der wunderbaren Miillverminderung.
Die Realitiiten sehen aber véllig anders aus. Wihrend der
Miillberg wiichst, wird iiber ihn diskutiert, als ldge es in
unserer Hand, ob wir ihn wollten oder nicht, Wihrenddes-
sen rechnen Miillexperten des Stuttgarter Landeskabinetts
die kiinftig anfallenden Mengen munter herunter, als sei es
die einfachste Sache der Welt, 260 000 t auf 100 000 t zu re-
duzieren.

Noch immer wird so dariiber diskutiert, als ob man durch
Vermeiden und Verwerten wesentliche Verminderungen
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der Abfallmengen erzielen konnte. Aber die Zeiten, die be-
n&tigt werden, um solche konkreten Eingriffsrichtlinien zu
erlassen, sind lang. Selbst wenn die Richtlinien dann erlas-
sen sind und realisiert werden, ist die abfallwirtschaftliche
Konsequenz, also die konkrete Mengenminderung, erst in
Jahren ablesbar.

(Zuruf des Abg. Jacohi GRUNE)

Alles andere ist meines Erachtens Triumerei. Ich frage
mich, woher die Landesregierung ihren Optimismus
nimmt. Wir kénnen ihn nicht teilen.

(Abg. Walter GRUNE: Und was wollen die
Reps? Dazu haben wir noch kein Wort gehort!)

Der Stellungnahme der Landesregierung ist zu entnehmen,
dal der mittlere Neckarraum - gemeint ist der Raum Béb-
lingen/Dagersheim - als Standort fir eine Sonderabfall-
verbrennungsanlage vorgesehen ist. Verursachernihe und
Zentralitdt sollen als Auswahlkriterien dafiir entscheidend
sein. Als denkbare Alternative bliebe noch der Standort
der Panzerfahrstrecke Gstlich von Boblingen, auf dem der
Kreis ohnehin eine Hausmiillverbrennungsanlage plant, so
daf3 der Bau eines Doppelmeilers im Bereich des Machba-
ren lige. Diese Losung wiirde dem Land und dem Kreis
Boblingen Kosten sparen. Das ist ein in unserer Zeit
durchaus einleuchtendes Argument.

Nur eines mochte ich in diesem Zusammenhang auch ein-
mal kritisch anmerken: Die Landesregierung hat sich mit
dem Argument der Verursachernihe und Zentralitit de
facto vom lindlichen Raum als Standort fiir gine Verbren-
nungsanlage verabschiedet. Die Argumente, so bestechend
sie sein mogen, haben einen bitteren Beigeschmack. Viele
Biirger aus dem lindlichen Raum verdienen ihren Lebens-
unterhalt in den industriellen Ballungszentren. Die Staats-
gelder, mit denen sie ihre Turnhallen und Hallenbéder fi-
nanzieren, werden von den Ballungszentren mitverdient.
Es kann doch nicht sein, dal3 die einen die schéne Land-
schaft inklusive einer komfortablen Infrastruktur und die
anderen den Lirm, den Dreck und den Gestank haben. Bei
einer solchen Politik muf} ein Staat, der auch eine Solidar-
gemeinschaft seiner Biirger ist, Schaden erleiden. Wir sind
der Ansicht, daB der Ostalbkreis und der Hohenlohekreis
bei der Suche nach moglichen Standorten fiir eine Haus-
miillverbrennungsanlage, falls ndtig, Flagge zeigen sollten.

Dvie Forderung nach einer Beendigung der Raumordnungs-
verfahren in Westernach und Hittlingen halten wir fiir
miillpolitischen Aktionismus, da sich die Landesregierung
von diesen Standorten de facto schon lingst verabschiedet
hat. Die Planung lediglich eines Sondermiitlentsor-
gungszentrums mit der vorgeschlagenen Kapazitit lehnen
wir ab, denn uns erscheint das geschitzte Milllaufkommen
unserids. Es wird unser Land nicht aus der Exportabhin-
gigkeit fithren.

Im Antrag Drucksache 11/149 verlangt die FDP/DVP eine
Koordination beim Bau von Miillverbrennungsanlagen so-
wie eine Minimierung derselben. In dasselbe Horn stoiit
der Kollege Oettinger,

{Abg. Schlauch GRUNE: Was? Du spielst seit
neuestem Horn?)
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der die Ansicht vertritt, daf3 die Zustandigkeit fiir die Ab-
fallbeseitigung auf eine andere Ebene — auf die Ebene der
Regionalverbiinde — verlagert werden miisse. Er begriindet
dies damit, die Kreise seien nicht in der Lage gewesen, den
vnvermeidlichen Bau von Millverbrennungsaniagen vor-
anzutreiben. Ich meine, wer im Glashaus sitzt, der sollte
bekanntlich nicht mit Steinen werfen. Ich bezweifle, ob
Sie, Herr Kollege Oettinger, in Baden-Wiirttemberg einen
Stadt- oder Landkreis vorfinden werden, der ein Planungs-
debakel wie das von Kehl zu verantworten hat. Das Lan-
desabfallgesetz sieht keine Zuweisung von Aufgaben im
Bereich der Abfallentsorgung an die Regionalverbinde
vor, Das Gesetz ermdglicht jedoch die Bildung von Abfall-
verbinden. Wem dies nicht ausreichend erscheint, der mul3
das Gesetz novellieren. Ich bezweifle aber, daB die Aufga-
benverlagerung auf Regionalverbinde die Akzeptanz in
der Bevolkerung gegeniiber thermischen Anlagen erhdhen
wiirde.

Angesichts der Kosten sowie der obligatorischen Realisie-
rungsprobleme beim Bau von Miillverbrennungsanlagen
ist nicht zu erwarten, daB die entsorgungspflichtigen Kér-
perschaften unkoordiniert Anlagen bauen, planen oder be-
treiben werden. Die Gefahr der Bildung von Uberkapaziti-
ten im mittleren Neckarraum scheint mir nicht ersichtlich,
da die geplanten Anlagen - soweit ich die Kapazititen
kenne — von Boblingen, Schwaikheim und Esslingen - die
Kapazitit der geplanten Anlage in Ludwigsburg ist mir
nicht bekannt - eine Jahreskapazitdt von 510 000 t haben.

(Unruhe - Zuruf von der SPD: Fiir wen reden Sie
eigentlich? - Abg. Walter GRUNE: Da héren ja
selbst die Reps nicht mehr zu!)

Das entspricht etwa der Menge, die bisher nach Frankreich
exportiert wurde. Die Miillsituation wird, abgesehen vom
knapper werdenden Deponieraum, durch weitere Aspekte
verschiirft werden: Erstens werden die Vermeidungsstrate-
gien zu spit greifen, zweitens funktioniert das duale Sy-
stem nicht so, wie wir es uns erhofft haben, und drittens
wird die EG unter dem Stichwort ,,Handelshemmnisse*
noch manchen EG-Fetischisten in diesem Haus das Gru-
seln lehren.

Wir tragen im Grunde den Wunsch der FDP/DVP nach
Minimierung der Miillverbrennungsanlagen mit. Getreu
der Devise ,,In der Beschriankung zeigt sich der Meister*
halten wir es im Prinzip fiir wilnschenswert, so etwas zu
machen. Nur sind wir der Ansicht, dal dem zur Zeit die
Rechtslage entgegensteht. Der Erginzungsantrag erscheint
uns von der Sache her wesentlich einleuchtender, weil im
Rahmen der Verwaltungsreform beabsichtigt ist, eine re-
gionale Zusammenarbeit zu iiberpriifen und dies einmal in
der Region Stuttgart zu versuchen.

Ich unterstiitze auch das, was weiter unten in der Begriin-
dung des Antrags Drucksache 11/760 steht: ,,. .. in der Re-
gion anfallenden Abfille auch in der Region behandelt
und entsorgt werden kdénnen.” Nur meine ich, das solite
auch — auch wenn ich mich weiterhin unbeliebt mache —
fiir die Regionen Baden gelten.

(Beifail bei den Republikanern)
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Steilv. Priisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Kuhn.

Abg. Kuhn GRUNE: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Ich méchte zu den Antrigen der FDP/DVP-Frak-
tion, die wirklich zu harmlos sind - das ist auch richtig
analysiert worden —, nicht allzuviel sagen,

(Zuruf des Abg. Dr. Caroli SPD)

weil sie auf ganz seltsame Art und Weise ganz Unterschied-
liches miteinander verquicken, was nicht zusammengehort.

Mich erstaunt, meine Damen und Herren, daB in dieser
Miilldebatte, der immerhin rund neun CDU-Abgeordnete
zuhdren - -

(Lachen bei den GRUNEN - Zuruf des Abg.
Qettinger CDU)

- Ja, Herr Oettinger, neun Abgeordnete Threr Fraktion -
ich weiB nicht, wie viele Abgeordnete Sie haben - horen
bei einer Grundsatzdebatte zum Thema Miill in Baden-
Wiirttemberg im Landtag zu.

(Beifall bei Abgeordneten der GRUNEN und der
Republikaner)

Das, so meine ich, sind zu wenige, meine Damen und Her-
ren. DaB bei einer solchen Debatte ~ im Prisidium hieB es,
es gebe eine Miilldebatte und eine Sondermiilldebatte —
bisher eigentlich nur eine Debatte um Standorte statifindet
und Miillkonzeptionen, welche Konzeption dahintersteht,
bisher

(Unruhe - Abg. Oettinger CDU: Da miissen Sie
die Antragsteller fragen!)

noch keine Rolle gespielt haben, ist nicht richtig.
{Abg. Sieber CDU: Und wie!)

Im Kern wissen wir doch alle, da die Frage, Herr Sieber,
welche Kapazititen wir bei der Behandlung oder Entsor-
gung brauchen, in erster Linie davon abhingt, welcher
grundsitzliche Wechsel sich in der Produktverantwortung
der Hersteller und auch — das sage ich deutlich - in der
Produktverantwortung der Verbraucher, denn auch die ha-
ben eine Verantwortung dafiir, was sie kaufen, vollzieht
und welche Verinderungen eintreten. Vielleicht ist es
symptomatisch fiir diesen Tag, daB wir eine Wirtschaftsde-
batte hatten, bei der der Herr Umweltminister nicht im
Hause war,

(Widerspruch bei der SPD)

und dai wir jetzt eine Miilldebatte haben, bei der der Wirt-
schaftsminister nicht im Hause ist. Dies verweist auf das
Kernproblem der Debatte in dieser Auseinandersetzung,.

{Beifall bei den GRUNEN und bei Abgeordneten
der Republikaner)

Denn die Stichworte sind doch ,,Wandel in unserem Wirt-
schaften und ,,Herstellung langlebiger Produkte". Ich fra-
ge die Landesregierung, wo ihre Initiativen in dieser Hin-
sicht sind. Wo betreiben Sie Forschung, wo veranstalten
Sie Kongresse und wo geben Sie Anregungen fiir langlebi-
ge Produkte? Zu den Stichworten gehdrt doch Oko-I3esign.
Sie haben, Herr Minister, zusammen mit Herrn Topfer ei-
nen Preis verlichen. Das war sehr 1&blich. Wo sind denn
die Projekte fiir reparaturfreundliche Produkte? Wo sind
denn die Stichworte , Beseitigungsfreundlichkeit und
,.neue Verbundmaterialien*?

{Zuruf des Abg. Kéder SPD)

Das alles sind Dinge, die sich in unserer Wirtschaft dndern
miissen. Selbstverstindlich ist klar, daB wir konkret der
Frage nachgehen miissen - und dies will ich tun -, wie — -

{Glocke des Pridsidenten)

Steilv. Priisident Dr. Geisel: Herr Abg. Kuhn, gestatten Sie
eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Oettinger?

Abg. Kuhn GRUNE: Nein, Herr Qettinger, das geht nicht,
weil ich ein straffes Programm habe; aber nachher privat
gerne.

Wir miissen selbstverstindlich auch konkret fragen, wie
wir die Volumina beim Miillanfall reduzieren kénnen.

Ich méchte mit dem Hausmiill beginnen, Herr Minister
Schifer. Zunichst einmal ist klar, dafl wir Uberfllissige
Verpackungen reduzieren miissen, denn noch immer ist -
und das wird auch mit dem griinen Punkt weiterhin so sein
- die Verpackung ein wichtiger Anteil an unserem Miill,
gleichgiiltig, ob &ffentlich oder privat entsorgt. Ich mochte
nachher von der Landesregierung Definitives dazu horen,
was sie in Bonn erreichen will und wo Sie, Herr Minister,
in Bonn initiativ werden wollen, wie es mit Threr Initiative
zur Getrinkemehrwegverordnung aussieht, wo Sie (berall
Druck machen, ob Sie nicht einmal ein verniinftiges Spit-
zengesprich mit Aldi und Lidl zur Einfithrung von Mehr-
wegverpackungen im Getrénkebereich fiihren wollen und
ob das, was Gauweiler in Bayern schafft, auch fiir Sie als
Minister in einer grofien Koalition in Baden-Wiirttemberg
mdglich ist. Sie wissen alle, daB der griine Punkt recycling-
orientiert ist. Aber die Vermeidung jetzt endlich in den grii-
nen Punkt hineinzubringen, das ist die Aufgabe dieser
Landestregierung und dieses Parlaments.

Die Riicknahmepflicht muf beim Elektronikschrott, bei
Batterien, Pestiziden, Haushaltschemikalien verbessert
werden. Zu alldem wurden bisher von dieser Landesregie-
rung keine konkreten Konzepte vorgelegt. Beim Biomiill,
wo die landesgesetzliche Maéglichkeit bestiinde, den Bio-
miiil flichendeckend einzusammeln und zu kompostieren,
kneift die Landesregierung, obwohl sie genau weill, dal3
das Landesabfallgesetz, in diesem Hause eingebracht und
diskutiert, in seiner Begriindung just diese Maoglichkeit
vorsieht.

Meine Damen und Herren und auch Herr Sieber, es geht
beim Biomiill um Volumina von im Moment 30 % und,
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wenn bestimmte Bonner Regelungen greifen, von 50 bis
60 %,. Dies solite man sich doch nicht entgehen lassen.

{Abg. Dr. Caroli SPD: Das ist doch haarscharf
am Thema vorbei!)

Konkrete Ergebnisse bei gewichtsbezogenen und mengen-
bezogenen Geblihren fehlen noch. Erst 15 Landkreise ma-
chen hier mit, obwohl die Versuche gezeigt haben, daB
durch diese mengenbezogenen Gebilihren Mengenreduzie-
rungen von 30 bis 35 % erreicht werden konnen.

Bei bestimmten Produkten wie PVC steht die Initiative der
Landesregierung aus. Wir miissen endlich PVC aus dem
Plastik herausbringen, weil das PVC sowohl in der Ver-
brennung als auch im Recycling einfach ein schwieriges
und hochgiftiges Produkt ist. Deswegen sage ich Thnen:
Wenn Sie hier bei der Standortfrage und der Frage, wieviel
Miillverbrennung wir brauchen - ich meine, wir brauchen
vielleicht gar keine, wenn wir es klug machen —, nur Giber
die Standorte reden, dann haben Sie die Grundlage der
Miilldebatte verfehlt.

(Beifall bei den GRUNEN - Zuruf des Abg. Sie-
ber CDU)

lch will Ihnen eines zur Hausmiillverbrennung sagen, Herr
Kollege Sieber: Wenn heute eine Gemeinde — nehmen Sie
den Zweckverband in Ulm - 500 bis 600 Milljonen DM in
die Hausmiillverbrennung investieren wird, dann ist doch
okonomisch véllig klar, dal Vermeidungsimpulse — und
das kostet eben auch Geld - unterbleiben und damit der
okonomische Anreiz fiir Vermeidung und auch Verwer-
tung in diesem Bereich systematisch zuriickgeht.

Ich sage: Die biologisch-mechanische Behandlung ist nicht
die Allroundalternative, die alle Miillprobleme im Haus-
millbereich 16sen kénnen wird, aber sie ist eine technische
Moglichkeit, die sich abzeichnet und die verniinftig aus-
probiert werden muf. Dazu will ich jetzt von Thnen, Herr
Minister, endlich klare Worte horen; a: Wie sieht es mit
Freiburg aus? Und b: Wo soll Thr Pilotprojekt mit 10 000
Jahrestonnen hinkommen? Nach 100 Tagen muB man
doch einmal sagen konnen, was Sache ist.

Am Montag - dazu lade ich Sie, Herr Minister, und auch
Sie, Herr Sieber, herzlich ein — fihren wir hier im Landtag
eine Anhdrung zur kalten Rotte oder biologisch-mechani-
schen Behandlung durch, und zwar eine kontroverse, bei
der Fichtner und Lahmeyer und andere gehért werden, da-
mit einmal ein biBchen mehr Klarheit iiber diese Technolo-
gie in dieses Haus kommt.

{Abg. Schrempp SPD: Ihr seid frih dran!}

Zweitens: Ein paar Bemerkungen zum Sondermiill. Ich fin-
de, Sie fithren, seit diese Landesregierung besteht, eine
sehr, sehr doppelbodige Standortdebatte, und Sie fiihren
keine Debatte iiber die Technologie Drehrohrofen und
iiber die Frage, was dieses Drehrohr strukturell fir unsere
Sondermiillwirtschaft bedeuten wird. Erst einmal doppel-
bbédig wegen BASF, Herr Minister. Man kann einfach
nicht, wie Sie das gemacht haben, sagen: ,,Der Standort
Kehl geht nicht*’, dies mit der dortigen Emissionssituation
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begriinden, dann aber sagen: ,,Der Standort Mannheim* -
in dem Fall Ludwigshafen, aber Sie kennen die Windrich-
tung -~ ,,geht”, obwohl jeder weill und die LfU es Ihnen
auch in den Berichten vorrechnet, dal3 die Emissionssitua-
tion in Mannheim schlechter und schiimmer als in Kehl ist.
Deswegen halte ich Thr Vorgehen in dem Punkt einfach fiir
opportunistisch. Wenn man guckt, wo Sie herkommen,
Herr Minister Schifer, dann wird man diesen Opportunis-
mus auch besser verstehen kénnen.

{Beifall bei den GRUNEN)

Doch jetzt zur Kritik. Ich glaube, dafl Sie heute mit der
Planung von Drehrohréfen sehenden Auges — Herr Brink-
mann hat gerade Gott sei Dank ein paar Alternativen an-
gesprochen - eine Technologie planen und installieren, die
in einigen Jahren veraltet ist, obwohl sie heute Stand der
Technik ist.

{Abg. Drexler SPD: Das ist immer so!)

Der wichtige Punkt - Sie wissen das - ist: Der Drehrohr-
ofen ist bei gemischtem Verbrennen letzten Endes im
Nachbrennverfahren nicht optimal zu kontrollieren. Wenn
Sie kontrollierte Chargen einfahren, dann sieht es mogli-
cherweise anders aus. Aber wenn Sie Sondermiillfraktio-
nen einfithren, von denen Sie nicht genau wissen, wie die
Zusammensetzung ist — das sagen auch die Fachleute von
Fichtner —, dann gibt es technische Probleme.

Mir ist jedoch folgendes wichtiger: Die Drehrohrofentech-
nologie ist eine Allesfressertechnologie.

(Abg. Dr. Caroli SPD: Vollig am Thema vorbei!)

Diese fiihrt dazu, daBl in den Betrieben die notwendige
Pflicht, Sondermiillfraktionen getrennt zu halten, systema-
tisch unterlaufen wird, und zwar aus 6konomischen Griin-
den, weil es nicht erzwungen wird, und iibrigens auch aus
psychologischen Griinden. Wie wollen Sie denn einem
Lehrjungen etwa in einerm Maschinenbaubetrieb in Baden-
Wiirttemberg klarmachen, er solle die verschiedenen anfal-
lenden Giftstoffe getrennt in unterschiedliche FaBsysteme
tun, wenn er weill, dall das Zeug am Schiu3 in Bdblingen
oder wo auch immer sowieso gemischt im Drehrohralles-
fresser verbrannt wird?

(Beifall bei den GRUNEN)

Deswegen ist es eine falsche Technologie, Herr Minister
und meine Damen und Herren. Ein technischer Konserva-
tivismus geht von dieser Technologie aus, weil das, was wir
wollen und was Sie, Herr Minister, ja auch in Thren
Grundsatzreden, wenn es nicht darauf ankommt, sagen,
niémlich Getrennthaltung von Sondermiillfraktionen, da-
durch systematisch untergraben und unterlaufen wird. Wir
meinen, wir miissen in der Vermeidung mehr tun, Das
kann ich jetzt nicht alles aufzeigen, weil wir nur 10 Minu-
ten haben. Wir haben 102 Betriebe oder nach den Begleit-
scheinen der LfU 500 Betriebe, in denen 75 ¥, des gesamten
Sondermiills in Baden-Wiirttemberg anfallen. Wo ist das
betriebliche Sondermiillprogramm und Beratungspro-
gramm, das in der Lage wire, die Vermeidung durchzuset-
zen, und in der Lage wire, die Abfallgesetzgebung und
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{Kuhn)

auch das Bundes-Immissionsschutzgesetz wirklich zu voll-
ziehen? Ich meine, daB wir massive Vollzugsdefizite im
Vermeidungsbereich haben, und die Situation der Gewer-
beaufsicht — das hat Ihr Vorgénger untersuchen lassen - ist
so schlecht, daB hier im Moment nicht viel kommen kann.
Ich will Vorschlige von Thnen horen, Herr Schifer, wie Sie
die Situation in der Gewerbeaufsicht in Baden-Wiirttem-
berg in Zukunft verbessern wollen, so daf} das Abfalirecht
hier wieder in Geltung gesetzt werden kann.

Ich glaube, daf wir viele neue Vermeidungspfade und -we-
ge haben. Zum Beispiel werden Kiihlschmiermittel in eini-
gen Jahren ganz ersetzbar sein. Dazu laufen wichtige Ent-
wicklungen. Ich will nur hinzufiigen, weil Herr Scheuer-
mann das vorhin anders gesagt hat: Wir haben zwar jetzt
neue Stoffe beim Sondermiill und damit ein Mehr an Volu-
men, aber wir haben auch Vermeidungserfolge, die vor
zwei Jahren in unserer Kommission hier noch nicht zu se-
hen waren, so daB natiirlich die Zahlen jetzt wirklich neu
und prizise zu bestimmen wiren.

Wir Griinen sind fiir ein Konzept der maximaien Vermei-
dung und maximalen Verwertung auf der Basis der Ge-
trennthaltung von Sondermillfraktionen fiir die jeweils
stoffspezifische sortenreine Behandlung von Sondermiill.
Dies kénnen - —

(Zurufe von der SPD: Wo?)

- Jetzt fragen Sie: ,,Wo?", noch ehe wir iiber die Techni-
ken geredet haben. Das ist doch albern.

(Zuruf des Abg. Brinkmann SPD)

Dies kinnen unterschiedliche Technologien sein. Meine
Damen und Herren, das wissen Sie. Es kdnnen Technolo-
gien sein wie die Hydrierung, es kénnen Technologien sein
wie die physikalisch-chemische Behandlung. Sie haben
auch davon gesprochen. Wir haben unterschiedliche Be-
handlungsformen, zum Beispiel den Plasmaofen oder den
Wirbelschichtreaktor, die wir alle stoffspezifisch - das ist
der wichtige Punkt, den Sie mit dem Drehrohr nicht errei-
chen - einsetzen kénnen.

(Abg. Brinkmann SPD: Das ist doch nichts Neu-
es! Das wissen wir alles seit langem!)

Ich sage, Herr Kollege Brinkmann: Wenn die Landesregie-

rung es schaffen wiirde, endlich Klarheit iiber die Datenla-

ge herzustellen, das heilit iber die Frage: ,,Was wird wo in

welchen Mengen produziert?”, und es schaffen wiirde - -
(Unruhe - Glocke des Prisidenten)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abg. Dr. Maus?

Abg. Kuhn GRUNE: Nein. Ich habe zuwenig Zeit, Herr
Kollege.

Steilv, Priisident Dr. Geisel: [hre Redezeit ist sowieso zu
Ende.

(Heiterkeit)

Abg. Kuhn GRUNE: Das sehe ich auch so. Deswegen kom-
me ich zum Schlufl, Herr Prisident.

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Gut.

Abg. Kuhn GRUNE: Wenn wir es schaffen wiirden, sorten-
spezifisch den Sondermiill in den Betrieben zu trennen —
das ist wahrlich eine groBe Anstrengung; das geht nicht mit
ein paar Landtagsreden, sondern verlangt auch viel For-
schung und Techniktransfer -,

(Abg. Brinkmann SPD: Das steht im Abfallge-
setz!)

dann kénnten wir in verschiedenen Behandlungsanlagen
im Land - das muf} nicht ein groBles Abfallbehandlungs-
zentrum sein — jeweils sortenspezifisch da, wo am meisten
anfillt, die richtige Anlage bauen. Es ist doch zum Beispiel
logisch, wenn wir feststellen wiirden, dall im mittleren
Neckarraum vielleicht bei Daimler-Benz am meisten Lack-
schlamme anfallen, dort eine Hydrierungsanlage zu bauen,
vielleicht auf dem Betriebsgelinde.

{Abg. Brinkmann SPD: Dann brauchen Sie doch
eine Raffinerie daneben!)

~ Herr Kollege Brinkmann, wenn ich Thre alten Reden lese
— ich tue mir das manchmal an, obwohl es nicht sehr schon
ist —, dann sehe ich doch, daf} Sie vor der groBen Koalition
genau iiber solche Dinge nachgedacht haben,

(Abg. Brinkmann SPD: Jetzt auch noch!)
von denen Sie jetzt nicht mehr viel wissen wollen.

{Abg. Schrempp SPD: Brinkmann denkt weiter! -
Glocke des Prisidenten)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Herr Abg. Kuhn, ich muf Sie
bitten, zum Schiuf} zu kommen.

Abg. Kuhn GRUNE: Ich wiire ja schon fertig, Herr Prési-
dent, wenn mich Herr Brinkmann nicht dauernd fixieren
und mit Zwischenrufen traktieren wiirde, wie er das wih-
rend dieser Rede tut.

(Heiterkeit)

Fazit, Herr Brinkmann: Wir stehen vor einer technologi-
schen und strukturellen Grundentscheidung beim Sonder-
miill: entweder alles durchmischen und dann im Drehrohr
verbrennen oder trennen und stoffspezifisch behandeln.

{Abg. Koder SPD: Und was ist jetzt mit den
Standorten? -~ Abg. Dr. Caroli SPD: Jetzt mal
zum Themal)

- Uber die Standorte werden wir noch diskutieren, wenn
wir unser Konzept vorlegen.

{Abg. Koder SPD: Das war aber das Thema heu-
te! - Beifall bei den GRUNEN)
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Stellv. Priisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Schmiedel.

Abg. Schmiedel SPD: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Sie haben, Herr Kollege Kuhn, uns hier vorgewor-
fen, wir spriachen nur iber Standorte. Wir wiiren wirklich
alle, glaube ich, daran interessiert, einmal einen Standort-
vorschlag von lhnen zu bekommen. Sie fordern immer,
viele kleine dezentrale Anlagen zu bauen, und wenn man
dann iiber dezentrale kleine Anlagen irgendwo spricht,
egal um was fiir eine Anlage es sich handelt, dann sind es
die Grianen, die als erste dagegen Sturm laufen,

(Abg. Schlauch GRUNE: Wer wollte die Garagen
haben?)

Ich méchte iiber den Antrag zu den Miillverbrennungsan-
lagen im mittleren Neckarraum sprechen. Herr Kiel hat
nicht iiber Standorte, sondern iiber Kapazititen gespro-
chen. Diese Fragestellung ist durchaus berechtigt. Aller-
dings ist sie in [hrem Antrag verkiirzt.

Die Landkreise haben die Aufgabe, im Rahmen der Ab-
fallwirtschaft die Entsorgung sicherzustellen. Dies wire
kein Problem, wenn wir es bei den Abfillen und bei den
Wertstoffen mit gleichbleibenden Mengen zu tun hitten,
Das ist aber nicht der Fall. Wir wollen ja im Gegenteil dar-
auf einwirken, daB es in Zukunft weniger sind. Es wird
eingewirkt iiber die Verpackungsverordnung und aber die
TA Siedlungsabfall, und es wird, wenn es verabschiedet
wird, iiber das Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz aus
dem Hause Topfer enorm eingewirkt werden, weil dann
zum ersten Mal wirkliche Miillvermeidungsinstrumente
eingefithrt werden. Hierzu schreibt die Bundesvereinigung
der kommunalen Spitzenverbinde:

Hinzu kommt, daB angesichts des beabsichtigten Aus-
baus des Vermeidungsinstrumentariums zu befiirchten
ist, daB} in Standortfindungs- und -zulassungsverfah-
ren massive Einwendungen gegen die Notwendigkeit
neuer Abfallentsorgungsanlagen erhoben werden. Die
Planrechtfertigung wird in vielen Fillen neu aufge-
worfen werden.

Dies ist ein zentrales Argument der kommunalen Landes-
verbiande gegen das geplante Abfallvermeidungsgesetz. Sie
wollen diese Vermeidungsinstrumente nicht, weil sie aus
allen Planfeststellungsverfahren rauspurzeln, wenn zwi-
schenzeitlich Instrumente entwickelt werden, durch die sie
hinterher, wenn die Anlage gebaut ist, vielleicht gar nicht
mehr iiber die Abfille verfiigen, fiir die sie die Anlage ge-
plant haben. Das zeigt das Dilemma der einzelnen Kom-
munen. Sie miissen vom heutigen Stand aus fiir Abfille in
zehn Jahren planen, von denen sie gar nicht wissen, in wel-
cher Menge und in welcher Qualitit sie anfallen werden.
Daraus leitet sich automatisch der Schluf} ab, daB die Ebe-
ne der Landkreise zu klein und zu statisch ist, um auf Ver-
dnderungen im Abfallbereich wirklich reagieren zu kén-
nen. Hat ein Landkreis einmal eine Miillverbrennungsan-
lage mit 156 000 t geplant, stehen diesem Landkreis eben
zukiinftig 20 Jahre lang 150 000 t Kapazitit zur Verfigung.

Die Abfallwirtschaft wird nicht nur politisch beeinflufit,
sondern auch durch neue Abfalltechnologien. Wir selbst
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haben einen Versuch zur Weiterentwicklung alternativer
Verfahren beschlossen. Wenn sich ein Landkreis einmal
festgelegt hat, ist er auch daran gehindert, neue Abfalltech-
nologien einzufithren. Deshaib kommen wir zu dem Ergeb-
nis, daB} dringend gepriift werden muB, ob nicht in einem
grofleren Einzugsbereich aus einer Mischung von aiten
und neuen Anlagen und dem Herausnehmen alter Anlagen
ein sinnvolles System zu entwickeln ist, das einerseits die
Entsorgung gewiihrleistet, aber insgesamt sehr viel einfa-
cher an die politischen Anforderungen, an die Entwick-
lung der Abfille und an die Einfiithrung von neuen, ékono-
misch und dkologisch besseren Alternativen angepal3t wer-
den kann. Wir erwarten von der Landesregierung, daB sie
sehr sorgfiltig priift - auch wenn es in der Uberleitungs-
phase Schwierigkeiten geben wird -, ob nicht der Regio-
nalverband im verdichteten Raum Stuttgart tatséichlich das
Instrument wire, um diese Probleme zu l6sen.

(Beifal! bei der SPD und des Abg. Kiel FDP/
DVP)

Stellv, Priisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Kiel.

Abg. Kiel FDP/DVP: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Erstens: Es ist nicht ganz in Ordnung, dafl Herr
Scheuermann, der momentan nicht da ist

(Abg. Sieber CDU: Er hat eine Besuchergruppe!'}

- ich kritisiere das ja nicht, ich kann ihn nur nicht direkt
ansprechen,

(Abg. Sieber CDU: Klar! Ich sage es weiter!)
vielleicht darf ich Sie direkt ansprechen -,
(Abg. Sieber CDU: Gerne!)

uns unterstellt, wir wollten im Grunde genommen noch
drei Sondermiillverbrennungsanlagen, obwoh! ich ausge-
fiihrt habe, dafl wir nur noch eine fiir nétig halten.

Zweitens: Herr Kuhn, ich habe vorhin unter groBlem Bei-
fall von lhnen gesagt, wir sollten keine Platitiiden bringen,
keine Selbstverstindlichkeiten und keine Binsenweisheiten.
Aber genau dies haben Sie gemacht. Denn wenn hier unse-
re Antrige die Frage der Kapazititen und der Anzah! der
Standorte aufwerfen, muB ich doch nicht unbedingt iiber
Miillvermeidung und andere, besondere Technologien
sprechen. Ich bin der Auffassung - -

(Abg. Kuhn GRUNE: Beim Netz der Standorte

miissen Sie nicht {iber Vermeidung reden? Das

kommt doch darauf an, wieviel Sie vermeiden
kénnen, Herr Kollege!)

- Ja, natiirlich, aber das ist doch eine Voraussetzung, von
der wir ausgehen, Herr Kuhn. Das habe ich deutlich zu
machen versucht. Aber wenn Sie immer wieder bei Adam
und Eva anfangen, kommt man natiirlich nie zu entspre-
chenden entscheidenden Beschliissen.
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(Kieli

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der
CDhU)

Ich meine, daB dies wirklich eine Debatte Gber Kapaziti-
ten und Standorte ist. Da mdchte ich mich bei Thnen, Herr
Schmiedel, einfach dafiir bedanken - —

(Minister Harald B. Schifer: Das ist schon mal
ein gutes Zeichen! — Abg. Weimer SPD: Herr Pri-
sident, auf der Regierungsbank!)

- Ja, Sie werden hiufiger gute Zeichen von mir finden, so
oder so. Warten Sie nur ab, Herr Minister.

{Unruhe)

Also, ich meine, daB der Prifungsantrag der CDU- und
SPD-Abgeordneten genau das ist, was Grundlage unseres
Antrags ist. Ich bin mir dariiber im klaren, daBl dadurch
natiirlich einige Schwierigkeiten auftreten werden. Aber im
Grunde genommen ist es doch tatsichlich so, daf Hunder-
te von Millionen gespart werden koénnen. Das muB doch
ein verantwortungsvoller Politiker sehen und darfles nicht
einfach iibergehen, nur weil dadurch gewisse Verfahren,
die in Gang gesetzt sind, ausgesetzt werden missen.

Meine Damen und Herren, ich hoffe sehr, Herr Minister -
und damit komme ich schon zum letzten Punkt —, daB die
beantragte Priffung nicht nur oberflichlich geschieht. Viel-
mehr muB eigentlich das Ergebnis dieser Priifung schon
sein, dafl eben die Gebietskdrperschaft eines Kreises fiir
solche Anlagen nicht grof genug ist. Deshalb sollte der Re-
gionalverband die Miillbeseitigung als Pflichtaufgabe — ich
sage noch einmal: ohne Weisungsrecht - iibertragen be-
kommen.

Ich méchte auch einmal deutlich machen, dalBl es im Grun-
de genommen um Gelder geht, die pro Jahr zwischen
150 Millionen und 200 Millionen DM mehr oder weniger
ausgegeben werden. Dies bitte ich einfach bei den weiteren
Beratungen im Ausschufl und dann zu bedenken, wenn es
schlieBlich darum geht, Giber eine andere Zuordnung dieser
funktionalen Aufgabe abzustimmen.

Ich bedanke mich vielmals, daf wir in dieser Hinsicht of-
fenbar doch einen Konsens finden kénnen.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Das Wort hat Herr Abg. Sie-
ber.

Abg. Sieber CDU: Herr Prisident, meine Damen und Her-
ren! Aus unserer Sicht sind vier Klarstellungen dringend
notwendig.

Erstens: Verehrter Herr Kollege Kuhn, da Sie heute mit
ziemlichen Zensuren operiert haben, darf ich Thnen sagen:
Sie haben heute das Thema verfehlt. Ich gebe Thnen gerne
anheim, wenn Sie iiber Abfallpolitik diskutieren wollen,
hierzu einen Antrag zu stellen.

{Abg. Drexler SPD: So ist es!)

Dann kénnen wir iiber ailes diskutieren, was Sie wollen.
Aber jetzt der FDP/DVP den Vorwurf zu machen, iber
Standorte zu reden, wenn si¢ das beantragt hat, halte ich
fiir leidlich unfair.

{Abg. Kuhn GRUNE: Hinter Standorten stecken
Konzeptionen, Herr Kollege! Dahinter stecken
Konzeptionen!)

Zweitens: Herr Kuhn, ich halte Sie wirklich fir einen intel-
ligenten Menschen. Aber in der Frage, welche Technologie
die bessere ist, traue ich dem Umweltbundesamt mehr zu.
Nach allem, was wir von dort héren, wissen und sehen,
hilt man beim Umweltbundesamt derzeit - ich betone: der-
zeit — und auf absehbare Zeit den Drehrohrofen fiir die be-
ste und verniinftigste Technologie.

{Beifall des Abg. Dr. Scharf FDP/DVP)

Drittens; Meine Damen und Herren von der SPD, in allem
Ernst: Die CDU-Fraktion hat zugestimmt, das Verfahren
fiir Kehl auszusetzen, jedoch mit der Maligabe, zu untersu-
chen, ob es eine iberregionale Zusammenarbeit mit Frank-
reich oder einem anderen Bundesland gibt oder geben
kann.

Viertens: Wenn sich in absehbarer Zeit eine solche Zusam-
menarbeit nicht verwirklichen 1dBt - will sagen: wenn es
keinen gemeinsamen Standort gibt —, dann, bitte schon,
wird die CDU-Fraktion beantragen, dal} die Landesregie-
rung Kehl wieder aufruft.

(Reifall bei der CDU und des Abg. Dr. Scharf
FDP/DVP)

Stelly. Prisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich dem
Herrn Umweltminister.

Umweltminister Harald B. Schafer: Herr Prisident, meine
sehr geehrten Damen und Herren, liebe, verehrte Anwe-
sende!

(Abg. Kuhn GRUNE: Nichts kaputtmachen!}

Ich wollte erst wieder sagen: ,,Liebe Kolleginnen, licbe
Kollegen*, aber das sind wir ja nicht.

Ich bin in einer gewissen Verlegenheit. Ich wolite mich ei-
gentlich an der Tagesordnung orientieren, weil das Parla-
ment und die Antragsteller ein Recht darauf haben, daB
sich auch die Exekutive, daB sich auch die Regierung
schon aus Achtung vor dem Souveriin an die vorgegebene
Tagesordnung hilt. Aber der Verlauf der Debatte, die cine
oder andere Rede haben es aus meiner Sicht notwendig ge-
macht, daB ich Gber das hinaus einfach einiges klarstelle,
Herr Kollege Kuhn, richtigstelle, Hinweise gebe, was im
Landesabfallgesetz steht, was mdglich ist und was nicht
moglich ist. Ich wiederhole den Hinweis aus der letzten
Debatte an Sie: Ein Blick ins Gesetzbuch schirft die Ur-
teilskraft. Es wird also notwendig sein, jetzt erst einige all-
gemeine Bemerkungen zu machen. Ich komme auf Sie,
Herr Kollege Kuhn, gelegentlich, aber heute nicht im
Ubermaf zuriick.
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{Minister Harald B. Schifer)

Meine Damen und Herren, ich will einige Bemerkungen
machen. Erstens, und das ist der Rahmen: Die Abfalipro-
bleme hier in Baden-Wiirttemberg, das heiBt das Milver-
héltnis zwischen Abfallaufkommen, Abfallvermeidung
und Abfallverwertungs- und -entsorgungskapazitit, sind
ausschlieBlich - und ich betone: ausschlieBlich - hausge-
macht, und ich werde nicht miide werden, das zu betonen,
weil ich niemandem Schlupflécher lassen will, sich der
konkreten Entscheidungssituation nicht zu stellen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die Zeit, mit groBen Reden iiber Probleme hinwegzureden
zu versuchen, ist gerade jetzt vorbei, ist auch vorbei, wenn
ich die unmittelbare Abfallsituation am Industriestandort
Baden-Wiirttemberg sehe,

{Beifall bei der CDU, der SPD und Abgeordne-
ten der Republikaner)

Deswegen werde ich nicht miide werden, dies zu betonen.
Ich weill, daB die Siinden der Vergangenheit uns einholen,
nicht nur im Abfallbereich, auch in anderen Bereichen der
Umweltpolitik, und gerade weil dies so ist - noch einmal
gesagt —, miissen wir dort, wo jetzt Entscheidungen anste-
hen, unserer Entscheidungs-, Lésungs- und damit Verant-
wortungskompetenz auch gerecht werden.

Zweitens, meine Damen und Herren, ist es in Baden-Wiirt-
temberg so gewesen - und das ist nicht nur eine Frage der
Politik, sondern auch in vielen Bereichen eine Frage der
Verbraucher, auch der Industrie —, da3 wir uns die Losung
der Abfallprobleme viel zu einfach gemacht haben, weil
wir, wie Sie alle wissen, zwar das Abfallaufkommen pro-
duziert, uns aber gleichsam von unserer Verantwortung fiir
die Verwertung und Beseitigung freigesprochen haben. Sie
wissen, einer der Wege war der Weg iiber den Export, und
ich wiederhole hier, was ich in der letzten Debatte ausge-
fithrt habe. Dazu ist heute kein Wort gefallen, Herr Kolle-
ge Kuhn — Entschuldigung, Herr Abg, Kuhn.

(Abg. Kuhn GRUNE: Kann ja noch werden?)
- Ich gebe die Hoffnung bei Thnen auch nicht auf.
(Heiterkeit bei der SPD und den GRUNEN)

Es kann doch nicht sein, daffi wir - ob beim Siedlungs-,
beim Hausabfall oder beim sogenannten Sondermiill -
zwar die Bequemlichkeiten, die Vorziige beanspruchen,
dall wir uns aber dann die unangenehmen Begleiterschei-
nungen auf dem Wege des Exports, gleichsam auf dem
Wege des Freikaufs, vom Halse schaffen. Ich betone dies
wieder, weil ich nicht ein Wort von Threr Seite gehért habe,
wie Sie konkret die anstehenden Probleme 18sen wollen,
wenn ich einmal wegnehme, da3 Sie sich iiber technische
Einzelheiten unterhalten haben.

(Beifall bei der CDU, der SPD und Abgeordne-
ten der Republikaner)

Ich will hier ausdriicklich hinzufiigen und wiederhole dies
- manche Dinge kann man in der Politik nicht oft genug
sagen —: Sosehr wir den Hausmiillexport ablehnen, sosehr
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wir auch beim Sondermiill den Miilltourismus ablehnen,
vor aliem dann, wenn er in Linder, die drmer sind als wir,
betriecben wird, so sehr macht es Sinn - das sage ich dem
Kollegen hier von ganz rechts -, daB man dorthin, wo man
aufgrund der geologischen Situation optimale Entsor-
gungsmdglichkeiten hat, dann halt besondere Abfille, mei-
netwegen nach Hessen, bringt, und zwar von der ganzen
Bundesrepublik Deutschland. Das hat mit Abfalltourismus
oder mit Abfallexport nichts zu tun. Es ist schlichtweg ein
Gebot dkologischer Vernunft und dann auch schlichtweg
ein Ausflufi ékologischer Verantwortbarkeit, dall man die
Entsorgungsvariante wihit, die von allen Alternativen die
beste ist.

In diesen Zusammenhang, in diesen Kontext stelien wir
auch die grenziiberschreitende Abfallwirtschaftskoopera-
tion. Herr Topfer, Kollege Leinen, Madame Royal und der
Umweltminister von Baden-Wiirttemberg haben das gott-
lob am 30. August so vereinbart. Wir haben festgezurrt,
was gestern in Luxemburg in die Abfallverbringungsver-
ordnung hineingeschrieben worden ist. Der Impuls ging
von dort aus, und Ausléser war der Stopp des Imports von
deutschem Hausmill nach Frankreich. Das war die cine
Schiene.

Eine andere: Laft uns doch, wo es sinnvoll ist, grenziiber-
schreitende Abfallkooperation betreiben. Sonst sagen wir
immer, wir miiBten jenseits der Grenzen am Oberrhein In-
dustrieprojekte gemeinsam planen, wo es sinnvoll ist.

Ich nenne ein anderes Beispiel: Luxemburg, Saarland,
Lathringen, das kann eine Abfallwirtschaftskooperation
werden. Oder Mannheim, BASF, worauf wir nachher zu-
riickkommen. Oder bei uns Ortenau, StraBburg.

{Abg. Sieber CDU: Rhein-Neckar!)

-~ Oder Rhein-Neckar-Kreis, ZARN. Grenziiberschreiten-
de Planungen kdonnen doch sinnvoll sein, wenn jeder der
Partner davon Vorteile hat und wenn es die Skonomische
und die sozialokonomische Verflechtung der Region not-
wendig machen. Das hat doch mit Export in dem Sinne
nichts zu tun. Das ist ein sinnvoller Weg, den man an-
strebt.

Jetzt will ich ausdriicklich denen zustimmen, die gesagt ha-
ben, Abfallvermeidung habe oberste Prioritiit. Mir geht es
ein bilichen wie dem Herrn Kiel, der jetzt leider draufien
ist. Wo ist er denn? Ich bitte, dafiir zu sorgen, daB3 er zuhs-
ren kann, weil ich ihm antworte.

(Abg. Pfister FDP/DVP: Er darf aber sitzen blei-
ben7?)

~ Ja, er ist souverdn; das kann er machen, wie er will.
Aber zuriick zur Vermeidung. Herr Abg. Kuhn - -

(Abg. Kiel FDP/DVP - von der Zuhérertribiine
aus —: Ich darf Sie bitten, nach oben zu schauen

— Das ist die Situation, wie er sie sich wiinscht: von oben
auf mich herabzusehen. Aber gut.
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{Minister Harald B. Schifer}

{Abg. Kiel FDP/DVP - von der Zuhdrertribiine
aus — Was mir im Augenblick gelingt!)

Herr Abg. Kuhn - -
(Unruhe - Glocke des Prisidenten)
Aber zuriick zur Vermeidung.

{Abg. Seimetz CDU: Kiel und Kasper fangen bei-

de mit K an! - Abg. Sieber CDU: Herr Prisident,

ist es liberhaupt zulissig, von oben in die Debatte
einzugreifen?)

Herr Abg. Kuhn, ich stimme [hnen zu - im librigen besteht
hier Ubereinstimmung bei allen; bei der ganz rechten Seite
weill ich es nicht —, daB wir in der Vermeidung zuwenig ge-
tan haben. Ich stimme Thnen zu - ich habe das in der letz-
ten Debatte auch angesprochen -, daBl wir endlich die Pro-
duktverantwortung einklagen miissen. Das schaffen wir
hier im Lande nicht; das ist eine bundesweite Anstrengung,
die wir unterstitzen, bei der wir im Gesprich sind. Wir
sind beim Tdpferschen Kreislaufgesetz wirklich dran und
wollen nur dann zustimmen, wenn das gelingt. Das heifit,
wir miissen die Verantwortung des Herstellers fiir.sein Pro-

dukt von der Wiege bis zur Bahre, wie ich sage, einklagen.

Zweitens haben Sie einiges angesprochen, was auf dem
Weg ist, Herr Abg. Kuhn. Sie haben beklagt, dali wir die
mengen- oder gewichtsabhingige Miillgebiihr nicht hitten.
Ein Blick ins Gesetzbuch erleichtert die Urteilsfindung. Im
Landesabfallgesetz steht eine Kann-Bestimmung,.

(Zuruf von den GRUNEN)

..Die Kreise konnen ... So, wie es jetzt aussicht, kann es
der Umweltminister nicht anordnen. Sie kénnen sich nicht
hierherstellen und mir vorwerfen, dal ich das nicht téte,
wenn ich das rechtliche Instrumentarium nicht in der
Hand habe. Das ist nicht lauter, das ist unterhalb der Giir-
tellinie, Herr Abg. Kuhn. Das will ich Ihnen hier ganz
deutlich sagen.

(Beifall bei der CDU und der SPD)

Ich kénnte noch einen draufgeben. Ich konnte Herrn Abg.
Kuhn an seine Presseerklarung von Juni/Juli dieses Jahres
erinnern, als er auf die Erklirung des Umweltministers,
jetzt endlich das Landesabfallgesetz zu novellieren, um un-
ter underem auch mengenabhangige Geblhren vorzu-
schreiben — das wird ein Punkt sein, den wir vorhaben —,
entgegnete, es sei [alsch, daB der Umweltminister nun das
Landesabfallgesetz novellieren wolle, er solle warten, bis
Herr Tépfer mit seiner Abfallnovelie iiberkomme.

(Beifall bei der CDU und der SPD)

Herr Abg. Kuhn, Sie miissen sich, wenn Sie mit einem sol-
chen moralischen Anspruch antreten, schon entscheiden,
was nun gilt: das Wort vom August oder das Wort von
heute.

{Abg. Drexler SPD: So ist es!)

So jedenfalls, Herr Abg. Kuhn, kénnen wir bei aller grund-
sitzlichen Kooperationsbereitschaft nicht miteinander um-
gehen.

Zum Biomiill habe ich Thnen schon letztes Mal erklért, dafl
die Gesetzeslage zwar das getrennte Einsammein zuldBt,
aber nicht die Biomiillverwertung vom Landesumweltmini-
ster her vorschreibt.

Jetzt, meine Damen und Herren, méchte ich ganz gern - —
(Glocke des Prisidenten)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Herr Minister, gestatten Sie ei-
ne Zwischenfrage des Herrn Abg. Kuhn?

Umweltminister Harald B. Schiafer: Aber bitte schén, Herr
Kuhn.

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Abg. Kuhn.

Abg. Kuhn GRUNE: Ich mochte einmal eine Zwischenfra-
ge stellen, weil Sie sagen, ein gelegentlicher Blick in die
Gesetze und ihre Gesetzesbegriindung schirfe die Urteils-
kraft, die praktische Vernunft. Es heillt im Landesabfallge-
setz — Sie wissen ja, wir reden beziiglich des Biomiills jetzt
iber § 2 Abs. 3 Satz 2 — in der Begriindung - ich lese das
vor, damit Ste einmal die gesetzlichen Moglichkeiten — -

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Ich wiirde darum bitten, eine
Zwischenfrage zu stellen.

Abg. Kuhn GRUNE: Das ist ja eine Zwischenfrage.

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Dann kleiden Sie sie bitte in
eine Frage.

Umweltminister Harald B. Schifer: , Ist Thnen bekannt,
Herr Umweltminister** - —

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Fragen Sie doch einfach: ,,Ist Ihnen die Begriindung zu § 2
Abs. 3 bekannt?

Abg. Kuhn GRUNE: Herr Prisident, Sie fiihren hier die
Verhandlungen und nicht der Minister.

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Sic haben das Wort zu einer
Zwischenfrage.

Abg. Kuhn GRUNE: Gut, und damit Sie da oben das jetzt
ein fiir allemal kapieren: Ich méchte eine Frage stellen.
Dazu ist es notwendig, dai ich einen Satz aus dem Gesetz
vorlese. Ich bitte, mich dabei nicht zu stdren.

In der Begriindung heilit es - -

Stelly. Priisident Dr. Geisel: Das ist nicht Gesetzestext, das
ist Begriindung.
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Abg. Kuhn GRUNE: Es hei(t dort:

Durch eine Verordnungsermichtigung solf dem Um-
weltministeriurn als oberster Abfalirechtsbehdrde die
Méglichkeit gegeben werden, die entsorgungspflichti-
gen Kérperschaften zu bestimmten MaBnahmen der
Abfallverwertung und schadlosen Entsorgung zu ver-
pflichten.

Ich frage Sie — Herr Prisident, damit auch Sie zufrieden
sind —, Herr Minister: Ist Thnen das bekannt, und sind Sie
auf der Basis dieses Textes erméchtigt und in der Lage, da-
fiir zu sorgen, daB wir den Biomiill im Land getrennt ein-
sammeln und entsorgen: ja oder nein?

(Glocke des Prisidenten)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Herr Kollege Khhn, ich darf
mir folgende Bemerkung erlauben: Ich habe hier die Sit-
zungsleitung. Es kénnen Zwischenfragen zugelassen wer-
den.

{Abg, Kuhn GRUNE: War das keine Zwischen-
frage?)

Ich glaube, es steht in meinem Ermessen, zu entscheiden,
ob Fragen gestellt werden oder nichi.

(Beifall bei allen Fraktionen auBer den GRUJ-
NEN)

Herr Minister, Sie haben das Wort.

(Abg. Kuhn GRUNE: Sie miissen es aber beherr-

schen, und Sie miissen auch zuhéren, Herr Prisi-

dent! - Abg. Schrempp SPD: Jetzt werden Sie
nicht so giftigh

Umweltminister Harald B. Schifer: Herr Abg. Kuhn, das
ist durchaus bekannt. Ich bleibe dabei; Das Landesabfall-
gesetz schreibt nicht die Biomiillverwertung vor. Wir wer-
den dies bei der Novelle als einen Punkt in das Gesetz hin-
einschreiben, damit klar ist, was gewoilt ist.

(Abg. Walter GRUNE: Was war das jetzt?)

Meine Damen und Herren, ich méchte jetzt auf die beiden
Antrige zuriickkommen und die Frage beantworten, Herr
Abg. Kiel, wie die Haltung der Landesregierung - das ist ja
ein Gegenstand des Antrags — zur Hausmiillentsorgung im
mittleren Neckarraum ist.

Ich will noch einmal darauf hinweisen und das unterstrei-
chen, weil es mir wichtig ist, dal beim Hausmiill in vielen
Kreisen notwendige, aber unpopulire Entscheidungen in
der Vergangenheit unterblieben sind. Sie sind so sehr un-
terblieben oder hinausgezdgert worden, daB wir jetzt in ei-
nigen Kreisen buchstiblich den Miillnotstand haben.

Gerade weil ich kein Pyromane bin, kann ich in aller Ruhe
festhalten: Die letzte Hausmiillverbrennungsanlage in Ba-
den-Wiirttemberg ist vor 17 Jahren in Betrieb genommen
worden. Die letzte Hausmiilldeponie in Baden-Wiirttem-
berg ist vor etwa einem Jahrzehnt eingeweiht worden. Und
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noch einmal: Selbst wenn wir alles, was an Vermeidungs-
kapazitdten technisch méglich ist, in die Wege leiten und
selbst bei optimaler Verwertung und selbst bei Realisierung
alles dessen, was jetzt, Herr Abg. Kuhn, im Zusammen-
hang mit der Produktverantwortung auf den Weg gebracht
wird, werden Restmitllmengen iibrigbleiben, die es mog-
lichst umweltvertriglich zu entsorgen gilt.

Jetzt bin ich beim mittleren Neckarraum. Herr Kiel und
Herr Schmiedel, ich habe sehr wohl den Antrag gelesen,
der gestern von Herrn Schmiedel, von Herrn Scheuer-
mann, von Herrn Drexler, von Herrn Caroli, von Herrn
Sieber und anderen hier eingebracht worden ist. Ich habe
es eben in der Antwort deutlich zu machen versucht: Der
hier spricht, hilt es, fiir seine Person jedenfalls, durchaus
fiir sinnvoll, daB man auch in Regionen, beispielsweise in
der Region Mittlerer Neckar, regionale Abfallwirtschafts-
kooperationen anstrebt. Natiirlich ist das sinnvoll, Ich
kénnte vom mittleren Neckarraum weggehen und andere
Kreise nehmen,

(Abg. Sieber CDU: Rhein-Neckar-Raum )

wo zwei kleinere Landkreise, wenn sie eine Miillverbren-
nungsanlage brauchen, schon aus 6konomischen Griinden
besser zusammengehen.

Eines, Herr Abg. Kiel, bitte ich aber zur Kenntnis zu neh-
men: Wiinschenswerte, aus meiner Sicht sinnvolle Koope-
rationen, die in die Zukunft weisen, kdnnen keinen Ersatz
fir die Entscheidungen darstellen, die heute notwendig
sind. Solange also die Rechtslage ist, wie sie ist, solange
diese Kooperationen nur Absicht sind, kann ich, weil ge-
genwirtig noch die Entsorgungspflichtigkeit der jeweiligen
Gebietskorperschaft gilt, keinem Kreis raten, notwendige
abfallrechtliche Planungen zuriickzustellen.

Das, Herr Abg. Kiel, ist meine Antwort, zumal wir — ein
letzter Satz - gerade im mittleren Neckarraum mit Koope-
rationen - zum Teil mit viel Geld, Steuerzahlergeld, fiir
Gutachten, in denen Kooperationen ausgelotet wurden —
keine guten Erfahrungen haben. Wenn dieses Haus be-
schlieBt, wiirde ich es gut finden, wenn zum Beispiel einem
Regionalkreis Mittlerer Neckarraum neben der Kompe-
tenz fiir den offentlichen Personennahverkehr oder Regio-
nalverkehr, neben der Kompetenz fiir die Siedlungsent-
wicklung, fiir Gewerbeansiedlung auch die Kompetenz fiir
die Abfallwirtschaft gegeben wiirde. Dann ist das eine Ent-
scheidungsgrundlage. Solange das nicht der Fall ist, kann
ich angesichts der Miillengpiisse, die ich sehe, nicht zulas-
sen, daB3 kiinftige Planungen als Alibi fir heutiges Nicht-
handeln benutzt werden kdnnen. Das ist meine Antwort
auf Thre Frage.

(Glocke des Prisidenten)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Herr Minister, gestatten Sie ei-
ne Zwischenfrage des Herrn Abg. Kiel?

Umweltminister Harald B. Schifer: Bitte schén, Herr Ab-
geordneter.

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Abg. Kiel.
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Abg. Kiel FDP/DVP: Herr Minister Schafer, wiirden Sie
das Thre dazu tun, daB die Zuordnung entsprechend dem
Antrag, der heute von Abgeordneten der CDU und der
SPD eingebracht worden ist und der dem Inhalt des An-
trags der FDP/DVP entspricht, gedndert wird? Wenn die
Zuordnung hin zu einer Pflichtaufgabe an den Regional-
verband geiindert wird — da brauchen Sie keinen Regional-
kreis —, kdnnten die Kreise diese Aufgabe bis zu diesem
Zeitpunkt, also nur noch wenige Monate, ohne weiteres
behalten.

Stelly. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Minister.
Abg. Kiel FDP/DVP: Aberes - -

Umweltminister Harald B. Schiifer: Ich habe die Frage ver-
standen.

Abg. Kiel FDP/DVP: Ist in Ordnung. Ich bleibe auch ste-
hen.

{Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)
Stellv, Priisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Minister.

Umweltminister Harald B, Schiifer: Herr Abg. Kiel, ich ha-
be lhnen meine Position in dieser Frage dargelegt. Das
wiirde auch bedeuten, daB Sie — das bitte ich, zu sehen -
dann die bisher vorliegenden Abfallwirtschaftskonzepte
der einzelnen Kreise aufeinander abstimmen miiBten. s
wire nicht moglich, einfach die vorhandenen Abfallwirt-
schaftskonzepte kreisweise zusammenzufiigen. Auch von
daher wiirden Planungszeit und Zeitaufwand erforderlich
sein.

Sie fragen, ob ich das tue, was ich tun kann. Ich tue mei-
stens nur das, was ich tun kann. Deswegen will ich das
auch in diesem Fall tun.

{Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)

Zum SchluB, meine Damen und Herren, mul} ich noch et-
was zum Problem Sondermiill sagen. Auch das will ich mit
aller Ruhe und mit allem Ernst tun. Die Schaffung einer
modernen und umweltvertriglichen Entsorgungsinfra-
struktur fiir die in Baden-Wirttemberg anfallenden Son-
derabfille steht im Prioritdtenkatalog des Umweltministers
weit oben, aus dkologischen, aber auch aus ékonomischen
und aus standortspezifischen Griinden,

Es gilt jetzt, den in der Koalitionsvereinbarung und im Ka-
binettsbeschluB vor einigen Wochen vorgezeichneten Lo-
sungsweg ziigig nach vorn zu treiben. Wir sind uns hier
gottlob alle darin einig, dafi wir fiir eine umweltfreundli-
che Entsorgung nach Ausschépfung aller Vermeidungs-
und Verwertungsméoglichkeiten der iibrigbleibenden Son-
derabfille sowohl fiir das westliche Entsorgungsgebiet —
nicht im westiichen, aber fiir das westliche Entsorgungsge-
biet — als auch im &stlichen Landesteil Anlagen mit aus-
reichender Kapazitit brauchen, auch um Sonderabfille
thermisch behandeln zu kénnen.

Die Landesregierung von Baden-Wiirttemberg verhandelt
derzeit mit franzdsischen Stellen und dem Bundesland

Rheinland-Pfalz, um die Sonderabfille aus dem badischen
Landesteil in Verbrennungsanlagen unserer Nachbarlin-
der entsorgen zu kdnnen,

Die Landesregierung von Rheinland-Pfalz wird zusammen
mit der BASF in Ludwigshafen eine Sonderabfallverbren-
nungsanlage bauen. Deshalb ist es sinnvoll, diese Anlage
auch fiir Baden-Wiirttemberg nutzbar zu machen, zumal
die Prinzipien der Verursachernihe und der Zentralitit da-
bei im wesentlichen gewahrt bleiben. Im Gegenzug kdnn-
ten beispielsweise — das ist dann eine Vereinbarung auf
Gegenseitigkeit — -

(Glocke des Prisidenten)

Stellv, Prasident Dr. Geisel: Herr Minister, gestatten Sie ei-
ne Zwischenfrage des Herrn Abg. Bloemecke?

Umweltminister Harald B. Schiifer: Wenn ich meinen Satz
zu Ende gefiihrt habe.

Stellv. Priisident Dy. Geisel: Bitte schon.

Umweltminister Harald B. Schiifer: Im Gegenzug kénnten
beispielsweise Riickstiinde aus der Rauchgasreinigung von
Abfallverbrennungsanlagen aus Rheinland-Pfalz in der
Untertagedeponie in Heilbronn gelagert werden.

Ich méchie an dieser Stelle etwas zu Ihnen, Herr Abg.
Kuhn, sagen. Sie haben mir vorgehalten, ich wirde mit
doppeltem MaQstab messen, was Kehl und Mannheim be-
treffe. Das ist ein Vorwurf - er war auch in der Presse zu
lesen -, den man ernst nehmen muf. Ich will Thnen meine
Position nennen, damit wir uns nicht wechselseitig mit fal-
schen Vorwiirfen belegen miissen.

Ich wiederhole: Ich halte es fiir ausgesprochen sinnvoll,
den Weg mit Rheinland-Pfalz zu gehen, um mit einer
Sonderabfallverbrennungsanlage in Baden-Wiirttemberg
auszukommen, um den Miill, der vor allem im Nordteil
des badischen Raums anfillt, auch dort nach den Prinzi-
pien der Verursachernihe und der Zentralitdt zu entsorgen.

Das gleiche habe ich fiir den mittelbadischen Raum vor.
Ich méchte eine vergleichbare Losung mit Frankreich an-
streben und dort das gleiche erreichen, was mir fiir Rhein-
land-Pfalz und Mannheim vorschwebt: durch Nachriistung
von vorhandenen Anlagen dafiir Sorge zu tragen, daB als
Zielvorstellung die Gesamtbelastung minimiert wird, auch
wenn eine zusitzliche Anlage hinzukommt.

Im Klartext, Herr Abg. Kuhn: Ich wére froh, wenn Sie an-
gesichts dieser Information Thren Vorwurf der doppelten
Moral an mich zuricknehmen wiirden, weil ich mich in
beiden Fillen, was meine politische Absicht angeht, gleich
verhalte. Fiir eine gewisse Grofziigigkeit spriiche es eigent-
lich, zu sagen: Ich bin iiber das Ziel hinausgeschossen.

Bitte schén.

(Abg. Kuhn GRUNE meldet sich zu einer Zwi-
schenfrage. - Glocke des Prasidenten)
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Stellv. Priisident Dr. Geisel: Zundchst hat sich Herr Abg.
Bloemecke zu Wort gemeldet. Er hat das Vorrecht. Bitte,
Herr Abg. Bloemecke.

Abg. Bloemecke CDU: Herr Minister, ich wollte Sie fragen:
Wieso halten Sie den Raum Mannheim/Ludwigshafen im
Gegensatz zu Kehl fiir belastungsfihig? Nach meinem
Wissen ist die derzeitige Belastung in Mannheim minde-
stens so hoch wie in Kehl, eher noch hoher.

Weiter mochte ich, anschlieBend an Thre letzten Ausfih-
rungen, wissen: Wie kdnnte eine Entlastung fiir den Mann-
heimer Raum erreicht werden, obwohl Sie die Sondermiill-
verbrennung in Ludwigshafen installieren wollen? Wir wi-
ren Thnen sehr dankbar, wenn Sie der Bevolkerung von
Mannheim dazu Auskunft geben kdnnten.

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Herr Kollege Kuhn méachte ei-
ne Anschlufifrage stellen.

(Minister Harald B. Schifer: Direkt dazu? Wenn
das zulissig ist!)

Bitte, Herr Abg. Kuhn.

Abg. Kuhe GRUNE: Herr Minister, ist die Information
richtig — ich schlieBe da direkt an -, dali Sie gesagt haben,
im Raum Kehl sei bei der bestehenden Immissionssitua-
tion keine weitere Anlage zu machen?

(Abg. Sieber CIDU: Nicht zumutbar!)
Wenn das falsch ist, eriibrigt sich meine Frage.
Stelly. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Minister,

Umweltminister Harald B. Schifer: Das ist ja gottlob alles
nachpriifbar, Deswegen hole ich, was Kehl angeht, aus. Sie
kdnnen sich beide hinsetzen. Ich weil3, wo Sie sitzen.

Das erste ist: Ich habe im Gegensatz zu der Situation im
Ostlichen Landesteil — das 14Bt sich nachvollziehen - das
Verfahren, das fiir die Standortsuche angewandt worden
ist, von Anfang an als ein unglickliches Verfahren angese-
hen. Es ist ein Teil meines politischen Credos, dall die Ent-
scheidungsfindung - die Art und Weise, in der schwierige
Entscheidungen getroffen werden miissen, und die Art und
Weise, in der diese Entscheidungen eingeleitet werden —
fast so wichtig ist wie die Entscheidung selbst. Da hat man,
was Kehl betrifft, im Vergleich zu den Verfahren im dstli-
chen Entsorgungsgebiet vieles falsch gemacht. Die Landes-
regierung wiirde das heute nicht mehr so anpacken.

Zweitens entspricht Kehl nicht den Prinzipien der Verur-
sacherndhe und der Zentralitét. [ch habe eben bereits ange-
deutet, dafl ich selbst das Argument der Vorbelastung nie
als Argument gegen den Standort Kehl verwandt habe.
Das kénnen Sie in allen &ffentlichen AuBerungen und
auch in meinen Briefen, die ich noch als Bundestagsabge-
ordneter zu diesem Verfahren geschrieben habe, nachlesen.

Herr Bloemecke, ich vermute, Sie kommen aus Mannheim.
Ich komme jetzt auf Thre Frage zuriick. Mir geht es schon
um Gleichbehandlung. Das habe ich eben deutlich zu ma-
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chen versucht, als ich auf die Vorhaltungen des Abg. Kuhn
eingegangen bin. Mir geht es insoweit um Gleichbehand-
tung, als ich sage: Wenn es denn moglich wiire, den im dst-
lichen Landesteil anfallenden Sondermiill im mittleren
Neckarraum durch Mitlverbrennung zu entsorgen, dann
wire das Zentralitit und Verursachernihe, Reduzierung
von Transportwegen und anderes mehr. Wenn es moglich
wire, mit Rheinland-Pfalz einen Weg zu gehen, wiire das
fiir den nordlichen Landesteil sinnvoll. Dort kommt noch
dazu, dal} die Rheinland-Pfilzer — so, wie sich die Sachla-
ge darstellt — in jedem Fall ihre Anlage bauen werden.

{Abg. Sieber CDU: Das ist noch nicht raus?)

— Ich kann nur von dem reden, wie ich es sehe. So, wie es
sich darstellt, werden sie in jedem Fall die Anlage bauen. -
Also ist es doch sinnvoll, zu sagen, man nimmt einen Teil
des Mills, der im ndrdlichen Landesteil anfillt, und geht
den Weg der Kooperation, weil wir uns dann insgesamt
Verbrennungskapazititen von Sondermiill iber die Ko-
operation zur Behandlung vornehmen kénnen.

Herr Kuhn, habe ich Thre Frage beantwortet?
(Abg. Kuhn GRUNE: Ja?)

Dann méchte ich, meine Damen und Herren, noch kurz
auf den dstlichen Landesteil eingehen. Im Landtag besteht
ein groBer politischer Konsens dariiber, dall wir die Anla-
ge fiir das wiirttembergische Entsorgungsgebiet an einem
Standort im mittleren Neckarraum und nicht im lindli-
chen Raum errichten wollen. Damit dieses politische Ziel
umgesetzt werden kann — dies ist neu, wie Sie wissen -,
wird die Landesregierung den Landesentwicklungsplan
fortschreiben. In dem Planansatz zum Thema Sonderab-
fallentsorgung wird dann neu geregelt, dafli der Verursa-
chernihe und der Zentralitiit bei der Festlegung von Stand-
orten fiir die Sondermiillverbrennung groBe Bedeutung zu-
kommen sollen. Die Raumordnungsbehdrde — das ist nun
wichtig — muf} deshalb bei ihrer Abwigung und Beurtei-
lung der Standortalternativen die Kriterien Verbraucher-
nihe, Verursachernihe und Zentralitit sehr hoch bewerten.

Meine Damen und Herren, in dieser Debatte ist auf die
Frage nach der Technologie hingewiesen worden. In der
Debatte ist auf die Frage der Vermeidungskapazitit und
der Verwertungskapazitit hingewiesen worden. Wir wer-
den voraussichtlich noch in diesem Jahre - dazu werden
Sie eingeladen werden - ein Gutachten vorstellen. 700 Be-
triebe des Landes, die relevanten, sind untersucht worden,
welche Sonderabfille anfallen und was davon vermieden
und verwertet werden kann. Ich habe dariiber hinaus vor,
meine Damen und Herren, in den néchsten Tagen ver-
schiedene gesellschaftliche und politische Gruppen, Ver-
binde, Birgerinitiativen und Behdrden, zu einem Forum
~Sonderabfallwirtschaft Baden-Wiirttemberg™ einzuladen.
Selbstverstindlich werde ich alle im Landtag vertretenen
Parteien, also alle Landtagsfraktionen, ebenfalls um Teil-
nahme an diesem Forum ,,Sonderabfallwirtschaft Baden-
Wiirttemberg™ bitten.

(Bravo! bei der SPD)
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{Minister Harald B. Schéfer}

Dadurch soll der Austausch von Erfahrungen und Positio-
nen zum Thema Sonderabfallentsorgung auf der Grundla-
ge der politischen Entscheidungen geférdert und - das ist
jedenfalls einen Versuch wert — sollen konsensfihige Er-
gebnisse erarbeitet werden. Ich hoffe, meine Damen und
Herren, daB wir auf diese Weise auch vielleicht einen neu-
en Weg zur Meinungsbildung {iber Entscheidungen, die die
Zukunft unseres Landes betreffen, einschlagen werden.

Ich habe mich gefreut, zu hoéren, Herr Kuhn, daf} Sie am
Montag kommender Woche die Anhérung zur Techni-
schen Anleitung Siedlungsabfall machen werden.

{Abg. Kuhn GRUNE: Nein, nein, zur biologisch-
mechanischen Behandlung, nicht nur zur TA
Siedlungsabfall?)

~ Das hiingt for mich damit zusammen. Wenn man uber
die TA Siedlungsabfall debattiert, ist natiirlich die Frage,
ob man ausschlieBlich die thermische Restmilllbehandlung
akzeptiert oder auch alternative Verfahren,

Ich habe Sie heute eingeladen; ich habe die Einladung un-
terschrieben. Wir machen so etwas am 28. Oktober,

(Abg, Kuhn GRUNE: Thr seid zu langsam!)

- Dafiir sind wir griindlicher und besser. Nicht alles, was
schneller ist, ist besser, Herr Abg. Kuhn. Aber das macht
nichts.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich jetzt abschlie-
Bend um zweieriei bitten, gerade weil ich auch manchmal
selbst Engagement und Emotionen cinbringe: Lassen Sie
uns bitte — wir werden noch mehr als eine Diskussion tiber
dieses Thema haben — die Diskussion um die Millproble-
matik so sachlich und verantwortungsvoll wie mdglich,
aber auch so engagiert und emotional wie notig fithren.
Lassen Sie uns bitte dabei nicht vergessen, dal3 wir als Par-
tei schon per definitionem nur Teil des Ganzen sind und
uns nie mit dem Ganzen verwechseln diirfen, aber immer
fiirs Ganze verantwortlich sind.

Noch etwas, meine Damen und Herren - ich werde nicht
miide, auch dies zu betonen -: Bei aller Wichtigkeit der
Abfallproblematik sehe ich mit Sorge, dal auf Bundesebe-
ne andere Umweltthemen, die ebenso wichtig sind, ver-
nachlissigt zu werden drohen. Die Folgen auf anderen Ge-
bieten der Umweltbelastung sind vielleicht weniger sicht-
bar, aber zumindest, jedenfalls potentiell, ebenso verhee-
rend. Verantwortliche Politik - dariiber ist heute morgen
bei der Standortdebatte gesprochen worden — mul} deshalb
dem Verkehrsbereich, dem Energiebereich usw. die gleiche
Prioritit wie dem Abfalibereich einrdumen. Ich bitte Sie,
auch dies kiinftig stirker zu bedenken.

Zum Schlul ist moniert worden, dal} ich heute morgen bei
der Debatte nicht anwesend war. Das ist zutreffend.

(Unruhe bei der CDU)
Ich will Thnen sagen, warum ich nicht anwesend war. Wir

haben seit langem fiir heute morgen alle Beteiligten, alle
Betroffenen zu einem Gespriich ins Umweltministerium

iiber die zu griindende Klimaschutz- und Energieagentur
eingeladen. Ich kann Thnen sagen, dal3 die zweieinhalb
Stunden heute morgen wirklich gut investiert waren; denn
fast alle der Anwesenden - im Grunde alle - haben sich
bereit erklart, bei der Klimaschutz- und Energieagentur
mitzuwirken.

{Sehr gut! bei der SPD)

Jedermann hat die Grundrichtung, wie sie vom Umweltmi-
nisterium vorgegeben wurde, heute morgen jedenfalls, ge-
billigt. Heute morgen waren Vertreter der grolen Energie-
versorgungsunternehmen, der regionalen Energieversor-
gungsunternehmen, des Handwerkstags, der Ingenieur-
kammer, des Deutschen Gewerkschaftsbunds, des Beam-
tenbunds, des BUND usw. anwesend. Bei allen ist die 1dee,
eine Klimaschutz- und Energieagentur auf den Weg zu
bringen, im Grundsatz auf positive Resonanz gestofien.

(Beifall bei der SPID)

Ich sage dies deswegen, meine Damen und Herren, weil es
sein kann, daf} der Umweltminister im Rahmen der Haus-
haltsberatungen auf alle Fraktionen des Hauses mit der
Bitte zukommt, da und dort noch ein Stiick finanzielle
GroBziigigkeit an den Tag zu legen, weil die dkologische
Entwicklung in unserem Land keinen Stillstand vertrigt.

{Beifall bei der SPD und Abgeordneten der
CDU)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Meine Damen und Herren!
Damit ist die Aussprache abgeschlossen. Wir haben jetzt
noch iiber das Schicksal der drei Antrige zu befinden. Es
ist beantragt worden, alle drei Antrige an den Umweltaus-
schuB zu iiberweisen. — Es erhebt sich kein Widerspruch.
Es ist so beschlossen.

Damit ist Punkt 4 der Tagesordnung erledigt.
1ch rufe Punkt 5§ der Tagesordnung auf:

a) Antrag der Fraktion Die Republikaner und Stellungnah-
me des Innenministeriums — Einfiihrung der zweigeteilten
Laufbahn durch Anderung der Verordnung iiber die
Laufbahnen der Polizeibeamten in Baden-Wiirttemberg ~
Drucksache 11/61

b) Antrag der Fraktion der FDP/DVP und Stellungnahme
des Imnenministerinms — Einfiihrung der zweigeteilten
Laufbahn bei der Polizei — Drucksache 11/365

¢) Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der SPD
— Strukturverbesserung fiir die Polizei in Baden-Wiirt-
temberg — Drucksache 11/638

Das Priisidium hat beschlossen, dafl zur Begriindung aller
drei Antrige je eine Redezeit von 5 Minuten festgesetzt
wird und daB die Aussprache Giber alle drei Antrige mit ei-
ner Redezeit von 5 Minuten je Fraktion bedacht sein soll.

Zur Begriindung des Antrags der Fraktion Die Republika-
ner erteile ich Herrn Abg. Troll das Wort.
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Abg. Troll REP: Herr Prisident, meine Damen und Her-
ren! Die zweigeteilte Laufbahn bei der Polizei - ein The-
ma, das manches Gemiit in Wallung gebracht hat und
noch bringen wird. Ich bin lange genug Polizeibeamter, um
das, was ich jetzt sage, beurteilen zu kdnnen - das kénnen
Sie mir glauben —:

{Zuruf von der SPD: Gewesen!)

Nirgendwo in Europa haben Polizeibeamte mehr und qua-
lifiziertere Aufgaben fiir die Gesellschaft zu erfiilien als in
Deutschiand,

(Beifal} bei den Republikanern)

In keinem vergleichbaren europiischen Land ist es um die
Attraktivitit des Berufs und die Bezahlung der Polizeibe-
amten so schlecht bestellt wie in Deutschland. Nirgendwo
im vergleichbaren europidischen Ausland miissen sich die
Familien von jungen Polizeibeamten und Polizeibeamtin-
nen so intensiv mit der Frage befassen, ob sie bei ihren
Einkommen anspruchsberechtigt im Sinne des Bundesso-
zialhilfegesetzes sind oder nicht.

(Beifall der Abg. Liane Offermanns REP)

Es ist zentrale Aufgabe der Polizei, durch Vorbeugung und
Abwehr von Gefahr - vorbeugende Verbrechensbekdmp-
fung, Verfolgung bzw. Aufklirung von Straftaten - die in-
nere Sicherheit in unserem Land zu gewihrleisten. Trotz
vielfdltiger, letztlich aber auch fiir die Polizeibeamten im
Ergebnis unbefriedigend erfolgter Bemiihungen um be-
soldungsrechtliche Verbesserungen trat unter den Regie-
rungen Spidth und Teufel ein deutlicher Attraktivititsver-
lust des Polizeiberufs ein,

(Beifall bei den Republikanern)

In keinem anderen Bundesland ist diese Tatsache in einem
derartigen Umfang zahlenmiafig und damit beweiskriftig
belegbar. Auch von bislang IThnen, meine Damen und Her-
ren von der CDU und SPD, durchaus gewogenen Polizei-
beamten und journalistischen Berichterstattern wird mitt-
lerweile bei der Behandlung dieses Themas von einem
Skandal gesprochen. Wie anders sollte man die Addition
von Fehlentwicklungen, fiir die diese Landesregierung und
Thre Vorginger politische Verantwortung tragen, bezeich-
nen?

Baden-Wirttemberg mag — im Einzelfall tatsdchlich be-
rechtigt — auf verschiedenen Gebieten Spitze sein oder ein-
mal gewesen sein. Unstreitig aber ist, daB im Bund-Lin-
der-Vergleich an die Regierungen dieses Bundestandes ab-
solute Spitzenplétze allerdings negativer Art in folgenden
Bereichen zu vergeben sind und bis nahe an die Jahrtau-
sendwende vergeben werden miissen:

Baden-Wiirttemberg liegt unangefochten am Schluff mit
der geringsten Polizeidichte. Das heiBt, bezogen auf die
Zahl und Bediirfnisse der Bevolkerung hat das Land heute
und auf nicht absehbare Zeit die wenigsten Polizeibeamten
von allen Flichenldndern der alten Bundesrepublik, die in-

nerhalb der Einheitstaufbahn der Polizei schlechtesten

Aufstiegschancen in den gehobenen und héheren Polizei-
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dienst und damit die durchschnittlich niedrigste Bezahlung
seiner Polizeibeamten.

Diese Sachverhalte sind auch der Landesregierung seit lan-
gem bekannt. Die angespannte Personallage bei der Polizei
wurde durch Untitigbleiben, Ignoranz und schlichtweg
auch durch die Unfihigkeit der Landesregierung, vom Par-
lament beschlossene Sicherheitspline umzusetzen, seit Be-
ginn der achtziger Jahre zusétzlich noch verschiirft. In die-
ser Situation wirken sich schwindende Attraktivitit und
nicht ieistungsgerechte Bezahlung bei gestiegenen Anforde-
rungen und vermehrtem Arbeitsanfall besonders erschwe-
rend auf die Gewinnung geeigneter Bewerber fiir den poli-
zeilichen Nachersatz aus.

Die ganze Dramatik zeigt sich daran, daB von 330 im
Frithjahr 1992 bei der Bereitschaftspolizei bereitgestellien
Ausbildungsplitzen lediglich 224 mit geeigneten Bewer-
bern besetzt werden konnten. Das heiBit, jeder dritte Aus-
bildungsplatz blieb unbesetzt. Jetzt, im Spitjahr 1992,
konnten von zirka 500 Plitzen 80 nicht besetzt werden.
Verstarkt wird diese alarmierende Problematik durch die
aufschreckende Feststellung, dafi im Frithjahr und Herbst
1992 anndhernd 70 bis 80 in Ausbildung befindliche Nach-
wuchsbeamte, aber auch voll ausgebildete Beamte allein
bei der Bereitschaftspolizei ausgeschieden sind.

Auch im Polizeieinzeldienst ist der Trend weg von der Po-
lizei und hin zu attraktiveren Angeboten der Wirtschaft
und Verwaltung ungebrochen. Die Zahlen sprechen eine
deutliche Sprache.

Vor diesem von der Landesregierung zu vertretenen Lage-
bild macht der in der Basis der Polizei und hier insbeson-
dere bei den jungen Polizeibeamten in den operativen
Diensten kursierende bittere Kalauer ironisch-itzenden
Sinn: ,,Willst du viel Arbeit und wenig Lohn, dann geh zur
Polizei, mein Sohn.*

(Beifall bei den Republikanern)

Meine Damen und Herren, die Fraktion der Republikaner
im Landtag von Baden-Wiirttemberg steht hinter der For-
derung der Polizei nach Einfilhrung der zweigeteilten
Laufbahn.

(Beifall bei den Republikanern — Abg. Strébele
CDU: Finanzierungsvorschlag!)

Sie sympathisiert nicht nur mit diesen Anliegen wie Sie
von der SPD und auch nicht klammheimlich wie viele in
den Reihen der CDU.

{Abg. Strébele CDU: Sprechen Sie zur Finanzie-
rung!}

Nein, wir Republikaner fordern als erste Fraktion in die-
sem Parlament die vorbehaltlose Einfilhrung der zweige-
teilten Laufbahn fiir die Polizei.

(Beifall bei den Republikanern - Abg. Schlauch
GRUNE: Wann? - Abg. Striobele CDU: Wann?
Zu welchem Zeitpunkt?)



Landtag von Baden-Wiiritemberg — 11. Wahlperiode - §. Sitzung - Mittwoch, Z1. Oktober 1992

{ Troll)

Dies wird irgendwann einmal auch die GdP begreifen,
nicht, wie im Antrag der FDP/DVP-Fraktion enthalten,
als politische Absichtserklirung.

Wir sind zugleich der festen Auffassung, daB die von der
neuen Landesregierung im Besoldungsstrukturprogramm
beabsichtigten Stellenanhebungen nur geringe Verbesse-
rungen gegeniiber dem Besoldungsstrukturprogramm vom
12. Dezember 1991 vorsehen. Dieses SPD/CDU-Pro-
gramm ist unzureichend.

{Abg. Schrempp SPD: Das haben Sie halt nicht
begriffen!)

— Herr Kollege, wenn Sie bei diesem Thema mitreden wol-
len, dann bitte ich Sie,

(Abg. Schrempp SPD: Dariiber rede ich schon
viel ldnger, als Sie jemals daran gedacht haben!)

machen Sie sich vorher sach- und fachkundig. Dann brau-
chen Sie solche Bemerkungen nicht zu machen.

(Beifall bei den Republikanern)
Dieses SPD- und CDU-Programm ijst unzureichend.

(Abg. Strébele CDU: Sie haben es nicht begrif-
fent)

Es wird den berechtigten Anspriichen der Polizeibeamten-
schaft als ganzer, aber auch dem Einzelbeamten, der tag-
aus, tagein einen schweren und verantwortungsvollen
Dienst fiir unsere Gesellschaft leistet, nicht gerecht.

(Zuruf des Abg. Schrempp SPD — Abg. Strobele
CDU: Wissen Sie, wovon Sie reden? Wovon re-
den Sie?)

Denn - das ist eine unleugbare Tatsache und auch Ihren
Fiithrungsgehilfen im Innenministerium bekannt, Herr In-
nenminister —; Von zirka 6 500 Polizeibcamten des mittle-
ren Dienstes in Besoldungsgruppe A 8 haben 3 000 Beamte
tiberhaupt keine Aussicht auf Beférderung, weder in den
gehobenen Dienst noch in Befdrderungsimter der Polizei-
hauptmeister A9 oder A9 Z. Ich will Thnen auch sagen,
woran das liegt: Diese Polizeibeamten zdhlen zu der Alters-
gruppe der 30- bis 40jihrigen, die vollig aus den Segnun-
gen Fhres Programms herausfallen.

(Abg. Schrempp SPD: Das ist falsch!)

Gerade aber diese Beamten werden aufgrund der unbefrie-
digenden Personallage bei der Polizei durch besondere,
fast regelmiBig iiber ihre normale Arbeitssituation hinaus-
gehende Zusatzbelastung, zum Beispiel bei Sonderaktionen
im Praventivbereich, geschlossenen Einsitzen und ande-
rem mehr, beschwert.

(Abg. Schrempp SPD: Keine Ahnung, der
Mann!)

Die Arbeit auch dieser Beamten ist qualifizierte Polizeiar-
beit, von der Herr Abg. Schrempp SPD selbst sagte, dal3

sie mittelfristig die Arbeit des gehobenen Dienstes sei. Herr
Schrempp, Sie haben mit dieser Auffassung weitgehend
recht.

(Abg. Schrempp SPD: Aber ich brauche Ihre Zu-
stimmung deswegen nicht!)

Aber in einem fiir uns und andere Polizeibeamien wichti-
gen Detail trennen uns Welten. Fiir uns Republikaner ist
Polizeiarbeit eben nicht erst mittelfristig, sondern bereits
heute so qualifiziert, daB ihre ausschliefiliche Zuordnung
zum gehobenen und hdheren Dienst gerechtfertigt ist.

{Beifall bei den Republikanern)

Wir vertreten diese Position chne jeden Abstrich. Fir uns
ist diese Frage neben anderen dringlichen, langst iiberfalli-
gen Problemen im Bereich der inneren Sicherheit von ho-
her Prioritét.

(Beifall bei den Republikanern - Abg. Weimer

SPD: Lautstirke ist kein Argument! — Abg. Stro-

bele CDU: So einen schwachen Beitrag habe ich
schon lange nicht mehr gehdrt!)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Kiesswetter.

Abg. Kiesswetter FDP/DVP: Sehr geehrter Herr Prisident,
meine Damen und Herren! Die Polizei in Baden-Wiirttem-
berg ist in den vielen Jahren, in denen die CDU allein die
Regierungsverantwortung hatte, als Stiefkind der Politik
behandelt worden, Es war die CDU-Landesregierung, die
ihre Fiirsorgepflicht gegeniiber der eigenen Polizei striftich
vernachlissigt hatte, so daB den Betroffenen schliefilich
keine andere Méglichkeit blieb, als auf die StraBe zu ge-
hen, um ihren berechtigten Interessen Gehdr zu verschaf-
fen.

(Beifall bei den Republikanern)

Wenn wir heute iiber Strukturverbesserungen bei der Po-
lizei und iiber die Einfihrung der zweigeteilten Laufbahn
reden, dann muB an diese Versiumnisse der CDU noch
einmal ¢rinnert werden.

Die Anforderung an die Qualitat und an die Quantitit der
Arbeit der Polizei sind erheblich gewachsen. Die Ursachen
dafiir liegen in der Zunahme der organisierten Kriminali-
tit, der Wirtschaftskriminalitit, der Umweltkriminalitit
ebenso wie in der zunehmenden Bereitschaft der Bevolke-
rung zur Gewaltanwendung, im Ansteigen der Eigentums-
kriminalitat, im Hang zum Vandalismus, ganz zu schwei-
gen von den Probiemen, die sich aus den immer groQier
werdenden Verkehrsbelastungen ergeben.

Unsere Polizeibeamten werden in ihrem Beruf oft bis an
die Grenze der Belastbarkeit gefordert. Sie leisten ihren
Dienst Tag fiir Tag, und zwar rund um die Uhr, an Sonn-
und Feiertagen genauso wie an Werktagen. Die Anspriiche
an die Kenntnisse der Polizei und auch die Erwartungen
an die persdnliche Qualifikation werden immer hoher ge-
schraubt. Eine verantwortungsbewuBte Politik mull daftr
sorgen, daB die Leistungen der Polizei gerecht honoriert
werden.
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fKiesswetter)

In dieser neuen Legislaturperiode muf3 die Politik endiich
verldBlich daflir sorgen, dafl der Polizei Gerechtigkeit wi-
derfiihrt. Unsere Polizei mul} wissen, wie es zukiinftig wei-
tergehen soll. Deshalb braucht unsere Polizei eine klare Be-
rufsperspektive, die den Beamten in Baden-Wiirttemberg
in einem iiberschaubaren Zeitraum Aufstiegschancen, be-
rufliches Fortkommen und eine gerechte Bezahlung ermag-
licht.

(Beifall des Abg. Albrecht FDP/DVP)

Dazu ist nach Auffassung der FDP/DVP die Einfiihrung
der sogenannten zweigeteilten Laufbahn unumginglich.

(Beifall des Abg. Konig REP)

Wir Freien Demokraten wollen, dal3 die Einflihrung der
zweigeteilten Laufbahn in Stufen erfolgt mit dem Ziel, daf3
bis zum Jahr 2000 die Stellen im mittleren Dienst bei der
Kriminalpolizei zu 100 % und bei der Schutzpolizei zu
70 % in den gehobenen Dienst iibergeleitet werden. Wir
wollen, dal3 die Kapazititen der Fachhochschule der Po-
lizei dazu entsprechend ausgebaut werden.

Ohne die Einfiihrung der zweigeteilten Laufbahn wird der
Polizeiberuf fiir junge Leute zukiinftig nicht mehr attraktiv
sein. Die heute schon bestehenden Nachwuchsprobleme
bei der Polizei sind bereits deutliche Hinweise. Ohne die
Einfithrung der zweigeteilten Laufbahn wird es letztendlich
auch nicht die gesellschaftliche Aufwertung des Polizeibe-
rufs geben, die wir Freien Demokraten angesichts der gro-
Ben Belastungen, der Risiken und der besonderen Anfor-
derungen, die mit dem Berufl des Polizisten verbunden
sind, fiir dringend geboten halten.

Die neu gebildete groBie Koalition in Baden-Wiirttemberg
hat sich in ihrer Koalitionsvereinbarung dafiir ausgespro-
chen, die Strukturprobleme bei der Polizei grundlegend zu
lésen. Die Regierungsparteien CDU und SPD haben mit
dem vorliegenden Antrag zu Strukturverbesserungen fiir
die Polizei in Baden-Wirttemberg eine ganze Reihe von
sinnvollen Vorschlidgen unterbreitet,

{Abg. Schrempp SPD: Vielen Dank!)

Die FDP/DVP-Landtagsfraktion erkennt diese Bemiihun-
gen der neuen Landesregierung an. Wir Freien Demokra-
ten werden die von Thnen gemachten Vorschlige unterstiit-
zen und mittragen.

{Beifall des Abg. Jacobi GRUNE)

Uns fehlt nur der Glaube, daB Sie das, was Sie an struktu-
rellen Vorschligen unterbreitet haben, auch tatséchlich
verwirklichen wollen, ganz abgesehen davon, dal} Zweifel
angebracht sind, ob Sie es auch verwirklichen kénnen. Um
dies zu verdeutlichen, greife ich hier nur einen Threr Vor-
schlige heraus, nimlich die Verbesserung der Ballungs-
raumzulage.

Wir Freien Demokraten haben schon lange von der Lan-
desregierung gefordert, ein umfassendes Kaonzept fiir eine
Ballungsraumzulage vorzulegen. Dies ist bis zum heutigen
Tage nicht geschehen, und wir sind ziemlich sicher, daf3
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der Grund darin liegt, daB sie eine Ballungsraumzulage,
die diesen Namen verdient und selbstverstiindlich nicht
nur fir die Polizei, sondern fiir alle 6ffentlich Bediensteten
in Ballungsrdumen gelten muf, angesichts der angespann-
ten Haushaltslage in absehbarer Zeit gar nicht finanzieren
kann.

Sie sehen also, daB Zweifel an den von Thnen vorgeschla-
genen Strukturmalinahmen mehr als berechtigt sind. Diese
Zweifel werden natiirlich auch dadurch genihrt, dad die
neue Landesregierung nicht bereit war,

(Zuruf des Abg. Scheuermann CDU)

ein sogenanntes politisches Bekenntnis zur Einfithrung der
zweigeteilten Laufbahn bei der Polizei abzugeben.

Der neue Innenminister hat zwar am 6. August 1992 in ei-
nem Interview mit dem ,,Polizeikurier auf die Frage:
,.Kann die baden-wiirttembergische Polizei noch in diesem
Jahrtausend mit der zweigeteilten Laufbahn rechnen?*, ge-
antwortet:

Durch den Zugang von Neustellen und Stellenum-
wandlungen wird sich im Laufe der Legislaturperiode
der Anteil des gehobenen Dienstes bei der Polizei na-
hezu verdoppeln. Dies ist, wie ich glaube, eine beacht-
liche Leistung. Damit sind fiir mich faktisch die Vor-
aussetzungen fiir den Einstieg in die zweigeteilte Lauf-
bahn gegeben.

Ein klares Bekenntnis zur zweigeteilten Laufbahn ist dies
allerdings nicht, Dabei haben wir in dieser Frage von der
SPD vor noch gar nicht so langer Zeit noch ganz anderes
gehdrt, Vor nicht ganz einem Jahr, am Donnerstag, dem
12. Dezember 1991, hat der Landtag von Baden-Wiirttem-
berg eine ausfiihrliche Debatte iiber die Antriige von SPD
und Freien Demokraten zur Einfithrung der zweigeteilten
Laufbahn bei der Polizei gefiihrt. Abg. Schrempp hat in
dieser Debatte fiir die SPD erklirt

{Abg. Schrempp SPD: Ich erinnere mich!)

- gut; dann brauche ich es gar nicht zu zitieren; aber fiir
die anderen, fiir die Neulinge im Parlament —:

Die SPD-Landtagsfraktion hat als erste Landtagsfrak-
tion ihren einstimmig gefaBten BeschluB zur Einfiih-
rung der zweigeteilten Laufbahn als Antrag vorgelegt,
den Antrag, in einem Stufenplan bis zum Jahr 2000
100% der Stellen bei der Kriminalpolizei und 709,
der Stellen bei der Schutzpolizei dem gehobenen oder
héheren Dienst zuzuordnen, die Fachhochschule fiir
Polizei auszubauen und fiir lebensiltere Beamte und
Beamtinnen einen Bewihrungsaufstieg nach A 11
durchzufiihren.

Er hat weiter ausgefGhrt:

Meine Damen und Herren, ich fordere Sie auf, heute
keine Geschiftsordnungstricks zu machen, sondern
mit uns hieriiber namentlich abzustimmen, damit die
drauBen wissen, wer sich wie verhalten hat.
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(Beifall bei der FDP/DVP - Abg. Pfister FDP/
DVP: Den Wunsch kénnen wir erfiillen! - Abg.
[Dr. Schlierer REP: Machen wir mit Vergniigen!)

Genau dazu werden wir Sie heute, meine Damen und Her-
ren von der SPD, im Zusammenhang mit unserem Antrag
zur zweigeteilten Laufbahn ebenfalls auffordern.

(Abg. Schrempp SPD: Ich habe damit gerechnet!)

— Na also. Dann sind Sie ja vollig auf diesen Antrag vorbe-
reitet.

(Abg. Schrempp SPID: Natlrlich!)
- Wunderbar.

(Abg. Schrempp SPD: Ich habe ihn sogar gele-
sen!)

— Haben Sie? Gut. Also.

Machen Sie keine Tricks, sondern stimmen Sie mit uns fiir
die zweigeteilte Laufbahn, damit die Ausfithrungen des
Kollegen Schrempp vom 12, Dezember 1991 nicht &ls leere
Wahikampfversprechungen in die Parlamentsgeschichte
eingehen.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Wir werden zu unserem Antrag nachher eine namentliche
Abstimmung beantragen. Danach werden wir je nach Ab-
stimmungsverhalten auch wissen, ob die von den Regie-
rungsparteien der grofien Koalition hier vorgelegten Vor-
schliige zur strukturellen Verbesserung bei der Polizei ernst
gemeint sind oder den makulaturischen Wert des Sicher-
heitsplans II haben.

(Abg. Scheuermann CDU: Und wie wird es fi-
nanziert?)

~ Das waren die Versprechungen.
(Beifall bei der FDP/DVP)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Zimmermann.

Abg. Zimmermann CDU: Herr Prisident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Gewihrleistung der inne-
ren Sicherheit in unserem Lande gehért zu den gréliten in-
nenpolitischen Herausforderungen der neunziger Jahre.
Aufgrund der Entwicklungen in den letzten Jahren sind,
wie wir alle gemeinsam wissen, die Anforderungen an den
Polizeiberuf in qualitativer und quantitativer Hinsicht er-
heblich gestiegen. Es mul} unser gemeinsames Anliegen
sein, unseren Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten in je-
der Hinsicht den Riicken zu stiirken. Dazu gehort eine lei-
stungs- und anforderungsgerechte Besoldung ebenso wie
die Betonung des gesellschaftlichen Stellenwerts des Poli-
zeiberufs, verbunden mit entsprechenden beruflichen Per-
spektiven fiir die Polizei und fiir die Nachwuchskrifte.

Die CDU-Fraktion und die CDU-Landesregierung haben
vor Ende der letzten Legislaturperiode ein Strukturpro-
gramm fir die Polizei verabschiedet, das im Rahmen der
Koalitionsvereinbarung noch erginzt wurde. Die darin
formulierten Strukturverbesserungen — ich glaube, meine
Damen und Herren, das diirfen wir heute ruhig sagen -
koénnen sich in der Tat schen lassen. Die CDU-Fraktion
verlangt, dal diese Beschliisse zligig in die Tat umgesetzt
werden. Ein entsprechender Antrag der Fraktionen der
CDU und der SPD wurde hier eingebracht, und ich gehe
davon aus, da3 er nachher die entsprechende Mehrheit fin-
det. Wir werden priifen, ob in den Staatshaushaltsplinen
der kommenden Jahre diese Dinge etatisiert werden.

Es ist bekannt, dafl fir die Polizei selbst die Umsetzung
dieses Strukturprogramms einen enormen organisatori-
schen Kraftakt darsteilt. 1ch méchte die Fraktion der Re-
publikaner, aber auch die Fraktion der FDP/DVP davor
warnen, es sich mit der Forderung nach Einfithrung der
zweigeteilten Laufbahn so leicht zu machen. Die CDU-
Fraktion ist sich, wie bereits erwihnt, bewuBt, daf3 nicht
nur in Baden-Wiirttemberg, sondern in allen Bundeslin-
dern oder bundesweit an der Struktur unserer Polizei gear-
beitet werden muB. Strukturverdnderungen sind dringend.
notwendig, im Bereich der Ausbildung ebenso wie im Be-
reich der Besoldung.

Ich habe den Eindruck, daB die Laufbahndiskussion zum
Teil immer noch emotional ablduft und wir erst lernen
miissen, uns sachlich mit diesem Thema auseinanderzuset-
zen, um auch die Konsequenzen richtig beurteilen zu kon-
nen. Selbstverstindlich anerkennt die CDU-Fraktion die
besonderen Leistungen unserer Polizei, insbesondere auch
im Vergleich zu anderen Beamtengruppierungen in diesem
Lande.

Um den Polizeiberuf fiir unsere Beamtinnen und Beamten,
aber auch fiir die jungen Leute attraktiv zu machen, gibt es
auch andere Wege als lediglich die Einfithrung der zweige-
teilten Laufbahn. Der Fraktion der CDU ist es ein beson-
deres Anliegen, die Sondersituation unserer Polizei in der
Offentlichkeit herauszustellen. Wir sind der Uberzeugung,
dai} die Polizei gerade wegen dieser besonderen Aufgaben,
die sie wahrzunehmen hat, auch eine besondere Laufbahn
braucht. Auf keinen Fall darf es bei uns in Baden-Wiirt-
temberg bei der Polizei zu einer Akademisierung dieses Be-
rufs kommen.

(Beifall des Abg. Strébele CDU)

Aus der Sicht der CDU-Fraktion wird eine zweigeteilte
Laufbahn zu einer vollig neuen Polizeiphilosophie und da-
mit zu einer anderen Polizei als heute fiihren. Bei einer
zweigeteilten Laufbahn kann man letztendlich nur noch
Abiturienten bzw. Fachhochschulabginger gebrauchen.
Rund 90Y% aller Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten,
meine Damen und Herren, kommen heute noch immer oh-
ne Abitur zur Polizei. Was geschehen muB, ist letztendlich
eine bessere Bezahlung, fir die wir wohl alle gemeinsam
hier in diesem Parlament eintreten kénnen.

Die CDU-Fraktion wird mit anderen Bundeslindern ge-
meinsam dafiir kimpfen, daB auf Bundesebene entspre-
chende Regelungen kommen, die fiir alle Polizeibeamten
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die richtige Perspektive bieten. Auf alie Fille wollen wir als
CDU-Fraktion anch in Zukunft den Hauptschiiler mit Be-
rufsabschlufl ebenso bei der Polizei wissen wie den Schiiler
mit einem mittleren Abschluf im Rahmen der Einheits-
laufbahn.

Wir werden klar herausstellen, meine Damen, meine Her-
ren, daBl eine zweigeteilte Laufbahn fiir unsere Polizei
schiechter ist als eine Sonderlaufbahn.

Die CDU-Fraktion wird sich mit verschiedenen anderen
Bundeslindern zusammentun, und wir haben Kontakt auf-
genommen, um auf Bundesebene entsprechende Regelun-
gen durchzusetzen. Die CDU-Fraktion wird sich insbeson-
dere den Initiativen Nordrhein-Westfalens und Bayerns
anschlieBen, um auf Bundesebene etwas zu erreichen. Man
kann sich durchaus vorstellen - ich sage dies nicht als Vi-
sion, sondern ich sage dies als in naher Zukunft auch reali-
sierbares Vorhaben -, dal} eines Tages der mittlere Dienst
in A7 oder A 8 beginnt und Moglichkeiten bis zur Besol-
dungsgruppe A 11 bietet.

IDie CDU-Fraktion ist sich dariiber im klaren, da3 solche
Regelungen enormer Kraftanstrengungen bediirfen. Mo-
mentan geht es, wie bereits erwihnt, darum, das Struktur-
programm in die Tat umzusetzen, das bereits jetzt beachtli-
che Verbesserungen bringt. Wir werden aber parallel dazu
initiativ bleiben, um eine insgesamt noch bessere Regelung
in den Bereichen Ausbildung und Besoldung zu erreichen.
Wenn uns dies gelingt, kénnen einige Regelurigen des jetzi-
gen Strukturprogramms, die auch kritisiert werden, als et-
ledigt betrachtet werden. Hier meine ich insbesondere auch
diese Kurzlehrginge fiir den Aufstieg bis in die Besol-
dungsgruppe A 11 und insbesondere auch die Sorgen, die
von Beamtinnen und Beamten geduBert werden, die sich
derzeit zwischen dem 35. und dem 50. Lebensjahr befin-
den. Die CDU-Fraktion versichert, mit den Polizeigewerk-
schaften ebenso wie mit den Polizeibeamtinnen und Poli-
zeibeamten den Dialog in dieser so wichtigen Frage fortzu-
setzen.

Ich bitte, den Antrag der Fraktion der CDU und der Frak-
tion der SPD anzunehmen und die Antrige der Fraktion
Die Republikaner und der Fraktion der FDP/DVP abzu-
lehnen.

(Beifall bei der CDU)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Das Wort hat Herr Abg.
Schrempp.

Abg. Schrempp SPD: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Um auch die anderen Kolleginnen und Kollegen
nicht auf die Folter zu spannen: Wir beantragen hiermit
namentliche Abstimmung iiber den gemeinsamen Antrag
von SPD und CDU.

(Beifall bei d.er SPD und Abgeordneten der
cowy

Uber die Strukturverbesserungen fiir die Polizei haben wir
hier ja mehrfach diskutiert. Ein Grund dafiir, dall Struk-
turverbesserungen durchgeliihrt werden miissen, ist im iib-
rigen auch die Kriminalititsentwicklung, iber die wir un-
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ter Tagesordnungspunkt 9 in einem Teilbereich heute noch
sprechen werden. Die Zahl der bekanntgewordenen Straf-
taten liegt ja jetzt bereits iiber 520 000 pro Jahr, und dies
macht uns erhebliche Sorge.

In diesem Parlament — Herr Kiesswetter, Sie haben darauf
hingewiesen - haben wir, ich erinnere mich daran, am
12. Dezember 1991 in einer nichtlichen Sitzung sehr hart
darum gerungen, die zweigeteilte Laufbahn in Baden-
Wiirttemberg einzufithren. Ich habe damals darauf hinge-
wiesen ~ ich will jetzt ein paar Begriindungen fiir diejeni-
gen liefern, die hier lauthals die zweigeteilte Laufbahn for-
dern, damit sie diese Begriindungen vielleicht iibernehmen
konnen; sie sind etwas stichhaltiger als die, die hier vorge-
tragen worden sind -,

(Zuruf des Abg. Rapp REP}

und dies gilt, auch was Strukturverbesserungen fiir die Po-
lizei angeht, dall durch schwierige Beweisanforderungen,
durch die Komplexitit bei der Fortentwicklung des Rechts,
durch neue Formen der Kriminalitit wie zum Beispiel das
organisierte Verbrechen und schlieBlich durch die immer
wichtiger werdende Verkehrssicherheitsarbeit Strukturver-
besserungen fiir die Polizei dringend notwendig sind. Hé-
here Anforderungen, meine Damen und Herrn, bedingen
héhere Qualifikation und damit notwendigerweise Struk-
turverbesserungen bei der Polizei.

Ziel unseres gemeinsamen Antrags ist es daher, zu gewihr-
leisten, daf} die Polizei des Landes auch in Zukunft in der
Lage ist, ihre Aufgaben zu erfiillen, Wir werden der Polizei
eine klare Berufsperspektive erdffnen, eine leistungsge-
rechte Bezahlung bieten und den ihr zustehenden Stellen-
wert erhdhen und sichern.

Die besten Gesetze - das wissen wir auch -~ nutzen nichts,
wenn sie nicht durchgesetzt werden. Das Gewaltmonopol
des Staates muB} daher erhalten, die innere Sicherheit als
Bestandteil des demokratischen Rechtsstaats gewahrleistet
werden.

In dem vorliegenden gemeinsamen Antrag von CDU- und
SPD-Fraktion - es ist im dibrigen der erste gemeinsame; so
wichtig ist uns die Polizei - sind die Eckpunkte der Koali-
tionsvereinbarung dargestellt, die zum Teil erheblich Giber
das vom Landtag in der vergangenen Legislaturperiode be-
schlossene Besoldungsstrukturprogramm hinausgehen. Wir
legen nun Wert auf die Feststellung, daf} diese Koalitions-
vereinbarung ohne Abstriche in dieser Legislaturperiode
durchgefiihrt wird. Wir legen auch Wert auf die Feststel-
lung, daB entsprechende weitere MaBnahmen in der niich-
sten Legislaturperiode folgen miissen. Auch durch diese
klare Aussage geben wir der Polizei eine Zukunftsperspek-
tive.

Der Anteil des gehobenen Dienstes wird durch 400 Hebun-
gen aus dem mittleren Dienst noch in diesem Jahr 1992
und dann in den Folgejahren jeweils mit 650 Hebungen
jahrlich, also insgesamt 3 000 Aufstiegshebungen, wesent-
lich erhéht. Die Stellen werden voll durchgeschliisselt.

{Abg. Weimer SPD: Sehr gut!)

Auch dies ist ein wichtiger Punkt.
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Der erste Qualifikationsiehrgang zum vereinfachten Auf-
stieg im gehobenen Dienst hat bereits vor zwei Tagen am
19. Oktober begonnen. Zirka 350 lebensiltere Beamtinnen
und Beamte werden in diesem Jahr direkt in die Besol-
dungsgruppe A 10 aufsteigen kénnen.

Uns ist bekannt, daB auch wegen der kurzen Zeit der Um-
setzung einige Schwierigkeiten aufgetreten sind. Ich bin
dem Herrn Innenminister dankbar, dal3 er in einem Fern-
schreiben darauf hingewiesen hat, daB die friihzeitige Be-
teiligung der Personalvertretungen erwilinscht ist und daf3
damit diese Schwierigkeiten behoben werden kdnnen.

Dariiber hinaus werden wir in den niichsten vier Jahren
zur Verbesserung der Polizeidichte viermal 400 neue Stel-
fen fiir die Polizei einrichten, davon 300 Stellen im gehobe-
nen und héheren Dienst. Damit wird der Anteil des geho-
benen Dienstes von 18 auf 34 % erhdht. Fir alle diejenigen,
die hier etwas Falsches gesagt haben: Die Innenminister-
konferenz hat beschlossen, bis zum Jahr 2000 den Anteil
des gehobenen Dienstes bei der Polizei auf 409 plus/mi-
nus 109 zu erhéhen. Damit haben wir den Beschiull der
Innenministerkonferenz, der das fiir das Jahr 2000 in Aus-
sicht gestellt hat, bereits im Jahre 1996 erfiillt.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der
CDU)

lch glaube, dies ist ein entscheidender Punkt.

Nun wissen wir, daB die Kapazititen der Fiihrungsakade-
mie in Hiltrup wahrscheinlich nicht mehr ausreichen wer-
den. Wir werden priifen, ob die Notwendigkeit besteht, fiir
die siidlichen Bundeslinder eine zweite Fithrungsakademie
einzurichten. Wenn dies alles nicht so schnell geht - wir
wollen, so steht es im Antrag, den Anteil des hoheren
Dienstes auf etwa 2 %, verdoppeln -, miilten wir uns auch
{iber Qualifikationslehrginge fiir den hoheren Dienst un-
terhalten, beschriinkt auf die Zeit, in der es nicht anders
geht.

Durch die geplanten MaBnahmen werden in den niichsten
vier Jahren 15 500 Beférderungen bei der Polizei durchge-
fiihrt. Dariiber hinaus wird die Fachhochschule, die in die-
sem Jahr bereits auf 500 Pliize ausgebaut wurde, im nich-
sten Jahr auf 750 Pliize erweitert. Meine Damen und Her-
ren, damit kénnen alle diejenigen, die vorhin angespro-
chen wurden - fiir die angeblich nichts gemacht wird -,
wenn sie die Voraussetzungen erfiillen, die Fachhochschule
fir Polizei besuchen, was sie bisher nicht konnten.

Meine Damen und Herren, neben der Erweiterung der
Landespolizeischule muf} dringend auch die Bereitschafts-
polizei verstarkt werden. Da sind wir momentan etwas zu
schwach. Ich sage hier ausdriicklich fiir die SPD-Landtags-
fraktion auch mit Blick auf die Regierungsbank, und zwar
insgesamt, daB wir fir die Einrichtung der Wildermuth-
Kaserne in Boblingen sind und nicht fiir andere MaBnah-
men int diesem Bereich.

Die SPD-Landtagsfraktion tritt im ibrigen dafiir ein, daB}
die entsprechenden Bundesratsinitiativen, die in dem An-

trag dargestellt sind, méglichst bald ergriffen werden. Der
Bundesrat hat ja den Vorschlag gemacht, das Eingangsamt
des mittleren Dienstes wenigstens von A 6 auf A 7 anzuhe-
ben.

Besonders wichtig ist uns eine Ausbildungsreform, mit der
wir das Fach- und Beratungsgruppensystem einrichten
wollen. Wir wollen, daB den Polizeibeamten mit Abitur
oder Fachhochschulreife keine Nachteile entstehen, indem
wir jetzt auch fir Abiturienten verbesserte Aufstiegs- und
Beforderungsméglichkeiten schaffen. Ich mdéchte aus-
dricklich darauf hinweisen, daB3 auch durch die Erhéhung
der Kapazitit bei der Fachhochschuie fiir Polizei der An-
teil des gehobenen Dienstes kiinftig weiter wachsen wird.
Von den insgesamt 6 800 Stellenhebungen und Neustellen
werden iiber die Fachhochschule fiir Polizei 1315 Beam-
tinnen und Beamte in den gehobenen Polizeivollzugsdienst
aufsteigen konnen. Dies ist eine Rekordzahl. So viel hatten
wir in den vergangenen Jahren nie.

(Abg. Weimer SPD: Sehr gut!)

Angesichts der schwierigen Haushaltslage - um das einmal
sehr deutlich darzustellen - und angesichts der Tatsache,
daf auBler fiir die Polizei auch fiir Lehrer und fiir die Justiz
neue Stellen geschaffen werden, ist das, glaube ich, ein er-
folgreiches Strukturprogramm, das die Polizei allerdings
auch verdient hat.

{Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, ich will jetzt ein paar Sitze zur
zweigeteilten Laufbahn sagen; Sie erwarten das. Neben den
dargestellten richtigen und wichtigen MaBinahmen konnte
die SPD zu unserem grofen Bedauern in den Koalitions-
vereinbarungen auch durch viele Gespriche nicht errei-
chen, dall die zweigeteilte Laufbahn in Baden-Wiirttem-
berg eingefithrt wird. Um jedoch einmal alle Mif3verstand-
nisse auszurdumen, mull festgestellt werden, dafl die Ein-
filhrung der zweigeteilten Laufbahn fiir die sich bereits im
Dienst befindlichen Beamtinnen und Beamten kurzfristig
iiberhaupt nichts bringt.

(Abg. Schittle CDU: Das ist eine gute Feststel-
lung?)

— Ja, das muB man feststellen, weil man das drauBen im-
mer ein bifichen anders gesehen hat.

(Zuruf des Abg. Schlauch GRUNE)

- Herr Schlauch, ich komme ja darauf. - Deswegen stelle
ich genauso ausdriicklich fest, dali die SPD aus einem an-
deren Grund nach wie vor fiir die Einfiilhrung der zweige-
teilten Laufbahn ist, namlich weil wir nur dann kurz- und
mittelfristig die qualifizierten Bewerberinnen und Bewer-
ber bekommen kénnen.

(Abg. Dr. Doring FDP/DVP: Sind Sie fiir die
zweigeteilte Laufbahn?)

— Wir sind nach wie vor dafiir.

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Ab wann?)
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Vor dem Hintergrund dieser Schwierigkeiten mdchte ich
die Kolleginnen und Kollegen der CIDU-Landtagsfraktion
mit der notwendigen Zuriickhaltung, aber auch mit alier
Hoffnung bitten, sich die derzeitige Beschlul3lage der ver-
schiedenen Bundestinder noch einmal anzuschauen. Von
16 Bundeslindern haben neun vollstindig oder zumindest
fiir die Kriminalpolizei die zweigeteilte Laufbahn faktisch
oder tatsdchlich eingefiihrt. Diesen stehen drei Bundeslidn-
der ohne klaren Beschlufy gegeniiber, und zwei Bundeslin-
der sind fiir die Sonderlaufbahn Polizei.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von der CDU, wir sollten uns hier sicher noch einmal
dariiber unterhalten. Mir ist klar, daB dies derzeit nicht
geht. Insofern haiten wir uns natiirlich auch an unsere Ab-
sprache. Wir bekennen Vertragstreue. Aber wir miissen in
dieser Legislaturperiode sicher noch einmal iiber all dies
sprechen.

Zum Schlull mdchte ich noch eines sagen: Das von mir
soeben genannte notwendige Strukturverbesserungspro-
gramm fiir die Polizei in diesem Land ist sehr gut, ehrgeizig
und erfolgreich. Ich habe bei allen anderen Antragstellern
bedauerlicherweise keine Ausfithrungen dariiber gehort,
wie sie die gegenwirtigen Strukturen fiir diejenigen Poli-
zeibeamtinnen und Polizeibeamten, die bereits ihren
Dienst tun, kurzfristig verbessern wollen. Ich meine, daB
wir alleine Vorschlage gemacht haben und dal wir da auch
gut sind. Mit diesem Strukturprogramm haben die Koali-
tionsfraktionen bewiesen, daB sie tatkriiftig dubei sind, die
Koalitionsvereinbarungen in vollem Umfang umzusetzen.

(Beifall bei der SPD)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Hacki.

Abg. Hackl GRUNE: Herr Prisident. meine Damen und
Herren! Eines vorweg: Die Griinen stehen auch nach der
Wahl - das méchte ich auch an die Kollegen auf der linken
Seite sagen — uneingeschriankt zur zweigeteilten Laufbahn.

(Abg. Schrempp SPD: Das habe ich doch gerade
auch gesagt! - Abg. Weimer SPD: Haben Sie
iiberhaupt zugehort?)

Wir wollen Sie nachher auch dazu auffordern, einen ent-
sprechenden Grundsatzbeschlud zur zweigeteilten Lauf-
bahn mitzutragen.

(Abg. Schrempp SPD: Ja, ja, klar!)

Wir brauchen allerdings keine — da mdchte ich einige An-
merkungen an die Kollegen auf der ganz rechten Seite
richten — selbsternannten Retter der Polizei. Denn nicht
umsonst haben sich alle Kollegen, die auf die StraBe ge-
gangen sind und die fiir die zweigeteilte Laufbahn demon-
striert haben, immer wieder von den Kollegen von ganz
rechts hier distanziert

(Lachen bei Abgeordneten der Republikaner)

und sich immer wieder dagegen gewehrt, von ihnen verein-
nahmt zu werden, und das mit gutem Grund.
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{(Zuruf des Abg. Trageiser REP)

Sie haben hier, licbe Kolleginnen und Kollegen, auch
nichts Neues gebracht. Die zweigeteilte Laufbahn wurde in
der letzten Legislaturperiode zuerst von den Kollegen der
SPD, der FDP/DVP und der Griinen gefordert und immer
wieder eingeklagt. Das sollte man hier einmal festhalten.

(Abg. Schrempp SPD: Das ist klar! Wir wissen
das! Wir haben das immer wieder bestétigt!)

Die rechte Seite sollte nicht immer wieder so tun, als ob et-
was Neues hereingetragen worden wire. Ich meine, dafl
sich die Republikaner nur als Trittbrettfahrer betitigen
und nichts Neues in die Debatte einbringen.

{Lachen bei den Republikanern - Abg. Dr.

Schlierer REP: Erzdhlen Sie das einmal den Poli-

zeibeamten! - Abg. Deuschle REP: Mirchener-
zédhler!)

Das mochte ich auch mit Blick auf die Polizeikollegen sa-
gen, die meinen, dafl von dort fir sie etwas herauskomme.

(Lachen des Abg. Deuschle REP)

Zunachst einmal auch ein Wort an die Regierungsfraktio-
nen. Ich meine, dal mit dem Strukturprogramm ein guter
Anfang gemacht worden ist. Wir mdchten das wirklich an-
erkennen. Da steht sehr vieles drin, was von den Kollegen
vor Ort - ich habe in den Polizeidirektionen selbst einige
Gespriche gefiihrt — auch lange sehnsiichtig erwartet wor-
den ist und was zumindest kurzfristig eine Verbesserung
bringen wird. Dazu geh&rt zum Beispiel die Verbesserung
der Uberstundenvergiitung, dazu gehdren zum Beispiel
auch die Neustellen. Ich meine, das wird auch drauflen in
der Praxis anerkannt.

Ich denke allerdings, man hitte dabei nicht stehenbleiben
diirfen. Man sollte heute und jetzt den Grundsatzbeschluf3
fiir die zweigeteilte Laufbahn fallen. An dieser zweigeteil-
ten Laufbahn entscheidet sich auch ein billchen das Bild
der Polizei in der Gesellschaft. Es ist unbestritten, dal die
Polizei sie verdient hat. Die Aufgaben haben zugenommen.
Die zweigeteilte Laufbahn brichte auch nach unserer Auf-
fassung - da werden sicher auch die Kollegen von den So-
zialdemokraten zustimmen - eine leistungsgerechte Bezah-
lung. Das wird auch von den verschiedensten Gutachten
sowohl fiir die Kripo als auch fiir die Schutzpolizei immer
wieder bestitigt.

Wenn das heute nicht beschlossen wird, dann, meine ich,
geht von der heutigen Sitzung ein sehr verheerendes Signal
fiir die Polizei aus. Wir haben schon jetzt die Situation,
daB soundso viele Ausbildungsstellen in der Polizeiausbil-
dung nicht besetzt werden konnen. Diesmal waren es
80 Stellen, und es werden noch mehr werden. Wenn wir
nicht wolien, daB diese Entwicklung fortgesetzt wird, dann
miissen wir ihr jetzt entgegensteuern. Dann miissen wir der
Polizei eine Perspektive geben. Das kann auch eine langfri-
stige Perspektive sein. Das mdchte ich auch an die Kolle-
ginnen und Kollegen auf der rechten Seite sagen. Es geht
nicht darum, von heute auf morgen die zweigeteilte Lauf-
bahn einzufiihren, und sie muB auch nicht in dieser Legis-
laturperiode eingefiihrt werden.
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(Hackl)
{Zuruf von der CDLU: Aha!)

Das kénnen wir nicht. Das ist nicht finanzierbar. Es geht
darum, der Polizei eine Perspektive zu geben und ihr zu sa-
gen: Leute, ihr seid uns das wert; wir wollen euch anheben.
Wir von der griinen Seite wollen der Polizei heute das Si-
gnal geben und nicht erst in der nichsten Legislaturperio-
de,

{Abg. Drexler SPD: Sehr gut!)

wie es auch in der SPD-Fraktion viele Leute immer wieder
anstreben.

Ich méchte noch etwas Weiteres dazu sagen. Wenn von der
SPD-Fraktion immer wieder gesagt wird, sie strebe auch
weiterhin die zweigeteilte Laufbahn an, dann fordere ich
Sie hiermit auch auf, auf die Finanzminister der Linder,
die von lhnen gestellt werden, Einflul zu nehmen; denn
sie haben erst kiirzlich beschlossen, den Anteil des gehobe-
nen Dienstes bei der Polizei bis zum Jahr 2000 auf 40 %, zu
beschrinken.

{Abg. Schrempp SPD: Plus/minus 10 %"
- 1n diesem BeschluB steht: 40 %

{Abg. Weimer SPD: Ihr seid auch in drei Landes-
regierungen drin!)

— Wenn diese Regelung kommt, dann ist die zweigeteilte
Laufbahn auf sehr lange Zeit aufgeschoben. Ich denke, das
kann keine Perspektive fiir die Polizei sein. Da fordere ich
die Kollegen auf, auf ihre Finanzminister im Bund einzu-
wirken und dort etwas zu tun.

Ich mdchte noch einmal kurz den Kollegen Schrempp zi-
tieren, der in der Debartte am 12. Dezember gesagt hat, Sie
wiirden, wenn Sie an die Regierung kiimen. die Fiirsorge-
pflichten des Arbeitgebers gegeniiber den Polizeibeamten
wahrnehmen. Ich hoffe, dal Sie das tun, und fordere Sie
deswegen auf, den Grundsatzbeschluf} fir die zweigeteilte
Laufbahn — wenn auch langfristig - heute zu fassen. Ich
mochte deswegen hiermit ankiindigen, dall wir Thren An-
trag zwar fiir im Ansatz richtig halten, ihm aber, da er die
zweigeteilte Laufbahn nicht enthilt, nicht zustimmen kon-
nen, sondern uns nachher in der Abstimmung dariiber der
Stimme enthalten werden.

(Beifall bei den GRUNEN)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Wilhelm. Ich habe Sie allerdings darauf hinzuweisen,
daB Sie nur noch eine Redezeit von | Minute haben.

{Abg. Brinkmann SPD: Maximal! — Zurufe von
der CDU)

Abg. Wilhelm REP: Herr Priisident, meine sehr geehrten
Damen und Herren! Liebe Kollegen, dann mache ich es
eben kurz.

Nach unserer Uberzeugung ist ausschlieBlich die zweige-
teilte Laufbahn bei der Polizei geeignet, die schwierigen
Strukturprobleme, aber auch andere Verwerfungen im in-

neren Gefilge der Polizei, zum Beispiel im Fithrungsbe-
reich, auf Dauer zu 1&sen.

Zu den anfallenden Kosten im Realisierungsfall sage ich
nur soviel: Vor dem Hintergrund der angespannten Haus-
haltslage vertreten die Republikaner die Auffassung, dafl
bei einem begrenzten Budget klare Priorititen bei den Aus-
gaben gesetzt werden miissen,

{Abg. Drexler SPD: Welche?)

Fiir uns und den iiberwiegenden Teil unseres Volkes hat
eben die innere Sicherheit einen herausragenden Stellen-
wert und oberste Prioritit.

(Beifall bei den Republikanern — Abg. Schrempp

SPD: Das ist nicht [hr Erfolg' — Zurufe des Abg.

Biitikofer GRUNE, u. a.: So viele Prozente hatten
Sie nicht, meine Herren!)

Wenn Sie von SPD und CDU, die Sie zur Zeit in der Ver-
antwortung flir die innere Sicherheit stehen, das auch so
sehen. dann miiite [hnen eine an Priorititen ausgerichtete
Ausgaben- und Finanzierungspolitik im Sinne unseres heu-
tigen Antrags mdglich sein.

(Abg. Kuhn GRUNE: So, jetzt kommt wieder die

ndtige Ruhe auf! - Abg. Weimer SPD: Die ist

auch notwendig! - Abg. Kuhn GRUNE: Ich habe
ja gesagt, die ist n&tig!)

Wenn Sie, meine Damen und Herren von der SPD und der
CDU, ebenfalls Mut, Anstand und Ehrlichkeit zeigen wol-
len, dann beweisen Sie dies durch ein Ja zu unserem An-
trag, mit dem wir die vorbehaltlose Einfithrung der zweige-
teilten Laufbahn fir die Polizei fordern.

{Beifall bei den Republikanern — Zuruf des Abg.
Drexler SPD)

Meine Damen und Herren von der SPD,
(Abg. Weimer SPD: LaB die Luft raus!)

Sie beklagten oder beschrieben vor der Landtagswahl un-
fiberhdrbar einen Zustand im Bereich der Polizei, den Sie
nicht zu vertreten hitten. Mittlerweile haben Sie ihn zu ver-
treten. Das konnen Sie durch noch so aktionistisches
Draufsatteln in dem sogenannten Strukturprogramm nicht
verbergen. Heute wird hier im Parlament fiir die Offent-
lichkeit und jeden Polizeibeamten sichtbar, dafl Sie diesen
fiir die Polizei miBlichen Zustand nicht abzustetlen gewillt
sind.

Meine Damen und Herren von SPD und CDU, die Stunde
der Wahrheit in der Frage der vorbehaltlosen Einfithrung
der zweigeteilten Laufbahn fiir die Polizei ist hier und heu-
te im Landtag von Baden-Wiirttemberg eingeldutet. Jetzt
missen Sie beweisen, daB es Ihnen ernst war und auch
noch ist, vor Berufsvertretungen und protestierenden Poli-
zeibeamten im Wahlkampf und davor abgegebene Verspre-
chen einzuldsen. Die von Thnen vor dem 5. April 1992 er-
hoffte und beschworene Mehrheit fiir das Generalanliegen
der Polizei kann heute im Parlament fiir jedermann sicht-
bar unter Beweis gestellt werden.
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f Withelm)

(Zuruf des Abg. Biitikofer GRUNE - Abg. Wei-
mer SPD: Schneller reden!)

Das setzt allerdings voraus, dal Sie sich in dieser Frage zu
Ehrlichkeit, Anstand und politischer und persdnlicher
Glaubwiirdigkeit bekennen.

(Beifall bei den Republikanern — Glocke des Pri-
sidenten)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Herr Abgeordneter, ich mdch-
te Sie bitten, zum Schluf} zu kommen.

Abg. Wilhelm REP: Was in drei Teufels Namen hindert Sie
eigentlich daran, diesem Antrag, der noch vor wenigen
Monaten inhaltlich der Thre war, zuzustimmen ?

Meine Damen und Herren, insbesondere Sie von der SPD,
(Zuruf des Abg. Brinkmann SPD)

erinnern Sie sich doch bitte einmal an das vom Innenmini-
ster des Landes Nordrhein-Westfalen in Auftrag gegebene
Gutachten zur Bewertung der Schutzpolizei. Sinnigerweise
war der Auftraggeber ein Mann der SPD. Wir beanstanden
daher auch gar nicht, daBl Sie von der SPD} mit diesem
Gutachten ftichendeckend im Wahlkampf durch die
Wahlkreise zogen, insbesondere auch der Abgeordnete Bir-
zele,

(Zuruf des Abg. Biitikofer GRUNE)

dabei den Polizeibeamten alles versprachen, wihrend die
CDU ihren heutigen Partner der Unfédhigkeit zieh, entspre-
chend den Aussagen des Gutachtens zu handeln.

(Abg. Schrempp SPD: Wer hat Thnen denn das
aufgeschrieben?)

Polizeibeamte und grofBe Teile der Bevilkerung erbost vor
allern die unleugbare Tatsache, dal Sie von der SPD nach
der Landtagswahi anders sprachen, als Sie vor der Wahl in
vielen Reden und AuBlerungen - -

(Beifall bei den Republikanern - Glocke des Pri-
sidenten)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Herr Abgeordneter, ich mufl
Sie ein zweites Mal auffordern, zum SchluB zu kommen.
Sie haben Ihre Redezeit bereits um mehr als 2 Minuten
iiberzogen.

(Abg. Schottle CDU: SchiuB jetzt! - Lebhafte Un-
ruhe)

Abg. Wilhelm REP: Ich habe eigentlich gehofft,

(Abg. Weimer SPD: Wischen Sie sich den
Schaum vom Mund!)

daB bei meinem ersten Redebeitrag intelligentere Zwi-
schenrufe kommen, aber ich wurde leider enttiuscht.

(Abg. Weimer SPD: Dann fiihren Sie sich ordent-
lich auf?)
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Herr Prisident, meine Damen und Herren! Die Fraktion
Die Republikaner beantragt ebenfalls namentliche Abstim-
mung zu ihrem Antrag.

(Beifall bei den Republikanern)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Zimmermann.

Abg. Zimmermann CDU: Herr Prisident, meine Damen
und Herren! Ich mull mich doch noch einmal melden.

(Lebhafte Unruhe)

Es ist bedauerlich, dal} hier von ,,Schaumschligerei** die
Rede war. Es ist im Interesse unserer Polizeibeamtinnen
und Polizeibeamten schade, dall man dieses Thema noch
immer seitens der Republikaner emotionalisiert,

(Zurufe von den Republikanern: Was?)

Unsere Beamtinnen und Beamten haben es verdient, dal
wir uns ins Zeug legen und mit sachlichen Argumenten ei-
nen Weg finden, daBl die gesamte Struktur der Polizei von
der Ausbildung bis zur Besoldung verbessert wird.

Ich warne noch einmal davor, die zweigeteilte Laufbahn
einzufithren, weil sie einfach schlechter ist als eine Sonder-
laufbahn fir die Polizei.

{Beifall bei der CDU}

Der Beruf des Polizeibeamten darf in diesem Lande nicht
verakademisiert werden.

(Zuruf des Abg. Schiauch GRUNE)

Wenn wir die Stirke der Polizei in diesem Lande halten
und ausbauen wollen, missen wir den Zugang zu diesem
Beruf den gestandenen Personlichkeiten dieses Landes, die
einen Beruf und eine Ausbildung haben, auch noch ermdg-
lichen.

{Beifall bei der CDU)

Wir konnen nicht verlangen, dal} sie im Alter von 30 Jah-
ren und mehr das Abitur nachholen. Sie miissen einen Ein-
stieg in den Polizeiberuf haben. Das hat die Qualitédt der
Polizei in Baden-Wiirttemberg iiber Jahrzehnte ausge-
macht. Dies wollen wir uns nicht kaputtmachen lassen. Ich
bin dafiir, dall wir mit den Gewerkschaften und den Beam-
tinnen und Beamten daflir kiampfen, daB wir eine bessere
Struktur bekommen. Der Einstieg ist mit unserem Struk-
turprogramm gewidhrleistet. Das, was hier als Polemik an
den Tag gelegt wird, fiihrt nach hinten und nicht nach vor-
ne.

(Beifall bei der CDU)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Das Wort hat der Herr Innen-
minister.

Innenminister Birzele: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Die Situation der Polizei in Baden-Wiirttemberg
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ist schwierig. Das wird von keiner Fraktion dieses Hauses
bestritten. Die Polizeidichte betrigt gegenwiirtig nach der
neuen Berechnungsmethode, auf die sich alle Bundesldn-
der geecinigt haben - da werden die Ausbildungsstellen
nicht mehr mit einbezogen —, 1:427. Wir sind damit ge-
meinsam mit Nordrhein-Westfalen am Ende der Flichen-
staaten.

(Zuruf von der CDU: In guter Gesellschaft?)

Bei dem Anteil des gehobenen und hoheren Dienstes hat
die Polizei in Baden-Wiirttemberg gegenwirtig eifien Ge-
samtanteil von 17,8 ¥, das Saarland von 14,3 %. Alle ande-
ren Bundeslinder liegen iiber diesem Prozentsatz, Fiir das
Bundesland Thiiringen liegen keine Angaben vor.

{Zuruf von der SPD: Da gibt es keine!)

Weil sich beide Koalitionsfraktionen itber diese Situation
véllig im klaren waren, haben sie in der Koalitionsverein-
barung wesentliche Verbesserungen fir die Polizei be-
schlossen. Es ist keine Strukturentscheidung getroffen wor-
den, aber es sind auBerordentlich umfangreiche Verbesse-
rungen fiir die Polizei vorgesehen worden.

Ich will nur zwei erwidhnen: 400 zusitzliche neue Stellen
pro Jahr und insgesamt 3 000 Hebungen in dieser Legisla-
turperiode. Das sind zirka 15500 Beférderungen; Es ist
aber klarzustellen, daB dadurch nicht alle Probleme, die im
Polizeibereich vorhanden sind, insgesamt geldst sind. Das
behauptet von den Koalitionsfraktionen auch niemand,
denn gerade die Koalitionsfraktionen sind sich dariiber im
klaren, dal Verbesserungen fiir die Polizei schon aus Ko-
stengriinden nur stufenweise eingefilhrt und umgesetzt
werden kdnnen.

Es ist richtig, daB es gerade bei den Polizeiobermeistern ei-
ne gewisse Problematik gibt. 2 500 bis 2 800 Polizeiober-
meister werden in dieser Legislaturperiode befordert wer-
den. Wie die Beforderungen nach 1996 sein werden, also
die weitere Zukunft aussieht, hiingt von den Entscheidun-
gen ab, die entweder in dieser Legislaturperiode noch ge-
troffen oder nach 1996 gefallt werden miissen. Selbstver-
stindlich hingen alle weiteren Mafinahmen auch davon
ab, welche Finanzierungsspielrdume bestehen.

Ich méchte jetzt einmal zu dem Antrag der Republikaner
kommen. Sie, Herr Troll, haben gesagt, Sie forderten die
sofortige vollstindige Einfilhrung. In Ihrer Begriindung
heilit es dann allerdings, daB bei der Realisierung der zwei-
geteilten Laufbahn schrittweise vorzugehen sei — ein be-
merkenswerter Widerspruch. Auch hier empfehlen sich
prizise Angaben.

Dann heiBt es zwei Sitze weiter:

Der Aufstieg und die Uberleitung der im mittleren
Dienst befindlichen Beamten in den gehobenen
Dienst ist innerhalb eines Fiinfjahresplanes zu ver-
wirklichen.

Wenn man einmal zugrunde legt — das sind vereinfachte
Berechnungen; ich nenne jedoch die Zahlen, damit Sie es
nachpriifen kénnen ~, daB} gegenwirtig rund 18 000 Beam-

te im mittleren Dienst sind, wenn Sie weiter den Betrag
von 15000 DM pro Beamten und Jahr an Mehraufwen-
dungen zugrunde legen, dann bedeutet das im ersten Jahr
50 Millionen DM Mehraufwendungen und steigert sich bis
im fiinften Jahr auf 250 Millionen DM. Das bedeutet: Das
Kostenvolumen fiir [Thren Funfjahresplan betrigt 750 Mil-
lionen DM.

‘Dann miissen Sie der Ehrlichkeit halber auch klar sagen,

wie Sie dies finanzieren wollen. Dabei sollten Sie es sich
nicht so einfach machen, nur global irgendwelche Haus-
haltsstellen zu benennen. Wir sind auf die entsprechenden
Vorschlige bei den Haushaltsberatungen gespannt.

(Glocke des Prisidenten)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Herr Minister, gestatten Sie ei-
ne Zwischenfrage des Herrn Abg. Deuschle?

Innenminister Birzele: Bitte sehr.

Stellv. Priisident Dr.
Deuschle.

Geisel: Bitte schon, Herr Abg.

Abg. Deuschle REP: Herr Innenminister, kénnen Sie besti-
tigen, daB die Kosten des Asylhaushalts in diesem Jahr bei
rund 800 Millionen DM liegen und dal} sich diese bis in
zwei Jahren auf zirka 1 Milliarde DM in Baden-Wiirttem-
berg erhiihen werden? Ich kann Thnen sagen: Da haben Sie
Einsparpotentiale fir die finanzielle Absicherung der Po-
lizet.

(Zurufe, u. a. Abg. Schlauch GRUNE: Wo wollen
Sie da einsparen? — Unruhe)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Minister.

Innenminister Birzele: Herr Kollege Deuschle, den ersten
Teil Threr Frage kann ich nicht bestitigen, weil der Betrag
ungefihr die Hilfte dessen ist, was Sie gesagt haben. Sie
werden aus dem Staatshaushaltsplan 1993/94 ersehen, da3
die Kosten fiir die Unterbringung von Asylbewerbern im
Jahre 1994 gegenwirtig mit zirka 900 Millionen DM ver-
anschlagt werden miissen, aber so, wie Sie sich die Finan-
zierung vorstellen — deshalb habe ich gesagt, Sie miissen ei-
nen realisierbaren Finanzierungsvorschlag vorlegen —, geht
es aus einer ganzen Reihe von Griinden nicht, Tch will das
hier nicht weiter darstellen, weil es den vier Fraktionen im
Haus, die links von Ihnen sitzen, véllig klar ist.

(Abg. Auer REP: Bei den Haushalisberatungen
kriegen Sie die Antwort! — Abg. Kuhn GRUNE:
Einmal nachlesen, Herr Deuschle!)

Ich will ein Beispiel bringen, meine Damen und Herren
von den Republikanern, wie man keinesfalls argumentie-
ren sollte. [ch zitiere aus Threm eigenen Antrag. Da heifit es
auf Seite 2 unten in der Begriindung:

Im Vergleich erhdlt heute ein 30jdhriger verheirateter
Polizeiobermeister mit zwei Kindern ein Nettogehalt,
das unter dem Sozialhilfesatz fiir eine Familie mit
zwei Kindern im Alter von 13 und 13 Jahren liegt.
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Sie vergleichen: 30jihriger POM - zwei Kinder im Alter
von 13 und 15 Jahren.

(Abg. Drexler SPD: Das geht nur bei den Repu-
blikanern!)

Ich will jetzt gar nicht auf das Alter der Kinder weiter ab-
heben — Sie sollten sich aber auch bei diesen Beispielen
schon ein billchen mehr iiberlegen -, sondern will Thnen
nur sagen, daf} dieses Beispiel vollig falsch ist.

(Abg. Schlauch GRUNE: Herr Schlierer guckt
betreten in seine Akten!)

Ein 30jihriger Polizeiobermeister, verheiratet, zwei Kin-
der, im Wechselschichtdienst, hat Bruttobeziige von
4 069,86 DM, netto 3 721,20 DM. Wenn er den Dienstsitz
in Stuttgart hat, bekommt er Zuschlige. Er hat dann ein
Nettogehalt von 3 838,96 DM. Dies liegt unzweifelhaft
iiber der Sozialhilfegrenze.

Damit aber keine MiBverstindnisse aufkommen - und
deshalb pladiere ich dafiir, daB man sehr viel sorgfiltiger
mit den Beispielen umgeht —, betone ich, daB es auch bei
der Polizei titige Beamtinnen und Beamte gibt, deren Net-
toeinkommen unter den Sozialhilferichtwerten liegen. Ich
erwihne dazu einen konkreten Fall, der mit von der Lan-
despolizeidirektion Stuttgart mitgeteilt wurde, eines 21jdh-
rigen Polizeihauptwachtmeisters, verheiratet, ein Kind,
wohnhaft in Stuttgart, eingesetzt bei der Einsatzhundert-
schaft. Die Nettobeziige sind hier 3 010,04 DM. Dieser Be-
amte hat aufgrund seiner besonderen Situation eine einma-
lige Hilfe im Rahmen der Sozialhilfe fiir Bekleidung und
Sauglingsausstattung in Héhe von 2 860,00 DM erhalten,

(Glocke des Prisidenten)

Stellv. Priisident Dr, Geisel: Herr Minister, gestatten Sie ei-
ne Zwischenfrage des Herrn Abg. Withelm?

Innenminister Birzele: Sofort.

Genau aus diesem Grunde ist es notwendig, die auch in der
Koalitionsvereinbarung vorgeschenen MaBnahmen zu ver-
wirklichen, nimlich Anhebung der Eingangsgruppe von
A6 nach A7 und Schaffung einer Ballungsraumzulage,
denn damit wird gewahrleistet — ich glaube, das muB unser
gemeinsames Ziel sein —, dall Beamtinnen und Beamte in
der Polizei nicht zu Sozialhilfeempfingern degradiert wer-
den.

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Jetzt gestatten Sie die Zwi-
schenfrage. — Bitte, Herr Abg. Wilhelm.

Abg. Wilhelm REP: Herr Innenminister, haben Sie bei Ibh-
rem Rechenbeispiel von dem 30jéhrigen Polizeiobermeister
im Wechselschichtdienst die dienstungiinstigen Zeiten mit
eingerechnet? Wenn ja, dann erldutern Sie bitte, was es da-
mit auf sich hat,

Stellv, Priisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Minister.
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Innenminister Birzele: Die Zulage fiir den Dienst zu ungin-
stigen Zeiten ist eingerechnet, weil der Beamte ja im Wech-
selschichtdienst ist, Herr Kollege. Deshalb habe ich dies
auch ausdricklich betont. Diese Zulage betrigt 300 DM.
Aber auch wenn Sie diese 300 DM abzichen und er den
Dienst in Stuttgart nimmt, kommen Sie zu einem Nettoein-
kommen von ungefihr 3 790 bis 3 800 DM. Ihr Beispiel ist
deshalb falsch. Ich appelliere noch einmal an Sie, daB Sie,
wenn Sie Beispiele wihlen, auch sorgfaltig recherchierte
Beispiele verwenden und nicht auf diese Weise Stimmung
zu machen versuchen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der CDU
und der GRUNEN)

Ich war gerade bei der Ballungsraumzulage. Da hat mich
eines sehr erstaunt, Herr Kollege Kiesswetter — und damit
komme ich zum Antrag der FDP/DVP —: daB Sie bezwei-
feln, dall die Koalitionsvereinbarung umgesetzt wird, dal3
eine Ballungsraumzulage geschaffen und bezahlt werden
soll.

Wenn Sie die finanzielle Situation des Landes so einschit-
zen, frage ich mich, wie Sie diesen Antrag verstanden wis-
sen wollen. Soll nach Threr Auffassung bei der Annahme
Ihres Antrags in dieser Legislaturperiode mehr fiir die Po-
lizei getan werden? Wie finanzieren Sie dies dann, wenn
Sie eine Ballungsraumzulage fiir nicht finanzierbar halten?
Diese Frage sollten Sie offen beantworten.

Nun noch ein kurzes Wort zur Koalitionsvereinbarung. Es
ist einzurdumen - das wurde auch von den Vertretern der
CDU und der SPD klargestelit -, da3 eine Vereinbarung
iiber die Struktur der Polizeilaufbahn nicht getroffen wur-
de. Wir haben aber gemeinsam ganz wesentliche Verbesse-
rungen vereinbart und im Entwurf des Staatshaushalts-
plans fiir 1993/94 und bereits im Entwurf des Nachtrags-
haushalts 1992 umgesetzt. Ich bin den Koalitionsfraktio-
nen fiir ihren Antrag Drucksache 11/638, der heute auch
zur Abstimmung steht, dankbar, mit dem diese Koalitions-
vereinbarung fiir diese Legislaturperiode durch Beschluf3
des Parlaments festgeschrieben werden soll. Wenn dies so
festgeschrieben wird, werden wir uns nach Erfillung dieser
Zielsetzungen 1996 in einem wesentlich besseren Zustand
befinden als gegenwiirtig.

Die Potizeidichte wird dann ungefihr - das hiingt von der
Bevolkerungsentwicklung ab - 1: 400 betragen. Ich hoffe
das. Dies kann aber nicht garantiert werden, wenn der Be-
volkerungszuwachs sehr viel groBer ist. Der Sicherheits-
plan IT wird 1996 zu 94,4 Y, erfiillt sein.

Zur zweigeteilten Laufbahn 1Bt sich nicht genau sagen,
wie die Situation des Landes Baden-Wiirttemberg sein
wird, denn die BeschluBSlagen in den anderen Bundeslidn-
dern sind fiir 1996 nicht so konkret, sondern zielen auf das
Jahr 2000. Aber ich bin sicher, daB wir beim Anteil am ge-
hobenen und héheren Dienst fiir die Polizei in Baden-
Wirtternberg einen guten Mittelplatz erreicht haben wer-
den. Wir werden rund 34 % Beamte und Beamtinnen im
gehobenen und hdheren Dienst haben. Damit, meine Da-
men und Herren von der Fraktion GRUNE und der FDP/
DVP-Fraktion, wird mit diesen konkreten MaBnahmen in
dieser Legislaturperiode das erreicht werden, was auch mit
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dem von uns in der letzten Legislaturperiode eingebrachten
Antrag aufl Einfithrung der zweigeteilten Laufbahn hatte
erreicht werden sollen.

Angesichts der gegenwiirtigen Haushaltslage kann nie-
mand davon ausgehen, daf3 fiir die Polizei materiell mehr
hiitte getan werden konnen als das, was diese Koalition in
dieser Legislaturperiode tut. DDamit hat die Koalition be-
wiesen, dal} sie die Bedirfnisse der Polizeibeamnten ernst
nimmt, daB sie ihren schwierigen Dienst wiirdigt.

Die Landesregierung ist wie die Koalitionsfraktionen der
Auffassung, daB bundeseinheitliche Regelungen des
Dienst- und Besoldungsrechts notwendig sind, um zum ei-
nen die Attraktivitit des Polizeivollzugsdienstes zu steigern
und um zum anderen auch in der Zukunft die Funktionser-
fullung zu sichern. Dariiber hinaus muf} die Finheitlichkeit
der dienst- und besoldungsrechtlichen Bedingungen bei al-
len Dienstherren im wesentlichen gewahrt werden. Des-
halb bitte ich Sie namens der Landesregierung, dem An-
trag der Koalitionsfraktionen zuzustimmen.

(Beifall bei der SPD und der CIDU)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Meine Damen und Herren!
Weitere Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Damit ist
die Aussprache abgeschlossen.

Wir kommen nun zur Abstimmung (ber die drei vorliegen-
den Antrige. Bei allen drei Antrigen ist namentliche Ab-
stimmung beantragt.

Ich lasse zunéchst iiber den Antrag der Fraktion Die Repu-
blikaner, Drucksache 11/61, abstimmen, weil dieser An-
trag zweifellos der weitestgehende ist.

lch darf zuniichst fragen, ob der Antrag auf namentliche
Abstimmung die notwendige Unterstiitzung {indet.

(Abg. Deuschle REP: Alle!)

- Sie miissen sich durch Handzeichen dazu duBlern. - Er
findet die notwendige Unterstiitzung. Damit wird tiber die-
sen Antrag namentlich abgestimmt.

Ich darf kurz die Abstimmungsregeln bekanntgeben: Wer
diesem Antrag Drucksache 11/61 zustimmen mdchte, der
mége beim Namensaufruf mit Ja antworten. Wer ihn ab-
lehnen méchte, mége mit Nein antworten. Wer sich der
Stimme enthalten mchte, mdge mit ,,Enthaltung* antwor-
ten. Meine Damen und Herren, damit die Antworten hier
oben auch verstanden werden kdnnen, darf ich darum bit-
ten, wihrend der Abstimmung Ruhe zu bewahren. Der Na-
mensanfruf beginnt mit dem Buchstaben C.

Herr Abg. Schéffler, ich darf Sie bitten, den Namensaufruf
vorzunehmen.

(Unruhe — Glocke des Prisidenten - Namens-
aufruf)

Die Abstimmung ist geschlossen. Ich bitte, die Stimmen
auszuzihlen.

{Auszdhlen der Stimmen)

Meine Damen und Herren, ich gebe das Ergebnis der na-
mentlichen Abstimmung {ber den Antrag Drucksache
11/61 bekannt:

An der Abstimmung haben sich 134 Abgeordnete beteiligt.

Mit Ja haben 15 Abgeordnete gestimmt,
mit Nein 119.

Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

*

Mit J a haben gestimmt:

Auer, Biihler, Deuschle, Dr. Eckert, Herbricht, Konig, Krisch,
Liane Offermanns, Rapp, Reimann, Schaal, Dr. Schlierer, Tragei-
ser, Troll, Wilhelm.

Mit N ¢in haben gestimmt:

Albrecht, Bebber, Birgitt Bender, Birzele, Bloemecke, Brechtken,
Carla Bregenzer, Brinkmann, Buchter, Biitikofer, Dr. Caroli, Daf-
finger, Dopper, Dr. Daring, Drautz, Dreler, Drexler, Fleischer,
GaBmann, Dr. Geisel, Gobel, Géschel, Goll, Alfred Haas, Gu-
stav-Adolf Haas, Haasis, Hackl, Hauk, Heiler, Heinz, Dr. Hop-
meier, D1. Claudia Hitbner, Hund, Jacobi, Keitel, Kiel, Kiesecker,
Kiesswetter, Birgit Kipfer, Dr. Klunzinger, Ké&berle, Kdoder,
Kuhn, Kurz, Dr. Lang, Ursula Lazarus, Leicht, List, Eberhard Lo-
renz, Hans Lorenz, Maurer, Dr, Mauz, Mayer-Vorfelder, Meyer,
Mogg, Ulrich Miller, Dr. Walter Miiller, Nagel, Ostreicher, Oet-
tinger, Dr. Ohnewald, Pfister, Rau, Rebhan, Rech, Reddemann,
Redling, Reinelt, Dr. Reinhart, Remppel, Renz, Dr. Repnik, Riik-
kert, Dr. Salomon, Barbara Schifer, Dr. Schiuble, Dr. Scharf,
Scheffold, Scheuermann, Schlauch, Schlee, Schmiedel, Monika
Schnaitmann, Schéffler, Schottle, Schrempp, Dr. Marianne
Schultz-Hector., Rosely Schweizer, Seimetz, Sieber, Helga Solin-
ger, Dr. Spori, Stdchele, Dieter Stoltz, Gerhard Stolz, Stratthaus,
Straub, Strobele, Teimer, Teufel, Télg, von Trotha, Helga Ulmer,
Brigitte Unger-Soyka, Christa Vossschulte, Wabro, Walter, Wei-
mer, Dr. Weingirtner, Weiser, Wettstein, Weyrosta, Wieser, Bri-
gitte Wimmer, Wintruff, Dr. Witzel, Marianne Wonnay, Zeller,
Zimmermann.

*

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zu der bean-
tragten namentlichen Abstimmung iiber den Antrag der
Fraktion der FDP/DVP, Drucksache 11/365. Bevor ich
frage, ob der Antrag die notwendige Unterstiitzung findet,
muB ich zur Klarstellung noch eine Frage stellen: Ist der
Antrag so richtig, daB Sie beantragen, ,,... im mittleren
Dienst bei der Kriminalpolizei zu 100 %, und bei der Was-
s e r schutzpolizei zu 70 %, .. .7

(Abg. Weimer SPD: Sehr gut! Eine berechtigte
Frage!)

Denn es heiBt hier ,,WSchutzpolizei*, das heilit ,,Wasser-
schutzpolizei®.

(Abg. Kiesswetter FDP/DVP: Herr Prisident, ich
gehe davon aus, dafi das ein Druckfehler ist! -
Heiterkeit}
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- Weil es mir nicht ganz einleuchtend war, wollte ich mich
auf jeden Fall vergewissern. Sie wiinschen also, da Thr
Antrag lautet: ,,... bei der Kriminalpolizei zu 100 % und
bei der Schutzpolizei zu 70 %, . . .**

(Abg. Kiesswetter FDP/DVP: Sehr richtig!)

Jetzt frage ich, ob der Antrag die notwendige Unterstiit-
zung findet. - Dies ist der Fall.

Damit kommen wir auch hier zur namentlichen Abstim-
mung. Das Verfahren ist das gleiche: Wer zustimmen will,
antwortet mit Ja, wer ablehnen will, mit Nein, und wer
sich enthalten will, mit ,,Enthaltung*:.

{Unruhe - Glocke des Prisidenten)

Meine Damen und Herren, ich darf noch einmal herzlich
darum bitten, beim Namensaufruf Ruhe zu bewahren. Es
war bei der letzten Abstimmung schwierig, das Ergebnis
korrekt festzustellen, weil man die Antworten oft nicht ver-
stehen konnte, Bitte, bewahren Sie also Ruhe.

Ich bitte Frau Schriftfiihrerin Schweizer, den Namens-
aufruf vorzunehmen. Der Namensaufruf beginnt mit dem
Buchstaben .

(Namensaufruf)

Die namentliche Abstimmung ist geschlossen. Ich bitte,
das Ergebnis festzustellen, ‘

(Auszihlen der Stimmen)

Meine Damen und Herren, ich gebe das Ergebnis der na-
mentlichen Abstimmung iiber den Antrag der Fraktion der
FDP/DVP, Drucksache 11/365, bekannt:

An der Abstimmung haben sich 132 Abgeordnete beteiligt.

Mit Ja haben 20 Abgeordnete gestimmt,
mit Nein 112 Abgeordnete,

Damit ist auch dieser Antrag abgelehnt,

*

Mit J a haben gestimmt;

Albrecht, Birgitt Bender, Buchter, Biitikofer, Dr. Déring, Drautz,
Hackl, Jacobi, Kiel, Kiesswetter, Kuhn, Pfister, Renz, Dr. Salo-
mon, Dr. Scharf, Schlauch, Monika Schnaitmann, Gerhard Stolz,
Walter, Dr. Witzel.

Mit N ¢ in haben gestimmt:

Auer, Bebber, Birzele, Bloemecke, Brechtken, Carla Bregenzer,
Brinkmann, Bihler, Dr. Caroli, Daffinger, Deuschle, Ddpper,
Dreier, Drexler, Dr. Eckert, Fleischer, Galmann, Dr. Geisel, Go-
bel, Goschel, Gotl, Alfred Haas, Gustav-Adoif Haas, Haasis,
Hauk, Heiler, Heinz, Herbricht, Dr. Hopmeier, Dr. Claudia Hiib-
ner, Hund, Keitel, Kiesecker, Birgit Kipfer, Dr. Klunzinger, K-
berle, Koder, Konig, Krisch, Kurz, Dr. Lang, Ursula Lazarus,

402

Leicht, List, Eberhard Lorenz, Hans Lorenz, Maurer, Dr. Mauz,
Mayer-Vorfelder, Meyer, Mogg, Ulrich Miiller, Dr. Walter Mil-
ler, Nagel, Ostreicher, Qettinger, Liane Offermanns, Dr. Ohne-
wald, Rapp, Rau, Rebhan, Rech, Reddemann, Redling, Reimann,
Dr. Reinhart, Remppel, Dr. Repnik, Riickert, Schaal, Barbara
Schifer, Dr. Schiuble, Scheffold, Scheuermann, Schiee,
Dr. Schlierer, Schmiedel, Schoffter, Schéttle, Schrempp, Dr. Ma-
rianne Schultz-Hector, Rosely Schweizer, Seimetz, Sieber, Helga
Solinger, Dr. Spéri, Stichele, Dieter Stoltz, Stratthaus, Straub,
Strobele, Temer, Teufel, Tolg, Trageiser, Troll, von Trotha, Hel-
ga Ulmer, Christa Vossschulte, Wabro, Weimer, Dr. Weingiirtner,
Weiser, Wettstein, Weyrosta, Wieser, Wilhelm, Brigitte Wimmer,
Wintruff, Marianne Wonnay, Zeller, Zimmermann.

*
Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zur nament-

lichen Abstimmung iber den Antrag der Fraktion der
CDU und der Fraktion der SPD, Drucksache 11/638.

Ich frage der Ordnung halber, ob dieser Antrag die not-
wendige Unterstiitzung findet.

(Abg. Weimer SPD: Jah
- Dies ist offenkundig der Fall.

Meine Damen und Herren, auch hierzu kurz die Verfah-
rensregeln: Wer dem Antrag zustimmen mochte, den bitte
ich, mit Ja zu antworten, wer ihn ablehnen méchte, mége
mit Nein antworten, wer sich der Stimme enthalten moch-
te, mdge mit ,,Enthaltung” antworten.

Der Namensaufruf beginnt mit dem Buchstaben E.
(Unruhe - Glocke des Présidenten)

Meine Damen und Herren, darf ich eine Sekunde um Ruhe
bitten.

(Anhaltende Unruhe)

Es ist nahezu unmdéglich, hier die Antworten zu verstehen,
wenn im Saal wihrend des Namensaufrufs Gespriiche ge-
fiihrt werden.

{Abg. Seimetz CDU: Sehr richtig!)

Wir hatten enorme Schwierigkeiten, iiberhaupt festzustel-
len, wer abgestimmt hat und wie abgestimmt worden ist.

Ich darf Sie noch einmal ganz herzlich bitten, wihrend des
Namensaufrufs Ruhe zu bewahren.

(Vereinzelt Beifall bei der SPD)

Ich bitte, wenn Gespriche gefiihrt werden wollen, nach der
Stimmabgabe kurz aus dem Saal zu gehen. Sie erleichtern
damit die Aufgabe des Priasidiums wirklich sehr. Es ist mei-
ne herzliche Bitte, sich so zu verhalten.

Herr Abg. Schoffler, ich bitte Sie, den Namensaufruf vor-
zunehmen. Per Namensaufruf beginnt mit dem Buchsta-
ben E.

{Namensaufruf)
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Auch diese Abstimmung ist geschlossen, und ich bitte, das
Ergebnis festzustellen.

(Auszidhlen der Stimmen)

Meine Damen und Herren, ich darf das Ergebnis der na-
mentlichen Abstimmung iiber den Antrag Drucksache
11/638 bekanntgeben:

An dieser Abstimmung haben sich 131 Abgeordnete betei-
ligt.

Mit Ja haben 103 Abgeordnete gestimmt,
mit Nein haben 15 Abgeordnete gestimmt;
der Stimme enthalten haben sich 13 Abgeordnete,

Damit ist dieser Antrag angenommen.

*

Mit J a haben gestimmt:

Albrecht, Bebber, Birzele, Bloemecke, Brechtken, CarlaiBregen-
zer, Brinkmann, Dr. Caroli, Daffinger, Dr. Déring, Drautz, Drei-
er, Drexler, Fleischer, GaBmann, Dr. Geisel, Gobel, Céschel,
Goll, Alfred Haas, Gustav-Adolf Haas, Haasis, Hauk,i Heiler,
Heinz, Dr. Hopmeier, Dr. Claudia Hiibner, Hund, Keitgl, Kiel,
Kiesecker, Kiessweiter. Birgit Kipfer, Dr. Klunzinger, kéberlc,
Kader, Kurz, Dr. Lang, Ursula Lazarus, Leicht, List, Bberhard
Lorenz, Hans Lorenz, Maurer, Dr. Mauz, Mayer-Vorfelder,
Meyer, Mogg, Ulrich Miiller, Dr. Walter Miiller, Nagel, Ostrei-
cher, Oettinger, Dr. Ohnewald, Pfister, Rau, Rebhan, Rech, Red-
demann, Redling, Dr. Reinhart, Remppel, Dr. Repnik, Riickert,
Barbara Schifer, Dr. Schiuble, Dr. Scharf, Scheffold, Scheuer-
mann, Schlee, Schmiedel, Schéffler, Schittle, Schrempp, Dr. Ma-
rianne Schultz-Hector, Rosely Schweizer, Seimetz, Sieber, Helga
Solinger, Dr. Spori, Stichele, Dieter Stoltz, Stratthaus, Straub,
Strobele, Telmer, Teufel, Télg, von Trotha, Helga Ulmer, Christa
Vossschulte, Wabro, Weimer, Dr. Weingirtner, Weiser, Wettstein,
Weyrosta, Wieser, Brigitte Wimmer, Wintruff, Marianne Won-
nay, Zeller, Zimmermann.

Mit N ein haben gestimmt:

Auer, Bihler, Deuschle, Dr. Eckert, Herbricht, Kénig, Krisch,
Liane Offermanns, Rapp, Reimann, Schaal, Dr. Schlierer, Tragei-
ser, Troll, Wilhelm.

Der Stimmeenthalten haben sich:

Birgitt Bender, Buchter, Biitikofer, Hackl, Jacobi, Kuhn, Renz,
Dr. Salomon, Schlauch, Monika Schnaitmann, Gerhard Stolz,

Walter, Dr, Witzel.

*

Zu einer Erklirung zur Abstimmung hat Herr Abg.
Schlauch um das Wort gebeten. — Herr Abg. Schlauch, Sie
haben das Wort.

(Abg. Seimetz CDU: Jetzt kommt eine staatstra-
gende Erkldrung!)

Abg. Schlauch GRUNE: Herr Prisident, meine Damen
und Herren! Fiir die Fraktion GRUNE erklire ich zur Ab-
stimmung:

(Abg. Schrempp SPD: Folgendes!)

- Wollen Sie auch noch erstens, zweitens, drittens unter-
gliedert haben? Das kénnen Sie haben, wenn Sie das wol-
len.

{Abg. Seimetz CDU: Nura, b, ¢!)

Wir haben dem Antrag der Republikaner deshalb nicht zu-
gestimmt, weil wir Trittbrettfahrerei in der Art und Weise,
wie sie von den Republikanern betrieben worden ist, nicht
unterstiitzen wollen, obwoh! sie in der Sache méglicher-
weise auch recht haben. Wir haben deshalb vorgezogen,
dem Antrag der FDP/DVP zuzustimmen, weil dieser An-
trag die Position der. gesamten Opposition, damals noch
unter EinschluBl der SPD, in der letzten Legislaturperiode
widergespiegelt hat.

(Beifall bei der FDP/DVP und des Abg. Bitiko-
fer GRUNE)

Angesichts der wirklich eindeutigen Aussagen dieser ge-
samten Opposition konnten wir dem Antrag der grofien
Koalition nicht zustimmen. Wir hitten diesem Antrag zu-
gestimmt, wenn daraus eindeutig hervorgegangen wire,
daB diese Strukturinderung der erste Schritt zur Einfilh-
rung der zweigeteilten Laufbahn sein soll. Dann wire das
eine saubere Sache gewesen. Dann hitten wir zustimmen
kénnen.

Es geht hier nicht um die materielle Ausstattung der Polizei
im eigentlichen Sinne, sondern darum, daB mit einer sol-
chen Feststellung ein Signal gegeben worden wire, dafi wir
den Stellenwert der Polizei in der Gesellschaft anders be-
trachten wollen, neu bewerten wollen.

So halten sich die CDU und die SPD die Hintertiir offen,
die dreigeteilte Laufbahn als Differenzierungs- und Hierar-
chisierungsinstrument aufrechtzuerhalten und weiterhin zu
praktizieren. Deshalb haben wir diesem Antrag nicht zu-
stimmen kénnen, sondern uns enthalten miissen, obwohl
dies insgesamt ein richtiger Schritt ist.

(Beifall bei den GRUNEN)

Stelly. Priisident Dr. Geisel: Meine Damen und Herren!
Damit ist Tagesordnungspunkt 5 erledigt.

Bevor ich den niichsten Tagesordnungspunkt aufrufe, darf
ich Ihnen folgendes mitteilen: Ich bin davon unterrichtet
worden, daB Tagesordnungspunkt 6 - Antrag der Fraktion
Die Republikaner zum Wohnungsbindungsgesetz - heute
abgesetzt wird. Ich bedanke mich dafiir.

Es ist mir des weiteren mitgeteilt worden, daB Tagesord-
nungspunkt 8 - Antrag der Fraktion der FDP/DVP iiber
neue Zustindigkeiten fiir die Eingliederung von Aussied-
lern und die Aufnahme und Unterbringung von Asylbe-
werbern - mit dem Tagesordnungspunkt 6 der morgigen
Sitzung verbunden werden soll. Tagesordnungspunkt 6 der
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morgigen Sitzung ist der Antrag der Fraktion der FDP/
DVP zum Einwanderungsgesetz und zum FErwerb der
Staatsangehorigkeit. Die Redezeiten, die fir diesen Punkt
festgesetzt sind, sollen auch mit dem damit verbundenen
Tagesordnungspunkt von heute gelten. Auch hier méchte
ich mich fiir das Entgegenkommen bedanken.

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf:

Antrag der Fraktion der FDP/DVP und Stellungnahme des
Ministeriums fiir Kultus und Sport — Entwicklung und Zu-
kunft des landwirtschaftlichen Berufsschulwesens in Baden-
Wiirttemberg — Drucksache 11/153

Das Prisidium hat hier folgende Redezeiten fesigelegt: Zur
Begriindung des Antrags 5 Minuten, fiir die Aussprache
5 Minuten je Fraktion.

Das Wort zur Begrilndung des Antrags erteile ich Herrn
Abg. Drautz.

Abg. Drautz FDP/DVP: Herr Prisident, meine Damen,
meine Herren! Der sich in der Landwirtschaft votlziehende
Strukturwande! hat nicht nur auf die Anzahl der landwirt-
schaftlichen Betriebe Auswirkungen, sondern insbesondere
auch auf die landwirtschaftlichen Fachschulen. Weniger
Berufsanfiinger fiihren selbstverstindlich auch zu einer ge-
ringeren Nachfrage an Berufsschulplitzen. Dies darf aller-
dings nicht dazu fithren, daB die Qualitit der Ausbildung
darunter leidet.

{Abg. TeBmer SPD: Die wird immer besser da-
durch! Weniger Schiiler fir mehr Lehrer ist doch

gut!)
- Ich danke fiir den Zwischenruf.

Es darf aber auch nicht dazu fithren, daB die Kosten je
Schiilerplatz ins Unendliche steigen. Was eine dem techni-
schen Stand entsprechende Werkstatt in einer landwirt-
schaftlichen Berufsschule an Kosten verursacht, kann man
sich leicht ausmalen, wenn eine solche Einrichtung je Klas-
se dann nur von vier oder sechs Schiilern genutzt wird,
wenn man nicht die dringend erforderlichen Anpassungen
vornimmt.

{Abg. TeRmer SPD: Was heilit ,,Anpassung*?)

- Ich komme noch darauf und rede noch dazu. Herr Tef3-
mer.

Mir geht es hier und heute darum, auch fiir die Zukunfi die
Qualitét der Ausbildung im Beruf des Landwirts trotz und
gerade wegen der zuriickgehenden Zahlen bei Berufsanfin-
gern sicherzustellen. Das gleiche gilt iibrigens auch fiir die
lindliche Hauswirtschaft. Auch wenn heute ein nicht unbe-
achtlicher Teil der zukiinftigen Landwirte ein Studium an
einer Fachhochschule, einer Universitit oder an einer
Technikerschule absolviert, ist und bleibt das Fundament
jeglicher Berufsausbildung die traditionelle praxisorientier-
te dreijdhrige Ausbildung. Sie ist auch die Voraussetzung
fiir die Meisterausbildung und fiir die Fachschulen.
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Nur zu hdufig zeigt sich in der Praxis, dal} eine akade-
misch-theoretische Ausbildung nicht das Fundament einer
griindlichen praxisorientierten Ausbildung ersetzen kann,

(Zuruf des Abg. TeBmer SPD)

In der Stellungnahme zu unserem Antrag unterstreicht die
Landesregierung die von uns befiirchtete Entwicklung bei
den Schiilerzahlen. Aufgabe der Politik muf} es sein, recht-
zeitig Antworten auf solche Entwicklungen zu geben, und
genau dieses vermisse ich jedoch, Frau Ministerin.

(Abg. Tefimer SPD: Weg ist sie!)

Es ist natirlich schade, daf} bei einem solchen Thema die
Ministerin nicht mehr anwesend ist, wenn es um den
Nachwuchs des landlichen Berufsstandes geht,

(Abg. Telmer SPD: Der Staatssekretir ist da! Der
kennt sich zwar nicht aus, aber er ist da! Beide
Staatssckretire sind da! - Unruhe)

Ich bedaure und bemingle zugleich, daB das von uns ge-
forderte Konzept zur Sicherung des landwirtschaftlichen
Berufsschulwesens nicht vorgelegt wurde. Ich fordere Sie
erneut auvf, klarzustellen, wohin die Reise geht. Ich méchte
gerne von Thnen wissen, wie Sie zukiinftig bei der zuriick-
gehenden Schillerzahl das landwirtschafiliche Berufsschul-
wesen organisieren wollen.

Erstens: Kommt es zum Blockunterricht an sehr wenigen,
vielieicht vier oder sechs Schulstandorten in Baden-Wiirt-
temberg?

Zweitens: Oder glauben Sie, dall bei Klassenstirken von
vier oder sechs Schillern pro Landkreis zukinftig die er-
forderliche QQualitit der Ausbildung erhalten werden
kann?

{Abg. Dr. Caroli SPD: Wollen Sie denn schlie-
len, oder was?)

- Teilweise schlieflen.

(Abg. Dr. Caroli SPD: Sie wollen das? — Abg,
Hans Lorenz CDU: Welche?)

-~ Wenn das auf meine Redezeit angerechnet wird, méchte
ich mit meiner Rede fortfahren, Herr Prisident. Sonst
komme ich mit meiner Rede nicht durch.

{Unruhe)
Drittens: Qder stimmen Sie mir zu, dall es - —
(Zuruf des Abg. TeBmer SPD)
- Entschuldigung, Herr TeBmer!
Glauben Sie weiter, daf3 bei solchen Klassenstirken die
teuren praktischen Ausbildungsplitze zum Beispiel in der
Werkstatt noch verantwortbar sind? Oder wire es nicht

viel besser, in zwei Blockwochen zur Deula zu gehen? Ich
konnte schon damals nicht verstehen, daB bei verschiede-
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nen Kreisberufsschulen Werkstitten eingerichtet worden
sind — mit einem Aufwand von mehreren Millionen -, ob-
wohl diese Werkstitten lange nicht so gut wie die Deula-
Werkstitten eingerichtet sind. Ich habe nicht verstanden,
daB man nicht wie andere Bundeslinder verfahren ist, son-
dern hier teure Kultbauten hingestellt hat, anstatt die prak-
tische Maschinenausbildung bei der Deula durchzuziehen.

{Abg. TeBmer SPD: Das hiittest du besser nicht
gesagt! - Glocke des Prisidenten)

Stellv. Prisident Straub: Herr Abg. Drautz, gestatten Sie
eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Reddemann?

Abg. Drautz FDP/DVP: Bitte.

Abg. Reddemann CDU: Herr Drautz, ist Thnen bekannt,
daid im Rahmen der iiberbetrieblichen Ausbildungsmal-
nahmen die Deula-Einrichtungen voll genutzt werden, da
der biuerliche Nachwuchs dort also ausgebildet wird?

Stellv. Prisident Straub: Bitte schon, Herr Abg. Drautz.

Abg. Drautz FDP/DVP: Ja, das weil} ich; denn ich war ja
selbst schon verschiedentlich in der Deula.

{Unruhe — Zurufe von der SPD: Aha!)

Im Rahmen der Ausbildung durch das Kultusministerium
- hierum geht es im Moment - ist Deula nicht vorgesehen
- zu Ihrer Kenntnisnahme, bitte. Auf all diese Fragen habe
ich eigentiich mit dem von uns geforderten Konzept yon
Thnen eine Antwort erwartet.

Lassen Sie mich zum SchluB folgendes Fazit ziehen: Bei
nur knapp 200 Berufsanfingern in Baden-Wiirttemberg im
Beruf des Landwirts und bei dem sich vollziehenden Struk-
turwandel ist es dringend erforderlich, auch gerade im In-
teresse des Erhalts und der Qualitdt der Ausbildung vor-
wirtszudenken. Hierbei diirfen die Fragen auch nicht vor
zukiinftigen Schulstandorten haltmachen.

(Abg. Dr. Caroli SPD: Heilit das SchlieBung?)
Bei den wenigen Moglichkeiten, die das Land im Bereich
der Agrarpolitik iiberhaupt noch hat, ist die Aus- und Fort-
bildung ein entscheidendes Kapital,
(Abg. Dr. Caroli SPD: Da hat er recht})

das wir unseren jungen Menschen mitgeben miissen.

Ich erwarte vom Ministerium eine Antwort auf die von mir
oben gestellten Fragen,

{Zuruf von der SPDX: Sehr gut!)

Stellv. Priisident Straub: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Seimetz.

Abg. Seimetz CDU: Herr Prisident! Meine lieben Kolle-
ginnen und Kollegen! Dieses Thema wird uns im Aus-
schuB noch beschéftigen.

(Zuruf von der SPD: Lange!)

Wir miissen bei diesemm Thema sehr sorgfiltig vorgehen,
denn es geht um eine Reduzierung der Standorte, und diese
mul verniinftig vorgenommen werden. In Anbetracht der
fortgeschrittenen Zeit und der noch vor uns liegenden Ta-
gesordnung

(Zuruf von den GRUNEN: Mafia!)

und um mir das Wohlwollen dieses Hauses zu erhalten,
mdchte ich mit Genehmigung des Prisidenten meine Rede
zu Protokoll geben.

(Abg. Pfister FDP/DVP: Beste Abgeordnetenrede
seit zwoIf Jahren!)

Stellv. Prisident Straub: Ich bin damit einverstanden. (Sie-
he Erklarung zu Protokoll am Schlufl des Tagesordnungs-
punkts.)

Das Wort erteile ich Herrn Abg. Wintruff.

Abg. Wintruff SPD: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Da ich es nicht schriftlich habe, kann ich leider Thr
Wohlwollen auf diese Art und Weise nicht erbitten.

(Abg. Seimetz CDU: Dann gib doch dein gesam-
meltes Schweigen zu Protokoell!)

Deshalb komme ich zur Sache und weise darauf hin, dal
hier schon einmal, nimlich am 14. Dezember 1989, tiber
die berufliche Situation und Zukunftsperspektiven von
jungen Landwirten diskutiert worden ist. Damals wurde
schon darauf hingewiesen, dali die Zah! von | 500 Auszu-
bildenden im Jahr 1970 auf 280 im Jahr 1989 zuriickgegan-
gen ist. Zwar hat Minister Weiser das damals so interpre-
tiert, dafl das grundsitzlich an der demographischen Ent-
wicklung liege und hier wie in vielen Berufen auch Nach-
wuchsprobleme auftriten. Aber, meine Damen und Her-
ren, das war nun doch nicht so, denn die Entwicklung ging
weiter. Minister Weiser meinte damals noch, 280 Auszubil-
dende seien ihm natiirlich viel zu wenig, aber mit dem poli-
tischen Riickenwind durch die Regierung, Perspektiven flr
die jungen Landwirte zu eroftnen,

(Abg. Reddemann CDU: Das ist gut!)

und dem eingeleitelen Strukturwandel sei man nun wohl in
der Talschle angelangt. Aber, Herr Reddemann, Sie wissen
ja, 222 Auszubildende im ersten Ausbildungsjahr des
Schuljahres 1991/92 haben uns das leider auch als eine
Fehleinschitzung ausgewiesen.

(Zuruf von der SPD: Eine fatale Fehleinschit-
zung!)

Minister Weiser hat damals auch gesagt, er sei sich sicher,
daB am Ende der Entscheidung eine tragfdhige Losung fiir
die nachsten 20, 30 Jahre stehen werde — auch das ist nicht
eingetroffen, denn es hat nicht einmal zwei Jahre gehalten.

(Abg. Reddemann CDU: Nichts ist so bestindig
wie der Wandel!}
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{ Wintrutf)

[ie wirkliche Ursache des starken Riickgangs der Auszu-
bildenden, meine Damen und Herren, liegt in der Agrar-
politik schlechthin. Wer weill es nicht?: Die Einkommens-
situation und vieles mehr haben eben letztendlich zum
Riickgang dieser Schiilerzahlen gefiihrt und in Baden-
Wiirttemberg die Zah! der haus- und landwirtschaftlichen
Berufsschulen von 680 im Jahr 1960 auf nunmehr 68 redu-
ziert. Uind das geht eben leider weiter. Der Vater empfiehlt
heute dem Sohn nicht, seinen Hof zu {ibernehmen. Also,
kein Nachfolger, keine Schiilerzahlen - es geht weiter mit
dem Zumachen,

(Zuruf von der CDU: Der Beruf des Lehrers!)

Unter diesen Vorzeichen, Herr Reddemann, miissen wir
auch die Auffassung unterstiitzen, daB das flichendecken-
de System der landwirtschaftlichen Ausbildung natiirlich
so wie bisher nicht zu halten ist.

(Sehr gut! bei der SPD)

Doch ehe man fast alle Schulen zumacht, sollte man wohl
iber die Zukunft der Landwirtschaft noch einmal nach-
denken. Man sollte hier nicht zu kurz ansetzen: sonst lan-
det man letztendlich doch noch im Neckar, wo Minister
Weiser zwar schon einmal baden gehen wollie, es aber frei-
willig nicht getan hat,

Meine Damen und Herren, wer sagt, er wolle die Land-
wirtschaft mit mdoglichst vielen Betrieben erhalten, der
muB letztendlich bekennen: Wir brauchen lingerfristige
Existenzchancen, und nur mit einem hohen Qualifizie-
rungsgrad Gber die beruflichen Schulen li3t sich die Zu-
kunft der Landwirtschaft gestalten.

(Beifail bei der SPD)

Deshalb stellt sich uns zuerst die Aufgabe: Wir miissen wie-
der mehr die Attraktivitit des Berufs herausstellen. Wir
miissen die Ausbildungsqualitiit der beruflichen Schulen in
Vollzeitform im ersten Schuljahr erhalten. Wir miissen
auch kleine Fachklassen favorisieren. Wir miissen dariiber
nachdenken, wie Ausbildungspotentiale und neue Arbeits-
felder in die Schule kommen. Wir miissen dariiber nach-
denken, ob die Schulen deshalb nicht richtig ausgelastet
sind, weil wir einerseits die Kreisberufsschulen haben, an-
dererseits aber noch die Fachschulen an den Landwirt-
schaftsimtern. Wir missen dariiber nachdenken, warum in
Nordbaden die Gértner, Floristen und Landschaftsgirtner
bei den gewerblichen Berufsschulen angesiedelt sind. All
diese Dinge lassen hier vielleicht eine gewisse Abhilfe
schaffen.

Erst wenn wir darliber nachgedacht haben, dann lassen Sie
uns dariiber entscheiden: Wo ist die Ausbildung am geeig-
neten Standort noch zu erhalten?

(Sehr richtig! und Beifall bei der SPD)

Den Kahlschlag, den es im Badischen schon gegeben hat,
den darf es jetzt im Wiirttembergischen jedenfalls nicht
noch einmal geben.

(Beifall bei der SPD)
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Die Standortbestimmung wird entscheidend fiir die kiinfti-
ge Qualitidt und Attraktivitiat der Ausbildung sein.

Welches sollen die Kriterien der Standortbestimmung
sein? Ich meine, die Ansiedlung im lindlichen Raum ist
wichtig. Ein Kreis, der eine starke landwirtschaftliche Aus-
priagung hat, muf} in Konkurrenz zu anderen Kreisen be-
stehen. Die verkehrstechnische Anbindung solcher Schulen
wird eine Rolle spielen. Die Unterbringung der Schiiler im
Vollzeitunterricht, und das preisgiinstig und nicht zu 600
bis 800 DM fiir Internatskosten, die gute Ausstattung der
Schulen, das miissen die entscheidenden Kriterien fiir die
Standortauswabhl sein,

Zum Abschlufl mochte ich Thnen noch sagen: Es darf nicht
so sein, daf} die EinfluBnahme der Schultriger, der Berufs-
verbinde und der Landwirtschaftsimter, eventuell auch
der Politiker vor Ort letztendlich dann doch irgendeine
Entscheidung herbeifiihrt, die den Kriterien nicht gerecht
wird. Oder sagen wir es zum AbschluB vielleicht so, meine
Damen und Herren: Ein Ostreicher im Frankenland sollte
also nicht dafiir sorgen kénnen,

(Abg. Seimetz CDU: Ein guter Mann!)

daf} eine Schule letztendlich dann vielleicht in der Konkur-
renz im Hohenlohekreis landet, obwohl die Standortkrite-
rien eigentlich fiir den Kreis oder die Stadt Schwibisch
Hall gesprochen hatten.

(Oh-Rufe von der CDU)

Meine Damen und Herren, ein Organisationskonzept muf
her, welches an Kriterien und nicht am EinfluB gewisser
Politiker in der Landwirtschaft orientiert ist.

(Beifall bei der SPD)

Damit wir das besprechen und iiberwachen kdnnen, schla-
ge ich vor, diesen Antrag dem Schulausschul3 zu iiberwei-
sen,

(Abg. Drexler SPD: Sehr gut!)

damit diese Kriterien unter unserer Aufsicht und unserer
Fiihrung im Schulausschuf3 wirklich sachgerecht zum Zuge
kommen.

(Beifalt bei der SPD - Abg. Haasis CDU: Seid
Ihr jetzt wieder in der Opposition? — Glocke des
Prisidenten)

Stellv. Priisident Stranb: Herr Abg. Wintruff, gestatten Sie
eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Ostreicher?

Abg. Wintruff SPD: Bitte sehr.

Stellv. Priisident Straub: Bitte schon, Herr Abg. Ostreicher.
Abg. Ostreicher CDU: Kollege Wintruff, mich wiirde nur
interessieren: Was trauen Sie dem Sachverstand eines Ab-

geordneten zu?

Stellv. Priisident Straub: Bitte, Herr Abgeordneter.
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Abg. Wintruff SPD: Ich traue Thnen natiirlich sehr viel zu,
worauf ich eben schon hingewiesen habe. Sonst hitte ich
das nicht gebracht, Herr Ostreicher.

(Heiterkeit bei der SPD und Abgeordneten der
CDU - Abg. Dr. Caroli SPD: Das war ein Blatt-
schulB

Stellv. Priisident Straub: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Konig.

Abg. Kbonig REP: Herr Prisident, meine Damen und Her-
ren! Die vom Ministerium vorgelegte Statistik iiber die
Entwicklung der Schiilerzahlen an den haus- und landwirt-
schaftlichen Berufsschulen ist deprimierend, sind doch die
Schiilerzahlen in den zuriickliegenden 31 Jahren um sage
und schreibe 32 200 Schiiler, nimlich von 42 800 im Schul-
jahr 1960/61 auf nunmehr kligliche 10 600 im Schuljahr
1991/92, zuriickgegangen.

(Abg. TeBmer SPD: Das ist halt der Struktur-
wandel, da kann man nichts machen!)

Die 222 Schiiler in der Vollzeitform kann ich in digser Be-
trachtung einmal getrost vernachlissigen. Insgesamt ist das
ein Riickgang von 75 %, meine Damen und Herren, 75 %!

Wenn ich diese Zahlen aus dem Berichtszeitraum noch ge-
nauer analysiere, so 148t sich feststellen, daB allein in den
letzten elf Jahren 15 800 Schiller weniger registriert wur-
den,

{Abg. Dr. Caroli SPD: Jetzt sind wir platt!)

also fast genauso viele wie in den vergangenen 20 Jahren,
in denen ein Riickgang von 16 200 Schilern zu verzeich-
nen war. Bedauerlicherweise ist bis heute noch kein Ende
dieser Talfahrt abzusehen.

An diesen Fakten, meine Damen und Herren, kommt man
nicht vorbei, ohne iiber die Ursachen dieser Rickwiértsent-
wicklung einmal nachzudenken. Dabei sehe ich — zumin-
dest im Berufsfeld Agrarwirtschaft - zwei Hauptgriinde,
die allerdings ursdchlich miteinander zusammenhingen.

(Abg. Drexler SPD: Jetzt kommt's!)
—Ja, Sie werden es gleich hdren.
Der eine ist die absolut verfehlte EG-Agrarpolitik

{Abg. TeBmer SPD: Die ist ausnahmsweise nicht
schuld!)

und der andere das Fehlen jeglicher Zukunftsperspektive
fiir unsere Agrarwirtschaft, insbesondere die Landwirt-
schaft. Das kdnnen auch Sie nicht abstreiten.

(Abg. Wintruff SPD: Das haben wir doch selber
gesagt! — Abg. Tefimer SPD: Dazu habe ich gar
nichts gesagt!)

— Ich habe beim ersten Mal nicht geantwortet, darum habe
ich es jetzt nachgeschoben. Ich sehe ein, dafl man zu dieser

fortgeschrittenen Stunde gerne auch mal eine humoristi-
sche Einlage brauchen kann.

{Abg. TeBmer SPD: Darum sind Sie ja draulien!)

Das geht mir genauso. Ich bin auch kein Kind von Trau-
rigkeit, glauben Sie mir das.

(Beifall bei den Republikanern)

Meine Damen und Herren, machen wir uns doch nichts
VOr:

(Abg. TeBmer SPD: Nein, tun wir nicht!)

Diese EG-Agrarpolitik hat sich zur Planwirtschaft in hoch-
ster Vollendung entwickelt.

(Beifall bei den Republikanern - Abg. Drautz
FDP/DVP: Zu dem brauchen wir die EG nicht! -
Abg. Reddemann CDU: Sind Sie gegen die EG?)

Fihren Sie sich doch einmal das Dickicht von Quoten,
Ausgleichszahlungen, Pramien und verschiedenen Subven-
tionen vor Augen, dann werden auch Sie mir zustimmen.

(Abg. TeBmer SPD: Aber die Landwirte, die Sie
wihlen, nehmen die Gelder auch!)

Diesem verhdngnisvollen wirtschaftlichen Irrsinn werden
weiterhin Bauern, und zwar deutsche Bauern, geopfert,

(Beifall bei den Republikanern — Abg. Drexler
SPD: Schwibische Bauern!)

oder sie werden zu Almosenempfingern degradiert. So
sieht es doch aus. Im iibrigen hat es auch badische Land-
wirte dabei; wir wollen den badischen Landesteil nicht ver-
nachlissigen.

(Zuruf von den Republikanern: Aber weniger!)

Dies stellt doch nun wahrlich keinen Anreiz fiir junge Leu-
te dar, in das Berufsfeld Agrarwirtschaft mit solch diisteren
Zukunftsaussichten einzusteigen.

{Abg. TeBmer SPD: Das ist aber kein deutsches
Phinomen allein!}

Fiir mich stellen sich nun folgende Ansitze zur Problemld-
sung dar.

(Abg. TeBmer SPI»: Darauf warten wir jetzt!)

- Richtig, und jetzt bitte ich Sie, die Ohren zu spitzen. -
Wir miissen uns kurzfristig vom Joch und von den Fesseln
dieser schmerzlichen EG-Agrarpolitik befreien.

(Beifall bei den Republikanern - Abg. TeBmer
SPD: Und dann steigen die Preise wieder, oder
was?)

Gleichzeitig miissen wir einen Weg finden, der das Ein-
kommen der Bauern aus ihrer eigenen Arbeit heraus auf
marktwirtschaftlicher Basis sichert.
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(K dnig)

(Beifall bei den Republikanern - Oh-Rufe von
der SPD — Abg. Renz GRUNE: Was hat das mit
Schule zu tun?)

- Das erklire ich Thnen anschlieBend gleich noch einmal.

Wenn fiir qualifizierte Arbeit ein gerechter Lohn zu erzie-
len ist, werden auch die agrarwirtschaftlichen Berufe wie-
der attraktiv. Jetzt ist Thre Frage beantwortet. Das heildt,
junge Leute kdnnen sich wieder vermehrt

(Abg. Drexler SPD: Vermehren! - Gegenruf des
Abg. Deuschle REP: Er ist ein bilichen kindisch!)

diesem Berufsfeld zuwenden. Bis dahin — einen Moment
noch, ich bin gleich fertig ~ allerdings muB} der Typ der
landwirtschaftlichen Berufsschule unbedingt erhalten blei-
ben,

(Zuruf des Abg. Dr. Caroli SPD)

und zwar erstens als Vollzeitform — Sie miissen es einmal
nachlesen; es gibt vier Schultypen; aber ich belehre Sie
heute abend beim Bier gern —,

{Abg. Reddemann CDU: Oh, das ist sehr gut!)

die vielleicht noch auszubauen ist, zweitens auch im Teil-
zeitbereich und hier — das ist ein Vorschlag; passen Sie auf
- teilweise regional zusammengefaBt als haus- und land-
wirtschaftliche Berufsschulen im Regionalverband,

{Abg. TeBmer SPD: Da haben Sie aber nichts
Neues gesagt!)

vielleicht erweitert durch Integration zusitzlicher, zum Teil
auch neuer Berufsfelder.

(Abg. TeBmer SPD: Welche denn?)
Jetzt kommt etwas Neues,

(Abg. Reddemann CDU: Neue Aufgabe fiir den
Regionalverband! Ist der auch fiir Schule zustdn-
dig?)

Zum Beispiel kann man die Forstwirtschaft, die Fischerei,
den Naturschutz oder die Landschaftspflege aufnehmen.
Denn auch das wird noch auf uns zukommen.

(Abg. Temer SPD und Abg. Reddemann CDU:
Das machen wir doch!)

Zum Schluf zitiere ich noch aus der Antragsbegriindung:

Aus- und Fortbildung in der Haus- und Landwirt-
schaft ist elementare Landesaufgabe und mit das ent-
scheidende Kapital zur Sicherung unserer heimischen
Landwirtschaft.

Richtig, meine Herren von der FDP/DVP. Lalt uns des-
halb diese galoppierende Kapitalschwindsucht gemeinsam
in der angesprochenen Weise kurieren.

(Beifall bei den Republikanern)
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Stellv. Priisident Straub: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Buchter.

Abg. Buchter GRUNE: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Auch wenn es hier Proteste hagelt, dall die Rah-
menbedingungen, unter denen die Landwirtschaft derzeit
produziert, benannt werden, méchte ich das trotzdem noch
einmal mit aller Nachdriicklichkeit tun. Denn im Rick-
gang der Zahl der Schiller in den landwirtschaftlichen Be-
rufsschulen spiegelt sich die derzeitige Lage in der Land-
wirtschaft wider.

Die Signale aus Briissel, aus Bonn und aus Stuttgart, mub
man sagen, sind eindeutig. Minister Weiser hat erst vor
kurzem in einem Interview gegeniiber der ,,Siidwest Pres-
se* davon gesprochen, dafl er davon ausgehe, bis zum Jahr
2000 werde nur noch etwa die Halfte der landwirtschaftfi-
chen Haupterwerbsbetriebe iibrigbleiben. Dies muf} hier
benannt werden., Denn das ist eine Rahmenbedingung, die
fiir die Perspektive junger Leute sehr wohl mafgeblich ist.
Da muB man sich schon fragen, warum junge Leute so ver-
wegen sein sollen, ihre berufliche Existenz ausgerechnet in
der Landwirtschaft zu suchen, wenn diese Bedingungen so
schlecht sind.

Hinzu kommt, daB die gegenwiirtige Agrarpolitik der EG
bereits wieder hinterfragt wird. In der Zwischenzeit ist ja
bekannt geworden, daBl es hinsichtlich der Ausgleichszah-
lungen bereits Verhandlungen zwischen — -

(Abg. Telmer SPD: Es geht doch heute um die
Erhaltung von Schulen!)

- Ja, ja. Ich bin noch bei den Rahmenbedingungen. Einen
Moment, Herr Kollege., Darum geht es sehr wohl. Denn
genau diese von Thnen moglicherweise noch als Perspekti-
ve apostrophierten Bedingungen sollen ja wieder abgebaut
werden. Wo ist die existentielle Perspektive fiir die Land-
wirtschaft? Das frage ich Sie, Herr TeBBmer. Als AusschuB-
vorsitzender sollten Sie darauf eine Antwort geben,

(Abg. TeBmer SPD: Es geht um die landwirt-
schaftlichen Schulen und nicht um die Perspekti-
ven!)

Ich gebe dem Vorredner darin recht, dal} die Einkommen
wieder verstirkt aus der Vermarktung von qualitativ hoch-
wertigen Produkten kommen miissen.

{Minister Weiser: Der schwiitzt den gleichen
Scheill wie Siel)

- Der Ausdruck war zwar nicht ganz des Hohen Hauses
wiirdig, Herr Minister, aber ich nehme das zur Kenntnis.

(Zuruf des Abg. Dr. Caroli SPD - Gegenruf des

Ministers Weiser; Ich lese ab und zu sogar Zei-

tung! - Gegenruf des Abg. Weimer SPD: Aber,
Herr Minister, so geht es nicht!)

Damit diese Einkommen wieder vermehrt aus der Produk-
tion kommen konnen, ist es notwendig, daBl der Markt
darauf eingestimmt wird. Genau das ist Thre Verpflichtung,
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{Buchter)

Herr Minisier: daB Sie hier eine Nachfrage nach qualitativ
hochwertigen Erzeugnissen stimulieren.

{Abg. Drexler SPD: Genau! - Zuruf des Abg.
Scheuermann CDU)

Unser Ziel, so sagen wir, muB es sein, langfristig umwelt-
freundlich zu produzieren. Das bedeutet, dies auch in der
Ausbildung zu vermitteln. Daran fehlt es meiner Meinung
nach im Augenblick, denn in der Ausbildung sind sehr vie-
le Leute titig, die iiber Jahre hinaus insbesondere der Che-
mie Tiir und Tor gesffnet haben. Dies ist heute noch der
Fall, wie ich vor kurzem erst in unserem AusschuB} gehdrt
habe.

(Zuruf des Ministers Weiser — Abg. Drautz FDP/
DVP: Zum Thema! - Abg. Reddemann CDLU:
Wir debattieren iiber Berufsschulent)

An Berufsschulen ist es eben sehr viel leichter fiir Leute aus
der Agrarchemie, einen Vortrag zu halten, als filr Leute,
die Alternativen darstellen wollen. Das ist leider so, und
das ist bedauerlich. Das finde ich auch.

{Abg. Reddemann CDU: Das ist doch dberhaupt
nicht wahr?)

Ihr Ministerium, Herr Minister, miifite also diese berufli-
chen Perspektiven auf jeden Fall mehr als bisher verbes-
sern.

(Abg. Dr. Caroli SPD: Das Ministerium? Wie soll
es das machen? — Abg. Tefimer SPD: Es geht
doch um den Schulbereich!)

Dies mull speziell gegeniiber Berufsanfingern vermitteit
werden. Aber da gibt es eben Vermittlungsschwierigkeiten,
die durch die unterschiedliche Zustindigkeit bedingt sind.
SchilieBlich ist fiir die Berufsschulen das Kultusministerium
zustindig

(Minister Weiser: So ist es!)

- eben - und Sie, Herr Minister Weiser, fiir die Fachschu-
len.

{Minister Weiser: Das ist gut so! - Abg. Redde-

mann CDU: Die Regelung ist gut! - Abg. Tefimer

SPD: Das mufB anders werden! — Abg. Dr. Caroli
SPD: Und was ist mit uns?)

Da sagen wir: Angesichts der Schiilerzahlen zeigt sich die
Problematik, was es bedeutet, diese Entwicklung mit sehr
kleinen Klassen aufrechtzuerhalten. Dies sollte iiberdacht
werden. Da raten wir dazu, auch durch die Stabsstelle fiir
eine Verwaltungsreform diese beiden Verwaltungen, die
parallel laufen, daraufhin zu iiberpriifen, ob es eine bessere
Lésung dafiir gibe,

{Minister Weiser: Die Forstverwaltung uiberprii-
fen wir damit!)

— Ja, ja. Das ist aber im Augenblick nicht das Thema, mei-
ne ich.

Rei den Landwirtschaftsdimtern, Herr Minister, soll die Be-
ratung wohl sukzessive zunehmend an private Organisatio-
nen ausgelagert werden.

(Abg. Reddemann CDU: Wie bitte ?)

Diese [Jberlegungen sind inzwischen bekannt geworden.
Sie kinnen gern dazu Stellung nehmen. Wenn dem so sein
sollte, dann bedeutet dies, dafi Fachschullehrer und Fach-
schullehrerinnen insbesondere in einem Bereich der Ver-
waltung titig sind, der sich in erster Linie mit Kontrolle
etc. beschiftigt. Insofern sollte die Qualifizierung dieser
Leute fiir den Unterricht hinterfragt werden.

(Zuruf des Abg. Drautz FDP/DVP)
Damit darf ich es bewenden lassen.

(Beifall bei Abgeordneten der GRUNEN und der
Republikaner - Abg. Reddemann CDU: Das ist
auch gut so! Das war der beste Satz!)

Stelly. Priisident Straub: Das Wort erteile ich Herrn Staats-
sekretir Kdberle.

Staatssekretiir Koberle: Herr Prisident, liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen! Ich denke, wir sind bei Punkt 7 der Tages-
ordnung. Bei diesem Punkt geht es nicht um eine agrarpoli-
tische Debatie,

(Abg. TeBmer SPD: So ist es!}

sondernt es geht um eine Debatte iiber landwirtschaftliche
Schulen.

(Abg. Dr. Caroli SPD: Das héingt natiirlich damit
zusammen, da ist kein Zweifel!)

~ Das hangt schon zusammen, aber wir fihren jetzt eine
schulpolitische Debatte und keine agrarpolitische Debatte.
Die Leute draulen, die Landwirte und die Jugendlichen,
die vor der Berufsentscheidung stehen, interessiert die Fra-
ge, wie es mit der landwirtschaftlichen Berufsschule weiter-
geht.

(Zuruf des Abg. Buchter GRUNE)

Zum Schuljahr 1991/92 haben wir das erste Mal die
Schallgrenze von 1 000 Schiilern nach unten durchbrochen
und sind bei 969 Schiilern. Das macht die Situation deut-
lich, meine Damen und Herren.

{Abg. Wintruff SPD: Mit Hauswirtschaft!)

Ein absolut neuer Tiefstand ist fiir dieses Schuljahr zu ver-
zeichnen. Landesweit gibt es nur noch 150 Berufsanfinger
mit dem Beruf Landwirt. Wenn wir das fiir drei Jahre
hochrechnen, dann sind wir nicht mehr bei 969, sondern
bei rund 500 Schiilern an landwirtschaftlichen Berufsschu-
len. Trotz dieser schwierigen Situation gelang es, die Quali-
tit der Ausbildung hinsichtlich der hohen Anforderungen
zu sichern. Das haben wir durch landwirtschaftliche Be-
rufsschulen in der Vollzeitform erreicht. Wir haben sie zum
Schuljahr 1987/88 auf Wunsch der Berufsstinde flichen-
deckend eingefiihrt. Wir haben die Qualitit der Ausbil-
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dung durch eine umfassende Revision der Lehrpline er-
reicht.

In Baden-Wiirttemberg bestehen 30 Schulstandorte fiir
landwirtschaftliche Berufsschulen. In diesem Schuljahr fin-
det an 25 Schulstandorten Unterricht statt, zum Teil nur
noch in einer einzigen Klasse.

Das Kultusministerium hat es bisher abgelehnt, vorschnell
Standorte aufzugeben. In einer Ubergangsphase ruht der
Unterricht an solchen Standorten, an denen eine Klassen-
bildung nicht mehr mdéglich ist. Die Schiiler werden dann
den nichstgelegenen Standorten zugewiesen. Im Interesse
der Erhaltung landwirtschaftlicher Ausbildung und damit
im Interesse der Qualifizierung der dringend bendtigten
Hofnachfolger war das Kultusministerium auch bereit,
Kleinstklassen zu genehmigen,

Wenn wir bei den zuriickgehenden Schiilerzahlen auch in
Zukunft der Qualitit der Ausbildung an den Schulen héch-
ste Prioritét einriumen, dann miissen wir die Zahl der
Standorte iberprifen und die Zahl der Standorte reduzie-
ren, Die Schiller miissen in leistungsfahigen Klassen unter-
richtet werden; denn die landwirtschaftliche Ausbildung
mufi Schritt halten kdnnen mit dem wissenschaftlichen
Fortschritt, mit neuen Erkenntnissen in Theorie und Praxis
und mit der dkologischen Herausforderung, die ganz be-
sonders in die Richtung Landwirtschaft geht.

Im Verlauf des Schuljahrs 1992/93, voraussichtlich noch
im Dezember, werden wir Gespriche mit allen Beteiligten
vor Ort fithren, insbesondere mit den Schultrigern — das
sind in der Regel die Landkreise ~, mit den Berufsverbin-
den und den zustdndigen Stellen. Wir werden Gespriiche
fiihren, um langfristig tragfihige Losungen zu bekommen.

{Abg. Wintruff SPD: Aber nicht mit Herrn Ostrei-
cher!)

~ Wieso nicht mit thm? Er ist ein sehr erfahrener Mann auf
diesem Gebiet.

(Abg. Seimetz CDU: Im Gegensatz zu Wintruff
versteht er etwas davon!)

Meine Damen und Herren, wir miissen die geeigneten
Standorte fir {iberschaubare regionale Bereiche finden.
Ein Standort braucht ausreichende Schiilerzahlen, um ho-
hen Standard zu gewdhrleisten und Investitionen des Tri-
gers iohnend zu machen. Ein Standort braucht eine zentra-
le Lage von der Erreichbarkeit her und eine gute Verkehrs-
anbindung durch &ffentliche Verkehrsmittel, damit auch
Vollzeitschiiler den Schulort erreichen kénnen. Wir brau-
chen in jedem Oberschulamtsbezirk wenigstens eine Még-
lichkeit zur Internatsunterbringung. Wir orientieren uns
bei der Festlegung der Standorte an der Ausstattung der
Schule, vor allem an der Mdaglichkeit, die landwirtschafili-
che Berufsschule mit anderen Schulrichtungen des Bereichs
Landwirtschaft zu verkniipfen.

Ganz wichtig fir die Standortfrage ist die landwirtschaftli-
che Struktur des Einzugsgebiets. Nur die Bildung von lei-
stungsfahigen Schulstandorten hilft, die Ausbildung und
die Ausbildungsqualitit in der Landwirtschaft zu erhalten.
Ich bin sicher, dafl wir gute Losungen finden werden,
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Stellv. Priisident Straub: Herr Staatssckretir, gestatten Sie
noch eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Drautz?

(Unruhe)
Staatssekretir Kioberle: Ja.
Stellv. Prisident Straub: Bitte.

Abg. Drautz FDP/DVP: Ich méochte die Diskussion nicht
unndtig verldngern,

(Sehr gut! bei der SPD)
sondern nur fragen,
(Unruhe)
bis wann wir mit dem Konzept rechnen kdnnen.
(Abg. Dr. Caroli SPD: In Kiirze!)

Staatssekretir Koberle: Die Gespriche werden wir im De-
zember fithren. Wir hoffen, dall wir uns bis zum kommen-
den Schuljahr auf ein neues Konzept einstellen kénnen.

(Abg. Drexler SPD: Welches Jahr?)
— Bis zum kommenden Schuljahr.
(Unruhe ~ Beifall bei der CDU und der SPD)

Stellv, Prisident Straub: Wortmeldungen liegen mir nicht
mehr vor.

{Abg. Reddemann CDU: Doch, doch!)
- Entschuldigung. -~ Bitte, Herr Minister Weiser.

Minister fiir Liindlichen Raum, Erndhrung, Landwirtschaft
und Forsten Weiser: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Ich wollte weil3 Gott nicht in die Debatte eingrei-
fen,

(Abg. Weimer SPD: Aber Sie tun es! Sehr gut!)

aber nachdem ich wiederholt angesprochen wurde, méchte
ich doch ein paar Sétze dazu sagen,

{Abg. Schrempp SPD: Das ist Ihr gutes Recht!)

Zunichst einmal zu dem Vertreter der Republikaner: Glau-
ben Sie, daB die Struktur der Landwirtschaft des Jahres
1960 die Struktur des Jahres 2000 sein mul3? Dann sind Sie
auf einem vdlligen agrarpolitischen Irrweg.

(Abg. Schrempp SPD: So wie immer!)

Wissen Sie, ich war in der Zeit dabei, als wir 252 000
Milcherzeuger hatten, 2,9 Kiihe pro Betrieb. Diese Struktur
muB man sich einmal vorstellen. Die mu3 man am eigenen
Leib miteriebt haben, bevor man so dreist daherredet, wie
Sie es getan haben.
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(Abg. Reddemann CDU: So ist es! - Abg. Dr.
Schlierer REP: Was hat denn das mit der Schule
zu tun?)

— Das hat mit der Schule sehr viel zu tun. Wenn Sie das
nicht begreifen, dann kann ich das nur Ihrem in dieser
Frage gering ausgestatteten Sachverstand zuordnen.

(Beifall bei der CDU - Abg. Schrempp SPD: Ja-
wohl! — Zuruf von den Republikanern: Ha, hal)

-~ Sie diirfen ruhig ,,ha, ha" machen; das haben friiher im
Reichstag auch einige getan.

(Heiterkeit)

Nun zu der Frage, meine Damen und Herren, nach der
Entwicklung der Schiilerzahlen und der Strukturpolitik.
Zunichst einmal: Wer den Artikel liest, in dem: meine Aus-
sagen standen, und nicht nur die Uberschrift, der kann er-
kennen, was ich gesagt habe. Ich bin gefragt worden, wie
viele Betriebe es im Jahr 2000 noch geben wird. Ich habe
gesagt: Ich nenne keine Zahl. Darauf wurde nachgedringt,
und ich habe gesagt: Ich nenne eine Zahl als Hintergrund-
information: Auch nach dem Jahr 2000 werden wir minde-
stens noch 15 000 bis 18 000 Vollerwerbsbetriebe und eine
groBe Anzahl von Zu- und Nebenerwerbsbetrieben haben.
Zu dieser Aussage siche ich. Da braucht man blof in die
Dérfer hineinzusehen, Es hat doch keinen Sinn, daB wir
uns etwas vormachen, sondern wir miissen uns auf diese
Entwicklung durch eine integrierte Agrar- und Struktur-
politik vorbereiten.

Damit komme ich zu den Bildungsinhalten und zu dem,
was angeblich an unseren Schulen verwehrt wird. Ich
méchte einmal wissen: Wann und wo ist einem ,,0Okolo-
gen*, der mit den Schillern diskutieren wollte, diese Dis-
kussion versagt worden? Wann und wo? Rol} und Reiter!
Das wird einfach so dahergeredet.

(Zuruf des Abg. Biitikofer GRUNE)

Da wird vielen Schulleitern, die sich um echte Verbesse-
rungen bemiihen, unrecht getan, und dies leichtfertigerwei-
se nur um der eigenen Profilierung willen, auf die man bes-
ser in diesem Fall verzichten wiirde. Denn kein Land -
Herr Kollege, merken Sie sich das, denn es gibt ja auch
grin-rote Biindnisse - tut fiir den biologisch-dynamischen
Anbau so viel wie Baden-Wiirttemberg.

(Abg. Kuhn GRUNE: Vor acht Jahren haben Sie
hier noch gesagt, wir wiirden verhungern, wenn
wir biologisch-dynamisch anbauen wiirden!)

- Ja, natiirlich. Das wiirden wir.

(Abg. Reddemann CDU: Wirden wir auch! -
Weitere Zurufe — Heiterkeit)

Herr Kuhn, ich erinnere an eine Diskussion, die wir zu-
sammen hatten.

(Abg. Kuhn GRUNE: Ich auch! Ich werde sie nie
vergessen!)

Nach Tschernoby! haben Sie von der Windenergie und
von Forschungsvorhaben gesprochen. Sie haben vor den
Studenten erklirt, Sie wiirden mir eine Liste iiber abge-
lehnte Forschungsvorhaben vorlegen. Anschliellend haben
Sie mir gesagt, ich wiiBte, daB Sie das nicht kénnten.

(Abg. Kuhn GRUNE: Das stimmt nicht! Und
dann haben die Studenten Sie ausgepfiffen! So
war das!)

- Sie wissen genau, wie das war. Wir sollten uns um Wahr-
heit bemiihen, und zwar in allen Bereichen.

(Abg. Biitikofer GRUNE: Auch wenn es schwer-
fallt, Herr Minister!)

Damit, meine Damen und Herren, komme ich schon zum
SchluB. Wir werden demnichst Gelegenheit haben, auf-
grund einer GroBen Anfrage der CDU-Fraktion die Agrar-
strukturpolitik zu diskutieren. Es ist nicht wahr, dal es nur
im landwirtschaftlichen Bereich Riickginge der Ausbil-
dungszahlen gibt. Schauen Sie sich doch einmal das ganze
Handwerk an. Wer stindig aile auf die Hochschule schik-
ken will, darf sich doch nicht wundern, wenn im prakti-
schen Bereich keine Auszubildenden mehr da sind.

(Beifall bei der CDU - Abg. Reddemann CDU:
So ist es!)

Uber diese Frage werden wir uns zu gegebener Zeit unter-
halten.

(Beifall bei der CDU)

Abg. Buchter GRUNE: Herr Minister, gestatten Sie die
Zwischenfrage: Darf ich Ihre Aussage so verstehen, Herr
Minister, daB3, wenn von unserer Seite qualifizierte Leute
benannt werden, diese auch die Moglichkeit bekommen,
an den landwirtschaftlichen Berufsschulen etwas zu diesem
Thema zu sagen?

Minister fiir Lindlichen Raum, Erniihrung, Landwirtschaft
und Forsten Weiser: Das heilit, Sie haben sich bisher gar
nicht bemiiht

(Abg. Buchter GRUNE: Doch, doch!)
und haben hier nur Behauptungen aufgestellt.

(Heiterkeit - Abg. Buchter GRUNE: Nein, das
heifit das nicht!)

— Aber mit dieser Frage widerlegen Sie doch lhre eigenen
Behauptungen von vorhin.

(Abg. Buchter GRUNE: Nein, Herr Minister, Sie
haben vorhin nicht genau zugehdrt!)

Jawohl, wenn das im Urlaub bei Ihnen geschieht, kdnnen
wir das alles machen.

{Abg. Buchter GRUNE: Ich habe vorhin nicht ge-
sagt, daB die von uns bereits benannt waren! Von
denen rede ich jetzt! Das stimmt!)

411



Landtag von Baden-Wiirttemberg — 11. Wahlperiode - 8. Sitzung — Mittwoch, 21, Oktober 1992

(Minister Weiser)
~ Doch, Sie haben gesagt - -

(Abg. Buchter GRUNE: Nein! Im Ausschuf3, ha-

be ich gesagt! Bei uns im Fachausschufl wurde

mir gesagt, dal3 Leute versucht hétten, in Schulen

reinzukommen, und dal dies nicht moglich gewe-

sen wire! Deswegen frage ich Sie, ob dies grund-
sidtzlich moéglich ist!)

— Natiirlich ist dies grundsétzlich méglich. Aber Ihnen geht
es jetzt wie dem, der von Forellen geschwiirmt hat, Der hat
gesagl:

Forellen ist ein schones Essen.

Ich selber hab' noch keine gegessen.
Doch meines Bruders Vaters Sohn,

der hat mal neben einem Mann gesessen,
der hat Forellen sehen essen.

(GroBie Heiterkeit - Abg. Buchter GRUNE: Ich
selber reklamiere auch nicht, dort zu sprechen!)

Stellv, Priisident Straub; Meine Damen und Herren, weite-
re Wortmeldungen liegen nicht vor.

(Anhaltende gro3e Heiterkeit — Glocke des Prisi-
denten)

Wir kommen zur Behandlung des Antrags der FDP/DVP-
Fraktion. Ich gehe davon aus, dal3 die Uberweisung an den
Ausschuf} fiir Schule, Jugend und Sport beantragt wird.

(Abg. Ostreicher CDU: Ich beantrage Mitbera-

tung im Ausschull fiir Lindlichen Raum und

Landwirtschaft! - Widerspruch - Abg. Wintruff

SPD: Das sind die dunklen Machenschaften des

Herrn Ostreicher! — Weitere Zurufe — Glocke des
Prasidenten)

- Ich frage dazu die Antragsteller.

Abg. Drautz FDP/DVP: Ich beantrage Uberweisung an
den Ausschuf} fiir Schule, Jugend und Sport und Mitbera-
tung im AusschuB fiir Lindlichen Raum und Landwirt-
schaft.

{Abg. Drexler SPD: Mitberatung auch im Um-
weltausschulBl?)

Stellv. Prisident Straub: Dagegen erhebt sich kein Wider-
spruch. Dann ist ¢s so beschlossen.

Damit ist Punkt 7 der Tagesordnung erledigt.

*

Erklirung zu Protokoll gemill § 102 Abs. 3 GeschO

Abg. Seimetz CDU: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Wir kommen an einer Tatsache nicht vorbei: Die
Schiilerzahlen an den haus- und landwirtschaftlichen Be-
rufsschulen in Baden-Wiirttemberg sind in den vergange-
nen Jahren massiv zuriickgegangen.
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Die Zahlen, die in der Stellungnahme des Kultusministe-
riums zu dem Antrag der FDP/DVP vorgelegt werden,
sprechen eine eindeutige Sprache. Diese Zahlen kann man
nicht beschdnigen, und man kann und darf sie nicht igno-
rieren.

Wir wissen alle, weiche Bedeutung die Landwirtschaft fiir
Baden-Wiirttemberg hat. Ich brauche auch nicht zu unter-
streichen, daB mit der Landwirtschaft ein bedeutendes
Stiick Kulturpflege verbunden ist, eine Tatsache und ein
Wert, die sehr hoch geschiitzt werden miissen. Hilfen fiir
die Landwirtschaft von seiten des Landes sind angezeigt
und erforderlich, und sie werden auch in dem notwendigen
Malle geleistet.

Dennoch ist der Strukturwandel der Wirtschaft - ein
Strukturwandel, der sich in besonderem MafBe im primi-
ren Sektor niederschligt -~ nicht zu idbersehen. Diesen
Strukturwandel muf3 eine moderne Voikswirtschaft, muf}
eine verantwortliche Schulpolitik zur Kenntnis nehmen. Es
mufs aber auch reagiert und letztlich offensiv agiert wer-
den.

Dies hat Konsequenzen fur die Schule, besonders und spe-
ziell fiir die Berufsschulen. Berufsschulen und Wirtschaft
stehen in einem Wechselverhiltnis. Sie diirfen nicht losge-
16st voneinander betrachtet werden, sondern sie sind auf-
einander zu beziehen. Verdnderungen, Entwicklungen und
Weiterentwicklungen der Wirtschaft missen registriert
werden und ihren Niederschlag im Lehrplan und im Un-
terricht der Berufsschule finden. Wiirde dieser Zusammen-
hang auBler acht gelassen, milte man Abstriche an unse-
rem Schul- und Ausbildungssystem hinnehmen, die
schlieBlich die Qualitdt von Schule und Unterricht in Frage
stellten,

Genau dies kénnen wir uns nicht leisten. Baden-Wiirttem-
berg hat ein ausgesprochen gualititsvolles Berufsschulwe-
sen. Wir haben aber vor allem deshalb ein qualitdtsvolles
Berufsschulwesen, weil es bisher immer auf Anderungen
der Berufs- und Arbeitswelt reagiert hat. Das heifdt, es ist
gelungen, dem jeweiligen Bedarf Rechnung zu tragen. Und
darauf kommt es an: Die Berufsschulen sind so gut, wie es
gelingt, sie an die Erfordernisse und Herausforderungen
des Arbeitsmarkts anzupassen. Diese Anpassung war bis-
her die Stirke unseres Berufsschulwesens. Daran ist festzu-
halten.

Damit ist aber gleichzeitig eine Flexibilitit verbunden, die
die Attraktivitdt unserer Berufsschulen mit begriindet. Wie
kein anderes Bundesland haben wir in Baden-Wiirttem-
berg das berufliche Schulwesen ausgebaut und gleichzeitig
notwendige Anderungen aufgrund wirtschaftlich-techni-
scher Entwicklungen einbezogen. Diese Stirke des Berufs-
schulwesens muB auch in Zukunft gewahrleistet bleiben.

Damit sind aber Konsequenzen fir die landwirtschaftli-
chen Berufsschulen verbunden. Konkret: Der Struktur-
wandel der Wirtschaft, aber auch verinderte Berufswin-
sche der jungen Leute haben sich auf die Schiilerzahlen der
landwirtschaftlichen Berufsschulen negativ ausgewirkt.
Man mag dies beklagen. Es ist allerdings nicht zu dndern;
zumindest sehe ich keine Mdéglichkeit, dem gegenzusteu-
ern. Also mull das Schulsystem flexibel reagieren und eine
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entsprechende und angemessene Anpassung vornechmen.
Wir miissen das Angebot, fiir das es keine oder eine im
Vergleich zu frither nur weit geringere Nachfrage gibt, zu-
ricknehmen,

Hier darf aber nicht rigoros vorgegangen werden. Wir
miissen sehr verantwortlich handeln. Ich unterstreiche an
dieser Stelle noch einmal die Verantwortung fiir unsere
Landwirtschaft. Wir miissen zu einer Neuordnung der
Standorte fiir die landwirtschaftliche Ausbildung kommen.
Ziel muB dabei — dies muB ungeschminkt gesagt werden —
eine Reduzierung der Standorte sein. Schon jetzt sind an
manchen Standorten verheerende Einbriiche festzustellen.
Es gibt Beispiele, daB sich kein Schiiler gemeldet hat oder
nur noch eine Handvoll Schiiler gemeldet haben. Die Be-
reitsteliung von Ressourcen ist damit aber nicht mehr ver-
antwortbar.

Wir miissen eine verniinftige Konzentration erreichen.
Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang aber eines
gleich mit bemerken: Verniinftig heilit zugleich, daf fiir je-
den, der den Wunsch nach einer beruflichen Tétigkeit im
Landwirtschaftssektor hat, ein Angebot bereitstehen mub.
Nur: Dieses darf nicht so aussehen, daB einige wenige
Schiiler - vielleicht fiinf oder sechs — an allen i‘lé’)glichen
Standorten ein Unterrichtsprogramm vorfinden miissen.
Nein! Die verniinftige Konzentration, von der i¢h gespro-
chen habe, mufBl auf die Aufrechterhaltung und Einrich-
tung von Standorten abzielen, die ein regional bezogenes
Angebot unterbreiten, das ohne groBe Miihe oder zusitzli-
che Belastungen von den betroffenen jungen Menschen an-
genommen werden kann. Mit einem ausgewogenen und
ressourcenmiBig akzeptablen Angebot sichern wir langfri-
stig die Ausbildung und die Leistungsfahigkeit dieser Aus-
bildung.

Das Thema ist sensibel zu behandeln. Deshalb darf nichts
iibers Knie gebrochen werden. In erster Linie sind Gesprii-
che zwischen den Beteiligten wichtig. Das Kultusministe-
rium muB diese Gespriche mit den Schultrdgern, den
Bauernverbinden, den Regierungsprisidien, aber auch mit
dem Landwirtschaftsministerium fithren.

Gemeinsam mul} eine der Sache und den jungen Menschen
angemessene und gerecht werdende Losung gefunden wer-
den. Folglich verbietet sich das Rasenmiherprinzip. Stand-
orte sind auch daraufhin zu untersuchen, inwieweit gine
verniinftige Unterbringung der Auszubildenden mdglich
ist.

Damit unterstreiche ich auch die Beibehaltung der Vollzeit-
beschulung. Die Vorteile liegen auf der Hand. Der junge
Landwirt lernt nicht nur den elterlichen Betrieb kennen,
sondern er erweitert damit auch seine Perspektive und sei-
ne Moglichkeiten, zu lernen. Weiter ist auch eine Chance
fiir den Nachwuchs von Kleinbauern gegeben. Deren
Toéchter und Séhne miissen uns so viel wert sein wie der
Nachwuchs von Bauern mit groBen Héfen. Im iibrigen
und nicht zuletzt mufl die BAf6G-Berechtigung im ersten
Ausbildungsjahr gesehen werden. Auch dieser finanzielle
Aspekt unterstreicht die Notwendigkeit der Vollzeitbeschu-
lung.

Damit, meine Damen und Herren, erreichen wir die not

wendige Qualititssicherung. Wir ermdglichen so den Schii-
lerinnen und Schiilern aus landwirtschaftlichen Familien-
betrieben weiterhin eine Qualifizierungschance und leisten
unter Beriicksichtigung des wirtschaftlichen Strukturwan-
dels und der schulischen Ressourcenlage des Landes eine
Sicherung der Lebensqualitit im ldndlichen Raum.

*

Stellv. Priisident Straub: Punkt 8 der Tagesordnung ent-
fillt. Hier haben sich die Fraktionen einvernchmlich auf
Absetzung und Vertagung geeinigt.

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf:

Aktuelle Debatte ~ Mafia-Aktivititen in Baden Wiirttem-
berg — beantragt von der Fraktion Die Republikaner

Meine Damen und Herren, auch fiir diese Aktuelle Debat-
te hat das Prasidium eine Gesamtdauer von 50 Minuten
festgelegt. Die Redezeit der Regierung wird darauf nicht
angerechnet. Fiir die einleitenden Erklirungen der Fraktio-
nen und fiir die Redner der zweiten Runde soll eine Rede-
zeit von jeweils 5 Minuten gelten.

Wem darf ich das Wort erteilen? — Herrn Abg. Deuschle.

{Zuruf von der SPD: Ach du lieber Gott! Je spi-
ter der Abend, desto schlimmer die Géste!)

Abg. Deuschle REP: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Wir diskutieren leider nicht iiber die Problematik
der Mafia-Aktivitaten in Sizilien oder in Norditalien,

(Abg. Schiauch GRUNE: Leider? Wir diskutie-
ren, was wir wolien! Die Rede ist frei!)

sondern — Herr Kollege Schiauch, bleiben Sie doch sach-
lich, auch zu dieser spiten Stunde — wir reden heute iiber
das Thema Mafia bzw. organisierte Kriminalitit in Baden-
Wiirttemberg.

Der fiir die innere Sicherheit im Lande — -
(Zuruf des Abg. Biitikofer GRUNE)

- Herr Biitikofer, ich bitte Sie, mich nicht zu unterbrechen.
Ich lasse Sie dann auch ausreden, falls Sie nachher etwas
Sachliches sagen kénnen. — Der fiir die innere Sicherheit

(Zurufe der Abg. Schlauch und Biitikofer

GRUNE)

~ Ich verstehe nicht, warum Sie jetzt bei Mafia wieder auf-
wachen. Ich weiB nicht, welche Beziehungen es da unter
Umsténden gibt.

(Beifall bei Abgeordneten der Republikaner -
Abg. Drexler SPD: Das kann auch am Redner lie-

gen')
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- Dafiir danke ich, Herr Kollege Drexler, aber ich kenne
Ihre Tricks. Sie wollen mir nur die Redezeit wegnehmen.
Bleiben Sie sachlich!

Der fiir die innere Sicherheit im Lande von den friiheren
Regierungen fir wichtig angesehene Sicherheitsplan II
wurde 1978 auf den Weg gebracht. Heute, 14 Jahre spiiter,
steht seine Realisierung immer noch aus. Demgegeniiber
stieg im gleichen Zeitraum die Kriminalitit in diesem Lan-
de nach der polizeilichen Kriminalstatistik in einem beédng-
stigenden Malle an.

VYor dem Hintergrund dieser bedrohlichen Entwicklung
sind die von der Regierung zu vertretenden Defizite in der
inneren Sicherheit unseres Landes offenkundig, und unsere
Biirger wissen dies mittlerweile. Fiir jeden mit der Materie
Vertrauten ist der auf deutschem Boden bereits ausgetrage-
ne Kampft konkurrierender Banden der organisierten Kri-
minalitit um Marktanteile an eiper gewinnmaximierten
Kriminalitit GewiBheit. Warnungen kompetenter Polizei-
fihrer und anderer sachkundiger Kenner der Probleme
wurden und werden aber oftmals von den fiir die innere Si-
cherheit politisch Verantwortlichen als Pantkmache be-
zeichnet, oder sie werden in der Offentlichkeit diskredi-
tiert,

(Abg. Schrempp SPD: Vélliger Blédsinn!l — Abg,
Drexler SPD: Wo?)

Die Lage wird statt dessen schéngeredet.

(Abg. Schrempp SPD: Wer hat denn das ertun-
den?)

~— Vor allem Sie.

(Beifall bei den Republikanern — Zurufe von der
SPD)

Vor allem Sie sind mit dafiir verantwortlich, daB in diesem
Lande solche Verhiltnisse herrschen.

(Abg. Dr. Geisel SPD: Ach, du meine Giite! Sie
haben keine Ahnung!)

Das werde ich nachweisen, wenn Sie mich reden lassen.
(Abg. Schrempp SPD: So ein dummes Zeug!)
Solche Ausfliichte sind keine Argumente, sie zeigen nur,
dal} Sie kaum eigene Argumente haben und dann aggressiv

reagieren.

(Beifall bei den Republikanern - Abg. Schrempp
SPD: Jetzt bringen Sie mal IThre Beweise!)

— Ich bringe meine Beweise, wann ich es fiir richtig halte,
und bitte Sie, sachlich zu sein,

{Abg. Dr. Geisel SPD: Das wiinsche ich mir von
Thnen auch?t)

- Ich komme jetzt mit der Argumentation. An dieser Stelle
sei nur an den unséglichen verbalen Eiertanz der letzten
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zwei Jahrzehnte bei den Innenministerkonferenzen erin-
nert, als es um die Frage der Definition dessen, was als or-
ganisierte Kriminalitit zu bezeichnen ist, ging, bis eine
auch linken Ideologen genehme Sprachregelung gefunden
werden konnte.

(Abg. Schlauch GRUUNE: Was fiir eine?)
- Wer sich getroffen fiihlt, reagiert so.

(Abg. Schlauch GRUNE: Nein, ich habe Sie
nicht verstanden! Sie sprechen das ,,§* so feucht
aus!)

Schon heute zeichnet sich neuer Dissens ab in der Bewer-
tung, was als Mafia-Kriminalitit einzuordnen ist. Dabei
sind die Strukturen dieser delikts-, titer- und begehungs-
spezifischen Kriminalitatsformen schon lange auch in der
Bundesrepublik feststellbar. Auch wenn es viele im linken
Lager nicht wahrhaben wollen: Die Mafia hat ihre Aktivi-
titen lingst bis zu uns ausgedehnt.

(Zuruf des Abg. Kuhn GRUNE)

Auch in Baden-Wiirttemberg sind Stiitzpunkte, Residentu-
ren und Operationsbasen der Mafia aufgebaut. Dies ist
kein Ergebnis von Recherchen der Republikaner. Nein, zu
dieser Erkenntnis sind Bundeskriminalamt und Landeskri-
minalamter gekommen, darunter auch solche, die in der
Verantwortung von Lhnen parteipolitisch verbundenen In-
nenministern stehen, Herr Birzele.

(Abg. Drexler SPD: Plotzlich!)

Iten zur Kenntnis nehmen, daB das fir Sie unverdiichtige
Bundeskriminalamt bereits seit Anfang der neunziger Jah-
re entsprechende Erkenntnisse iiber die Mafia, artver-
wandte Gruppierungen und deren Aktivititen sammelt
und eine umfangreiche Studie, in der noch zuriickhaltend
von ,italienisch organisierter Kriminalitiit* gesprochen
wird, im ersten Halbjahr 1992 fertiggestellt hat.

Glaubt man den Erkenntnissen des Bundeskriminalamts
und anderen Quellen, ist es tatsichlich angezeigt, von sich
auch in Baden-Wiirttemberg flichendeckend installieren-
den und stabilisierenden Mafia- bzw. artverwandten Or-
ganisationen auszugehen.

Meine Damen und Herren, es ist eine iiber reine Spekula-
tionen hinausgehende Tatsache, daf} sich die Mafia und
mafiose internationale Gruppierungen auch in unserem
Land in ihren klassischen Deliktsbereichen wie Schutzgeld-
erpressung, Raub- und Tétungsdelikten, Falschgeldherstel-
lung und -verbreitung vnd Drogenhandel bis hin zur or-
ganisierten Eigentumskriminalitit engagieren,

(Zurufe von der SPD)

Die Polizei steht in einem fast aussichtslosen Kampf mit
der organisierten Kriminalitit und hat es nicht zu vertre-
ten, daB ihr im Jahr 1991 nur bei zirka 80 Banden mit Ma-
fia- oder mafiosen und internationalen Standards Ermitt-
lungsansiitze gelangen. Von diesen rund 80 Banden waren
immerhin sechs deutsche Banden und 71 multinationale,
also multikriminelle Banden.
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{Deuschle)
{Zuruf von der SPDY)

Wir sind nicht dafiir, da3 sich dies zu einer Multikriminali-
tdt entwickelt. Da sind wir vielleicht anderer Meinung als
Sie.

An dieser Stelie darf daher nochmals
(Glocke des Prisidenten)

- ich bin gleich zu Ende, Herr Prisident — auf die von uns
bereits heute vormittag bei der Debatte um verdeckte Er-
mittlungen vorgebrachten Besorgnisse wegen eines mdgli-
chen Richtervorbehalts erinnert werden.

(Zuruf des Abg. Schlauch GRUNE - Gegenruf
des Abg. Trageiser REP: Dummes Geschwitz da-
hinten?)

Aktivititen der Mafia, Herr Schlauch, oder anderer inter-
nationaler Gruppierungen aus dem Bereich der organisier-
ten Kriminalitit lassen sich, soweit bekannt geworden,
vornehmlich in den Riumen Mannheim, Stuttgart, Karls-
ruhe, Offenburg und Lahr nachweisen.

{Abg. Rau CDU: Unverschimte Unterstellung!)

Angesichts dieser von kompetenten Fachleuten als alar-
mierend bezeichneten Lagebilder und als Folge von Maast-
richt und Schengen zusitzlich heraufziehender Kriminali-
tatsszenarien

(Abg. Rau CDU: Der weill nicht einmal, wo Lahr
liegth

miissen wir die Yerantwortlichen in diesem Land fragen,
was sie auf dem Gebiet der inneren Sicherheit fiir unsere
Biirger tun wollen.

(Beifall bei den Republikanern — Zuruf des Abg.
Nagel SPD)

- Getroffene Hunde bellen!
(Zuruf des Abg, Schlauch GRUNE)

Stellv. Priisident Straub: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Stichele.

Abg. Stiichele CDU: Herr Prisident, meine schr verehrten
Damen und Herren! Mafia, Cosa Nostra, Camorra und
andere Begriffe

(Abg. Weimer SPD: Republikaner!)

sind uns bekannt als Stichworte [iir organisierte Kriminali-
tit, die wir alle miteinander natiirlich sehr ernst nehmen.
Wir kannten sie Gott sei Dank schon vor diesem eben ge-
haltenen Vortrag. Es sind schlimme Organisationen, und
wir wissen, daf} ihr Ziel ist, in hochst professioneller Art
und Weise maximalen Gewinn zu erzielen und Einflul zu
nehmen. Im Grunde ist es schlimm, dali diese Organisatio-
nen bei uns auch als Vorbild und Muster dienen, Wir ha-
ben gespiirt, da gerade die jingsten Festnahmen - sie er-

folgten im Raum Mannheim — darauf hinweisen: Mafia-
Krake bei uns mitten in Siddeutschland.

Meine Damen und Herren, der Antrag der Republikaner
heute erfiillt mit Besorgnis,

(Abg. Deuschle REP: Kein Antrag!)

weil man die Absicht erkennen kann und bei dieser Ab-
sicht auch gleich verstimmt ist.

(Beifall bei der SPD - Zurufe von den Republika-
nern, u.a. Abg. Rapp: Sie schliefien die Augen
vor der Realitit! — Gegenruf des Abg. Schrempp
SPD: Dafiir brauchen wir Sie nicht! — Abg. Trag-
eiser REP: Aber die Wiihler brauchen uns dafiir!)

Wir sind weil} Gott in diesem Hause bemiiht, die Vorginge
- insbesondere auch die ernsten Vorgiinge der organisier-
ten Kriminalitit — zu diskutieren, zu debattieren. Aber ins-
besondere seit dem Konstanzer Parteitag der Republikaner
beschleicht mich bei solchertei Antrdgen und bei solcherlei
Vortriigen die Vermutung, daB es weniger um die Sache als
um die Stimmung geht.

(Beifall bei der CDU und der SPD - Abg. Krisch
REP: Das ist bei Thnen der Fall?)

Ich will aber trotzdem in wenigen Sitzen das streifen, was
im Grunde als Problem der inneren Sicherheit bekannt ist
und von uns auch gemeinsam bekimpft wird. Das Problem
Nummer eins ist - die Polizisten sagen uns das immer wie-
der ~ das Erkennen, Zuordnen von einzelnen Straftaten zu
organisierten, getarnten Gruppen. Natiirlich sind die Tater
sofort bemiiht, irgendwelche Riickschliisse auf dahinterste-
hende Organisationen von vornherein abzuschotten. Was
wir da brauchen, ist jedermann klar: eine systematisierte
Erkenntnissammlung und Auswertung. Denn nur auf diese
Weise kann man das ganze Netz einigermafien in den Griff
bekommen und tatsichlich dann auch die Strafverfolgung
ermoglichen — ein Punkt, der insbesondere auch dann von
Bedeutung wird, wenn man irgendwann wieder, vielleicht
morgen schon, die Frage des Datenschutzes diskutiert. Da
kommen wir genau hinein in das Spannungsfeld, in das
Konfliktfeld, das sich bei diesem Thema auftun kann.

Ein weiteres Problem stellt sich natiirlich auch nach Fest-
nahme der Tater: Wie die Pilze schieBen dann die Rechts-
anwilte aus dem Boden, die mit Kautionen sicherstellen,
dal} die Abschottung nach hinten in die zweite und dritte
Reihe von vornherein alles weitere an Ermittlungen un-
tauglich macht. Uberhaupt ist die Ermittlung problema-
tisch, langwierig und insgesamt nicht immer so erfolgreich,
wie wir uns das vorstelien.

71 Verfahrenskomplexe, die der organisierten Kriminalitit
im vergangenen Jahr in Baden-Wiirttemberg zugerechnet
werden mubBten, 318 Tatverdichtige - immerhin Gewalti-
ges, was an Arbeit geleistet wird. Ich will hier nicht unter-
lassen, unserer Polizei ein besonderes Wort der Anerken-
pung fiir diesen groBen Einsatz auszusprechen.

{Beifall bei der CDU, der SPD, den GRUNEN
und der FDP/DVP)
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(Stdachele)

Natiirlich kennen wir auch die Schwerpunktriume. Lahr
war meines Wissens bisher nicht dabei, aber wir wissen,
daB Stuttgart, der Rhein-Neckar-Raum und insbesondere
der Grenzbereich zur Schweiz und zu Frankreich die
Schwerpunktriume sind, die es in besonderer Weise ins
Auge zu fassen giit, dafl es da auch darum geht, die
Schlupflacher zu stopfen, insbesondere dort, wo man die
Grenzen zum Schutze nutzt. Das alles sind Dinge, die wir
wissen und in der Politik umsetzen miissen.

lch weild nicht, ob Sie wissen, wie lang man braucht, um in
einer Grenzregion zu gesicherten Daten zu kommen. Tat-
sichlich ist es so: Wenn eine Datenabfrage erfolgen muf,
ergeht ein Ersuchen an das Landeskriminalamt. Das Lan-
deskriminalamt priift und gibt an das Bundeskriminalamt
weiter. Dort wird schlieBlich in das Franzosische ubersetzt
_ um den Grenzbereich zu Frankreich zu skizzieren —, von
dort geht es an das Nationale Zentralbiiro in Frankreich,
in Paris; iberpriift kommt es dann schlieBlich wieder zu-
riick, etwa in den Grenzbereich Strafiburg. Ein Weg von
etwa vier Monaten — man kann sich vorstellen, dall das
grofie Probleme im Bereich der Ermittlungen verursacht.

Meine Damen und Herren, wir wissen, daB} es darum aeht,
diese organisierte Kriminalitit in den Anfiangen zu be-
xampfen. Wir wissen natiirlich, mafiose Organisationen
sind bei uns noch mcht vorhanden,

(Widerspruch bei den Republikanern)
aber wehret den Anfingen.
(Zuruf des Abg. Schlauch GRUNE)
Das ist die eindeutige Aussage.

Ich will zum Schluf3 zwei, drei Dinge noch nennen, die uns
wichtig erscheinen: zum einen Nachbesserungen dessen,
was wir als Gesetz im Kampf gegen die organisierte Krimi-
nalitit verabschiedet haben. Wir meinen, der Einsatz tech-
nischer Mittel in Wohnungen ist notwendig. Das Ja des In-
nenministers war auch heute morgen wieder vernehmbar.
Wir meinen weiter, dal Beweislastumkehr beim Nachweis
der Verbrechensgewinne erfolgen mufl. Und schlieBlich sei
auch noch einmal ausdriicklich gesagt: Der Einsatz Ver-
deckter Ermittler ist unabdingbar; er braucht eine Rechts-
grundlage. Er ist im Grunde unabdingbar fiir einen Erfolg
im Kampf gegen die organisierte Kriminalitét.

{Abg. Rau CDU: Sehr sachlich! - Beifall bei der
CcDu)

Stellv. Priisident Straub: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Schrempp.

Abg. Schrempp SPD: Herr Prisident, meine [Damen und
Herren! Der Handel mit verbotenen Waren wie Rauschgift
und Waffen, aber auch mit gestohlenen Waren aus Auto-
aufbriichen und Autodiebstihlen, mit Leder, etektroni-
schen Geriten, Schmuck usw., Einbrilche, Wohnungsein-
briiche, aber auch der Gebrauch von gestohlenen Scheck-
arten oder Kreditkarten haben zum Teil riesige AusmalBe
erreicht. Ich habe dies vor einigen Monaten in einer gro-
Ben Pressekonferenz bereits festgestellt und der Fraktion
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ein Arbeitspapier zugeleitet. Es wiire nicht notwendig ge-
wesen, uns darauf hinzuweisen.

Der erziclte Gewinn wird oftmals in Beteiligungen ~ und
dies halte ich fiir ganz besonders schlimm - an legalen Ge-
schiften eingebracht, so daB der Einflull von Banden des
organisierten Verbrechens auf die Wirtschaft stindig steigt.
Der Titel dieser Aktuellen Debatte ,,Mafia-Aktivititen in
Baden-Wiirttemberg* ist daher unzureichend und damit
falsch und reiner Populismus, weil er die gesamte Trapwei-
te im Bereich der organisierten Kriminalitit ausschlieBlich
auf die Mafia reduziert.

..Organisierte Kriminalitat" - wenn Sie die Definition hé-
ren wollen, sage ich sie Thnen jetzt gerne -

ist eine von Gewinnstreben bestimmte, planméBige
Begehung von Straftaten durch mehrere Beteiligte, die
unter Verwendung gewerblicher oder geschiiftsihnli-
cher Strukturen unter Anwendung von Gewalt oder
anderer zur Einschiichterung geeigneter Mittel oder
unter dem Bemiihen, auf Polizei, Medien, 6ffentliche
Verwaltung, Justiz oder Wirtschaft Einflull zu neh-
men, zusammenwirken.

(Beifall bei den Republikanern — Abg. Kuhn
GRIUINE: Kénnen Sie das noch einmal wiederho-
len, Herr Kollege?)

Es handelt sich also hier nicht nur um die Mafia, sondern
auch um die Cosa Nostra, die Camorra, die N'Drangheta,
um chinesische Triaden, um Héndler aus Nordafrika oder
aus Polen, aus den Kokainkartellen aus Kolumbien, Ecua-
dor, Peru, Bolivien, aus Thailand, Laos, Birma, um deut-
sche Banden und viele, viele andere Organisationen, die,
immer mehr mit groBkalibrigen Waffen ausgestattet, auch
immer mehr Morde begehen.

(Zuruf von den Republikanern: Na also!)

Wir haben in diesem Hohen Hause die Problematik im iib-
rigen mehrfach diskutiert, zum Beispiel auch, als wir iiber
das OrgKG gesprochen haben. Aber, meine Damen und
Herren von den Republikanern, ich habe von Thnen hier
bloB eine wilde Rede gehort

(Abg. Dr. Geisel SPD: So ist es!}

und keinen einzigen Vorschlag, wie Sie die organisierte
Kriminalitat bekimpfen wollen.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der CDU -
Zuruf von den Republikanern: Das ist Aufgabe
der Regierung!)

_ Es ist auch Aufgabe eines intelligenten Abgeordneten,
hier Yorschlige einzubringen.

(Lebhafter Beifall bei der SPD,”der CDU, der
FDP/DVP und den GRUNEN)

Deswegen war Jhre Rede billig und polemisch und leider
ohne Inhalt.

{Abg. Deuschle REP: Sie sind ein Oberlehrer!)

b=



Landtag von Baden-Wiirttemberg ~ 11. Wahlperiode — 8. Sitzung - Mittwoch, 21. Oktober 1992

{Schrempp)

Ich will ein paar Vorschlige machen. Es wurde hier bereits
darauf hingewiesen, daB wir jetzt das OrgKG haben und
daB es insbesondere notwendig ist — ich glaube, das ist der
Kernbereich der gesamten Kriminalitdtsbekdmpfung -, die
Gewinne abzuschopfen. Man muB diese Organisaticnen
am finanziellen Nerv treffen. Alle andere Mafnahmen
sind vielleicht erginzend, aber dies sind die entscheiden-
den.

(Beifall bei der SPD und der CDU)

Wir sind auch der Meinung - ich bin dankbar, dafi Sie das
gesagt haben —, wir sollten noch einmal die Einfithrung der
sogenannten Umkehr der Bewsislast priifen.

{Zuruf des Abg. Deuschle REP)

Wir sind im iibrigen dafiir, dal} endlich das Gewinnauf-
splirungsgesetz kommit. wobei wir die Schwellenbetrige fir
die 1dentifizierungspflicht bei 20 000 und nicht bei 30 000
oder 50 000 DM festlegen wollen.

Aber, meine Damen und Herren, es ist auch nicht mehr
linger hinnehmbar, daB sich Straftiter hinter dem Bank-
und Steuergeheimnis verstecken.

{Beifall bei der SPD und der CDU)

Wir brauchen Europol, wir brauchen bessere kriminalpoli-
zeiliche Zusammenarbeit. Wir haben gute Ansdtze -~ man
muB auch einmal das Positive sagen —, beispielsweise bei
der gemeinsamen Ermittlungsgruppe von Polizei und Zoll
und durch die Schaffung von BOK-Dezernaten. Aber die
Polizei mul hier weiter verstirkt werden, um den Kampf
letztlich auch gewinnen zu kénnen.

Meine Damen und Herren, die Bekimpfung des organi-
sierten Verbrechens kann nur dann ordentlich durchge-
fiithrt werden, wenn die sichliche Ausstattung stimmt,
wenn die Informations- und Kommunikationstechnik vor-
handen ist. Bei den logistischen und finanziell nahezu un-
begrenzten Mdglichkeiten dieser Tatergruppen mul} nach
wie vor auch der Einsatz von Verdeckten Ermittlern statt-
finden.

(Abg. Weimer SPD: Da mufl mal Schimanski
ran!)

In bezug auf die Rauschgiftkriminalitit will ich nur ergén-
zend feststelten: Wir diirfen hier die Polizei nicht allein las-
sen und nicht im Stich lassen. Wir brauchen hier eine Rei-
he von sozialen Mafinahmen, die unabdingbar dazugehd-
ren. Ich will dies nur erginzend kurz anmerken.

Dariiber hinaus miissen auch die sozialen Ursachen der
Rauschgiftkriminalitit weiter untersucht werden.

Alle MaBnahmen — dies will ich zum Schlul} sagen —, die
vom Gesetzgeber ~ und da sind wir gefordert; das ist gar
keine Frage -, von Polizei und Justiz durchgefiihrt werden,
brauchen aber auch die Unterstiitzung der Wirtschaft. Ich
will dies an einem Beispiel darstellen. Es ist fiir mich
schlicht nicht einsehbar, daB es bisher immer noch nicht
gelungen ist, den Diebstahl von Kraftfahrzeugen durch

den serienmaBigen Einbau von SicherungsmaBnahmen wie
den Einbau von Panzerplatten an den Tirschldssern gegen
das sogenannte Durchstechen, ein Code-System fiir die
Ziindung, das automatische Herunterklappen des Vorder-
sitzes beim VerschlieBen des Fahrzeuges oder entsprechen-
de Warneinrichtungen zu erschweren.

{Abg. Scheuermann CDU: Da miissen wir halt
einmal etwas vorschreiben!)

— Ja, dariiber miissen wir reden. Wir werden da einen Vor-
schlag machen.

Lassen Sie mich aus Zeitgriinden jetzt nur eines sagen:
Man darf sich, Herr Kollege, sicher auch Gedanken dar-
iiber machen, warum dies bisher nicht geschehen ist. Es ist
jedoch fiir uns alle unzumutbar, daB aufgrund dieser Dieb-
stihle insbesondere die Pramien der Kfz-Versicherungen
jedes Jahr erheblich steigen, Dies konnen wir nicht mehr
hinnehmen, gerade auch im Interesse unserer Biirgerinnen
und Biirger nicht.

(Dem Redner wird das Ende seiner Redezeit an-
gezeigt.)

— Herr Prisident, ich bin gleich fertig.

Als positives Beispiel muB man hier allerdings auch nen-
nen, was wir hier gemeinsam durchgesetzt haben, dafl nach
langem Kampf und im iibrigen gegen die Widerstidnde der
Wirtschaft endlich ein Codierungssystem fiir die Autora-
dios eingefiihrt wurde.

Deshalb wird die SPD-Fraktion alle demokratischen Maf}-
nahmen unterstiitzen, um das organisierte Verbrechen zu
bekdmpfen. Wir werden nicht hinnehmen, dal’ das subjek-
tive Sicherheitsbediirfnis unserer Biirgerinnen und Biirger
weiter verletzt wird. Hierdurch und auch durch den volks-
wirtschaftlichen Schaden wird das Lebensgefiihl vieler
Menschen beeintrichtigt, und es entsteht Schaden fiir un-
sere Demokratie. Auch dies gilt es zu bekdmpfen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der
CDLy

Stellv. Priisident Straub: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Hackl.

Abg. Hackl GRUNE: Herr Prisident, meine sehr geehrten
Damen und Herren! In der Situationsbeschreibung, in der
Situationsanalyse, denke ich, sind die Griinen sich mit
knapp 90 % des Hauses einig. Wir haben eine bedrohliche
Zunahme der Mafia-Kriminalitit. Die Zahlen sind eindeu-
tig. Wir haben eine neue Situation in Europa durch die eu-
ropiische und in Deutschland durch die deutsche Eini-
gung. Wir haben politische Verinderungen, das Elend im
Osten. All das sind Umbruchsituationen, die das Entstehen
von Kriminalitit begiinstigen, die auch begiinstigen, dal3
es zu internationalen Verflechtungen kommt.

Tch modchte jetzt keine Definition bringen. Der Abgeordne-
te Schrempp hat das hervorragend gemacht. Ich bedanke
mich dafiir und kann das nur unterstreichen.
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{Hackl)

(Abg. Kuhn GRUNE: So sind wir! - Abg.
Schrempp SPD: Aber Sie hitten das nie gesagt!)

Auch das, was er {iber die Unterstiitzung polizeilicher
MaBnahmen durch MaBlnahmen im Sozialbereich gesagt
hat, findet die volle Unterstiitzung der Griinen-Fraktion.

(Abg. Rapp REP: Reden, nicht handeln!)
- Bitte, lassen Sie mich noch ein paar Dinge sagen.
(Abg. K&nig REP: Wir hdren genau zu!)

- Das ist sehr nett von lhnen. Vielen Dank. Vielleicht ler-
nen Sie auch noch was dazu.

{Abg. Dr. Geisel SPD: Sehr gut! — Abg, Weimer
SPD: Das ist ja fast ausgeschlossen!)

Ich denke, daB die Mafia und die organisierte Kriminalitiit
wesentlich von der kriminellen Energie der Hinterménner
lebt, und zwar Hinterminner jedweder Nationalitit. Ich
denke - und das sage ich deshalb auch an die rechte Ecke
des Hauses —, daB diese Debatte kein Podium bietet, um
Austdnderfeindlichkeit zu zelebrieren. Denn es gibt genau-
so0 deutsche Unternehmen,

(Abg. Schrempp SPD: Natiirlich!)

auf die diese Definition zutrifft. Jiingstes Beigpiel war das
deutsche Unternehmen Taurus aus Schopfheim,

(Abg., Weimer SPD: Es gibt auch kriminelle Re-
publikaner!)

das, leider mit Wissen des Regierungsprisidiums Freiburg,
Giltmiill, als Wirtschaftsgut deklariert, nach Agypten ver-
schickt hat. Nur dadurch, daBl Greenpeace das irgendwie
spitzbekommen hat, konnte eine zweite Ladung verhindert
werden. Ich denke, dafl das auch ein Fall von organisierter
Kriminalitit ist

{Abg. Schrempp SPD: Sicher!)

und lhre Definition darauf sehr gut zutrifft. Da wiirde ich
mir allerdings wiinschen, daB unsere bestehenden Gesetze,
die sehr wohl greifen wiirden, etwas entschiedener ange-
wendet wiirden, dal} solchen Unternehmen zum Beispiel
die gewerbliche Zulassung entzogen wiirde. Ich wiirde mir
wilnschen, dall Behdrden da etwas weniger zuriickhaltend
wiiren.

Was unsere Fraktion zu Antworten auf die organisierte
Kriminalitit zu sagen hat: Ich denke, daB3 das reine Setzen
auf polizeiliche MaBnahmen etwas zu kurz greift. Das ist
nur eindimensional. Solche Konzepte kénnen nie zur Lé-
sung des Problems der organisierten Kriminalitit fithren.
Das sehen wir zum Teil an Nationen, wo man das versucht
hat, zum Beispiel an den USA mit der reinen polizeilichen
Bekdmpfung der Drogenkriminalitit. Das Ergebnis ist eine
wahnsinnige Kriminalititszunahme: mehr Drogentote,
mehr Drogen im Land. Das fithrt zu nichts. Man mub} es
breiter sehen.
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Ein Beispiel, wie man MaBnahmen anlegen kann, haben
Sie schon genannt, Herr Schrempp. Das wiiren MaBnah-
men im Sozialbereich. Ein weiteres ist ein gesamtgesell-
schaftlicher Ansatz. Man muli den Leuten sagen, daf sie
sich selber engagieren missen, daB Zivilcourage dazuge-
hért, dal3 eine Kultur des Hinsehens gefordert ist, da3 man
nicht wegschauen kann, wenn ein Nachbar bedroht wird,
daBl man nicht schweigen darf, wenn man von irgendwel-
chen kriminellen Handlungen hdrt, daB man auch als
Staatsanwalt zum Beispiel — man hat es jetzt in Italien ge-
merkt - nicht wegschauen darf, wenn man von Mafia-Ak-
tivititen hort, sondern dafi man hingehen und die Straftat
verfolgen mull. Dann kommt man an die Mafia heran,
kann man die Strukturen zerschlagen. Ich denke also, daB
man in die Bevolkerung das Bewuftsein hineintragen muf,
dal} ihr Mitwirken erforderlich ist, daB Zivilcourage er-
forderlich ist. Da sehe ich auch eine gewisse Aufgabe der
Politik, daB man nicht alles immer nur an irgendwelche Si-
cherheitsorgane delegiert, sondern daB man sagt: ,,Liebe
Leute, ihr seid gefordert. Thr miit mithelfen, ihr miBt
auch in der Nachbarschaft ein Sicherheitsnetz legen. Ihr
miifit euch um eure Nachbarn kiimmern und nicht in
Gleichgiiltigkeit versinken.*

(Abg. Kuhn GRUNE: Sehr gut!)

Ich denke, in unseren anonymen Weohnblocks und Wohn-
silos miissen auch wieder soziale Strukturen entstehen, um
das Eindringen von Kriminalitit zu verhindern,

Natiirlich sind die Griinen auch dafiir, obwohi wir uns da-
mit sehr schwer tun, daB das polizeiliche Instrumentarium
ausgebaut wird. Wir kommen nicht darum herum. Man
kann nicht sagen: nur soziale MaBnahmen und nur biirger-
schaftliche Gegenwehr. Das wird nicht zum Ziel fiihren.
Wir gehen allerdings davon aus, dal man dort eine genaue
Abwigung zwischen der Erfolgseffizienz und dem Eingriff
in Biirgerrechte treffen muB.

Wir wollen uns immer nur fiir MaBnahmen einsetzen, die
moglichst wenig in die Privatsphiire des einzelnen eingrei-
fen.

(Abg. Kuhn GRUNE: Sehr richtig!)

Wir haben deshalb auch zum Gesetz zur Bekdmpfung der
organisierten Kriminalitit einiges an Kritik anzumelden,
insbesondere was die Kontrolle und die Uberpriifbarkeit
angeht. Einiges dazu hat bereits Herr Schiauch zum Thema

(Abg. Schlauch GRUNE: He, Junge, ich bin dein
Parteifreund! — Heiterkeit)

- Einiges hat mein lieber Parteifreund Rezzo Schlauch be-
reits zum Polizeigesetz vorgetragen. Das méchte ich nur
noch einmal unterstreichen.

Zusammenfassend zum SchluB: Ich meine, dal man die
organisierte Kriminalitit nur mit einem ganzen MaBnah-
menbiindel bekimpfen kann. Man kann sie nicht nur mit
polizeilichen MafBinahmen bekimpfen. Die Bekimpfung
der organisierten Kriminalitiit ist eine gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe. Das mul} die Politik auch nach drauflen tra-
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(Hackl}

gen. Ich bitte Sie — auch die Herren von der CDU und der
SPD —, uns dabei zu unterstiitzen.

(Beifall bei den GRUNEN sowie bei Abgeordne-

ten der SPD und der FDP/DVP - Abg. Pfister

FDP/DVP: Besonnene Rede! - Gegenruf des

Abg. Kuhn GRUNE: Wir haben halt besonnene
Leute und emotionale?)

Stellv. Priisident Straub: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Kiesswetter.

Abg. Kiesswetter FDP/DVP: Sehr geehrter Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Die richtige Definition des Be-
griffs ,,Mafia*, wie sie sowohl von Kriminalisten als auch
von Generalbundesanwalt von Stahl vertreten wird, lautet:

Es kann nur dann von ,Mafia** gesprochen werden,
wenn diese Organisationen die staatlichen Verfol-
gungsbehbrden unterwandern, wenn eine Zusammen-
arbeit zwischen Beamten und Kriminellen besteht.
Ferner schiichtern die Tater sowohl die Opfer als auch
die Zeugen ein, bedrohen sie oder bringen sie gar um.
Die Opfer selbst haben kein Interesse, bei der Aufkli-
rung der Straftaten mitzuwirken. Es besteht eine hier-
archische Struktur, die eine Abhingigkeit der. einzel-
nen Mitglieder erzeugt, die das Ausbrechen au$ dieser
kriminellen Vereinigung fast nicht mehr erméoglicht.

Herr von Stahl und viele andere Kriminalisten haben aus-
dricklich erkldrt, daB solche Organisationsstrukturen in
der Bundesrepublik Deutschland bis jetzt noch nicht be-
kannt sind.

(Lachen bei den Republikanern - Abg. Rapp
REP: Wqo leben wir denn?)

- Sind die Beamten unterwandert? Sind Thre Polizeibeam-
ten von Kriminellen unterwandert? Ich hoffe, nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP - Abg.
Drexler SPD: Eben! Das ist eine iible Verleum-
dung der Polizei!)

Aber wenn Sie mir das bestdtigen, revidiere ich meine Mei-
nung. Bringen Sie Beweise!

(Zuruf von den Republikanern: Zeitung lesen! —

Abg. Schlauch GRUNE: Sagen Sie einmal, ist

Herr Stahi keine Autoritdt? Er ist der hdchste

Verfolger! — Gegenruf des Abg. Trageiser REP:

Haben Sie iiberhaupt ums Wort gebeten? - Glok-
ke des Prdsidenten)

Stellv. Priisident Straub: Herr Abg. Kiesswetter, gestatten
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Deuschle?

Abg. Kiesswetter FDP/DVP: Ja.
Stellv, Prisident Straub: Bitte schon, Herr Abg. Deuschle.

Abg. Deuschle REP: Herr Kollege, wie erkliaren Sie sich die
Einschitzung des Pridsidenten des Landeskriminalamts,
der uns vor etwa einer Woche erklirt hat, daBl im Jahr
1991 77 mafia-dhnliche Verbindungen in Baden-Wiirttem-
berg aufgedeckt worden seien?

Stellv. Priisident Straub: Bitte schén, Herr Abg. Kiesswet-
ter.

Abg. Kiesswetter FDP/DVP: Ich habe gesagt, was man un-
ter ,,Mafia** versteht und ob die Mafta in der Bundesrepu-
blik Deutschland in dieser Form titig ist. Es gibt sicher
Mafia-Leute, die hier einen Standort haben, die von Italien
aus vielleicht hier tétig sind. Aber dann sind sie hier Ban-
denkriminelle und auch in dieser Form zu behandeln, weil
sie eben nicht die deutschen Beamten unterwandern. Des-
halb kann man hier nicht mit dem Begriff ,,Mafia* arbei-
ten. Vielmehr muB man sagen: Das sind Kriminelle, die
verfolgt werden miissen. So sehe ich das. Aber man soll
nicht einen Popanz aufbauen, um die Angst zu erwecken,
wir wiren von der Mafia unterwandert.

(Abg. Scheuermann CDU: Leichtsinnig dirfen
wir da aber auch nicht sein! — Gegenruf des Abg.
Deuschle REP: Richtig!)

Eine organisierte Kriminalitiat besteht. Es erhebt sich die
Frage, wie diese im Rahmen unserer Grundrechte zu be-
kdmpfen ist. Wir sollten einmal iiberlegen, wie eine krimi-
nelle Organisation im Rahmen unserer grundgesetzlichen
Ordnung bekdmpft werden soll. Das ist eine der wesentli-
chen Fragen.

{Zuruf des Abg. Scheuermann CDL)

Bei der organisierten Kriminalitiit steht nicht die kriminel-
le Methode — das haben wir heute bereits gehort —, sondern
die Erzielung maximalen Profits im Vordergrund. Dies ist
ihr ausschliefiliches Ziel. Die Beteiligten sind bereit, dieses
Ziel mit legalen oder illegalen Mitteln zu erreichen. Die
Straftat ist insofern erheblich, als sie nur eines unter meh-
reren Instrumenten zur Verfolgung dieser materiellen Ziele
ist.

Viele, die einschlagig Gewinne aus Straftaten erzielen, ent-
sprechen deshalb einem Titertypus, der die Rolle des seri-
dsen Geschiftsmannes nicht mehr nur spielt, sondern in
vielerlei Hinsicht selbst das seridse Geschiiftsleben verkor-
pert. Ein Teil der Wirtschaft ist fiir diese Form der organi-
sierten Kriminalitdt anfillig. Immer wieder sind sehr grofie
und bekannte, als serids angesehene Firmen in kriminelle
Wege hineingeschlittert. Das zeigen die Bestechungsskan-
dale renommierter Baufirmen in Miinchen, Berlin und
Frankfurt und die Verletzungen des Kriegswaffenkontroll-
gesetzes durch High-Tech-Firmen. Aus Profitstreben wer-
den gesetzliche Grenzen bewuBt fiberschritten. Die Anfil-
ligkeit der gewerblichen Wirtschaft, organisierte Krimina-
litdt zu begehen, ist deshalb sehr naheliegend.

Das Anliegen der Ermittlungsbehdrden ist es nun, in diese
Kreise einzudringen. Von auflen ist jedoch meist nicht er-
kennbar, welche Firma legal und welche illegal arbeitet. Es
bestehen keine Verdachtsmomente, sondern nur das allge-
meine Wissen, daB einige in dieser Branche titige Firmen
Straftaten begehen. Die Ermittlungsbehdrden wollen des-
halb in samtliche Firmen der verdéichtigen Branche ein-
dringen, um die wenigen schwarzen Schafe zu erkennen.

(Abg. Scheuermann CDU: Und was wollen Sie?
Sie wollen schwarze Schafe laufen lassen?)

Die Ermittlungstétigkeit richtet sich nicht mehr auf - - Ich
bin noch nicht fertig. Das kommt noch.
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(Kiesswetter)

{Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Herr Prisident,
darf der heute abend immer solche Zwischenrufe
machen?)

- Lassen Sie ihn doch!

Die Ermittlungstdtigkeit richtet sich nicht mehr avf die
Verhinderung eines konkreten, bevorstehenden rechtswid-
rigen Verhaltens, sondern zielt auf die Fritherkennung
mdglicher Stérungsherde und Gefahrenquellen.

{Abg. Schrempp SPD: Sehr schon!)

Der staatliche Informationsbedarf wichst dadurch auler-
ordentlich an, weil die Zahl potentieller Gefahrenquellen
stets ungleich grofer ist als die der tatsdchlichen akuten
Gefahren. Der einzelne kann den Staat nicht mehr durch
legales Betragen auf Distanz halten. Der Staat dringt auch
bei legalem Verhalten des Biirgers in dessen Privatsphiire
und Geschiftsleben ein. Das Vordringen staatlicher Pri-
ventionsstrategicn schafft deshalb grundlegende Verinde-
rungen im Verhiltnis von Staat und Gesellschaft.

Die Berufung auf immer neue Gefahrenlagen und Sicher-
heitsbediirfnisse bahnt einem neuen Verfassungsverstind-
nis den Weg. Freiheit ist nicht mehr die Freiheit des Biir-
gers, ,,vom Staat in Rubhe gelassen zu werden™. Priaven-
tionsgesetze mogen gesellschaftlichen Erwartungen und
auch objektiven Bediirfnissen entsprechen. Ihr rechtspoliti-
scher Stellenwert ist jedoch im Hinblick auf die herkdémm-
lichen Grundrechtsdoktrinen, Grundrechte als Abwehr-
rechte zu definieren, politisch noch nicht einmal andisku-
tiert.

Ohne Klarheit iiber den verfassungsrechtlichen Grundkon-
sens wird Priventionsgesetzgebung - so einleuchtend der
jeweils unmittelbare AnlaB auch sein mag - kein Mehr an
Sicherheit schaffen. Gesellschaftliche Destabilisierung, der
sie vorbeugen will, beantwortet sie mit einer Destabilisie-
rung des Rechts. Staatliches Handeln wird in der Tendenz
unberechenbar und allumfassend. Eine Kontrolle besteht
nicht mehr.

Dies ist jedoch mit einem liberalen Rechtsstaat nicht mehr
vereinbar. Es ist der Abschied von unserer Verfassung, in
der die Wiirde des einzelnen, seine Eigenverantwortlichkeit
und seine Freiheit im Mittelpunkt stehen. Tch mache diese
Ausfithrungen hier deshalb, weil wir, nachdem wir viele
Vorschlige seitens der SPD von Herrn Schrempp gehort
haben, wie man einzelnes kriminelles Handeln bekidmpfen
kann ~ damit stimme ich iiberein —, Uberlegen sollten, ob
nicht eine Verfassungsdiskussion gefihrt werden mul,
wenn bei den Ermittlungstitigkeiten — so, wie wir es auch
heute mittag schon gehdrt haben - ohne Verdacht in die
Privatsphire eingedrungen wird.

(Abg. Schrempp SPD: Natiirlich mul} die Verfas-
sungsdiskussion gefiithrt werden!)

Dann muf} dariiber diskutiert werden, ob die Sicherheit
das oberste Gebot ist und die Freiheit eingeschriankt wer-
den muf3 oder ob auch die Freiheit ein Grundwert ist, der
einen Preis fiir die Sicherheit hat.

(Beifall bei der FDP/DVP)
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Stellv. Prisident Straub: Das Wort erteile ich dem Herrn
Justizminister.

{Zuruf des Abg. Scheuermann CDU an Abg.

Kiesswetter FDP/DVP - Gegenruf des Abg.

Schrempp SPD: Seit wann bist denn du fir die
Mafia zustindig?)

Justizminister Dr. Schiuble: Herr Prisident, meine Damen
und Herren! Es ist sicherlich richtig, dall auch Baden-
Wiirttemberg von der Mafia und dhnlichen Organisationen
betroffen ist. Baden-Wiirttemberg gilt, was die Mafia be-
trifft, insbesondere auch als Riickzugs- und Ruheraum. Es
ist auch nicht abzustreiten, dal dies in bestimmten Gegen-
den von Baden-Wirttemberg, so auch im Raum Mann-
heim, ernste und, so meine ich, schlimme Ausmale ange-
nommen hat.

Ich darf ihnen aus meiner kurzen Erfahrung als Justizmi-
nister ein Beispiel erzdhlen, das mich sehr betroffen ge-
macht hat. Sie wissen sicherlich, daB im Juni 1991 ein grd-
Berer Uberfall von Mitgliedern mafia-ahnlicher Organisa-
tionen in Mannheim stattfand und dann noch einmal einer
im November des gleichen Jahres. Die italienische Justiz,
die diese Verbrecher durch Haftbefehl suchte, hat zunichst
durch den Richter Falcone ein Auslieferungsersuchen an
die baden-wiirttembergische Justiz gerichtet. Falcone wur-
de dann, wie wir wissen, ermordet. Dann, immer anhand
der Akte weitergelesen, trat sein Nachfolger Borsellino auf
den Plan, der auch selber insbesondere bei der Mannhei-
mer Justiz zu Besuch war, um mit deren Hilfe zu erreichen,
daB Mitglieder der Mafia, die in baden-wiirttembergischer
Untersuchungshaft waren, aussagebereit werden kdnnten.
Er wurde, wie wir wissen, ebenfalls ermordet. Die Vermu-
tung ist wohl nicht aus der Luft gegriffen, daB} gerade die
Ermordnung von Richter Borsellino deshalb erfolgte, weil
die Mafia oder vergieichbare Organisationen damit verhin-
dern wollten, daid Borseltino und die italienische Justiz Zu-
sammenhinge in Deutschland aufdecken konnten, die
moglicherweise weitere Riickschliisse, Festnahmen und
Verurteilungen in Italien zur Folge gehabt hitten.

(Abg. Deuschle REP: Hart, hort!)

Allein dieses Beispiel — Kollege Stdchele hat insgesamt von
70 OK-Verfahren gesprochen — zeigt, dad wir das Thema
nicht auf die leichte Schulter nehmen diirfen.

(Beifall bei den Republikanern und bei Abgeord-
neten der CDU)

Wir nehmen es auch nicht auf die leichte Schulter.
Ich mochte daran einige Folgerungen ankniipfen.

Erstens: Was die Mafia und die Camorra angeht, so halte
ich es fiir absolut selbstverstindlich, daB die baden-wirt-
tembergische und iiberhaupt die deutsche Justiz mit der ita-
lienischen Justiz eng zusammenarbeitet, wie ich {ibrigens
meine, dal} gerade die Angehdrigen der italienischen Ju-
stiz, die sich bei der Verfolgung der Mafia, wie man ja se-
hen mufte, in gréfite persénliche Gefahr begeben und be-
geben haben, allergrdBten Respekt verdienen.
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{ Minister Dr. Schiuble)
(Beifall bei allen Fraktionen)

Dies muB man auch einmal ausdriicken. Denn wir sind
dringend darauf angewiesen, dali die internationale Zu-
sammenarbeit bei der Verbrechensbekdmpfung und gerade
bei der Bekdmpflung des organisierten Verbrechens besser
wird. Es darf nicht so sein, daf} im Zusammenhang mit der
Offnung Europas und dem Zusammenwachsen Europas
die Grenzen fr die Verbrecher fallen, fir die Justiz und
die Polizei aber bestehenbleiben.

(Beilall bei der CDY, der SPD und den Republi-
kanern)

Deshalb, meine Damen und Herren, ist es notwendig, dalB
die internationale Zusammenarbeit dadurch verbessert
wird, dal} beispielsweise — Sie, Herr Kollege Stiichele, ha-
ben es auch angesprochen - das Schengener Abkommen
baldmdglichst ratifiziert wird. Das Schengener Abkommen
ist ja in letzter Zeit filschlicherweise immer nur im Zusam-
menhang mit Asyl genannt worden. Es ist aber

(Abg. Schrempp SPD: Viel mehr!)

mindestens genauso wichtig als vertragliche Grundlage bei
der Verbrechensbekdmpfung. - Es ist wesentlich mehr; vol-
lig richtig. — Es muf} deshalb dringend ratifiziert werden.

Der zweite Punkt, meine Damen und Herren, den ich als
Justizminister ansprechen mochte, ist: Ich bin sehr froh,
daB die Koalition gehandelt hat und lhnen. meine Damen
und Herren vom Landtag, im kommenden Doppelhaushalt
vorschlagen wird, nicht nur die Stellen bet der Polizei,

(Abg. Schrempp SPD: Jawchl!)

sondern auch die beim Strafvollzug und iiberhaupt bei der
Justiz erheblich zu vermehren.

(Beifall des Abg. Drexier SPD}

Wir sind dringend darauf angewiesen. Ich darf dies an-
hand einiger Zahlen belegen.

Die knapp zehn Angehdrigen der Mafia, die nachweislich
dieser Organisation angehdrt haben, die die erwihnten
Verbrechen in Mannheim und Umgebung begangen ha-
ben, sind inzwischen - {ibrigens unter sehr schwierigen Be-
dingungen, wie man sich vorstellen kann - an die italieni-
sche Justiz ausgeliefert worden. Wir haben insgesamt etwa
200 italienische Strafgefangene. Ich behaupte nicht, dal sie
alle oder der groiite Teil davon der Mafia angehdren, aber
daBl potentiell Zusammenhinge bestehen konnen, wird
man nicht abstreiten kénnen.

(Zustimmung des Abg. Deuschle REP)

Ein Weiteres kommt hinzu, das die Arbeit im Strafvollzug
und damit auch fiir die Justiz immer schwieriger macht.
Insgesamt haben wir bei etwa 7 500 Strafgefangenen in Ba-
den-Wiirttemberg einen Anteil von Auslidndern von iber
2 000. Was dies im konkreten Fall fiir die Strafvollzugsbe-
diensteten bedeutet, welche potentiellen Gefahrenherde
dies im konkreten Fall mit umfalit, muB ich sicher nicht

niher darlegen. Deshalb ist es schon so, dal} die Regierung
richtig gehandelt hat, aber eben auch gehandelt hat, indem
sie lhnen, meine Damen und Herren, vorschlagt, bei der
Polizei, aber auch bei der Justiz und hier insbesondere
beim Strafvollzug die Stellen angesichts der sich stindig
mehrenden Schwierigkeiten erheblich zu vermehren.

Ich méchte ganz kurz einen letzten Punkt ansprechen.
Heute ist nicht die Zeit, um diesen zu vertiefen. Ich gebe
aber auch aus der Sicht des Justizministers zu bedenken,
ob wir nicht — dariiber sollten wir offen diskutieren — da
und dort die Gesetzeslage verschirfen miissen.

(Beifall bei den Republikanern)

Ich begriille es sehr, daB wir Vermdgensstrafen eingefGhrt
haben. Ich bin auch beweglich bei der Weiterentwicklung
des Gewinnaufsplirungsgesetzes, wie ich bereits gesagt ha-
be. Aber ich bitte dann auch zu sehen, dal} nach meinem
Empfinden dem Einsatz Verdeckter Ermittler bei der Be-
kimpfung der organisierten auslindischen Kriminalitit
schon deshalb eine viel zu groe Bedeutung beigemessen
wird, weil die Verdeckten Ermittler gar nichts von dem
verstehen konnen, was dort gesprochen wird. Mit Blick auf
diese Situation miissen wir auch iber den Einsatz der tech-
nischen Mittel nach der StrafprozeBordnung — bosartiger-
weise immer Lauschangriff genannt; damit geht man an
der Sache vorbei, denn nicht der Staat greift die Verbrecher
an, sondern umgekehrt -, offen und fair diskutieren.

(Beifall bei den Republikanern - Abg. Schrempp

SPD: So ist es! - Abg. Biitikofer GRUNE: Wenn

Sie sicher wiren, daBl Sie mit Threm Lauschan-

griff nur die Verbrecher treffen wiirden, dann

kénnten Sie mit ruhigerem Gewissen dariiber
sprechen!)

— Ich habe Sie akustisch nicht verstanden, Herr Kollege
Biitikofer.

lch bin davon iiberzeugt: Schon angesichts der einge-
schriinkten Méglichkeiten der Verdeckten Ermittler gerade
bei der Bekdmpfung der Mafia und dhnlicher Organisatio-
nen werden wir darauf angewiesen sein, der Polizei auch
fiir die Strafverfolgung mnach der StrafprozeBordnung
mehr, als es bislang der Fall ist, den Einsatz technischer
Mittel zu ermdglichen.

{Beifall bei Abgeordneten der CDU und den Re-
publikanern)

Stellv. Prisident Straub: Ich erteile dem Herrn Innenmini-
ster das Wort.

Innenminister Birzele: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Unter dem Begriff Mafia werden in der Offent-
lichkeit und auch heute hier im Plenum verschiedene Er-
scheinungsformen der organisierten Kriminalitdt verstan-
den. Ich will im folgenden darunter die vier mafiosen Or-
ganisationen, die in Italien ihren Ursprung haben und die
nach dem Bericht des italienischen Innenministeriums vom
April 1991 zirka 16 000 Mitglieder umfassen, verstanden
wissen.
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{Minister Birzele}

Nur um auch einen Blick auf die Gefdhrlichkeit dieser
Gruppierungen zu werfen, mochte ich darauf hinweisen,
daB nach italienischen Schitzungen in Italien 1990 von
diesen Gruppen iber 25 Milliarden DM Gewinn realisiert
wurden, daBl ithre , Aktivititen'' 209% des Sozialprodukts
auf Sizilien darstellten.

Die Stellung der Mafia — das hat vorhin Kollege Kiesswet-
ter angesprochen — ist in Italien durch den hohen Einflufl
im gesellschaftlichen Leben, in Politik und Wirtschaft, eine
extreme Einschiichterung der Bevilkerung und gewaltsame
Unterdriickung jeder Opposition, die Infiltration staatli-
cher Organe, die Vernetzung mit den politischen Parteien
und die Monopolisierung in Teilen der Wirtschaft durch
die Mafia gekennzeichnet.

Vorher ist von einigen die Auswertung des Bundeskrimi-
nalamts fir die Jahre 1989 bis 1991 angesprochen worden.
Sie ergab insgesamt 62 Ermittlungsverfahren mit Bezug zur
italienischen Mafia, davon 23 Verfahren in Baden-Wiirt-
temberg. Allerdings — das betone ich ausdriicklich - miis-
sen diese Zahlen sehr differenziert betrachtet werden, weil
in ihnen auch zum Beispiel schlichte Rechtshjlfeersuchen
ausldndischer Behdrden als Ermittlungsverfahten mit ent-
halten sind und weil Meldungen aus einzelnen: Bundeslin-
dern nicht vollstindig sind. Man muf} deshalb bei der Argu-
mentation mit diesen Zahlen groBe Vorsicht walfen lassen.

Fiir Baden-Wirttemberg miissen wir feststellen - Herr
Kollege Deuschle, da haben Sie dem Priisidenten des Lan-
deskriminalamts offensichtlich nicht genau zugehdrt -: Bei
15 von 71 Verfahren organisierter Kriminalitdt im vergan-
genen Jahr sind im Land Verbindungen zur italienischen
Mafia festgestellt worden. Es sind also nicht 71 mafiose
Verbindungen in Baden-Wiirttemberg festgestellt worden.

(Zuruf des Abg. Weimer SPD)

Im Zeitraum November 1991 bis September 1992 ergeben
sich fir Baden-Wiirttemberg elf Ermittlungsverfahren und
sieben Festnahmen aufgrund von Rechtshilfeersuchen fiir
auslidndische Behdrden.

{Glocke des Prasidenten)

Stellv. Priisident Straub: Herr Innenminister, gestatten Sie
eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Deuschle?

Innenminister Birzele: Ja, natiirlich.
Stellv. Priisident Straub: Bitte, Herr Abg. Deuschle.

Abg. Deuschle REP: Herr Innenminister, darf ich Sie dar-
auf hinweisen, daB ich nicht von 71 italienisch orientierten
oder mafiosen Banden gesprochen habe, sondern von 71
multinationalen Banden,

(Abg. Weimer SPD: Die Frage macht es jetzt auch
nicht besser! - Abg. Drexler und Abg. Weimer
SPD: Das ist auch falsch!)

und daB ich da sehr genau dem Herrn Prdsidenten Schiir-
holz zugehért habe. Nehmen Sie das bitte zur Kenntnis.

(Abg. Weimer SPD: Die Frage hat es jetzt auch
nicht besser gemacht!)
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Stellv. Prisident Straub: Bitte schon.

Innenminister Birzele: Ich verstehe Thren Hinweis als Fra-
ge, damit er der Geschiiftsordnung geniigt.

(Abg. Auer REP: Danke schon!)

Ich weise aber noch einmal darauf hin, dafi ich im Ge-
dichtnis habe, dal} Sie von entsprechenden Organisationen
gesprochen haben. Deshalb noch einmal die Zahlen: Von
71 Verfahren organisierter Kriminalitit wurden in 15 Ver-
fahren Verbindungen zur italienischen Mafia festgestellt.
Nebenbei: Wir haben ja heute die Diskussion iiber die Ma-
fia. Allerdings ist dieses Thema von lhnen doch teilweise
auBerordentlich ausgeweitet worden, was ich der Sache
nicht fiir dienlich halte.

Die festgestellten Straftaten, die in Baden-Wiirttemberg be-
gangen worden sind, waren im wesentlichen Rauschgift-
handel, Schutzgelderpressung, Kfz-Verschiebung und Waf-
fenhandel. Uber die Anzahl erkannter Mafiosi in Baden-
Wiirttemberg lassen sich keine verldBlichen Angaben ma-
chen, da die zuverldssige Zuordnung einer Person zu einer
Mafia-Gruppierung erst im weiteren Verlauf polizeilicher
oder justitieller Ermittlungen nach entsprechenden Mittei-
lungen aus Italien sicher festgestellt werden kann. Nach
unseren Einschiitzungen befinden sich in baden-wiirttem-
bergischen Vollzugsanstalten - Herr Kollege Schiuble hat
dies vorhin ebenfalls angesprochen - derzeit zwolf Strafti-
ter in Haft, bei denen wir von Verbindungen zur Malfia
ausgehen miissen,

Herr Kollege Schiuble hat vorhin auch den Komplex
Mannheim angesprochen. In diesem Zusammenhang will
ich darauf hinweisen, dall Mannheim nicht als Mafia-
Hochburg in dem Sinne miBverstanden werden darf, daf3
dort sehr viele Straftaten von der Mafia selbst begangen
werden. Es ist wichtig, festzuhalten, daB gerade die im Mit-
telpunkt des Sffentlichen Interesses gelegenen Sachverhalte
ganz lberwiegend nicht in Taten und Ermittlungsverfah-
ren bei uns bestanden haben, sondern Auswirkungen von
Vorgingen waren, die sich vor allem in Italien abgespielt
haben. Gerade das vorhin erwdhnte Beispiel der Festnah-
me von vier italienischen Staatsangehorigen am 15. April
1992 im Raum Mannheim geschah aufgrund eines solchen
Ersuchens wegen des Verdachts der Beteiligung an zwei
Morden in Italien.

Nach Mannheim kommen Personen mit Beziehung zur
Mafia wegen des hohen Anteils dort lebender italienischer
Staatsangehoriger und vor allem deshalb, weil dort viele
Personen aus einem sizilianischen Ort wohnen, in dem der-
zeit ein Bandenkrieg tobt. Die Festnahmen, die ich er-
wihnt habe, und die Ermittlungsverfahren verdeutlichen
auf alle Falle, daB sich Mitglieder von Mafia-Familien in
Baden-Wiirttemberg aufhalten und daB weitere Mafia-Mit-
glieder oder Kriminelle mit Beziehungen zur Mafia in Ba-
den-Wiirttemberg agieren. Die eingeleiteten Ermittlungs-
verfahren zeigen — das will ich noch einmal unterstreichen
-, daB Baden-Wiirttemberg im wesentlichen als Ruheraum
von Mafia-Angehdrigen genutzt wird, dafl aber auch die
Gefahr besteht, dafl unser Land zu deren Aktionsfeld aus-
gebaut wird.

(Zuruf des Abg. Deuschle REP)
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Neben der zahlenmiBig stirksten Gruppe der Jugoslawen
sind die italienischen Straftdter mit 14,1 % an der Gesamt-
zahl der Tatverdichtigen der organisierten Kriminalitit
aufgrund der mafiosen Beziechungsgeflechte und Verbin-
dungen nach Italien als eine besonders gefahrentrichtige
Gruppe einzuschitzen. Wir haben jedoch, wenn wir die Si-
tuation in Baden-Wiirttemberg bewerten, keine Anhalts-
punkte dafiir - diese richtige Feststellung des Kollegen
Kiesswetter ist vorhin bei Ihnen auf fiir mich unverstindli-
chen Protest gestofBen —, daB3 Strukturen bestehen, die mit
denen in Italien vergleichbar sind. Wir haben in Baden-
Wiirttemberg bisher Gott sei Dank keinerlei Hinweise dar-
auf, daB Verflechtungen mit Staat und Gesellschaft wie in
Italien gegeben sind. Wir hatten in Baden-Wiirttemberg
1991 beispielsweise keinen erfolgreichen Fall der Korrup-
tion im Zusammenhang mit der OK, und wir haben bis-
lang erfreulicherweise auch keine Paten oder Mafiabosse
in Baden-Wiirttemberg feststellen kénnen.

(Glocke des Prisidenten)

Stellv. Priisident Straub: Herr Innenminister, gestatten Sie
eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Hackl?

Innenminister Birzele: Ja, bitte.

Abg. Hackl GRUNE: Herr Innenminister, stimmen Sie der
Feststellung des EG-Parlaments zu, daB in Europa im ver-
gangenen Jahr mehr Geld mit Miillschiebercien verdient
wurde als mit dem Drogenhandel? Gibt es Statistikén iiber
Giftmiillschiebereien in Baden-Wiirttemberg?

Stellv. Priisident Straub: Bitte schon, Herr Innenminister.

Innenminister Birzele: Herr Kollege, ich bitte Sie um Ver-
stindnis dafiir, dall ich diese Frage nicht beantworten
kann. Ich habe mich aus Anlall dieser Aktuellen Debatte
nicht mit den Miillschiebereien beschéaftigt. Ich bin aber
gern bereit, in meinem Hause nachzuforschen,

(Abg. Schrempp SPD: Ob er Miill findet!)

ob uns dariiber Zahlen vorliegen. Unter Bezugnahme auf
das heutige Thema kann ich dazu nur sagen: Mir sind kei-
ne Beziehungen der Mafia zu Miillschiebereien bekannt.

(Heiterkeit bei der SPD und den Republikanern)

Ich will noch einmal festhalten, dai} gerade hei der Bege-
hung von Straftaten primér der Riickzug von in Italien ge-
suchten Titern in die Bundesrepublik eine Rolle spielt,
dal ein hoher Anteil italienischer Staatsangehoriger in Ba-
den-Wiirttemberg den Titern einerseits als Unterstiitzer,
aber insbesondere als Opfer Basis gibt. Ich bitte Sie zu be-
achten, daB eine intensive Bekdmpfung der organisierten
Kriminalitit in Baden-Wiirttemberg zu einer Verringerung
des Dunkelfelds und damit zu einer Zunahme der bekannt-
gewordenen Fille fiihrt. Dies muB man in Beziehung dazu
setzen, damit nicht der SchluB daraus gezogen wird, wir
hiitten in Baden-Wiirttemberg ganz besonders unter Akti-
vititen der Mafia zu leiden.

Ich betone aber, daB die Bekdmpfung der organisierten
Kriminalitit und damit auch der Mafia in Zukunft noch
mehr an Bedeutung gewinnen wird, insbesondere weil Ex-
perten davon ausgehen, daB sich der Anteil der organisier-
ten Kriminalitit an der Gesamtkriminalitit bis zum
Jahr 2000 verdoppeln wird.

Wir haben bei solchen kriminellen Gruppierungen beson-
dere Bekdmpfungsschwierigkeiten, insbesondere weil cine
sorgfiltige Abschottung der Titergruppen nach innen und
auBen stattfindet. Viele Titer der Ausfithrungsebene ken-
nen die Titer der anderen Ebene bzw. die Hinterménner
nicht. Geschifte mit Auflenstehenden werden immer erst
nach sorgfiltiger Priifung der Herkunft, des Umfelds usw.
und hiufig erst nach Verbiirgen eines alten Geschéftspart-
ners getitigt. Die OK-Straftiter ziehen sich bei der Uberga-
be deliktischer Waren, bei Verhandlungen und Verabre-
dungen in den privaten Bereich zurlick, so daBi der polizei-
liche Einblick erschwert wird. Daraus ergeben sich sowoh]
fiir die polizeiliche Verfolgung als auch hinterher fiir die
Strafverfolgung Probleme. Insbesondere sind kaum Zeu-
genaussagen zu erlangen. Der Zugang zu geschlossenen
ethnischen Gruppen ist kaum moglich. Der Ermittlungs-
aufwand durch den Einsatz von Dolmetschern usw. ist
enorm.

Welche BekdmpfungsmalBnahmen, von denen die Republi-
kaner glauben, sie reichten nicht aus, wenden wir an? Ba-
den-Wiirttemberg hat friithzeitig auf erste Anzeichen der or-
ganisierten Kriminalitit reagiert. Bereits seit 1972 werden
Verdeckte Ermittler eingesetzt. 1975 wurde eine operative
Ermittlungsgruppe beim Landeskriminalamt gebildet. Im
Juni 1984 erfolgte die Einrichtung der Inspektion ,,Organi-
sierte Kriminalitéit'* beim Landeskriminalamt zur gezielten
Bekimpfung dieser Kriminalititsform. Anfang 1988 wurde
die Konzeption ,,Organisierte Kriminalitit im Innenmi-
nisterium mit folgenden Schwerpunkten realisiert: Stér-
kung der Zentralstellenfunktion des Landeskriminalamts
und Schaffung eines breiten Bekimpfungsansatzes. Zwi-
schendurch wurden zusitzlich landesweit bei allen Landes-
polizeidirektionen, den beiden Polizeiprisidien in Karlsru-
he und Mannheim sowie bei ausgewihlten Polizeidirektio-
nen insgesamt 13 Dezernate ,,Bandendelikte, organisierte
Kriminalitit* eingerichtet. Die Solistirken der Mobilen
Einsatzkommandos des Landes wurden in einem ersten
Schritt verstirkt. Die Zusammenarbeit von Polizei und
Staatsanwaltschaft wurde verbessert, auch durch eine ge-
meinsame Verwaltungsvorschrift.

Fiir die Jahre 1993/94 ist vorgesehen: Einrichtung von
zwei weiteren Dezernaten ,,Bandendelikte, organisierte
Kriminalitat" in Ludwigsburg und Béblingen, eine weitere
Erhdhung der Sollstirken der Mobilen Einsatzkomman-
dos, die als Servicedienststellen wesentlich die Arbeit der
Fachdienste zur Bekdmpfung der OK unterstiitzen und die-
se entlasten, eine personeille Verstirkung des Dezernats
,,Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland* beim Landeskrimi-
nalamt, um den internationalen Verflechtungen der Titer
Rechnung zu tragen. Und wir werden ein Dezernat ,,Fi-
nanzermittiungen, Gewinnabschdpfung® beim Landeskri-
minalamt noch in diesem Jahr als taktische Komponente
zur Bekdmpfung der Geldwische im Rahmen der neuen
Vorschriften des ,,organisierten Kriminalititsgesetzes” und
des vor der Verabschiedung stehenden Gewinnaufspi-
rungsgesetzes einsetzen.
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Sie sehen, dal wir in Baden-Wiirttemberg handeln, und
ich bitte Sie um Unterstiitzung fiir diese Vorhaben.

Ich danke der Polizei fiir ihren entschlossenen Einsatz ge-
gen die organisierte Kriminalitit.

(Beifall im ganzen Haus)

Ich will jedoch ausdriicklich, wie auch die Vorredner, beto-
nen, dafB diese Aufgabe von der Polizei nicht allein bewil-
tigt werden kann. Ich bitte Sie deshalb alle, die Polizei bei
dieser schwierigen Aufgabe nach Kriften zu unterstiitzen.

Lassen Sie mich abschlieBend aber noch eines ganz deut-
lich an Ihre Adresse, meine Damen und Herren von der
Fraktion der Republikaner, sagen: Wir brauchen eine re-
alistische Einschitzung der Mafia in Baden-Wiirttemberg.
Wer jedoch Schreckensbilder einer Mafia an die Wand
malt, die sich angeblich wie eine Krake in unserer Gesell-
schaft ausgebreitet habe, der niitzt nur denen, die er zu be-
kdmpfen vorgibt.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRIUINEN
und der FDP/DVP - Abg. Weimer SPD: Das war
doch ein guter Schluf3! Da kénnt ihr ruhig klat-
schen! — Gegenruf des Abg. Schiierer REP: Der
war schwach! - Abg. Brigitte Wimmer SPD: Gebt
doch dem Frieder den Beifall, den er verdient!)

Steliv. Prisident Straub: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Wilhelm.

Abg. Wilhelm REP: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Nach dem zum 1. Januar 1993 erfolgten Grenzab-
bau gemifl dem Schengener Abkommen wird die Sicher-
heit der Biirger unseres Landes nicht mehr im notwendigen
Umfang gewéhrleistet werden kénnen. Dies ist keine bloBe
Behauptung, vielmehr logische Folge des ersatzlos wegfal-
lenden Fahndungsdrucks an den bisherigen Grenzen. Es
bedarf keiner Weitsicht, um zu sehen, daB dann auch der
Mobilitit hochkrimineller Banden, sei es nun der Mafia
oder anderer OK-Gruppierungen, kein Einhalt durch wirk-
same Gegenstrategien geboten werden kann. Hochkrimi-
nelle Straftiter konnen dann im wahrsten Sinne des Wor-
tes grenzenlos operieren. Unsere Polizei steht dann - um
auch dieses Bild zu bringen - mit dem Ricken an der
Wand.

(Abg. Schrempp SPD: Das ist nicht Thre Polizei!
— Gegenruf des Abg. Rapp REP: Aber auch nicht
Thre!)

- Ich bin Polizeibeamter, Herr Schrempp. Im Gegensatz zu
thnen weif ich, wovon ich rede.

(Beifall bei den Republikanern)

Unsere Polizei steht dann - um auch dieses Bild zu bringen
- mit dem Riicken vollends an der Wand. lhre bisher
schon ihre Aufgaben erschwerenden oder behindernden,
von der Politik zu vertretenden Arbeitsbedingungen erfah-
ren eine zusitzliche Belastung.

(Zuruf von der SPD: Welche?)
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Wer von den Politikern anderes behauptet, vermittelt wi-
der besseres Wissen dem Biirger ein nicht vorhandenes Si-
cherheitsgefiihl.

{Beifall bei den Republikanern)

Aus allen Lagebiidern der organisierten Kriminalitit ist zu
ersehen, daB die Aktivisten der Mafia auch in Baden-
Wiirttemberg ansdssig und in allen betreffenden Deliktbe-
reichen tétig sind und regional und fiberregional operieren.

(Zuruf des Abg. Weimer SPD)

DaB bestimmte, aus unserer Sicht unerwiinschte Priferen-
zen von der Mafia, aber auch anderen mafiosen Gruppie-
rungen fiir Baden-Wiirttemberg bereits heute vergeben
sind, kann daher nicht Giberraschen. Und die erst jiingst
von den Medien viel beachteten AuBerungen einer italieni-
schen Strafverfolgerin bezogen sich zwar auf die BRI ins-
gesamt, sie lassen sich aber vor dem Hintergrund der Mor-
de an dem Richter Borsellino und dem Topermittler Falco-
ne geographisch auch Baden-Wiirttemberg zuordnen, da in
die Ermittlungstitigkeit der Ermordeten baden-wirttem-
bergisches Terrain einbezogen worden war,

Aus all den - zugegeben nur segmenthaft aufgezeigten —
Problembereichen wird sichtbar, dal Baden-Wirttemberg
aufgrund seiner geographischen Lage und weiterer Beson-
derheiten geradezu pradestiniert ist, kriminellen Gruppie-
rungen von der Mafia bis zu den vielen fiir die Sicherheits-
behdrden noch namenlos operierenden Banden als Bereit-
stellungs-, Aktions- und Riickzugs- bzw. Ruheraum zu die-
nen.

(Abg. Schrempp SPD: Das haben wir alles schon
gehort!)

Dies wissen BKA und LKA, und das weill mittlerweile
auch die Offentlichkeit. Aber auch Sie, meine Damen und
Herren, sollten dies wissen, um sich der damit verbunde-
nen Gefdhrdungslage bewulit zu werden.

(Abg. Schrempp SPD: Sie brauchen uns das nicht
Zu sagen!)

SchlieBlich ist Baden-Wirttemberg nur ein Teil des von
der Mafia und anderen Gruppen ausersehenen Operations-
gebiets Deutschland. Aber fiir diesen Fall tragen Sie, meine
Damen und Herren von der Regierung, die Verantwortung
- Verantwortung gerade auch in der inneren Sicherheit,
denn innere Sicherheit ist weitestgehend Angelegenheit der
Léinder. Sie werden es sich gefallen lassen miissen, dal die
Biirger unseres Landes, die Polizeibeamten, aber auch die
Fraktion Die Republikaner, Sie kiinftig danach fragen,
was Sie fiir die Sicherheit in unserem Lande leisten.

Wir fragen schon heute, wie Sie den bedrohlichen Heraus-
forderungen durch die organisierte Kriminalitdt, Aktivita-
ten der Mafia und anderer Banden und dem durch Maast-
richt und Schengen zusitzlich auf unsere Bevdlkerung zu-
kommenden Kriminalitdtsschub begegnen wollen. Ange-
sichts des Versagens fritherer Landesregierungen auf dem
Feld der inneren Sicherheit kénnen wir thnen diese Fragen
nicht ersparen. Wir fiirchten ganz einfach, dal Sie in die-
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sem Politikbereich in der Kontinuitit der Vorgingerregie-
rungen stehen.

{Abg. Schrempp SPD: Machen Si¢ endlich einen
Vorschlag!)

Zum Beleg dafiir sei nochmals an die von uns heute bereits
aufgezeigten Versdumnisse erinnert,

(Abg. Weimer SPD: Sind Sie bei der Polizei?)
- Soistes!

{Abg. Weimer SPD: Nun wundert mich gar nichts
mehr!)

Die bisherige Unfahigkeit dieser Landesregierung iber
mehr als zehn Jahre hinweg, eigene Zielvorgaben der Si-
cherheitsplidne zu erfiillen oder auch nur den aktuellen Er-
fordernissen gemidl fortzuschreiben, 1dBt auch fiir die Zu-
kunft nichts Gutes erwarten.

(Abg. Brigitte Wimmer SPD: Die Polizei ist froh,
dal} sie ihn los ist!)

Das offenkundige, aber nicht eingestandene Unvermdgen
vor allem im Polizeibereich hat die innere Sicherheit be-
reits im Vorfeld neuer Kriminalititsszenarien geschreckt.
Auch Sie von der FDP/DVP und insbesondere Sie von den
Griinen tragen bei der Realisierung Ihrer unsicherheitspo-
litischen Antriige und Parteibeschliisse dazu bei.

(Abg. Schrempp SPD: Horen Sie einmal mit der
Beschimpfung auf! - Gegenruf von den Republi-
kanern: Ruhe! — Abg. Trageiser REP: Sie stboren
hier! - Abg. Schrempp SPD: Ich rede hier so lan-
ge, wie ich will! - Abg. Weimer SPD: Wir sind
hier eine Demokratie! ~ Glocke des Prasidenten)

Wie anders wollte man Thre Auffassungen zum Einsatz
Verdeckter Ermittler im Bereich der Gefahrenabwehr be-
werten kdnnen? - Angesichts des Themas dieser Aktuellen
Debatte sollten Sie von der FDP/DVP und den Griinen
sich selbstkritisch fragen, wessen Geschift Sie eigentlich,
bewulBt und gewollt oder nicht gewollt, aber im Ergebnis
damit besorgen.

{(Zuruf von den GRUNEN: Nicht Ihres!)

Wir Republikaner fordern die Landesregierung auf, bisher
aufgegebenes Terrain im Kampf gegen das Verbrecherun-
wesen — ob mafios, national, international oder sonstwie
strukturiert — durch eigene Anstrengungen wieder zuriick-
zuholen.

(Beifall bei den Republikanern — Zuruf von den
Republikanern)

Wir wissen aber auch, dafi die dafiir notwendigen gesetzli-
chen und administrativen Instrumentarien nicht in der aus-
schlieBlichen Zustdndigkeit des Landes bereitzustelien
sind.

(Abg. Schrempp SPD: Lauter Spriiche!)

Baden-Wiirttemberg ist aber nicht gehindert, auf Verbesse-
rungen auf folgenden Feldern hinzuweisen, und jetzt héren
Sie zu, Herr Schrempp:

Erstens Nachbesserung des Gesetzes zur Bekimpfung der
organisierten Kriminalitdt im Sinne einer Beweisumkehr
von Vermdgensgewinnen; zweitens Nachbesserung im Be-
reich des Zeugenschutzes; drittens Einsatz taktisch-operati-
ver Technik in Wohnungen zur Aufklirung und Verfol-
gung der organisierten Kriminalitit; viertens Aufbau eines
curopidischen polizeilichen Exekutivorgans; fiinftens Auf-
bau eines europdischen Fahndungsverbundes mit Daten-
austausch.

Daneben gibt es aber auch wichtige Bereiche, die aus-
schlieBlich auf der Handlungsebene des Landes liegen: er-
stens erhebliche personelle Verstidrkung bei Polizei und Ju-
stiz;

(Abg. Weimer SPD: Ihr Fraktionsvorsitzender
liest gelangweilt in einem Prospekt!)

zweitens weiterer Ausbau der OK-orientierten operativen
Dienste der Polizei ohne Prdsenzverluste.

(Abg. Dr. Geisel SPD: Da haben Sie doch vorhin
dagegengestimmt!)

— Jetzt horen Sie zu! Wir kdnnen natiirlich gegeneinander
anschreien. Ich habe aber die besseren Karten, weil ich das
Mikrofon habe.

{Beifall bei den Republikanern)
Ich kann genauso schreien.

{(Abg. Dr. Geisel SPD: Sie werden nie die besse-
ren Karten haben! - Glocke des Prisidenten)

Stellv. Priisident Straub: Herr Wilhelm, Thre Redezeit ist
abgelaufen,

Abg. Wilhelm REP: Ich bin gleich soweit. — Dem Sicher-
heitsbediirfnis unserer Biirger wird eben nicht mit einer
Vielzahl von Versprechungen, Ankiindigungen

(Zuruf von der SPD: So wie Sie es jetzt machen!)

und Verlautbarungen Geniige getan, auch nicht durch die
Zahl und den Umfang der Outputs Ihrer Pressestelle zu
diesen uns alle berithrenden Fragen. Wenn Sie dies kiinftig
beachten, dann wird es in der Offentlichkeit von den Re-
publikanern bei diesem Thema nicht mehr heiBen kénnen:
Allein gegen die Mafia.

(Beifall bei den Republikanern - Abg. Weimer
SPD: Gut Nacht! - Abg, Brigitte Wimmer SPD:
Wenn wir uns auf die verlieBen, wiren wir verlas-
sen! — Abg. Weimer SPD: Nur die grofie Gosch!)

Stellv. Priisident Stranb: Meine Damen und Herren, weite-
re Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir sind damit am En-
de der Debatte.
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(Unruhe - Glocke des Prisidenten — Abg. Wei-

mer SPD: GroBe Gosch und nichts dahinter! -

Abg. Trageiser REP: Das entscheiden zum Glick

nicht Sie, sondern die Wahler! — Glocke des Pri-
sidenten)

Ich bitte um Ruhe.
(Glocke des Prisidenten)
Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf:

BeschiuBempfehlung und Bericht des Stindigen Ausschusses
zu dem Schreiben des Staatsministeriums vom 26. August
1992 — Information iiber beabsichtigte Grundgesetzinderun-
gen; hier: Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Bundes-
ratsdrucksache 501/92 — Drucksache 11/489

Berichterstatter: Abg. Bebber

Ich stelle die Frage, ob der Berichterstatter das Wort
wiinscht. — Das ist nicht der Fall.

Hier hat das Prasidium eine Redezeit von 5 Minuten je
Fraktion festgelegt.

Ich erteile das Wort Herrn Abg, Stichele.

{Abg. Weimer SPD: Wir wollten doch gar nicht
mehr sprechen! - Abg. Pfister FDP/DVP: Mui
man reden?)

Abg, Sﬁichele__CDU: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Eine Ubereinkunft der Fraktionen: Wir geben die
Reden gleich zu Protokoll.

(Beifall)
Ich bitte, griindlich nachzulesen,

Steilv. Priisident Straub: Im Hinblick auf die fortgeschrit-
tene Zeit ist das sicherlich zu begriiBen. Gilt das auch fiir
die anderen Fraktionen?

{Abg. Pfister FDP/DVP: Ja! - Abg. Dr. Geisel
SPD: Auch ich gebe meine Rede zu Protokoll!)

Ebenfalls Herr Dr. Schlierer, Herr Pfister und Herr Hackl.

(Abg. Hackl GRUNE: Ich habe keine, aber ich
gebe die Rede meines Kollegen Biitikofer zu Pro-
tokollh)

Ich stimme dem zu. (Siehe Erkldrungen zu Protokoll am
Schluf} des Tagesordnungspunkts.)

Dann ist der Tagesordnungspunkt 10 ebenfalls abgeschlos-
sen.

Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf - -

Ich komme nochmals zuriick zum Tagesordnungspunkt 10.
Wir haben hier die Reden zu Protokoll genommen, Wir
miissen noch zur Behandlung der BeschluBempfehlung
kommen.
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{Abg. Deuschle REP meldet sich zu Wort.)
- Zu Punkt 107
(Abg. Deuschle REF: Jal)
- Bitte schén, Herr Deuschle.

Abg. Deuschle REP: Ich stelle den Antrag nach § 80 der
Geschiftsordnung, Herr Prisident, die BeschluBfihigkeit
des Landtags festzustellen.

{Abg. Pfister FDP/DVP: Das hat es in den letzten
15 Jahren nicht gegeben!)

~ Dann machen wir es heute.

(Zuruf von den Republikanern: Jetzt miiBt ihr
halt einmal das Arbeiten lernen! — Abg. Drexler
SPD: So ist es halt bei den Druckernf)

— Nur keine Diskriminierung.

Stelly. Priisident Straub: Meine Damen und Herren, nach
§ 80 der Geschiftsordnung wird die BeschluBfihigkeit,
wenn sie bezweifelt wird und vom Présidenten weder be-
jaht noch verneint werden kann, vor einer Abstimmung
durch Namensaufruf festgestellt. Der Prasident kann die
Abstimmung oder Wahl kurze Zeit aussetzen. Ich werde
daher zunédchst die Aussetzung fiir die Dauer von 10 Minu-
ten anordnen.

{Unterbrechung der Sitzung: 20.13 Uhr)

*

{Wiederaufnahme der Sitzung: 20.24 Uhr)

Stellv. Priisident Straub: Meine Damen und Herren, es ist
festzustellen, ob die BeschluBfahigkeit des Plenums gege-
ben ist. — Ich kann auf ein erstes Abzdhlen keine genaue
Zahl ermitteln. Ich bin aber der Auffassung, dall zwischen-
zeitlich 74 Abgeordnete im Saal sind. Wird das angezwei-
felt?

(Zurufe von den Republikanern: Ja! - Abg. Trag-

eiser REP: Namentlich feststellen! - Gegenruf

des Abg. Bebber SPD: 1hr seid nur sauer, weil ihr

beim Genossenschaftsverband nicht eingeladen
seid! - Heiterkeit)

Zur Geschiftsordnung, Herr Abg. Weimer.

Abg. Weimer SPD: Herr Prasident, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Warum einige Kollegen — ich will das
ganz offen sagen — im Moment nicht anwesend sind, hat
den Grund, dal} fiir heute abend beim Genossenschaftsver-
band Baden-Wiirttemberg ein parlamentarischer Abend
vorgeschen ist.

(Abg. Seimetz CDU und Abg. Pfister FDP/DVP:
Und bei der Arztekammer!)
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{Weimer}

Wir gingen bei der Aufstellung der Tageserdnung davon
aus, daB sie um 20 Uhr abgewickelt sein wirde. Nachdem
sich die Sitzung durch die heute morgen gefithrie Aktuelle
Debatte iiber den Wirtschaftsstandort Baden-Wiirttemberg
erheblich in die Linge gezogen hat, war klar, dall wir den
Zeitpunkt 20 Uhr alle miteinander nicht mehr wiirden hal-
ten kénnen. Deswegen haben sich die FDP/DVP und die
Griinen freundlicherweise bereit erklirt, zwei Tagesord-
nungspunkte zurlickzuziehen.

(Abg. Trageiser REP: Wir haben als erste einen
zuriickgezogen)

- Ja, ich bedanke mich ausdriicklich dafiir, dal} Sie soviel
Verstandnis aufgebracht haben.

(Zuruf des Abg. Deuschle REP)

Gleichwoh! wire es sinnvoll gewesen, jetzt micht dieses —
entschuldigen Sie bitte — Theater zu veranstalten, sendern
die Tagesordnung in aller Normalitit abzuwickeln.

(Beifall des Abg. Dr. Repnik CDU)

Deshalb méchte ich beantragen, dal3 eine weitere Unter-
brechung um 10 Minuten vorgenommen wird, damit die
Kollegen, die jetzt informiert und hierher ins Plenum un-
terwegs sind, ebenfalls an der noch ausstehenden Abstim-
mung teilnehmen kénnen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der
Ccpu)

Stellv. Priisident Straub: Das Wort zur Geschéftsordnung
erteile ich Herrn Abg. Oettinger.

Abg. Oettinger CDU: Herr Vorsitzender, meine Damen
und Herren'!

{Zurufe: Prasident!)

Es ist ein guter Brauch des Parlaments, den Dialog mit der
Bevélkerung zu pflegen.

(Zuruf von den Republikanern: Richtig! Alles
einwandfrei!)

Dafiir dienen in Vereinbarung mit der Landtagsverwaltung
und den Fraktionen die sogenannten parlamentarischen
Abende.

Der Genossenschaftsverband als ein Verband auch der
kleineren Betriebe und der Mittelstindler, die Sie hier so
oft zitieren, legt groBen Wert darauf, einmal im Jahr mit
dem Parlament im Gespriich zu bleiben. Dafiir wurde vor
mehreren Monaten der heutige Abend anberaumt. Einver-
nehmlich mit dem Landtag wurde der Beginn auf 20 Uhr
festgelegt. Das ist der Ausgangspunkt.

Jetzt kann man entweder sagen, die Genossenschaftler
seien uns egal, oder aber man kann sagen, 20 Uhr sei als
Beginn fiir einen Abend der Begegnung zu friih, oder man
kann sagen, im Rahmen der Arbeitsbelastung von Parla-
mentariern versuche man, das Beste daraus zu machen. Je-

denfalls habe ich bis zur Stunde noch von niemandem ge-
hort, dall er den Kontakt {iber einen parlamentarischen
Abend mit einer wichtigen Gruppe der Gesellschaft abbre-
chen méchte.

Wenn dem so ist, dann braucht man eine Planung. Die Pla-
nung im Prisidium war so gewesen, daB wir alle dachten,
wir wiirden die Tagesordnungspunkte des heutigen Tages
mit Beratung und Entscheidung dariiber im normalen Zeit-
ablauf abwickeln und wiren bis 20 Uhr fertig.

Wenn nun durch die Beteiligung aller Fraktionen die wich-
tige Wirtschaftsdebatte heute morgen linger dauerte, dann
haben nach meinem Dafiirhalten und nach Treu und Glau-
ben alle Fraktionen das Recht und die Pflicht, daran mit-
zuwirken, daB wir méglichst alles unter einen Hut bekom-
men. Einige Fraktionen haben deswegen Tagesordnungs-
punkte gestrichen. Besten Dank dafiir. Von meiner Frak-
tion standen keine weiteren Punkte auf der Tagesordnung.
Wir hitten sie sonst zuriickgestellt. Wir haben also alles ge-
tan. Mehr war nicht mglich gewesen.

Jetzt haben die Verbandsvertreter des Genossenschaftswe-
sens — ich vermute, das sind 40 oder 50 Ansprechpartner
aus den Bereichen Landwirtschaft, Handwerk, Banken
und Mittelstand aus ganz Wiirttemberg, die iiber mehrere
Stunden hinweg angefahren gekommen sind — mit dem Ar-
gument, Volksvertreter sprechen zu konnen, auf 20 Uhr
eingeladen. Sie sind bereits seit 20 Uhr driiben. Daraufhin
haben alle Fraktionen, so scheint mir, mit einer Ausnah-
me, gesagt: Lafit uns pragmatisch und sinnvoll vorgehen.
Ein Teil geht hiniiber und stelit sich dem Gespréch mit ei-
ner wichtigen Grupype der Bevlkerung beim parlamentari-
schen Abend. - Ich habe nachgefragt: Etwa 25 Kollegen,
Herr Dr. Schlierer, sind deswegen driiben beim Genossen-
schaftsverband, und etwa fiinf Kollegen sind driiben beim
zweiten parlamentarischen Abend, von dem Sie wissen
und zu dem Sic eingeladen sind, ndmlich dem threr Kolle-
genschaft, der Arztekammer.

{Abg. Dr. Schlierer REP: Da wiire ich auch gerne
hingegangen, aber ich bin hier!)

Es gibt Arbeitsteilung. Ich bin auch hier. Aber Mitglieder
meiner Fraktion nehmen die Gelegenheit wahr, diese Ein-
ladung, die abgestimmt ist, anzunehmen. Also haben maxi-
mal diejenigen eine Moglichkeit, diese pragmatische Vor-
gehensweise zu stéren, die aus der Miesepeter-Fraktion mit
Dickkdpfen wie Kollege Deuschle vorstellig werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der
SPD)

Eindeutig, eindeutig. Kleinkarierte Formaljuristen haben
die Méglichkeit, jetzt fiir Aufsehen zu sorgen. Wer den Tag
iiber versagt, hat am Abend die Méglichkeit, nachzuholen,
was versdumt wurde.

(Beifal! bei Abgeordneten der CDU und der SPD
- Abg. Weimer SPD: Sehr gut! - Unruhe bei den
Republikanern)

Was bringt es uns? Was hiitte es gebracht, wenn alle kadet-
tenhaft herumsitzen wiirden wie Sie, Herr Dr. Schlierer?
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(Qettinger)
(Unruhe bei den Republikanern)

Dann wire das Gremium der Genossenschaftsvertreter
und wiren die Vertreter der Landesirztekammer allein.
Dies wiirde mit Sicherheit Parteienverdrossenheit nicht
mindern, sondern mehren.

{Abg. Seimetz CDU: Sehr richtig!)

Das wiirde mit Sicherheit den nichsten parlamentarischen
Abend gar nicht mehr oder erst um 22 Uhr eréffnen lassen,
Das wiirde mit Sicherheit den Sachverstand des Gremiums
nicht mehren. Uns tut aber der Sachverstand des Genos-
senschaftsverbandes gut. Uns tut auch der Sachverstand
der Arztekammer gut. Ich vermute, da$ Sie sich abschlie-
Bend fiir Thr weiteres parlamentarisches Leben sachkundig
gemacht haben. Deswegen kénnen Sie alle locker hiersit-
zen und versuchen,

(Zuruf des Abg. Biitikefer GRUNE)

uns nach der Marke Miesepeter hier vorzufiihren. In Ord-
nung, in Ordnung. Aber wir werden uns erlauben, in Zu-
kunft - -

(Abg. Deuschle REP: Sie haben uns hier als
menschenfeindlich bezeichnet! Dann miissen Sie
sich auch einmal etwas anderes gefallen lassen! -
Gegenrufe von der CDU und der SPD - Unruhe
- Glocke des Prasidenten — Anhaltende Unruhe)

-~ Herr Kollege Deuschle, Sie personlich wiirde ich gar
nicht fiir so wichtig nehmen, um dieses Wort zu gebrau-
chen. Sie nicht,

{Abg. Deuschle REP: Scheinbar!)

Sie sind fiir mich eine Quantité négligeable, wenn ich es
einmal so sagen darf, mit voriibergehendem Stimmrecht im
Parlament.

(Abg. Trageiser REP: Ist das lhr Beitrag zur Ge-
schiftsordnung, oder was?)

Aber sei’s drum. Klar mul sein, ab sofort wird der Land-
tagsprésident, meine Damen und Herren,

{Unruhe)

kaum mehr in der Lage sein, vorausschauend mit Gruppen
der Bevdlkerung parlamentarische Abende zu vereinbaren.
Ich werde in Zukunft in meine Antwort auf Einladungen
hineinschreiben: Verehrte Vertreter der Arzteschaft, verehr-
te Vertreter des Genossenschaftswesens, wir wiren bereit
dazu, aber wir wissen nicht, ob die Republikaner ge-
sprachsfihig sind. Wir bitten Sie dringend, zunédchst mit
dem Vertreter der Republikaner Kontakt aufzunehmen
und abzukléren, ob eine pragmatische Arbeitsteilung im
parlamentarischen Alltag moglich ist.

{Abg. Trageiser REP: Vielleicht machen Sie das
néichste Mal die Absprache mit allen Fraktionen!
- Unruhe)
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Deshalb lautet mein herzlicher Vorschlag: Gehen Sie drin-
gend in sich und priifen Sie, ob Sie auf einem Weg sind,
das Ansehen des Landtags in der Bevélkerung und das In-
teresse von Gruppen der Bevilkerung am Gesprich mit
dem Landtag zu mehren, oder ob Sie sich auf einem for-
maljuristisch hohen RoDB selbst zu Tode reiten. Ich kann
nur sagen: Ich werde gerne morgen dem Parlament und der
Offentlichkeit schriftlich die Anzahl der Kollegen, die hiet-
geblieben sind, nennen.

(Abg. Rapp REP: Es miifiten immer noch 115
seinl)

Ich werde gerne dariiber hinausgehend die Kollegen nen-
nen, die um 20.15 Uhr beim Genossenschaftsverband wa-
ren, und die, die um 20.15 Uhr bei der Arztekammer wa-
ren. Dann werden Sie feststellen, daB der Eindruck, den
Sie erreichen wollen, als ob wir unseren Pflichten nicht
nachkimen,

(Zuruf von den Republikanern: So ist es!)

nicht stimmt, sondern daB sich das Parlament in seiner
Ginze bemiiht, dem parlamentarischen Ablauf gerecht zu
werden und trotzdem den Kontakt zu den Biirgern nicht zu
verlieren.

Jedenfalls kann ich fiir uns sagen: Wir wiirden gern auch
in Zukunft Plenarsitzungstage abends nach 20 Uhr, verein-
bart mit dem Prisidenten, so nutzen, dal} wir nach zehn
Stunden parlamentarischer Arbeit - heute haben wir das
hinter uns - Gelegenheit finden, Biirgervertretern und Ver-
bénden das Recht und die Méglichkeit zum Gesprich mit
uns zu geben.

(Zuruf von den Republikanern; Machen Sie
SchluB, Herr Oettinger!)

Deswegen glaube ich - Herr Kollege, das sind die ersten
Worte von lhnen im Parlament, die ich gehért habe; ich
begriiBe Sic herzlich als neuen Volksvertreter —, daf3 Sie
selber auf Dauer dem Parlament schaden und daB Sie auch
im Grunde genommen gut beraten wiiren, jetzt einen ge-
ordneten Riickzug anzutreten. Ich wiirde mir wiinschen,
dal} Sie nach Absolvierung der Tagesordnung gemeinsam
mit uns bei den beiden parlamentarischen Abenden vertre-
ten wiren. Den Sachverstand von dort hitten Sie dringend
notig.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der CDU
- Zuruf von den Republikanern)

Stellv, Priisident Straub: Ich erieile Herrn Abg. Pfister das
Wort zur Geschaftsordnung.

Abg. Pfister FDP/DVP: Herr Prisident, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren!

{Minister Birzele: Die Vorgabe ist 10 Minuten!)
Die Kollegen Abgeordneten der Republikaner - ich mache

Thnen da keinen Vorwurf - kénnen nicht wissen, dal} das
nun wirklich auch ein Stiick weit Gewohnheitsrecht ist,
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(Pfister

was der Kollege Qettinger als parlamentarische Arbeitstei-
lung bezeichnet hat.

(Abg. Deuschie REP: Ach ja!)

Parlamentarische Titigkeit, Herr Dr. Schlierer, besteht na-
tirlich darin - das ist ganz wichtig —, an den beiden Ple-
nartagen im Monat im Parlament parlamentarische Arbeit
zu tun. Aber das allein ist langst nicht die Aufgabe, die wir
Parlamentarier haben. Eine weitere Aufgabe muf} darin be-
stehen, soweit wie moglich Kontakt zu den gesellschaftli-
chen Gruppen in der Offentlichkeit zu halten.

Deshalb ist es, solange ich denken kann, parlamentarischer
Brauch, dal3 parlamentarische Abende durchgefithrt wer-
den. Nun kann man natiirlich auf die Tdee kommen, zu
fragen: MuB es unbedingt sein, daB3 solche parlamentari-
schen Abende immer im Anschlufl an Plenarsitzungen
statifinden? Es gibt durchaus ernstzunchmende Meinun-
gen, die davon ausgehen, eigentlich miiBten solche Abende
an einem anderen Tag stattfinden. Dieses Argument kann
man ernst nehmen.

{Unruhe — Glocke des Prisidenten)

Nur, Herr Dr. Schiierer, ich weise Sie darauf hin: Sinn sol-
cher parlamentarischen Abende ist es natiirlich ni¢ht, daB
nur ein Vertreter einer Fraktion anwesend ist. Diese parla-
mentarischen Abende haben vielmehr den Sinn, dall mog-
lichst viele Fraktionsvertreter teilnehmen, um sich auf die-
se Art und Weise entsprechenden Sachverstand zu holen
und Kontakte zu kniipfen.

Dies war der Grund dafiir, daB in der Vergangenheit die
patrlamentarischen Abende immer an den Schlull einer
Plenarsitzung gesetzt wurden. Ich finde das eine durchaus
gute Ubung, die wir beibehalten sollten.

(Anhattende Unruhe — Glocke des Prisidenten}

Sie wird allerdings nur dann méglich sein, wenn in der Zu-
kunft ein Konscns dariiber besteht, dal3 diese pragmatische
Arbeitsteilung durchgehalten wird.

{Lebhafter Beifall bei der SPD, den GRUNEN
und bei Abgeordneten der CDU)

- Meine Redezeit ist ohnehin abgelaulen, Vielen Dank [ir
Ihren Beifall.

(Heiterkeit und Beifall) |

Stellv. Priisident Straub: Das Wort zur Geschiftsordnung
erteile ich Herrn Abg. Dr. Geisel.

Abg. Dr. Geisel SPD: Herr Prisident, meine sehr geehrten
Damen und Herren' Es lieBe sich jetzt iiber parlamentari-
sche Gepflogenheiten vieles sagen.

{Abg. Fleischer CDU: Das ist nicht ndtig!)

Ich gehére diesem Hohen Hause seit 20 Jahren an. Ein der-
artiges Kasperletheater wie am heutigen Abend, inszeniert

von den Republikanern, habe ich in dieser Zeit nicht er-
lebt.

(Beifall bei der SPD, der CDU und den GRU-
NEN — Abg. Weimer SPD: Lausbuben sind das!)

Ich will nur noch eine Bemerkung machen. Es ist darauf
hingewiesen worden, daB heute abend nicht nur ein parla-
mentarischer Abend der Landesiarztekammer, sondern ins-
besondere des Genossenschaftsverbandes stattfindet, eines
Verbandes, in dem kleine Handwerker,

{Abg. Oettinger CDU: So ist es!)
Bauern
{Abg. Weimer SPD: So ist es!)

und Kleinunternehmer zusammengeschlossen sind, alles
Kreise, die in der heutigen Zeit hart um ihre Existenz rin-
gen,

{Beifall bei der SPD, der CDU und den GRU-
NEN)

die um ihre Existenz in einer Zeit ringen, wo von allen Sei-
ten Bedrohungen kommen. Ich meine, es gehdrt zu den
vornehmsten Pflichten von Parlamentariern, sich diesen
Bevdlkerungskreisen zu stellen.

(Beifall bei der SPI), der CDU und den GRU-
NEN)

Wer sich dieser Pflicht entzieht, meine Damen und Herren
von den Republikanern, der hat seine Aufgabe als Parla-
mentarier nicht erkannt, sondern der hat sie verfehlt, mei-
ne Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, der CDU und den GRU-
NEN)

Deshalb finde ich es eine schlimme Sache, dal man heute
abend noch eine solche Geschichte inszeniert. Damit wird
dem Parlamentarismus kein guter Dienst erwiesen. Sie,
meine Damen und Herren von den Republikanern, haben
wieder einmal bewiesen, dall Sie keine Parlamentarier,
sondern dal} Sie Antiparlamentarier sind. Dies ist erwie-
sen.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP/
DVP)

Stellv. Prisident Straub: Das Wort zur Geschiftsordnung
erteile ich Herrn Abg. Trageiser. — Wenn Herr Abg. Tragei-
ser das Wort nicht ergreift, erteile ich das Wort Herrn Abg.
Kurz.

Abg. Kurz CDU: Herr Prisident, meine Damen, meine
Herren! Ich machte jetzt nicht mehr allzulange reden. ich
méchte nur dem Kollegen Geisel Dank sagen, der jetzt hier
den Nagel auf den Kopf getroffen hat.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der
CDhU)
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{Kurz)

Man muf} wirklich bedenken, an welchen Punkten Sie die-
se Sitzung unterbrochen haben.

(Abg. Drexler SPD: Soistes

Wir waren hier bei den Punkten | bis 9 der Tagesordnung
anwesend, und wir haben mit der Mehrheit des Hauses
auch noch diese Aktuelle Debatte zum Thema Mafia, die
Sie beantragt haben, durchgestanden.

(Abg. Deuschle REP: Danke schdn!)

Wir haben unterbrochen bei BeschluBempfehlungen, bei
solchen Punkten, wo die einzelnen Themen in den Aus-
schiissen und in den Fraktionen lingst durchberaten und
beschlossen waren. Dafl man bei diesen Punkten hier die-
sen Antrag stellt, das zeigt die ganze UnverhiltnismiBig-
keit, die Sie fiir den Parlamentarismus aufbringen.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP/
DVP)

Stellv. Priisident Straub: Das Wort erteile ich Herrn Abg,
Dr. Schiierer.

(Abg. Oecttinger CDU: Er will den Saal leerreden!

- Abg. Scheuermann CDU: Entschuldigen kn-

nen Sie sich noch! — Abg. Drexler SPI»: Das ist
das einzige, was wir jetzt noch héren'wollen!)

Abg. Dr, Schlierer REP: Herr Priisident, meine Damen und
Herren! Wenn Sie hier Belehrungen iiber Parlamentaris-
mus erteiten und mir das Wort nicht gestatten wollen, dann
richten Sie sich selbst.

(Beifall bei den Republikanern)

Ich will jetzt zu einzelnen Punkten, die erwihnt wurden,
kurz Stellung nehmen, soweit sie hier auch die Geschifts-
ordnung betreffen.

Wissen Sie, Herr Oettinger, wenn Sie oberlehrerhaft ver-
kiinden, was richtig und was falsch ist, und dann noch zum
Riickzug aufrufen, dann haben Sie offensichtlich keine
Grundkenntnisse in der Psychologie. Wenn Sie wirklich je-
manden zum Rickzug aufrufen wollen, dann kénnen Sie
das so gerade nicht machen. Das sollten Sie sich einmal
merken. Das geht so ganz bestimmt nicht.

Ich méchte zu der Frage der Anwendung des § 80 der Ge-
schiftsordnung nur soviel sagen: Zumindest gibt es so et-
was wie eine Pridsenzpflicht in einer Plenarsitzung. Davon
darf ich ausgehen.

(Abg. Bebber SPD: Rein formale Beschliisse sind
noch zu fassent!)

- Das sind keine Formalia, sondern das hat einen guten
Grund. Sonst stiinde es auch nicht in der Geschiftsord-
nung.

(Beifall bei den Republikanern)

Zum anderen wird uns hier der Vorwurf gemacht, wir fithr-
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ten ein Kasperletheater auf. Dazu kann ich nur sagen: Vor-
hin haben sich einige wie Kasperle benommen, und zwar
hier driiben die Zwischenrufer.

(Beifall bei den Republikanern)

Ich seche durchaus ein, daBB man diese parlamentarischen
Abende anschlieBend macht. Das Argument ist durchaus
interessant. Nur wiirde ich Ihnen empfehlen, solche Dinge
einer neuen Fraktion beispielsweise im Rahmen der Prisi-
diumssitzung klarzulegen. Sie kénnen von mir nicht erwar-
ten, daB ich ungeschriebenes Gewohnheitsrecht, das Sie zu
erwdhnen nicht fir notwendig halten, einfach akzeptiere.
Das tue ich nicht.

(Beifall bei den Republikanern)

Ich finde es auch merkwiirdig, dafl Sie sich dariiber
echauffieren, dall noch eine Aktuelle Debatte iiber die Ma-
fia gefithrt wurde. Nicht wir haben das als einen der letzten
Punkte auf die Tagesordnung gesetzt, sondern das Prisi-
dium. Es war doch vorausberechenbar, daB3 dieses Thema
wahrscheinlich erst um diese Tageszeit debattiert wiirde.

(Zurufe von der SPD)

Horen Sie doch bitte auf, so zu tun, als wiiBten Sie nicht,
wovon Sie reden. Sie haben doch weitaus mehr Erfahrung
bei der Abschitzung der Zeiten als wir, wenn Sie im Priisi-
dium eine Tagesordnung zusammenstellen.

(Abg. Alfred Haas CDU: Es geht doch um den
Antrag Deuschle! Der war doch spiter!)

- Beispielsweise hat sich Herr Kurz praktisch dariiber be-
schwert, daB um diese Tageszeit noch die Aktuelle Debatte
gefiihrt wurde,

(Glocke des Priisidenten)

Stellv, Priisident Straub: Herr Dr. Schlierer, gestatten Sie
eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Kéder?

Abg. Dr. Schlierer REP: Ja.

Abg. Kider SPD: Herr Schlierer, ist Thnen kiar, dal Sie we-
gen der Abstimmung, der Sie so grofie Bedeutung beimes-
sen, dem Parlament die Unhdflichkeit zumuten, Sitzungen
mit Verbinden zu unterbrechen? Ist Thnen klar, dal3 es bei
der Abstimmung nur um die Frage geht, ob das Parlament
von einer Vorlage Kenntnis nimmt? Halten Sie das fiir an-
gemessen?

Abg. Dr. Schlierer REP: Sie betonen das Gesprich mit dem
Biirger, mit den Verbinden. In der Prisidiumssitzung bei-
spielsweise hat diese Frage keine Rolle gespielt. Das ist
nicht besprochen worden. Ich war bei der Prisidiumssit-
zung dabei.

(Abg. Schrempp SPD: Das ist doch nicht Sache
des Prisidiums!)

- Wenn die Tagesordnung zusammengestellt wird, sicher.
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{Dr. Schlierer)

Der parlamentarische Abend mit der Arztekammer hat be-
reits um 19 Uhr begonnen. Da war wohl von vornherein
klar, daB das nicht zusammenpassen wiirde.

(Abg. Alfred Haas CDU: Deswegen sind wir auch
noch da!)

Wir bemiihen uns als Fraktion, noch dazubleiben, weil es
im Parlament unserer Meinung nach eine Prisenzpflicht
gibt. Das steht doch schlieflich in der Geschiftsordnung.
Das kinnen Sie uns nicht zum Vorwurf machen.

{Beifall bei den Republikanern)

Wenn Sie bei Abstimmungen die BeschluBfihigkeit von
der VerhiltnismiBigkeit abhdngig machen wollen, fiithren
Sie etwas ein, was in der Geschiftsordnung nicht vorgese-
hen ist. Damit wird allen méglichen Bewertungen Tiir und
Tor gedifnet. Wer stellt denn fest, was verhéltnisméBig ist
und was nicht?

Ich empfehle Thnen aufgrund des heutigen Vorgangs zwel
Dinge: Sprechen Sie mit uns, beispielsweise auch bei der
Zusammenstellung der Tagesordnung. So ein Gespréch hat
in der letzten Zeit in dem Sinn nicht stattgefunden. Auf an-
derer Ebene wurden Absprachen getroffen und wir vor die
vollendeten Tatsachen gestellt.

Ich rege an, zu iiberlegen, ob diese Art der Terminierung
und der Zusammenstellung der Tagesordnung sinnvoll ist.

(Abg. Alfred Haas CDU: Beschlulliempfehlungen
sind immer am Schluf}!)

- Darum geht es nicht, Es geht darum, was in eine Tages-
ordnung aufgenommen wird, obwohl man sich schon aus-
rechnen kann, daB es zeitlich nicht hinhaut.

(Beifall bei den Republikanern)

Stellv. Priisident Straub; Das Wort zur Geschiftsordnung
erteile ich Herrn Abg. Biitikofer.

Abg. Biitikofer GRUNE: Herr Priisident, meine Damen
und Herren! Der Vorredner hat gerade davon gesprochen,
man miisse die Prisenzpflicht wahrnehmen. Ich mdchte
zum Eingang nur feststellen, dafi die Parlamente, in denen
diese Prisenzpflicht herrscht und von den Abgeordneten
strikt und diszipliniert regelmiBig eingehalten und per Ab-
stimmungsmaschinerie demonstriert wird, nicht unbedingt
die Parlamente sind, denen man iiblicherweise das grofite
MaB an Freiheit, Reprisentanz der Bevolkerung und von
Biirgerwerten nachsagt.

(Beifall bei den GRUNEN)

Von daher scllten Sie sich noch einmal iiberlegen, Herr
Schlierer, ob Sie wirklich meinen, Sie konnten das Parla-
ment hier iiber den Leisten irgendeiner militdrischen Dis-
ziplin schlagen.

{Beifall bei Abgeordneten der SPD - Lachen bei
den Republikanern)

Zum zweiten: Herr Schlierer, ich sage das hier im Plenum
zum ersten Mal, aber ich habe es schon bei verschiedenen
Gelegenheiten wahrgenommen: Irgendeiner aus Ihrer
Truppe veranstaltet hier etwas, was auch Thnen ~ und das
merkt man dann Ihrer ganzen Korperhaltung an - letzilich
nicht ganz recht ist. Aber noch nicht ein einziges Mal ha-
ben Sie es geschafft, hinterher hinzustehen und zu sagen:
,.Entschuldigen Sie!** oder ,,Ich teile das nicht* oder zum
Ausdruck zu bringen, dal es bei den Republikanern einen
intelligenten Menschen hier im Parlament gibe,

(Lachen bei den Republikanern)

der in der Lage wire, die Spielregeln des Parlaments nicht
nur im Munde zu fithren, sondern auch pragmatisch zu re-
spektieren.

(Unruhe)

Die Spielregeln des Parlaments griinden sich auf das Prin-
zip der Arbeitsteilung, und dieses Prinzip der Arbeitstei-
Iung lebt ein ganzes Stiick weit von der Praxis der Kulanz
und der gegenseitigen Riicksichtnahme,

(Abg. Dr. Schlierer REP: Daran werde ich Sie

erinnern, Herr Biitikofer! Verlassen Sie sich dar-

auf! Genau das vermisse ich! Da miissen Sie noch
eine Bringschuld erbringen!)

Davon haben auch Sie, Herr Schlierer, in der kurzen Zeit,
in der Sie hier prisent sind, schon uppigen Gebrauch ge-
macht. Ich méchte Sie nur daran erinnern, dal im Prési-
dium bei mehreren von lhnen eingebrachten Antrigen
durchaus strittig war, ob sie die formalen Erfordernisse der
Geschiftsordnung erfiiliten.

(Abg. Oettinger CDU: Sehr richtig!)

Trotzdem hat sich das Prisidium jeweils entschieden, Ih-
nen die Gelegenheit zu geben, mit diesen Themen im Ple-
num prisent zu sein —

{Abg. Dr. Schiierer REP: Das war ein Fall mit ei-
ner Aktuellen Debatte! Ein einziger Fall!)

iiber das hinaus, was formal nach der Geschéftsordnung
erforderlich gewesen wére.

Ich meine, angesichts dieses Umgangs des Parlaments mit
Ihnen sollten Sie nicht so groBténend auf die Praxis der
Kulanz herabsehen.

Ich werde mich nicht denen anschlieBen, die jetzt bekla-
gen, Sie hitten dem Parlament keinen guten Dienst erwie-
sen, weil ich gar nicht weif}, ob das Thre Absicht ist und ob
Sie durch solch gute Dienste Ihren Verbleib hier eventuell
verlangern wollen. Ich wollte nur darauf hinweisen, dal}
man sich vor einer dffentlichen Debatte dariiber, warum zu
einem so spiten Zeitpunkt am Tage angesichts der noch
anstehenden Tagesordnungspunkte nicht mehr alle Abge-
ordneten im Hause prisent sind, wirklich nicht flirchten
muB. Diejenigen, die sich wichtig gemacht haben, werden
in der offentlichen Debatte automatisch auf das richtige
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Maf} reduziert. Es gibt den schonen chinesischen Spruch:
Der Stein, den sie erhoben haben, wird ihnen auf ihre eige-
nen Fiille fallen.

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU und der
SPD}

Stellv. Prisident Straub: Das Wort zur Geschiftsordnung
erteile ich Herrn Abg. Dr. Caroli,

Abg. Dr. Caroli SPD: Herr Prisident, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
tiberbringe die Griil3e

{Abg. Pfister FDP/DVP: Der Landesregierung!)

des Wiirttembergischen Genossenschaftsverbandes -~
Raiffeisen/Schulze-Delitzsch e. V.

{Lachen bei den Republikanern)

Es entspricht einer langjdhrigen Tradition, meine Damen
und Herren, dal} sich diese Leute, die selbst einen langen
Arbeitstag haben, dazu bereit erkliren, mit Parlamenta-
riern ins Gesprich zu kommen. Es ist grob unhéflich, eine
solche langjdhrige Tradition zu verletzen.

{Beifall bei der SPD und Abgeordneten der
CDhu)

Die Betreffenden, die das heute abend anrichten muiiten,
sollten sich vielleicht einmal tliberlegen, welcher Dienst da-
mit dem Parlamentarismus geleistet wird. Ich méchte Sie
auffordern, in der Zukunft solche Spielchen zu unterlas-
sen. Wir werden zu dem heutigen Treffen des Genossen-
schaftsverbandes zuriickgehen und werden uns, da Sie
selbst dazu nicht imstande sind, dafiir entschuldigen, da
es zu diesem Vorfall kommen mulfte.

(Abg. Dr. Geisel SPD: Sehr richtig! ~ Beifall bei
der SPD)

Stellv. Priisident Straub: Das Wort zur Geschiftsordnung
erteile ich Herrn Abg. Wettstein.

(Abg. Oettinger CDU: Das hat sich erledigt!)
Das Wort erteile ich dann Herrn Abg, Trageiser.
(Unruhe)
Abg. TFrageiser REP: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Die Heftigkeit, mit der Sie alle {iber uns herfallen
und hier auf diese Geschiftsordnungsattacke von uns rea-

gieren,

(Lachen bei der CDU, der SPD, den GRUNEN
und der FDP/DVP)

zeigt uns, wie richtig und genau wir getroffen haben.

Wenn Sie glauben, daBl Sie eine Aktuelle Debatte an den
Schluf} der Tagesordnung setzen — -
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(Abg. Brigitte Wimmer SPD: Die war doch schon
zu Ende! ~ Unruhe)

- Ich habe Zeit. Ich kann so lange warten, bis Sie ruhig
sind. - Wenn Sie glauben, daB Sie eine von uns beantragte
Aktuelle Debatte an den SchluB der Tagesordnung setzen
kénnen, dann nur noch ein Viertel dieses Plenums anwe-
send ist und der groBte Teil davon unseren Redner und uns
anpdbelt - in einer Art und Weise, wie sie sicher diesem
Parlament nicht angemessen ist —,

(Unruhe — Glocke des Prisidenten)
dann miissen Sie sich darauf einstellen, daf} wir - -

{Abg. Biitikofer GRUNE: Jetzt kommt die brau-
ne Rhetorik doch etwas deutlicher heraus!)

- Sie horen jetzt zu, denn Sie haben vorhin gesprochen;
jetzt habe ich das Wort. Wir kdnnen noch beliebig lange
hier weitermachen, wenn Sie weiter pébeln.

(Abg. Biitikofer GRUNE: Aber nicht in jeder
Form!)

Wenn Sie glauben, dall wir uns das einfach so gefallen las-
sen, dann haben Sie sich geirrt. Das war das erste Mal, daB3
wir Sie dort getroffen haben, wo es Thnen am meisten weh
tut.

(Beifall des Abg. Rapp REP — Abg. Dr. Caroli
SPD: Sie kdnnen jetzt aufhdren!)

Wir kénnen dieses Instrument durchaus weiter anwenden.
(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Viel Spal3?)

Stellv. Priisident Straub: Herr Abg. Trageiser, gestatten Sie
eine Zwischenfrage des Abg. Birzele?

Abg. Trageiser REP: Aber herzlich gerne.

Abg. Birzele SPD: Herr Kollege, ist Ihnen bekannt, dafi die
Aktuelle Debatte entsprechend der Geschiftsordnung an
den Schluf} der Tagesordnung gesetzt wurde? Worin sehen
Sie dann die besondere Verwerflichkeit?

Abg. Trageiser REP: Die Verwerflichkeit sehe ich darin,
daB an dieser Debatte praktisch niemand mehr teilgenom-
men hat, weil Sie es nicht fiir nétig halten, wirklich hier
Prisenz zu zeigen.

(Abg. Dr. Geisel SPD: Unverschimtheit! - Abg.
Weimer SPD: Sie Flegel! — Abg. Dr. Geisel SPD:
Sie beleidigen jeden, der dagewesen ist!)

— Ich habe vorhin gesagt, etwa 25 %, seien hiergewesen, und
die sind natiirlich ausgenommen.

(Zuruf von der SPD: Diese Flegeleien! — Glocke
des Prisidenten - Abg. Weimer SPD: Unver-
schimt! - Abg. Brigitte Wimmer SPD: Abtreten!)
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— Ich trete ab, wann ich will, und nicht, wann Sie das hier
befehlen. Noch bestimmen nicht Sie, wer hier reden darf
und wer nicht.

{Abg. Dr. Caroli SPD: Es sind geniigend Leute
da! Sie kdnnen jetzt aufhdren!)

Wir werden uns in Zukunft grundsitzlich iiberlegen, ob
wir uns entsprechend zur Wehr setzen, wenn Sie mit uns so
umgehen, wie Sie das heute nachmittag getan haben.

(Beifall bei den Republikanern)

Stellv, Prisident Straub: Meine Damen und Herren! Wort-
meldungen zur Geschiftsordnung liegen mir nicht mehr
vor.

Herr Abg. Deuschle hat die Beschlufifdhigkeit des Hauses
bezweifelt. Ich stelle hierzu fest, daB die BeschluBfihigkeit
des Hauses gegeben ist.

{Abg. Weimer SPD: Sehr gut!)

Wir fahren in der Tagesordnung fort. Wir sind bei Tages-
ordnungspunkt 10,

(Abg. Weimer SPD: Jetzt konnt ihr heim!)

Wir haben iiber die Behandlung dieser BeschluBempfeh-
lung zu befinden. Ich unterstelle Zustimmung. - E¢ erhebt
sich kein Widerspruch. Dann ist es so beschlossen. -

*

Erklirungen zu Protokoll gemiB § 102 Abs. 3 GeschO

Abg. Stiichele CDU: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! In der europdischen Einigungspelitik vollzieht
sich mit dem neuen Artikel 23 eine ganz entscheidende ver-
fassungsrechtliche Voraussetzung fiir die erkennbare Hin-
wendung zu einer europiischen Innenpolitik.

Uberfillig war eine Verfassungsaussage zum Ubergang
vom nationalen Verfassungsstaat Bundesrepublik Deutsch-
land in einen supranationalen Verfassungsstaat Europii-
sche Union.

Entscheidend ist, daB die Ubertragung von Hoheitsrechten
auf die europiische Ebene nur noch mit Zustimmung des
Bundesrats moglich ist. Der neue Artikel 23 ist den Lan-
dern sehr gewogen, und es war richtig, die Verbindung zur
Zustimmung zu Maastricht herzustellen.

Natiirlich kommen mit dem umfangreichen Gesetzestext,
den verschiedensten Mitwirkungsmdoglichkeiten auch ein
Stiick weit praktische Schwierigkeiten, wenn schnelle Ent-
scheidungen auf Europaebene abverlangt werden. Der ko-
operative Foderalismus verlangt aber auch, dal Konflikte
ausgetragen werden, dafl die Verfassung zwar Regeln vor-
gibt, aber nicht um jeden Preis Erleichterungen schafft.

Fiir die CDU-Fraktion darf ich sagen, daB wir mit diesem
neuen Artikel 23 und der gefundenen Lindermitentschei-

dung beim europiischen IntegrationsprozeB zufrieden
sind. Es ist gewissermalen der erste Teil der groBangeleg-
ten Verfassungsreformdiskussion. Wir tun gut daran, auch
die weiteren Etappen mit gleicher Aufmerksamkeit zu be-
gleiten. Es geht schlieBlich um die Finanzbeziehungen zwi-
schen Bund und Land, die Neugliederung unseres Bundes-
gebiets, Plebiszite, Staatsziele und anderes mehr. Beim neu-
en ,,Europa-Artikel” hat sich diese offensive Mitwirkung
allemal gelohnt.

Abg. Dr. Geisel SPD: Herr Prasident, meine sehr geehrten
Damen und Herren! Die SPD-Landtagsfraktion wird der
BeschluBempfehlung des Stindigen Ausschusses zustim-
men, allerdings nicht ohne erhebliches Bauchgrimmen und
mit leicht geballter Faust in der Tasche. Denn die nunmehr
in der Verfassungskommission gefundenen Formulierun-
gen zur Neufassung des Artikels 23 des Grundgesetzes und
der Entwurf eines Ausfilhrungsgesetzes kinnen beim be-
sten Willen nicht als besonders linderfreundlich bezeich-
net werden.

Positiv ist zweifellos zu werten, dal3 Beteiligungsrechte der
Linder iiber den Bundesrat in Fragen der Europdischen
Union nunmehr verfassungsrechtlich abgesichert werden
sollen. Auch die grundsiitzliche Moglichkeit der Wahrneh-
mung von Rechten durch Vertreter der Linder im Rahmen
der Eurcpiischen Union, soweit im Schwerpunkt aus-
schlieBliche Gesetzgebungsbefugnisse der Lander betroffen
sind, ist zu begriiBBen.

Freilich darf in diesem Zusammenhang nicht verschwiegen
werden, dal} die urspriinglichen Vorschlige, insbesondere
die des Bundesrats, bei der endgiiltigen Formulierung von
Artikel 23 nur in sehr verwisserter Form realisiert worden
sind.

Nur zwei Beispiele seien genannt. Urspriinglich war vorge-
sehen, in den Bereichen, in denen im Schwerpunkt Gesetz-
gebungsbefugnisse der Linder betroffen sind, diesen eine
wesentliche Einflufinahme zuzubilligen. Im jetzt verab-
schiedeten Artikel 23 des Grundgesetzes ist in Absatz 4 nur
von einer maBgeblichen Beriicksichtigung der Auffassung
der Bundeslidnder die Rede. Auch die Vertretungsregelung
durch einen Lindervertreter nach Absatz 5 des neu formu-
lierten Artikels 23 bleibt erheblich hinter den urspriingli-
chen Vorstellungen und Vorschligen des Bundesrats zu-
riick.

Es hat sich gezeigt, da8 in der gemeinsamen Verfassungs-
kommission bei der Endformulierung des Artikels 23 des
Grundgesetzes jene Krifte die Oberhand gewonnen haben,
denen starke Linder innerhalt der Bundesrepublik
Deutschland suspekt erscheinen. Diese Feststellung erhilt
zusitzliches Gewicht, wenn man in diesem Zusammenhang
die kiirzlichen Entscheidungen der gemeinsamen Verfas-
sungskommission zur zukiinftigen féderativen Struktur der
Bundesrepublik und zur Gesetzgebungsverteilung zwi-
schen Bund und Lindern in Rechnung stellt.

Die Hoffnungen, Erwartungen und Forderungen gerade
des Landtags von Baden-Wiirttemberg in dieser fiir die
Linder so entscheidenden Frage sind in einer vllig unzu-
reichenden Weise beriicksichtigt worden. Von einer Stir-
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kung des Foderalismus kann nach diesen Beschliissen
kaum die Rede sein.

In diesem Zusammenhang ist es auch interessant, wie die
Beriicksichtigung von Linderinteressen in anderen Staaten
vergleichbarer Verfassungsstruktur geregelt wird. So hat
beispielsweise unser Nachbarland Osterreich, das bisher
nicht der EG angehort, in seiner Bundesverfassung und in
einer Vereinbarung zwischen dem Bund und den ésterrei-
chischen Bundeslindern gesetzlich festgelegt, dall in den
Fillen, in denen dem Bund eine einheitliche Stellungnah-
me der Linder zu ¢inem Vorhaben im Rahmen der euro-
paischen Integration vorliegt, das Angelegenheiten betrifft,
die die ausschlieBliche Landergesetzgebung beriihren, der
Bund bei Verhandlungen und Abstimmungen an diese
Stellungnahme gebunden ist und nur aus zwingenden au-
Ben- und integrationspolitischen Griinden von dieser Stel-
lungnahme abweichen darf. Von solchen linderfreundli-
chen Regelungen kdnnen wir nur triumen.

Zum SchluB noch ein kurzes Wort zu dem vorgelegten Ent-
wurf eines Ausfilhrungsgesetzes zum neu formulierten Ar-
tikel 23 des Grundgesetzes.

Zu Recht hat hier der Bundesrat eine Reihe schwerwiegen-
der Bedenken gegen einzelne Bestimmungen dieses Gesetz-
entwurfs geltend gemacht. So erscheint beispielsweise die
Automatik in § 5§ dieses Gesetzes unzureichend. Sie erklirt
im Falle fehlenden Einvernehmens die Stellyngnahme des
Bundesrats in ausschlieBlichen Linderangelegenheiten nur
dann fiir maBgebend, wenn das gegenliufige Votum der
Bundesregierung mit Zweidrittelmehrheit iiberstimmt wird.

Wir gehen davon aus und erwarten, dal sich die Landesre-
gierung bei den weiteren Beratungen im Bundesrat mit
Nachdruck dafiir einsetzen wird, daf3 die ohnehin nur be-
schrinkten Einflumdglichkeiten der Linder im Rahmen
des europdischen Einigungsprozesses gewahrt und soweit
wie mdglich verbessert werden.

Abg. Dr. Schlierer REP: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Der Stindige Ausschufl schldgt vor, das Schreiben
des Staatsministeriums zur Bundesratsdrucksache 501/92
zustimmend zur Kenntnis zu nehmen. Gegen die Kenntnis-
nahme ist natiirlich nichts einzuwenden, aber die Zustim-
mung konnen wir den in der oben genannten Drucksache
enthaltenen Grundgesetzinderungen nicht geben.

Ich will dies fiir meine Fraktion kurz begriinden.

Erstens: Wir lehnen die Neufassung des Artikels 23 des
Grundgesetzes in der vorgelegten Fassung ab. Unbeschadet
der wiinschenswerten Erhaltung foderativer Strukturen se-
hen wir in der in Absatz 5 vorgesehenen AuBenvertretungs-
befugnis einen gefihrlichen Weg bei der Vertretung natio-
naler Interessen im europiischen Kontext, da hieraus
zwangsliufig eine Schwichung deutscher Positionen resul-
tieren wird,

Zweitens: Wir lehnen die mit der Einfiigung des Satzes 3 in
Artikel 28 Abs. 1 des Grundgesetzes vorgesehene Einfiih-
rung des Kommunalwahlrechts fiir Auslinder ab. Wir hal-
ten diesen Schritt des Verfassungsgesetzgebers auch unter
Beachtung der Entscheidung des Zweiten Senats des Bun-
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desverfassungsgerichts vom 31. Oktober 1990 fir verfas-
sungsrechtlich bedenklich.

Drittens: Die fiir Artikel 88 des Grundgesetzes vorgesehene
Erginzung halten wir fiir unannehmbar. Die wihrungs-
und notenpolitischen Rechte miissen nach unserer Auffas-
sung in der Hand der Deutschen Bundesbank bleiben. Die
jingsten Einbriiche im europidischen Wiahrungssystem ha-
ben bereits jetzt das Scheitern der im Maastrichter Vertrag
in Artikel 105 vorgesehenen gemeinsamen Wihrungspoli-
tik drastisch vor Augen gefiithrt. Wir halten es fir unver-
tretbar, eine wihrungspolitische Totgeburt reanimieren zu
wollen. Der Zugriff auf unsere Wiahrung mufi der Deut-
schen Bundesbank vorbehalten bleiben.

Nach alledem lehnen wir die BeschluBempfehlung ab.

Abg. Biitikofer GRUNE: Sehr geehrte Damen und Herren!
Die Fraktion GRUNE hat fiir diesen Tagesordnungspunkt
eine kurze Redezeit beantragt, weil wir der Auffassung
sind, daB anldBlich dieser BeschluBempfehlung im Parla-
ment dariiber gesprochen werden mul3, in welcher Weise
der Bund auf die Forderungen auch dieses Landtags nach
einer starken Einbindung der Linder in den europiischen
EinigungsprozeB reagiert.

Aus der Reihe der Grundgesetzinderungen, die mit dem
Gesetzentwurf, den wir hier zur Kenntnis nehmen, beab-
sichtigt sind, ragt sicherlich der neue Artikel 23 an Bedeu-
tung heraus. Mit diesem Artikel gedenken Bundesregie-
rung und Bundestag eine differenzierte Lindermitwirkung
am ProzeB der Europiischen Union verfassungsrechtlich
zu verankern. Es steht noch dahin, ob sich das aus dem
Bundestag hierzu zu vernchmende Gegrummel zu einer
richtigen Blockade auswichst. Sollte dies der Fall sein, so
konnten wir nur die Landesregierung darin bestirken, an
dem im Bundesrat - wenn ich recht sehe — von allen Seiten
artikulierten Junktim zwischen der Maastricht-Ratifizie-
rung, diesem Gesetz zur Anderung des Grundgesetzes und
dem noch zu behandelnden Ausfithrungsgesetz zu Arti-
kel 23 (neu) des Grundgesetzes festzuhalten,

In der FAZ hat unlingst Professor Everling die Formulie-
rung des Artikels 23 (neu) problematisiert. Seine Kritik
1aBt sich dahin zusammenfassen, dieser Artikel sei Be-
standteil eines mehr oder weniger offenen Bemiihens um
Renationalisierung der Politik, die sich nach wie vor des
schénen Scheins wegen mit emphatischen Bekenntnissen
zur politischen Union schmiickt. Im Grundsatz teile ich die
Befirchtungen dieses Kritikers; ich denke, im Maastrichter
Vertrag selbst ist an mehreren Stellen deutlich erkennbare
Abkehr von der bisherigen Integrationspolitik zugunsten
von Ansitzen der Renationalisierung zu identifizieren.
Keinesfalls aber darf eine solche Kritik zum argumentati-
ven Schlagetot gegen das berechtigte Verlangen unserer f6-
deralen Ebene am EinigungsprozeB miBbraucht werden.

Vergleicht man den vorliegenden Gesetzentwurf mit den
von der Verfassungskommission des Bundesrats einstim-
mig formulierten Forderungen der Lander, dann zeigt sich,
dal die Linder bereits vor Eintritt in das Gesetzgebungs-
verfahren dem Bund weitreichende Zugestdndnisse ge-
macht haben. Besonders problematisch ist in diesem Zu-
sammenhang die Regelung, wonach die praktisch nur in
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einer Minderzah! der fiir die Linder wichtigen Fiile nun
zulissige Vertretung der Bundesrepublik im Rat durch eine
Vertreterin oder einen Vertreter der Linder durch den
Bund nur eingerdumt werden soll. Ich weill nicht, an wie
vielen Stellen ansonsten im Grundgesetz Soll-Bestimmun-
gen enthalten sind, und eine solche Soll-Bestimmung ent-
spricht sicherlich nicht dem Verlangen nach klarer Kompe-
tenzabgrenzung in der Verfassung. Politisch bedenklich ist
jedoch, daB hier ein Einfallstor fiir langwierige, moglicher-
weise erst in Karlsruhe juristisch zu entscheidende Ausein-
andersetzungen geschaffen wird, die sich negativer auf die
Handlungsfihigkeit auswirken konnten als eine klar defi-
nierte und eindeutige Vertretungsregelung zugunsten der
Linder. Noch an anderer Stelle finden sich im Artikel 23
unbestimmte Rechtsbegriffe, die fiir eine Verrechtlichung
politischer Fragen AnlaB bieten kénnten. Ich befiirchte,
daB der mangeinde politische Mut des Bundes, hier mit
dem Féderalismus in neuer Weise Ernst zu machen, die
Regelungen zur Linderbeteiligung von daher mit einer un-
kalkulierbaren Hypothek belasten kénnte.

Das Ausfiithrungsgesetz zu Artikel 23, das hier nicht formal
Gegenstand ist, das aber zur Bewertung der vorliegenden
Grundgesetzinderungen unverzichtbar ist, wurde im Bun-
desrat bisher nur von den Ausschiissen beraten. Gleich-
wohl deuten die zahlreichen Anderungsantrige zum Ge-
setzentwurf der Bundesregierung, die die Bundesratsaus-
schiisse beschlossen haben, hier einen harten Konflikt an.
Ich mochte insbesondere vier Punkte hervorheben.

Erstens: Es ist vollig unbefriedigend, daB in den Féllen, in
denen die Auffassung der Linder nach Artikel 23 (neu)
mafgeblich zu beriicksichtigen ist, nach dem Ausfiilrungs-
gesetz nur eine Zweidrittelmehrheit im Bundesrat zum Zu-
ge kommen kann. Praktisch heift das: Ein auf dem Papier
gut klingendes Beteiligungsversprechen wird sich, von
ganz wenigen Fillen abgesehen, regelméBig als ungedeck-
ter Scheck erweisen. Vor diesem Hintergrund halte ich es
fiir richtig, dafl der Bundesrat darauf besteht, nicht auch
noch dort von der maBlgeblichen Beriicksichtigung seiner
Auffassung ausgeschlossen zu werden, wo der Bund von
seinem Recht auf Rahmengesetzgebung innerstaatlich gar
keinen Gebrauch gemacht hat.

Zweitens: Fiir ganz unverzichtbar und fir eine wirksame
Bremse gegen die weitere Auszehrung der Linderkompe-
tenzen halte ich die im Bundesrat vorgeschlagene Regelung
beziiglich Artikel 235 des EWG-Vertrags. Wer Kompeten-
zen nach Briissel und StraBburg abgeben will, brauchte da-
nach die Zustimmung des Bundesrats.

Drittens: Wichtig finde ich auch die Forderung, daf die tm
Artikel 23 (neu) vorgesehene Vertretung der Bundesrepu-
blik durch Lindervertreter auf Ratstagungen in der Zu-
sammensetzung der Minister und anderen relevanten Gre-
mien ausgedehnt wird.

Viertens: Ich teile ebenfails die Auffassung, dafi das Aus-
fithrungsgesetz zu Artikel 23 (neu) nicht ohne die Aufnah-
me einer Bestimmung Gber das Verfahren bei der Benen-
nung der Vertreter der Bundesrepublik im neu geschaffe-
nen RegionalausschuB beschlossen werden darf. Fir einen
méglichen Kompromi mit den hier anstehenden Forde-

rungen der kommunalen Ebene habe ich vor kurzem in ei-
ner Kleinen Anfrage einen Vorschlag gemacht.

Ich komme zum SchluB. Zweifellos handelt es sich hier um
eine schwierige, sehr abstrakte und schwer zu vermittelnde
Materie. Dennoch wiirde ich mir wiinschen, dal gerade ge-
gen die sich ausbreitende Europamiidigkeit und Europa-
feindschaft die Bemiihungen der Linder um eine angemes-
sene Beriicksichtigung im Prozell der Europdischen Union
durch Landtag und Landesregierung gemeinsam gegen-
aber der Offentlichkeit stiirker deutlich gemacht und nach-
driicklicher vertreten wiirden.

Abg. Pfister FDP/DVP; Herr Prisident, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Die Europidische Gemeinschaft ist
auf dem Weg von einem Zweckverband zu einer politi-
schen Union. Dabei ist die Bundesrepublik Deutschland
das einzige Land in der EG mit einer ausgepragten fodera-
tiven Struktur. Eine Grundgesetzinderung ist deshalb no-
tig und vor allem auch eine verfassungsrechtliche Veranke-
rung der Linderbefugnisse.

Sicherlich sind aus Sicht der Linder nicht alle Bliitentriu-
me aufgegangen. Aber es gab entscheidende Verbesserun-
gen der bisherigen Linderpositionen und zum ersten Mal
eine verfassungsrechtliche Verankerung der Mitwirkungs-
rechte der Lander in EG-Angelegenheiten.

Ich bin der Meinung, daf} wir alle mit diesen Formulierun-
gen durchaus leben konnen. Dabei sind zwei Punkte be-
sonders wichtig. Zum einen hat der Bundesrat das Letzt-
entscheidungsrecht, wenn im Schwerpunkt Gesetzgebungs-
befugnisse der Linder, die Einrichtung ihrer Behdrden
oder ihre Verwaltungsverfahren betroffen sind. Zum ande-
ren ist glasklar geregelt, dal3 Lindervertreter die Bundesre-
publik aul EG-Ebene vertreten und ihre Rechte wahrneh-
men konnen, wenn ausschlieBliche Gesetzgebungsbefug-
nisse der Linder betroffen sind. Hier gibt es fiir die Bun-
desseite keinerlei Ermessensspielraum.

Ich begriiBe es, daB die jetzigen Formulierungen mit iiber-
ragender Mehrheit von der Verfassungskommission, von
der Ministerprisidentenkonferenz und auch von der Bun-
desregierung beschlossen worden sind.

Die FDP/DVP-Fraktion stimmt der BeschluBempfehlung
des Stindigen Ausschusses zu.

*

Stellv. Priisident Straub: Ich rufe jetzt Punkt 11 der Tages-
ordnung auf,

a) BeschluBempfehlung des Wahlpriifungsausschusses zu
dem Einspruch des Herrn Erwin Schmidt, Oberkirch, vom
13. Mirz 1992 —~ Drucksache 11/604

Berichterstatter: Abg. Drexler

b) BeschluBempfehlung des Wahlpriifungsausschusses zu
dem Einspruch der Fran Hildburg Radtke-Schoone, Wil-
helmshaven, vom 6. April 1992 — Drucksache 11/605

Berichterstatter: Abg. Dr. Maus

435



Landtag von Baden-Wiirttemberg — 11. Wahlperiode - 8. Sitzung -~ Mittwoch, 2. Oktober 1992

(Stellv. Prdsident Straub)

¢) Beschiuflempfeblung des Wahlpriifungsausschusses zu
dem Einspruch des Herrn Fritz Drilier, Waldkirch, vom
7. April 1992 — Drucksache 11/606

Berichterstatter; Abg. Riickert

d) Beschluflempfehlung des Wahlpriifungsausschusses zu
dem Einspruch des Herrn Helmut Ramsperger, Heiden-
heim, vom 8. April 1992 — Drucksache 11/607

Berichterstatter: Abg. Drexler

¢) BeschizBempfehlung des Wahlpriifungsausschusses zu
dem Einspruch des Herrn Edmund Dollacker, Filder-
stadt, vom 15. April 1992 — Drucksache 11/608

Berichterstatter: Abg. Straub

) BeschluBempfehlung des Wahlpriifungsausschusses zu
dem Einspruch des Herrn Helmut Paimer, Remshalden-
Grunbach, vom 5, Mai 1992 — Drucksache 11/609

Berichterstatter: Abg. Bebber

Ich stelle auch hier die Entscheidung zur Diskussion. -
Keine Wortmeldungen. Sie stimmen zu. Dann ist es so be-
schlossen.

Ich rufe Punkt 12 der Tagesordnung auf:

Beschlufiempfehlung und Bericht des Wirtschaftsausschus-
ses zu der Mitteilung des Wirtschaftsministeriums vom
2. Oktober 1992 — Entwurf cines Abkommens iiber das
Deutsche Institut fiir Bautechnik mit dem Entwurf eines
Schiedsvertrags iiber die Regelung von Streitigkeiten aus
dem Abkommen iiber das Deutsche Institut fiir Bautechnik
{DIBt-Abkommen); hier: Unterrichtung des Landtags -
Drucksachen 11/665, 11/719

Berichterstatter: Abg. Dr. Lang

Keine Wortmeldungen. - Sie stimmen der BeschluBBemp-
fehlung zu.

Damit sind wir am Ende der Tagesordnung der §. Sitzung,

{Lachen und Beifall bei der CDU, der SPD und
den GRUNEN)

Ich teile mit, dall die nichste, die 9. Sitzung des Landtags
von Baden-Wiirttemberg morgen, Donnerstag, den 22. Ok-
tober 1992, 9.30 Uhr stattfindet. Die Tagesordnung liegt
YOr.

Wir sind damit am Ende der Sitzung. Ich danke Thnen.

SchluB: 21.01 Uhr

436



	Baden-Württemberg Plenarprotokoll 11/8 (Seite I)
	Dokument (Seite 333)


